
• 

8555 

Landtag Rheinland-Pfalz _ 
13. Wahlperiode 

Plenarprotokoll13!114 

114. Sitzung 

Donnerstag, den 17. August 2000 

Mainz, Deutschhaus 

Fragestunde 
-Drucksache 13!6090-

DieMündlichen Anfragen Nummern 1, 5 und 12 werden zusammen 
aufgerufen. 

Die Mündlichen Anfragen Nummern 3 und 10 werden zusammen 
aufgerufen. 

AufAntrag der Fraktion derCDU finde_t zu der Mündlichen Anfrage 
Nummer 5 eine Aussprache gemäß§ 96 der Geschäftsordnung des 

_Landtags statt. Al)f Antrag der Fraktion BQNDN/5 90/D/E GRÜNEN 
wird in die Aussprachedie Mündliche Anfrage Nummer 1 

· einbezogen. 

AKTUELLE STUNDE 

"Aktuelle Weinmarktsituation" 
auf Antrag der Fraktion der-CDU 
-Drucksache 13/6043-

-"Haltung der Landesregierung-zur Aussetzung von {zwangsweisen) 
Rückführungen von Bürgerkriegsflüchtlingen in Anbetracht der 

-Situation in den Zielländern" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6046-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

Zu den Themen findetjeweils eine Aussprache gemäß§ 98 der Geschäfts­
ordnung des L!lndtagsstatt. 
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Regierungserklärung 

"Auswirkungen der Steuerreform auf die Bürgerinnen und Bürger 
und die Wirtschaft von Rheinland-Pfalz" 

Die Regierungserklärung wird von Staatsminister Mittler abgegeben. 

Aussprache. 

Bericht des Petitionsausschusses gemäß§ 109 der Geschäftsordnung des 
Landtags · 

Jahresbericht 1999 
·Besprechung des Berichts des Bürgerbeauftragten.(Drucksache 13/5611) 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Fraktion der F.D.P. 
und der Fraktion der SPD 
-Drucksachen 13/5618/5623/5626-

Der Bericht des Petitionsausschusses wird von dem Vorsitzenden des 
Petitionsausschusses, Abgeordneten Klaus Hammer, abgegeben. 

Aussprache zu beiden Tagesordnungspunkten. 

Die Tageson;lnungspunkte sind jeweils mit der Besprechung erledigt. 
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114. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfalz 
am 17. August 2000 

Die Sitzung wird um 9.31 Uhr vom Präsidenten des Landtags 
- eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren~ Ich 
eröffne die 114. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berufe ich· die Abgeordneten Heinz 
Leonhard und Ulla Brede-Hoffmann, die auch die Rednerliste 
führt. -

Entschuldigt istfür heute die Kollegin Friederike Ebli. 

Wir beginnen mit Punkt 3 der Tagesordnung: 

Fragestunde 
-Drucksache 13/6090-

Ich möchte darauf aufmerkSam machen, dass zwischen den 
Mündlichen Anfragen Nummern 1, 5 und 12 ein gewisser 
Sachzusammenhang besteht. Ich rege daher an, diese Münd­
lichen Anfragen gemeinsam aufzurufen und sie nacheinan­
der beantworten zu lassen. 

Auch die Mündlichen Anfragen Nummern 3 und 10 sollten 
wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam behandelt wer­
den. 

Sind Sie mit diesem Verfahren einverstanden?- Ich sehe kei­
nen Widerspruch. Dann wird so verfahren. 

Ich rufe die Mün~liche Anfrage der Abgeordneten 
Dr •. Bernhard Braun und Gisela Bill (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN), Lehrerinnen- und Lehrermangel zum Beginn des Schul­
jahres in Rheinland-pfalz betreffend, die Mündliche Anfrage 

der Abgeordneten Erhard Lelle und Josef Keller (CDU), Un­
terrichtssituation-an den allgemein und berufsbildenden 
Schulen des Landes zum Schuljahresbeginn 2000/2001 be­
treffend, sowie die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Johann-es Berg (CDU),_Unterrichtsversorgung an den Schulen 
in Rheinland-pfalz betreffend, auf. 

Die Mündliche Anfrage Nummer 1 trägt Herr Abgeordneter 
Dr. Braun vor. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir fragen die Landesregierung: 

-1. Wie viele Schulstunden fielen in der ersten Schulwoche 
des Schuljahres 200012001 aus? 

2. Welche Regionen und Städte waren und sind vom akuten 
Lehrerinnen- und Lehrermangel besonders betroffen? 

3. Welche kurzfristigen Maßnahmen plant die Landesregie­
rung, um die offenen Stellen an den rheinland-pfälzischen 
Schulen besetzen zu können? 

4. Wie hoch wird der strukturelle Unterrichtsausfall im Schul­
jahr 2000/2001 nach den Plänen und Erwartungen der 
Landesregierung sein? 

(Schweitzer, SPD: Das Schuljahr 
ist genau sechs Tage alt!) 

Präsident Grimm: 

Die Mündliche Anfrage Nummer 5 trägt Herr Abgeordneter --. 
Lellevor. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr Präsident, wir fragen die Lanaesregierung: 

1. Wie viele Lehrerinnen und Lehrer haben in den letzten 
vier Wochen vor Unterrichtsbeginn die ihnen zugesagten 
Stellen an den Schulen des Landes abgesagt? 

2. Wie verteilen sich diese Stellen auf die einzelnen Schular­
ten? 

3. Wie viele Lehrerinnen und Lehrer haben am ersten Schul­
tag die ihnen zugesägten Stellen nicht angetreten? 

4. Wie viele der angekündigten 600 Vollzeitlehrerstellen \Va-

ren zum Schuljahresbeginn noch nicht besetzt, und war-_ ·-
um nicht? 

Präsident Grimm: 

Die Mündliche Anfrage Nummer 12 trägt Herr Abgeordneter 
Berg vor. 

Abg. Berg, CDU: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Treffen Presseberichte zu, dass Schulen - wie die Grund­
schule lahnplatz in Wittlich- für pensionierte Lehrer zum 
Schuljahresbeginn keinen Ersatz zugewiesen erhielten, so­
dass betroffene Klassen nach· Hause geschickt bzw. nur im 
tageweisen Wechset" mit anderen Klassen unterrichtet 
werden? 

(Zuruf des Abg. Schweitzer, SPD) 
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2. An welchen weiteren rheinland-pfälzischen Schulen wa­
ren wie- viele Klassen nach den Sommerferien ebenfalls 
ohne Klassenlehrer? 

3. Wie hoch waren die Ausgaben des Landes Rheinland-
-

)Jfalz, um die Lehrer und Lehramtsanwärter auszubilden, 
die in den.letzten sechs Monaten von Rheinland-Pfalz in 
den hessischen Schuldienstgewechselt sind? 

4. Wie hat sich aufgrundder kritischen Einstellungssituation 
bei Lehrern in Rheinland-Pfalzder Notendurchschnitt bei 
der Einstellung von Lehrern entwickelt? 

Präsident G-rimm: 

Zur Beantwortung erteile ich Herrn Bildungsminister Profes­
sor Dr. Jürgen ZÖllner das Wort. 

(Schweitzer, SPD: Viel Vergnügen!) 

Prof. Dr. Zöllner, 
Minister für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Mündliche _Anfrage Nummer 1 beantworte ich namens der 
Landesregierung wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und-2: Angaben im Sinne der Fragestellung 
sind im Rahme!J der Beantwortung einer Mündlichen Anfra­
ge wegen des damit verbundenen Verwaltungsaufwands 
und der Kürze der Zeit nicht leistbar. 

(Frau Nienkämper, CDU: Das ist 
wirklich lächerlich!) 

Zu Frage 3: Insgesamt standen zur Sicherung der Unterrichts­
versorgung neben den z·um Schuljahresende frei werdenden 

_ Stellen 600 zusätzliche Stellenäquivalente zur Verfügung. Da­
mit konnten im Umfange von insgesamt ca. 1 200 Vollzeit­

lehrereinheiten in rund 1 600 Fällen Lehrer und Lehrerinnen 
-eingestellt werden bzw. Aufstockungen von Verträgen vor­
genommen werden. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Der fächerspezifische Bedarf war in Teilbereichen nicht durch 
Neueinsteilungen zu decken. Der zuständigen Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion wurde daher die Möglichkeit einge­

-räumt, neben den vorgesehenen Neueinsteilungen in diesen 
Fällen Dreiviertelverträge geeigneter· Lehrkräfte an den be­
troffenen Schulen oder an Nachbarschulen -unter gleichzeiti­
ger Teilabordnung aufzustocken. Ferner wird von der Mög­
licnkeit, Lehrkräfte, die das erste Staatsexamen abgeschlos­

sen ha~en und derzeit auf den Vorbereitungsdienst warten, 
übergangsweise zu beschäftigen, Gebrauch gemacht. 

Trotz zum Teil sehr kurzrristiger Absagen von Lehrerinnen 
und Lehrern konnten die vorgesehenen Einstellungen zum 
allergrößten Teil zum Schuljahresbeginn vollzogen werden. 
Von den zum Schuljahresbeginn noch-nicht besetztem Stellen 
konnte ein Großteil in der ersten Schulwoche besetzt wer­
den. 

Zu Frage 4: Daten zur Unterrichtssituation der Schulen wer­
den jährlich im Rahmen der amtlichen Schulstatistik erhoben. 
Für das Schuljahr 2000/2001 ist als Erhebungsstichtag für die 
allgemein bildenden Schulen der 23. August 2000 und für die 
berufsbildenden Schulen der 20. September 2000 festgelegt. 
Wie üblich, werden die Ergebnisse im Spätherbst vorliegen 
und können dann bekannt gegeben werden. 

Herr Dr. Braun, die 600 zusätzlichen Stellen dürften einen er- -
hebliehen Beitrag zu einer guten_ Unterrichtsversorgung lei­
sten. 

(Beifall bei der SPD) 

So weit meine Antwort zu der Mündlichen Anfrage Num­
mer 'l. 

Zu der Mündlichen Anfrage Nummer 5 der Abgeordneten 
Lelle und Keller vervveise _ich eingangs auf die Bemerkungen, 
die ich im Rahmen der Beant\lvortung der ersten Mündlichen 
Anfrage gemacht habe. Darüber hinaus beantvliorte ich die 
Einzelfragen wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: Mit Stand vom 8. August 2000- Herr 
Lelle, Sie müssen berücksichtigen, dass dies ein sehr fließen-~­
des Geschäft ist- haben 117 Lehrerinnen und Lehrer, wobei 
ich darauf hinweise, dass e5 sich um ein Einstellungsvolumen 
in der Größenordnung von ca. 1 600 handelt, die für eine Ein­
stellung in den Schulpienst vorge~hen waren; ihre Bewer­
bung kurzfristig zurückgezogen. Die Verteilung auf die 
Schularten stellt sich ~vie folgt dar: 

Grund- und Hauptschulen 40, SQnderschulen 18, Realschulen 
28, Gymnasien 24, berufsbildende Schulen 7. Daneben haben 

Lehrkräfte die von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirek­
tion in den letzten Wochen telefonisch gemachten-Stellenan­
gebote abgelehnt. Statistische Erhebungen werden hierüber 
jedoch nicht vorgenommen. 

Zu Frage 3: Ihren Dienst an der Schule haben trotz entspre­
chender Vereinbarungen neun Lehrerinnen und Lehrer nicht 
angetreten. 

Zu Frage 4: Die Hälfte von 76 Stellenäquivalenten. 

_ Ich komme damit zur Beantwortung der Mündlichen Anfrage 
Nummer 12. Auch hier verweise ich auf die Ausführungenzu 
den Fragen 1 und 5 und zu den Ausführungen zu den konkret 
in den Punkten 1 und 2 er{ragten Sachverhalten. Eine Buch­

führung über vorübergehende Schwierigkeiten bei der Un­
terrichtsversorgung erfolgt nicht. In allen uns bekannt wer- _ 



8560 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -114. Sitzung, 17. August 2000 

denden Einzelfällen gehen wir jedoch der Sache nach. Im Fa!~ 
!e der Grundschule Jahnplatz in Witt!ich konnte das Verfah­
ren zur Besetzung der Stelle des Konrektors bis zum Schuljah­
resbeginn nicht abgeschlossen werden, da die Stelle dreimal 
ausgeschrieben werden musste. Bis zu Beginn der ersten 
Schulwoche war es ferner nicht möglich, eine Vertretungs­
kraft zur Überbrückung zu gewinnen. Der Schulleiter sah sich 
deshalb veranlasst, eine Schulklasse an einem Tag nach Hause 
zu schicken. Seit Ende der ersten Schulwoche steht jedoch ei­
ne Lehrerin zur Verfügung, sodassnunmehr auch die Unter­

richtsversorgung an der Grundschule Jahnplatz in Wittlich 

gesichert ist. 

(Beifall desAbg. Dr. Mertes, SPD) 

zu Frage 3: Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir le­
ben nicht im Mittelalter. Deshalb gilt auch nicht: cuius regio, 
eius referendärius. Ein junger Mensch, der ein Lehramt an­
strebt, entscheidet sich für einen Studienort oder auch für ein 
Studienseminar nach seiner persönlichen Wahl. Nach Ab­
schluss kann er sich in der Regel bundesweit bewerben. Na­
türlich haben wir ein Interesse, in Rheinland-Pfalz ausgebil­
dete Lehrerinnen und Lehrer im Land zu behalten. 

(Frau Nienkämper, CDU: Dann müssen 
Sie aber anders handeln!) 

Wir greifen aber auch gern auf Bewerberinnen und Bewer­
ber aus anderen Bundesländern zurück. Angaben im Sinne 
der Fragestellung können nicht gemacht werden. Rechnun­
gen und Gegenrechnungen mit einzelnen Bundesländern 
werden nicht angestellt. Sie ergeben aus meiner Sicht auch 

keinen Sinn. 

(Dr.-Mertes, SPD: Sehr richtig, 
Herr Minister!) 

Zu Frage 4: Angaben im Sinne der Fragestellung - ich gehe 
davon aus, es ist die aufgrund der besonders zahlreichen zu­
sätzlichen Stellen im Vergleich zu anderen Bundesländernbe-
-sonders günstige Einstellungssituation in Rheinland-Pfalz ge­
meint- sind im Rahmen der Beantwortung einer Mündlichen 
Anfrage wegen des damit verbundenen Verwaltungsauf­
wands in der Kürze der Zeit nicht zu leisten. 

Präsident Grimm: 

Gibt e-s Zusatzfragen?- Bitte schön, Herr Keller. 

Abg. Keller, CDU: 

Herr Minister, um ein ähnliches Fiasko in Zukunft zu vermei­
den, 

(Zurufe von der SPD: Oje !) 

ist es notwendig, die genauen Gründe für die massenhafte 
Abwanderung von Junglehrerinnen und Junglehrern aus­
Rheinland-Pfalz zu kennen. Haben Sie diese Gründe erheben 
lassen? Wenn ja, welche Gründe sind dies? 

Prof. Dr. Zöllner, 
Ministerfür Bildung, Wissenschaftund Weiterbildung: 

_Wenn Sie es als Fiasko bezeichnen, dass eine Organisations­

einheit wie in diesem Fall das rheinland-pfälzische Schulsys­
tem die Aufgabe und das Problem hat, innerhalb von zwei 
Monaten. in ~er Größenordnung von 1 600 Stellenbeset­
zungsverfahren oder Personalvorgänge erfolgreich abzu­
schließen und in diesem Bereich in der Größenordnung von 
100 Verfahren nicht erfolgreich abgeschlossen worden sind, 
dann unterscheiden sich unsere Wertparameter qualitativ 
ganz entscheidend. 

(Beifall bei derSPD) 

Ich benutze diese Gelegenheit- und sage es mit allem Nach­
druck, ich danke ausdrücklich der Schulaufsicht, weil ich der 
festen Überzeugung bin, dass jeder Wirtschaftsbetrieb, der 
vor diesem Problem stehen würde;in diesem Zeitraum so vie­
le Stellen neu zu besetzen, stolz und glücklich wäre, wenn er 
es mit dieser Erfolgsquote abgeschlossen hätte. Alle Verant­
wortlichen hätten entsprechende Boni zu erwarten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich möchte noch ein Zweites in "Bezug auf das Fiasko sagen. Es 

ist darauf hinzuweisen, ohne dass ich genaue Zahlen habe 
und mich nur auf Presseberichte beziehen kann, dass das Pro­
blem, das Sie mit einer schlechteren Relation von Rheinland­
pfalz im Vergleich zu anderen Bundesländern, zumindest in 
den von Ihnen immer wieder zitierten Bundesländern Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, dargestellt haben, mindestens so 

groß ist wie in Rheinland-Pfalz. Ich betone dies. Ich verweise 
auf Presseberichte, dass in Hessen bei nur 300 zusätzlichen 
Stellen zum Schuljahresbeginn noch eine Größenordnung 

von 250 Stellen nicht besetzt war und ~veise weiter darauf 
hin, dass in Nordrhein-Westfalen, das nicht in dieser Größen­
ordnung Stellen neu geschaffen hat, der Anteil der nicht be­
setzten Stellenspürbär größer ist als in Rheinland-Pfalz. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
-Aber mit unterschiedljchen Zahlen!) 

_ Als dritten Punkt möchte ich noch anfügen: Aus dem vorher 
Gesagten wird deutlich, dass es sehr wohl zu einem Wechsel 
von Lehrerinnen und Lehrern und Bewerberinnen und Be­
werbern von Rheinland-Pfalz in andere Bundesländern 

kommt. Ich bin mir auch sicher- ich betone dies-, dass in Ein­
zelfällen die Tatsache, dass wir zu einem Teil Dreiviertelein­
stellungen machen, für Einzelentscheidungen der jungen 
Menschen maßgebend ist. Sie sind aber nicht das Grundpro­
blem, was überzeugend durch die Tatsache belegt wird, dass 
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das Problem in Ländern, die nur Volleinsteilungen machen, 
noch größer ist. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Lelle .. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr Minister, wollten Sie mit Ihrer Antvvort eben deutlich 
machen, dass sich unsere Fragen gegen die Bediensteten der 
ADD wenden? \'l(enn ja, dann_würde ich dies als-eine bösarti­
ge Unterstellung bezeichnen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Prof. Dr. Zöllner, 
Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Lelle, ich wollte d_ies nicht machen. Ich habe aber die Ge­
legenheit genutzt, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus­
drücklich auch in der Öffentlichkeit zu loben, weil sie durch 
die öffentliche Berichterstattung und Kommentare von ein­

-zeinen Personen in Misskredit geraten sind. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Griinm: 

Zu einer Zusatzfrage erteile ich der Abgeordneten Frau 
Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Minister, Sie haben bei der Nathfrage, mit welchem 
strukturellen Unterrichtsausfall im laufenden Schuljahr ge­
rechnet wird, auf die Schulstatistik verwiesen. 

Am 8. August 2000 stand in der ,.Allgemeinen Zeitung" ein 
Artikel mit dem Titel ,.Im Schulkarussell nach Gonsenheim". 
Dort wurde für die Mainzer Gymnasien ein struktureller Un­
terrichtsausfall zwischen 2 % und 3 % prognostiziert. Wü-r­
den Sie eine solche Prognose teilen? 

Prof. Dr. Zöllner; 
Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Ich habe keine konkrete Antwort auf diese konkrete Frage 
gegeben; weil sie im Momentnitht konkret zu beant\.'vorten 
ist und jede Festlegung meinerseits eine Genauigkeit sugge­
rieren würde, die ich persönlich nicht verantworten kann. 

Ich habe in meiner Annvort deutlich gemacht, dass aufgrund 
der Tatsache, dass wir insgesamt im Schulsystem mit nur 
ca. 3 000 zusätzlichen Schülerinnen und Schülern zu rechnen 

haben, aber dieses Land die Kraft und die Möglichkeit-gefun­
den hat - ich betone dies -, 600 zusätzliche Lehrereinheiten 
zur Verfügung zu stellen, die Vermutung nahe liegt- das ist 
schüchtern formuliert-, dass sich das strukturelle Unterrichts­
defizit nicht verschlechtert. Ich glaube, das ist die einzig ver­
antwortbare Aussage zurri jetzigen Zeitpunkt, weil natürlich 
die konkreten Daten erst dann vorliegen können, wenn man 
Klassenbildungen und Verteilungen auf die Schularten und 
die einzelnen Bildungsgänge vor allen Dingen im BB5-Bereich 
nachvollzogen hat. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Schweitzer. 

Abg. Schweitzer, SPD: 

Herr Minister, würden Sie mir zustimmen, dass es zu_ Beginn 
eines Schuljahres wichtiger ist, dass Lehrerinnen und Lehrer 
Unterricht halten, statt Statistiken für Mündliche Anfragen 
anzufertigen? 

(Frau Schmidt, CDU: Wenn sie 
Unterricht halten!) 

Prof. Dr. Zöllner, 
Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Ich stimme dem ausdrücklich zu. Ich würde sogar noch hinzu­
-fügen, dass dies insbesondere- für die Schulaufsichtsbeamten 
gilt, deren vornehmste Aufgabe es ist, in einer solch schwieri­
gen Situation zum Telefonhörer zu greifen, Briefe zu schrei­
ben und Gespräche zu führen, um in den wenigen Fällen, in 
denen es noch Probleme gibt, Abhilfe zu schaffen, und nicht 
im Sinne der Nabelschau Pseudobilanzen zu erstellen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Dr. Mertes. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Minister, würden Sie mir zustimmen, dass sich dann, 

wenn -die Schulstatistik vorliegt und veröffentlicht ist, die Op­
position in diesem Hause noch wundern wird, wie gut die Un­
terrichtsversorgung in diesem }ahr ist? 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU­
Frau Nienkämper, CDU: Das kann er 

doch selbst nicht ernst nehmen!­
Hörter, CDU: Der Frager musste 

selbst lachen!-
Schmitt, CDU: Er wundert sich 

selbst über seine Frage!) 
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Prof. Dr.Zöllner, Abg~ Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN: 
Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Es -ist für ein Regierungsmitglied immer ein gewisses Problem, 
wenn es auf eine Frage eines Abgeordneten der sie tragen­
den Koalitionsfraktionen nicht durch eine Zustimmung rea­
gieren kann, Herr Mertes. lc~ bin mir nicht sicher, ob sich die 
Opposition wirklich wundern wird, weil ich mir nicht sicher 
bin, ()b sie nicht anders denkt, als sie redet. 

Präsident Grimm: 

(Beifall bei der SPD­
Zuruf von der CDU) 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Minister, da davon auszugehen ist, dass kein Unterricht -
ausgefallen ist, weil Lehrer Statistiken angefertigt haben, 
sondern weil Lehr:ermangel herrscht, möc_i!te ich noch einmal 
eine -ernsthafte Frage stellen: Wie werden die Eitern davon 
unterrichtet, dass Schulstunden ausfallen? Wie können sich -
die Elte~n darauf einstellen, dass ihre Kinder plötzlich keinen 
Unterricht haben? 

Prof. Dr. Zöllner, 
Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Braun, als Erstes lege ich Wert darauf, dass ich nicht den 
Eindruck erweckt habe, dass bisher gestellte Fragen nicht 
ernsthaft sind, sondern dass Sie das gesagt haben. 

ZUm Zweiten habe ich nicht gesagt, dass kein Unterricht aus­
gefallen ist. 

Zum Dritten verweise ich darauf, dass die rechtzeitig-e Infor­
mation der Eitern selbstverständlich vornehmste Pflicht der 
Schule und der Schulleitung ist. Ich gehe davon aus, dass dies 
verantwortungsvoll_ wie die anderen Aufgaben der Schule 
von _den Schulleiterinnen und Schulleitern wahrgenommen 
wird. 

Präsident Grimm: 

Gibt es weitere Fragen? --Das sehe ich nicht. Die Mündlichen 
Anfragen sind beantwortet. 

(Beif~l bei der SPD) 

Wir kommen zur Mündliche Anfrage der Abgeordneten Elke 
Kiltz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Gentechnische Verände­
rung von Lebensmitteln betreffend. 

Frau Kiltz, Sie haben das Wort. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt sie die Ergebnisse der Zeitschrift Warentest 
(August 2000) bei der Stichprobenkontrolle von Lebens­
mitteln auf gentechnische Veränderungen? 

-2. Entsprechen diese Ergebnisse auch den Erfahrungen der 
rheinland-pfälzischen Lebensmittelkontrolle oder wei­
chen sie davon ab? 

3. Welchen Handlungsbedarf sieht die Landesregierung ei­
nerseits in der gesetzlichen Vorgabe der Kennzeichnung 
und andererseits in der pr:aktischen Umsetzung? 

4. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, die Er- _ 
zeugerinnen und Erzeuger und Verarbeiterinnen und Ver­
arbeiter von Öko- oder konventionellen Erzeugnissen oh­
ne Gentechnik yor gentechnischer Verunreinigung durch 
Auskreuzung oder durch Verarbeitungswege zu schützen 
(bespielsweise BekanRtgabe von Feldern mit transgenen 

- Pflanzen, Datenbank Gentechnikfrei)? 

Präsident Grimm: 

Zur Beantl.vortung erteile ich der Umweltministerin Frau 
Martini das Wort. 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren Ab­
geordneten! Ich darf die Fragen namens der Landesregie­
rung wie folgt beantwortem: 

Erzeugnisse aus den gentechnisch veränderten Round-up­
Ready-Sojabohnen bzw. dem Bt-Mais, die bereits vor dem ln­
krafttreten der Novei-Food-Verordnung in den Verkehr ge­
bracht wurden, müssen nach den Bestimmungen der Verord­
nung 1139/98 besonders gekennzeichnet werden. Dies gilt 
allerdings nur dann, wenn in dem Produkt neue Proteine auf­
grund der eingefügten Erbinformation oder gentechnisch 
veränderte DNA vorhanden sind. 

Die Vero_rdnung !st in diesem Jahr geändert worden. Es wur­
de ein so genannter Schwellenwert eingeführt. Danach ist 

der entsprechende Hinweis erforderlich, wenn der Anteil an 
gentechnisch verändertem Material auf die jeweilige Zutat 
bezogen-Ober 1 % liegt. Bei Gehalten unter ein~m Prozent 
müssen die Verantwortlichen gegenüber den zuständigen 

-Behörden nachweisen können, dass das Material zufällig vor­
handen ist. Diese Regelungen sind im April in Kraft getreten. 

Nach den Bestimmungen der Novei-Food-Verordnung liegen 
zurzeit verschiedene Anzeigen vor, wie zum Beispiel für raffi­
nierte Öle aus gentechnisch verändertem Raps, die zu her­
kömmlichen Rapsölen_ im wesentliche-n gleichwertig sind. 

• 
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Genehmigungen für das ln-Verkehr-bringen von neuartigen 
Lebensmitteln, die gentechnisch veränderte Organismen ent­
h~lten oder aus: ihnen bestehen, existieren aufgrund dieser 
Verordnung noch nicht. 

Diese Ausführungen habe iCh vorangeschickt, damit die nach­
folgenden Antworten sich besser eingliedern lassen. 

Frau Abgeordnete, zu Ihrer Frage 1: Im Auftrag der Stiftung 
Warentest sind 82 Lebensmittel untersucht worden, die An­
fang des Jahres gekauft wurden. Dabei konnten in 3-1 Pro­
dukten gentechnisch-veränderte Bestandfeile nachgewiesen 
werden. ln drei Fällen von 82 lag der Anteil des gentechnisch 
veränderten Materials bezogen auf die jeweilige Zutat über 

-1 %. Wie aus der Veröffentlichung der Zeitschrift .,test" her-
vorgeht, sind die Proben im Handel entnommen worden, be-

-vor der_Schwellenwert von 1 % eingefügt wurde. 

Bezogenauf die alte Rechtslage, die gerade angesichts der 
Problematik der unve-rmeidbaren Kontamination zu der For­
derung des Schwellenwerts geführt hat, ergibt sich damit ei­
ne relativ hohe Beanstandungsquote von 38 %, weil die ent­
nommenen Proben noch nicht der Vorschrift des Schwellen­
werts unterlegen haben. Bezogen allerdings- auf die jetzige 
Rechtslage, die den Schwellenwert eingeführt hat, ist die Be~ 

-anstandungsquote mit 4% eher als niedrig anzusehen. Zum 
Vergleich: Verstö~e gegen die Kennzeichnungsregelungen 
sind- im vergangeneo Jahr allgemein bei Lebensmitteln in 
Rheinleind-Pfalz je nach betroffener Produktgruppe zwischen 
1 % und 19 % der· Proben festgestellt worden. Vor diesem 

Hintergrund sind die 4 % bezogen auf die neue Rechtslage 
relativ gering. 

-

Unabhängig davon hält es jedoch die Landesregierung für er-
-forderlich, dass die Firmen die geltenden Kennzeichnungsre-
- gelungen_ bei den gentechnisch veränderten Lebensmitteln 

stärker beachten. 

Zu Frage 2: Im- Jahr 1999 wurden von der gentechnischen Un­
tersuchungsstelle in Trier insgesamt 156 Proben auf gentech­
nische Veränderungen untersucht. Bei 8 % der Prob~n wur­
den gentechnische Veränderungen ohne einen entsprechen­
den Hinweis festgestellt. Diese Zahlen liegen unter der Bean­
standungsquote~ die sich nach der früheren Rechtslage aus 
den Ergebnissen der Zeitschrift .,test" ergibt. Das sind die . 
38 %, die ich gerade genannt habe- Ergebnis der Beprobung 
der Zeitschrift .,test" bezogen auf die alte Rechtslage 38 %. 

Bei unswaren es bei den Untersuchungen 1999 8%. 

Im laufenden Jahr sind bislang 87 Proben überprüft worden, 
a_lso mehr als die 82 Proben der_Stiftung Warentest. Be~ uns : 
sind in den 87 Proben 9 % gentechnische Veränderungen 
nachgewiesen worden. Soweit die quantitative Bestimmung· 
abgeschlossen werden konnte, lag der Anteil genetisch ver-

änderten Materials unter 1 %. Die Firmen wurden bei diesen 
Proben aufgefordert darzulegen, welche Maßnahmen ergrif­
fen wurden; um zufällige Kontamination zu vermeiden. Bei 
verschiedenen Maiserzeugnissen steht die Quantifizierung 
noch aus. 

Zu Frage 3: Die zurzeit geltenden gemeinschaftsrechtlichen 
Regelungen gehen von dem Grundsatz aus, dass eine unge­
wollte Kontamination mit gentechnisch veränderter DNA von. 
höchstens 1 % keine besondere Kennzeichnungspflicht aus­
löst. Da der Schwellenwert von 1 % nicht für das Gesamter­
zeugnis, sondern immer nur für die jeweilige_ Zutat gilt, ver­
tritt die Landesregierung nach wie vor die-Auffassung, dass 
der derzeitige- Wert insgesamt als akzeptabel angesehen 
werden kann. 

ln seinem Umweltgutachten 2000 ist der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen auch aufdie-Problematikder Kennzeich­
nung von gentechnisch veränderten Lebensmitteln einge­
gangen. Die Landesregierung teilt die Auffassung, dass eine 

umfassende Regelung für einen Schwellenwert oder, wie es 
in dem Gutachten heißt, eine Bagatellgrenze erforderlich ist, 
die auch für gentechnisch veränderte Zusatzstoffe und Aro­
men gilt. 

Bei Produkten bzw. Zutaten mit allergenem Potenzial ist ein 
Schwellenwert hingegen grundsätzlich nicht akzeptabel. Das 
heißt, bef allergenen Produkten kann auch unterhalb der 
Grenze eines Schwellenwerts eine gesundheitliche Ge-fähr­
dung gegeben sein. 

Hinsichtlich der Probenuntersuchung sieht die Landesregie­

rung zurzeit keinen Handlungsbedarf. Sie hat die Veröffentli­
chung in de[ Zeitschrift .,test" allerdings zum- Anlass genom­
men, die nachgeordneten Behörden noch einmal zu bitten, 

auch bei Betriebskontrollen auf die Einhaltung der Kenn­
zeichnungsvorschriTt zu achten. Ich habe deutlich gemacht, 
dass wir allein in diesem Jahr bereits 87 Proben entsprechend 
untersucht haben. 

Zur Frage 4: Ein Überblick über die genehmigten Freisetzun­
gen von- genetisch veränderten Organismen in Deutschland 
kan_n auf der Internet-Seite des Robert-Koch-lnstituts einge­
sehen werden. Bezüglich einer Verpflichtung, für einen Zeit­
raum von drei Jahren auf einen kommerziellen Anbau gen­
technisch veränderter Pflanzen in Deutschland zu verzichten,.. 
haben auf Initiative der Bundesregierung Gespräche mit der 
Wirtschaft stattgefunden. Während dieser Zeit soll ein 
Forschungs- und Beobachtungsprogramm laufen, bei dem Ex­
perten untersuchen sollen, welche Folgen der großflächige 
Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen für die Um­
welt hat. Q~bei sollen die Umweltwirkungen der kommer­
ziellen Verwendung unter Praxisbedingungen bewertet we~­
den. 

Die Landesregierung begrüßt die Initiative der Arbeitsge­
meinschaft .,Lebensmittel ohne Gentechnik e. V." zum Auf-
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bau einer Datenbank. Im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
wird die Landesregierung auch immer auf diese Datenbank 
hinweisen. 

So weit die Beantwortung der Fragen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Kiltz. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Ministerin, Sie hab_en davon gesprochen, dass bei aller­
genen Potenzialen kein Schwellenwert toleriert werden 
kann. Nun haben wir das Problem, dass wir bei manchen 
transgenen Veränderungen noch gar nicht wissen, ob sie al­
lergene Potenziale enthalten. Wie verträgt sich das mit der 
Vorstellung, dass man dort keinen Schwellenwert akzeptiert, 
wenn man es noch gar nicht weiß, ob das allergene Potenzia~ 
le sind? 

Frau Marti11i, Ministerin fUr Umwelt und Forsten: 

ln dieser Haltung berufen wir uns auf wissenschaftliche Un­
tersuchungen zu diesen Fragen. Insofern sind wir der Auffas­
sung, dass der Schwellenwert, der mit 1 % bezogen auf die 
jeweilige Zutat extrem gering ist und mit einem hohen analy­
tischen Aufwand erfassbar ist, der richtige ist. Die Frage der 
allergenenPotenziale muss noch gesondert geregelt werden. 

Präsident Grimm: 

Ich sehe keine weiteren Zusatzfragen. Die Mündliche Anfra­

geist beantwortet. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Gisela 
Bill (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Rechtsaufsicht des Landes 
über die Kassenärztliche Vereinigung Rheinhessen betref­
fend und die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kl<!us 
Hammer (SPD), Probl!'!me der Kassenärztlichen Selbstverwal­
tung in Rheinhessen betreffend, auf. 

Zunächst trägt die Abgeordnete Frau Gisela Bill ihre Mündli­
che Anfrage vor. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Warum wurde das die Rechtsaufsicht über die Kassenärzt­
liche Vereinigung Rheinhessen führende Ministerium für 
Arbeit, Soziales und Gesundheit bezüglich des Verdachts 

des Honorarbetrugs eines Vorstandsmitglieds erst am 
1. August 2000- nach öffentlicher Berichterstattung - mit 
der Aufforderung tätig, der Beschuldigte möge seine Auf­
gaben als Vorstandsmitglied für die Kontrolle der Hono­
rarabrechnungen ruhen lassen, obwohl die Tatsache der 
Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft und de­
ren Gründe dem Ministerium bereits seit langem bekannt 
waren? 

2. Wie beurteilt die Rechtsaufsicht führende Behörde die 

Tatsache, dass der Vorsitzende des Laborausschusses der. 
Kassenärztlichen Vereinigung Rheinhessen bereits rechts­
kräftig wegen Abrechnungsbetrugs im Laborbereich ver­
urteilt wurde? 

3. Wie bewertet. die Landesregierung die erklärte Absicht 
von Vorstandsmitgliedern der Kassenärztlichen Vereini­
gung, offensichtliche Betrugsfälle lediglich intern zu lö­
sen, statt diese den Justizbehörden zu übergeben? 

4. Sieht sich die Landesregierung durch den vorliegenden 
Fall in ihrer Auffassung bestärkt, dass die Strukturder Kas­
senärztlichen Vereinigungen dringend einer Reform hin 
zur professionellen Geschäftsführung bedarf, wie dies im 
vergangeneh Jahr von der Bundesgesundheitsministerin 
vorgeschlagen wurde,·und ggf., was wird die Landesregie­
rung dazu unternehmen? 

Präsident Grimm: 

Nun trägt Herr Abgeordneter Klaus Hammer seine Mündliche 
Anfrage vor: 

Abg. Hammer, SPD: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Was hat sie im Rahmen ihrer Rechtsaufsicht unternom­

men, als sie die Hintergründe der durch die Staatsanwalt­
schaft veranlassten Hausdurchsuchung erfahren hat? 

2. Wie beurteilt sie den derzeitigen Stand der Angelegen­
heit? 

3. Wie bewertet sie das Instrument der Rechtsaufsicht über -
die Kassenärztlichen_Vereinigungen? 

4. Hält sie aus rechtlicher Sicht eine Begleitung der staatsan­
waltschaftliehen Ermittlungen durch rechtsaufsichtliche 
Aktivitäten für notwendig? 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung ant\1vortet Staatsminister Gerster. 
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Gerster, 
Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren!· Ich beantworte 

- die Fragen der Abgeordneten Frau Bill wie folgt: 

Zu Frage 1: Nach den Vorschriften des SGB V führt-das Minis­

terium für Arbeit, Soziales und Gesundheit die Aufsicht über 

die Kassenärztlichen Vereinigungen. Diese Aufsichterstreckt 

sich auf die Beachtung von Gesetz und sonstigem Recht. Zum 

sonstigen Recht gehört auch die Satzung d_er Kassenärztli­

cben Vereinigungen. Diese Satzung der Kassenärztlichen Ver­
einigung Rheinhessen -enthält folgende Bestimmung: -,,Das 

Amt eines Mitgliedes eines Organs endet-_durch Tod, durch 

Niederlegung des Amtes, durch. Verlust oder Wechsel der or­
dentlichen oder außerordentlichen Mitgliedschaft, durch 
Verlust oder Beschränkung der Geschäftsfähigkeit, mit der 

-rechtskräftigen Verurteilung wegen schwerer strafrechtlicher 

- oder sittlicher Verfehlungen." 

ln dem von Ihnen zitierten Fall geht es um den Verdacht des 

Abrechnungsbetrugs eines Vorstandsmitglieds der Kassen­

ärztlichen Vereinigung Rheinhessen. Für diesen Fall sieht die 

Satzung keinen Amtsverlust vor. Das Ministerium hatte also 

·als Aufsichtsbehörde zunächst keine Veranlassung, gegen­

über der Kassenärztlichen Vereinigung Rheinhessen tätig zu 

-werden, als diese zunächst_ an ihrem Vorstandsmitglied fest­
hielt, zumal Ermittlungen oft jahrelang gehen unä auch im 

strafrechtlichen Sinne ergebnislos enden. 

Gleichwohl war es geboten, vonseiten des Ministeriums zu 

der Angelegenheit Stellung zu nehmen, weil und als öffent­
lich der Eindruck entstanden war, die Kassenärztliche Vereini- -
gung Rheinhessen wolle sich vom Gesundheitsminister vor 

staatsanwaltschaftUchen Ermittlungen schützen lassen. Es 

gab da etwas missverständliche öffentliche Äußerungen und 
auch Briefe. Die Kassenärztliche Vereinigung wurde darauf 

hingewiesen, dass sie sich als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts mit Selbstverwaltung nicbt im rechtsfreien Raum be­
wegt. Die Bedeutung der Unschuldsvermutung zugunsten 

- des_ beschuldig!en Arztes wurde ausdrücklich anerkannt. Es 

wur~e aber außerhalb der Rechtsaufsicht, und zwar .durch 
mich, der Rat erteilt, eine vorläufige Maßnahme zu erweifen 

und dem beschuldigten Vorstandsmitglied nahezulegen, auf 

seine Ämter zu verzichten bzw. ihn während der Ermittlun­
gen von seinen Ämtern, vor allen Dingen der Vorstands- und 

Prüftätigkeit, zu entbinden. 

Es sollte selbstverständlich sein, dass ein Arzt, der im Ver­

dacht steht, sel_bst nicht ordnungsgemäß abgerechnet zu ha- _ 

ben, nicht fürdie Kontrolle der Abrechnungen anderer" Kas­
senärzte eingesetzt wird. Dafür sollte eigentlich schon die in-_ 

terne Kultur· einer solchen öffentlich-re<:htlichen Körp~r­

schaft sorgen. Das beschuldigte Mitglied des Vorstands der 

Kassenärztlichen Vereinigung Rheinhessen hat im Rahmen ei­

ner Vertreterversammlung am 9. August die Konsequenz ge­
zogen und seine Ämter zum RIJhen_gebracht. 

Zu Frage 2: Diese Frage geht zunächst auch an die Rechtsauf~ 
sieht im formellen Sinn. Das ist das Ministerium und vor allen 
Dingen seine entsprechende Abteilung 2 für Sozialversiche­

rung. Selbstverwaltungsorgane der Kassenärztlichen Vereini­

gung sind die Vertreterversammlung und der _Vorstand. Die 

beiden eben genannten Gremien haben Organcharakter. Ne­

ben den von den Kassenärztlichen Vereinigungen unabhän­

gigen Ausschüssen der gemeinsamen Selbstverwaltung sind 

bei den Kassenärztlichen Vereinigungen weitere _F.achaus­

schüsse eingerichtet. Hierzu gehört auch die Laborkommis­

sion. Diese Fachausschüsse haben gewissermaßen beraten­

den Charakter. Es handelt sich um ein Gremium von Sachver­

ständigen, das die· Fachkunde von Laborärzten beurteilt, die 
höherwertige Laboruntersuchungen erbringen wollen. Diese 

Sachverständigentätigkeit ist im Zusammenhang mit dem 
Vorwurf des Abrechnungsbetrugs anders zu bewerten als der 
Vorsitz im Prüfungsausschuss. Mit anderen Worten, es gibt 

überhaupt keinen Zusammenhang mit Abrechnungsehrlich­

keit- wie ich einmal umgangssprachlich sagen möchte-, son­

dern es geht ausschließlich um die Bewertung der labortech­

nischen Qualifikation von ärztlichen Antragstellern. 

Zu Frage 3 - Wie bewertet die La-ndesregierung die erklärte 

Absicht von Vorso;andsmitgliedern der Kassenärztlichen Ver­

einigung, offensichtliche Betrugsfälle lediglich intern zu lö­

sen, statt diese den Justizbehörden zu übergeben? -: Frau 

Abgeordnete- Bill, diese Frage bezieht sich offenbar auf ein 
Rundschreiben der KV Rheinhessen an ihre-Mitgliedervom 

April1994- also einige Jahre alt- im Zusammenhang mitdem 

Abschluss einer Vereinbarung über die Prüfung der Abrech­
nung auf Rechtmäßigkeit durch Plausibilitätskontrollen. 

ln diesem Rundschreiben ist wörtlich ausgeführt: .,Der Ab­

schluss dieser Vereinbarungen ist nicht zuletzt a!s Sigr)al an 
Politik, Vertragspartner und Staatsanwaltschaft zu verstehen, 

d_ass die Kassenärztliche Vereinigung Rheinhessen als Selbst­

verwaltungskörperschaft Zusammen mit den Vertragspart­
m!rn in der- Lage ist, Unstimmigkeiten bei ärztlichen Abrech­

nungen ohne Staatsanwaltschaft und Gerichte zu klären." 

Die Vorschrift über Plausibilit3tskontrollen wurde mit dem 

Gesundheitsreformgesetz-von 1988 neu in das Kassenarzt­
recht eingefügt. Hier geht es, wie der Name schon sagt, um 

die Prüfung der Plausibilität von Abrechnungen - also in ei­

nem Vorstadium- vor mÖglichen- ich sage jetzt einmal- Ver­

dachtsmomenten, dass eine Abrechnung rechtlich· fragwür­
dig ist. Im Vorstadium soll überprüft werden, ob das Bil<:lder 

ärztlichen Tätigkeit, das sich aus den Abrechnungen ergibt, 

plausibel ist und damit dem Ansebein nach auch weitere Un­
tersuchungen zunächst nicht angezeigt sind - Plausibilitäts­
kontrolle. 

Diese Plausibilitätskontrollen, die ausdrücklich vom Gesetz­

geber als Vorstufe vor weiteren und letzten Entles dann auch 

rechtlich gravierenden Untersuchungen vorgesehen sind, 

sind ganz bewusst aufgenommen worden, um gewisserma­

ßen die Spreu vom Weizen zu trennen. Die beteiligten Part­
ner, also auch die Rechtsaufsicht des Gesundheitsministe-
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riums, sind sehr einverstanden - auch heute noch -, dass sol­
che Plausibilitätskontrollen zunächst innerhalb de-r Ärzte­
schaft selbst vorgenommen werden, zumal die Ärzteschaft­
selbst ein Interesse daran hat, dass nicht durch unkollegiales 
Verhalten andere Mitglieder der KV geschädigt werden. Im 
Rahmen des Budgets ist dies ein NullsummenspieL 

Diese Vereinbarungen entsprechen der Zielsetzung des Ge­
setzgebers. Sie tragen auch dazu bei, dass Falschabrechnun­

gen nicht erst durch Strafverfahren aufgedeckt werden, son­
dern möglicherweise schon im Zuge einer solchen -Plausibili­
tätskontrolle, und Sie können sicher sein, dass es dann bei 
entsprechenden Verdachtsmomenten auch nicht bei einer 
rein kollegialen Aktion bleibt. 

Zu Frage 4- Die Struktur der Kassenärztlichen Vereinigungen 
betreffend -: Frau Abgeordnete Bill, eine stärkere Professio­
nalisierung der Arbeit der Kassenärztlichen Vereinigungen 
wurde im Rahmen der Gesundheitsreform 2000 von der Bun­
desregierung vorgeschlagen. _Es war in dem ursprünglichen 
Gesetzentwurf vor allen Dingen eine hauptamtliche Arbeit in 
den KVen vorgesehen, die derzeit noch ehrenamtlich erfolgt, 
allerdings in einer Form, die das Wort "Ehrenamt" ein biss­
chen mit.Fragezeichen versieht, insbesondere was die Höhe 
der Vergütung a·ngeht. 

Diese ehrenamtliche Aufgabe oder -Erledigung der Aufgabe 
ist bei der Bedeutung der Kassenärztlichen Vereinigungen 
für die internen Verfahren, für die Abrechnung usw., sicher­
lich ein Problem. Deswegen hat die Bundesregierung vorge­
schlagen, dies künftig hauptamtlich vorzusehen, nicht zuletzt 
a!Jch, damit der Kostenträgerseite, also gegenüber den ge­
setzlichen Krankenkassen vor allem, sozusagen ein gleicher 
"Counterpart" gegenübersitzt- hauptamtliche Vorstandmit­
glieder.-Dies istdann auch in Verbindung mit einem größeren 
Zuschnitt von KV-Bezirken zunächst am Bundesrat geschei­
tert. Der Bundesrat hätte es nicht passieren lassen. Deswegen 
sind diese Elemente der Gesundheitsreform herausgenom­
men worden. 

Es bh!ibt- ich vermute dies --einer späteren Gesundheitsre­
form vorbehalten, die Struktur der Kassenärztlichen Vereini- _ 
gungen erneut auf den Prüfstand zu stellen. Die Landesregie­
rung hat bis dahin nicht vor, sozusagen statt des Bundesge­
setzgebers in dieser Frage isolierttätig zu werden. 

Zu den Fragen des Kollegen Hammer darf ich wie folgt ant­
worten: 

Zu Frage 1 - Was hat die Landesregierung zusätzlich zu dem 
unternommen, was die Staatsanwaltschaft veranlasst hat?-: 
Herr Kollege Hammer, ergänzend zu den Ant11vorten auf die 
Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau Bill darf ich noch 
einmal ausdrücklich betonen, dass zusätzlich zu den Ermitt­
lungen der Staatsanwaltschaft keine Maßnahmen der Rechts­
aufsicht über die KV im förmlichen Sinne erforderlich waren. 

Das Ministerium musste aber öffentlich Position beziehen, 
um dem Eindruck entgegenzutreten, die KV könne gewisser­
maßen Schutz vom Ministerium gegen staatsanwaltschaftli­
ehe Ermittlungen bekommen. 

Das wäre eine Rollenverteilung, die auf keinen Fall akzepta­
bel ist. Deswegen habe ich als Minister auch ötl'entlich die KV 
aufgefordert, die Ämter d~s Kollegen, um den es geht, ruhen 
zu lassen. 

Zu Frage 2 -Wie beurteilt die Landesregierung den derzeiti­
gen Stand der Angelegenheit? -: Das beschuldigte Mitglied 
des Vorstands der KV Rheinhessen hat seine Amter zum Ru­
hen gebracht. Im Rahmen der Vertreterversammlung haben -
die Anwälte dies für ihn erklärt. Er selbst hat an dieser Vertre­
terversammlung am 9. August 2000 nicht teilgenommen. 

Nach einer ganz "frischen" Information, die ich noch nicht 
überprüfen konnte, soll er inzwischen verhaftet sein. Aber 
das kann ich jetzt nur als allerletzte Nachricht weitergeben. 
Ich kann Näh_eres dazu nicht sagen. Das ist im Zweifelsfall 
auch Sache der Justizbehörden. 

Zu Frage 3-- Wie beurteilt die Landesregierung das Instru­
ment der Rechtsaufsicht über die Kassenärztlichen Vereini­
gungen?-: Herr Abgeordneter Hammer, Sie ist ein wichtiges 
Instrument, mit dem durchgesetzt werden kann, dass sich 
Selbstverv..raltungskörperschaftenan Recht und Gesetz halten 

- -nicht mehr und nicht weniger. Ähnliches gilt für die Rechts­
aufsicht gegenüber Versicherungsträgern, zum Beispiel LVA 
oder AOK Rh-einland-Pfalz. 

Zu Frage 4- Hält die Landesregierung aus rechtlicher Sicht ei­
ne- Begleitung der staatsanwaltschaftliehen Ermittlungen 
durch rechtsaufsichtliche Aktivitäten für notwendig?-: Nein. 
Das Gesundheitsministerium ist sich ill vollem Umfang be­
wusst und akzeptiert die unterschiedliche Aufgabenstellung 
der Justiz und letzten Endes auch des Justizministeriums, Herr 

Kollege Mertin, und des Gesundheitsministeriums. 

Dort, wo der Staatsanwalt tätig ist, ist die Rechtsaufsicht des 
Gesundheitsministeriums zunächst nicht gefordert. Nur dort, 
wo nicht klar wird, in welchem Rahmen sich eine KV und die 
handelnden Organmitglieder bewegen, auch gesundheitspo­
litisch äußern, ist unter Umständen die Rechtsaufsicht oder in 
Fragen, die nicht nur die Rechtsauffassung betreffen, der Mi­
nister gefordert, um Einfluss zu nehmen, um öffentliche Ver­
zerrungen zu vermeiden. 

Wir müssen aber andererseits auch alles unterlassen - also 
das Gesund-heitsministerium als Rechtsaufsicht gegenüber 
der KV -,was in irgendeiner Weise als Einmischung in staats­
anwaltschaftliche Ermittlungen interpretiert adeLverstanden 
werden könnte. 

• 

• 



Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -114. Sitzung, 17. August2000 8567 

Präsident Grimm: 

Vielen Dank, Herr Minister. 

-Ich möchte zunächst ·Gäste im Landtag begrüßen, und zwar 
Schülerinnen und Schüler der Integrierten Gesamtschule 

Mainz-Bretzenheim, Stipendiaten aus verschiedenen Ländern 
sowie Damen und Herren der Senioren-Union Bad Ems. Seien 

Sie alle herzlich begrüßt!_ 

(Beifall im Hause) 

Zusatzfragen?- Frau Bill, bitte schon. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr 5taatsminister, trifft es zu, dass sich aus den zuletzt von 

der Staatsanwaltschaft beschlagnahmten Unterlagen An­
haltspunkte für den Verdacht weiterer Abrechnungsbetrüge­

reien ergeben haben? 

Gerster, Minister für Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Frau Kollegin Bill, diese Frage geht so eindeutig an die Staats­
anwaltschaft, dass ich dazu nichts sagen kann. Ich habe nur, 
als öffentlich der Eindruck entstand, dass nicht alle Unterla­
gen sozusagen aktiv von der KV zur Verfügung gestellt wer­
den, die KV gebeten, jeden Eindru_ck zu vermeiden, dass sie 
nicht in vollem Umfang an diesen Ermittlungen mitwirkt. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrag~ der Abgeordneten Frau Bill. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Offensichtlich haben Sie die Frage 3 missverstanden und die 
Plausibilitätskontrollen erläutert. Gegen diese habe ich nichts 

einzuwenden, aber ich stelle diese Frage noch einmal deutli­

cher: Ist es richtig, dass Vgrstandsmitglieder der Kassenärztli­
chen Vereinigung Rheinhessen an das Ministerium der Justiz, 

an das· Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit und 

an andere Justizbehörden geschrieben haben, dass sie ihre 
Angelegenheiten besser intern lösten, als sie der Staatsan­

waltschaft zu übergeben? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Frau Abgeordnete Bill, E'!_S geht eindeutig um die im Jah-r 1988 

neu in das Recht aufgenommenen Plausibilitätskontrollen. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das war aber nicht meine Frage. Das haben Sie lediglich so in­

terpretiert. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Dann. bezieht sich Ihre Frage, wie Sie mir vorhin durch Kopf­

nicken bestätigt haben, auf das Rundschreiben. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nein. 

t=ierster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Dann habe ich Sie falsch verstanden und sage in aller Deut­

lichkeit: Meines Wissens gibt es keinen Versuch einer Kassen­
ärztlichen Vereinigung,_ offensichtliche Betrugsfälle intern, 

das heißt, nicht rechtlich und unterhalb der Ebene rechtlicher 

Vorgänge, zu lösen. SolChe Vereinbarungen bzi.'l!. Absichten 
kenne ich nicht. Wenn es sie aber gäbe, würden wir dag~gen 
vorgehen. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist also nicht an Sie herangetragen worden? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Ja. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordnetef! Hammer. 

Abg. Hammer, SPD: 

Herr Minister, ich frage Sie vor dem Hintergrund der Nachfra­
ge der Abgeordneten Frau Bill: Sieht die Landesregierung die 

Notwendigkeit einer Veränderung des Fünften Sozialgesetz­

buchs, des Selbstverwaltungsrechts der Kassenärztlichen Ver­
einigung, als notwendig an? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Kollege Hammer, Wenn Sie in erster Linie die rechtsauf­
sichtlichen Zuständigkeiten meinen, scheinen mir diese zur­

zeit ausreichend. Wenn Sie darüber hinaus die Konstruktion 
der Kassenärztlichen Vereinigung meinen -die Kassenärztli-
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chen Vereinigungen gibt es erst seit etwa 70 Jahren-, verwei­
se ich auf Bemühungen der Gesundheitsreform, die Arbeit 
der Kassenärztlichen Vereinigungen zu professionalisieren. 
Das habe ich vorhin erwähnt. Das ist natürlich das weite Feld 
der Gesundheitspolitik und steht nicht im Zusammenhang 
mit der Rechtsaufsicht. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Bill. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Minister, bei der Beantl.vortung meiner ersten Frage ha­
ben Sie die Satzung der Kassenärztlichen Vereinigungen zi­
tiert. Sind Sie der Ansicht, dass eine solche Satz~mg angesichts 
der Tatsache, dass es sich um Gelder von Versicherten han­
delt, in der Form in Ordnung ist oder angesichts der vielen 
Skandale der letzten Jahre in diesem Bereich nachgebessert 
werden muss? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales urid Gesundheit: 

Frau Abgeordnete Bill; in dem konkreten Fall ging es darum, 
dass ein Arzt, gegen den seit Jahren wegen Abrechnungsbe­
trug ermittelt wird, nicht nur gegen ifm, sondern auch gegen 
andere Praxiskollegen, selbst für die Prüfung von Abrechnun­
gen zuständig war. Das war eine so eindeutige Kollision, dass 
es im Zu!;le der weiteren staatsan\valtschaftlichen Ermittlun­
_gen und des öffentlichen Verhaltens dieser Kassenärztlichen 
Vereinigung mehr als nahe lag, der Kassenärztlichen Vereini­
gung zu empf_ehlen, ihn "aus dem Verkehr zu ziehen". 

Ich halte nichts davon, die! Satzung formell so filigran auszu­
formulieren, dass eine so unwahrscheinliche Einzelkonstella­
tion durch Satzungsrecht erfasst wird; denn die vorhin be­
schriebene Kollision von konkreten Einzelaufgaben wird es 
vermutlich sehr selten geben. Ich bin der Meinung, dass die 
Satzung befriedigend geregelt ist. 

Die Kassenärztliche Vereinigung Rheinhessen hat gezeigt, 
dass sie diesen mehr oder 11ileniger politischen- nicht im enge­
ren Sinne rechtlichen- Aufforderungen na-chkommt. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des HerrnKollegen Dr. Altherr. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Staatsminister, in einer Mitteilung in der "Ärztezeitung" 
vom 3. August 2000 ist zu lesen, dass die Kassenärztliche Ver­
einigung eigene Ermittlungen in diesem Fall angestellt habe 

und zu abweichenden Ergebnissen gekommen sei. Ich zitiere: 
"Hierüber haben wir die Staatsanwaltschaft, das Ministerium 
für Arbeit, Soziales und Gesundheit, das Ministerium der Jus­
tiz, die Strafkammer und die Generalstaatsanwaltschaft in ei­
nem einzigen gemeinsamen Schreiben unterrichtet." Was 
war der Inhalt dieses Schreibens? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Abgeordneter Dr. Altherr, der Inhalt dieses Schreibens 
war die Klage über das Vorgehen der Staatsanwaltschaft. 
Über das Vorgehen eines Staatsanwalts kann man sich alle 
möglichen Gedanken machen. Für uns war das aber kein An- -
lass, dieses Vorgehen zum Thema zu machen für irgendein 
Verhalten unsererseits, sondern eher Anlass dafür, die Kas­
senärztliche Vereinigung darauf hinzuweisen, dass sie im ei­
genen Interesse nicht den Verdacht erwecken darf, dass sie 
abwehrt und unter Umständen weniger Informationen her­
ausgibt, als es sinnvoll ist. 

Die eigenen Ermittlungen der Kassenärztlichen Vereinigung 
bei dieser besonderen Konstellation haben natürlich nur be­
grenzten- Aussagewert, aber sie werden sicherlich im Zuge 
derweiteren Ermittlungen eine Rolle spielen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage desHerrr:a Abgeordneten Dr.-Rosenbauer. 

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Herr Staatsminister, gibt es einen Zusammenhang zwischen 
Ihrem Tätigwerden wegen dieses Briefes und der gleichzeiti­
gen Recherchen von Journa_listen? 

Gerster, Ministerfür Arbeit; Soziales und Gesundheit: 

Es gibt einen Zusammenhang bezüglich der öffentlichen Äu­
ßerungen der Kassenärztlichen Vereinigung. Erst als sich die 
Kassenärztliche Vereinigung Rheinhessen missverständlich 

verhalten hat, sah ich mich gezwungen, zu vermeiden, dass 
wir in ein Verfahren hereingezogen werden, in dem unter 
Umständen das Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesund­
heit und das Ministe-rium der Justiz an zwei verschiedenen 
Enden Probleme hätten. 

Das ist absurd und kann auch gar nicht vorkommen, aber 
auch dieser öffentliche Eindruck musste vermieden werden. 
Deshalb habe ich _der Kassenärztlichen Vereinigung-geraten 
- sie ist diesem Rat auch nachgekommen -, jeden Verdacht 
auszuräumen, dass es kollegiale oder darüber hincJUsgehende 
Versuche gibt, strafrechtlich zu würdigende Sachverhalte 
nicht strafrechtlich zu würdigen. 
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Präsident Grimm: 

Eine - weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 

Dr. Altherr. 

Äbg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Staatsminister, ich nehme Bezug auf die Frage 3_ der Ab­
geordneten Frau Bill. Sind Sie mit mirder Ansicht, dass essehf 
wohl im Interesse der Kassenärztlichen Vereinigung liegt, Ab­
rechnungsfehler bzw.- Betrugsfälle intern zu überprüfen; 
denn der betrügende oder falsch abrechnende Arzt betrügt 
in e-rster Linie die eigenen Kollegen. Er betrügt nicht die Kas­
sen der Treuhänder oder Versicherten. Aus diesem Grund 
muss es sehr wohl im lnferesse der Kas~enärztlichen Vereini­
gung sein,-dass solche Abrechnungsfehler intern aufgeklärt 

werden. 

Frau Kaltegin Bill, die Abrechnung ist ein sehr differenzier­
tes---

Präsident Grimm: 

Herr Kollege, stellen Sie bitte lediglich Fragen. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Das gehört dazu. 

Präsident Grimm: 

Nein, das gehört nicht mehr dazu. Die Frage _ist gestellt wor­
den. Im Übrigen ist sie bereits beantwortet worden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) _ 

- Nein, ichhabe wie gegenüber allen -anderen Kolleginnen 
und Kollegen die Geschäftsordnung zu beachten. Darum 
geht es. Bitte schön, Herr Minister! 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Im -Rahmen der Plausibilitätskontrolle ist ein Vorverfahren 
-- der Selbstverwaltung sinnvoll. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Typisch!) 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten_ Hammer. 

Abg. Hammer, SPD: 

Herr Minister, vor dem Hintergrund dieser Ausführungen 
stelle ich die Frage: Teilen Sie mit mir die Auffassung, dass in 
unserem Rechtsstaat das Institut der Selbstven.valtung auch 
die eigenständige Selbstkontrolle enthalten muss? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Ich stimme Innen in vollem Umfang zu. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Rosenbauer. 

Abg. Dr.Rosenbauer, CDU: 

Herr Gerster, wie beurteilen Sie das Verhalten und die Rolle 
von Herrn Dr. Gerhardt? Ist er seinen Aufgaben gerecht ge­
worden? 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Kollege Dr. Rosenbau er, diese Frage gehtweit über die 
ursprüngliche Frage hinaus. Ich habe bereits gesagt, dass ich 
tätig geworden bin, als Missverständliches von der Kassen­
ärztlichen Vereinigung geäußert worden ist. Werdas im Ein­
zelnen geäußert hat und weshalb, kann jeder beurteilen, der 
das genau beobachtet hat. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des· Herrn Abgeordneten 
Dr. Rosenbauer. 

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Anders herum gefragt: Herr Minister, ist die Kassenärztliche 
VeFeinigung Ihrer Auffassung nach ihrer Prüfungsaufgabe 
vollkommen gerecht geworden und ihr ordnungsgemäß 
nachgekommen? 

Gerster, Minister für Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Wenn Sie damit meinen, dass wir die Qualifikation von Vor­
standsmitgliedern einer Selbstverwaltungskörp~rschaft, die 
unserer Rechtsaufsicht unterliegt, zu prüfen oder irgendwie 
zu bewerten hätten, kann ich Ihnen entgegnen, dass diese 
Aufgabe nicht zu erfül[en ist. Das wäre eine Auslegung von 
Rechtsaufsicht, die unmöglich ist. Genauso gut kön!'ten Sie _ 



8570 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -114~ Sitzung, 17. August 2000 

mich fragen, was ich von Herrn Kollegen Hammer halte. Die­
se Frage würde ich Ihnen auch-nicht beantvvorten .-jedenfalls 
nicht in der Fragestunde. 

(Unruhe und Heiterkeit im Hause) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, wirsind am Ende der Fragestunde 

angekommen. Die Mündlichen Anfragen sind beantwortet. 

(Beifall derSPD und der F.D.P.) 

Die CDU-Fraktion hat gemäß§ 96 GOLT die Aussprache über 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Erhard Lalle und 

Josef Keller (CDU), Unterrichtssituation an den allgemein 

und berufsbildenden Schulen des Landes zum Schuljahresbe­
ginn 2000/2001 -Nummer 5 der Drucksache 13/6090- betref­

fend und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ausspra­
che über die Mündliche Anfrage der- Abgeordneten 

Dr. Bernhard Braun und Gisela Bill (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ· 
- NEN), Lehrerinnen- und Lehrermangel zum Beginn des Schul­
j~hres. in Rheinland-pfalz - Nummer 1 der Drucksache 
13/6090'- betreffend, beantragt. Diese beiden Mündlichen 
Anfragen werde ich gemeinsam aufrufen, damit wir sie zu­
sammen diskutieren können. 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Die Startschwierigkeiten zu Be­
ginn des Schuljahres sind für uns nicht momentane Schwierig­

keiten oder eine Situation, die sich kurzfristig einstellt und 
dann wieder schnell überwunden ist. Für uns sind die Start­
schwierigkeiten zu Beginn dieses Schuljahrs im Grunde ge­

nommen nichts anderes als der Ausdruck der chronischen Un­
terfinanzierung und der Mangelwirtschaft in der Bildungspo­
litik dieser Landesregierung und ihrer Vorgängerin. 

(Unruhe bei der SPD) 

Trotz der vorgesehenen 600 zusätzlichen Stellen für Ihren 

Wahlkampf beginnt das Schuljahr 2000/2001, wie das ver­
gangene Schuljahr geendet hat: Struktureller und temporä­

rer Unterrichtsausfall bleiben uns erhalten. 

Sie haben sicherlich alle die Schlagzeilen in der vergangenen 

Woche gelesen, die zum Beispiel lauteten: "Schulstart mit 
Vertretungsstunden und Notplänen" - "Erstklässler stehen 
ohne Lehrer da" -"Klasse 3 a ohne Lehrer". 

Ich kann auch ein ganz persönliches Erlebnis nennen: Ich saß 
an einem Vormittag in meinem Wahlkreisbüro in Andernach. 

Innerhalb von einer Schulstunde marschierten dort vier kom­
plette Klassen in den·wandertag am zw~iten Unterrichtstag. 

Das hat mich dann doch schon verwundert. Ich habe mich 
dann umgehört. Ich musste gar nicht weit hören; denn-die 
besorgten Eltern haben bei uns permanent angerufen. Ich 
nehme an, sie haben auch bei Ihnen angerufen, Frau Brede­
Hoffmann. Vielleicht sind sie aber nicht so auf offene Ohren 

gestoßen. 

(Dr. Mertes, SPD: Was hatdas mit 

Unterrichtsausfall zu tun?) 

-Was das mit Unterrichtsausfall zu tun hat,- Herr Dr. Mertes? 
Das hat etwas mit der Situation zu tun, dass-zu wenig Lehre­
rinnen und Lehrer vorhanden sind und dass sie den Unterricht 
nlcht ausgestalten können. Vielleicht haben Sie aber auch am 
zweiten Unterrichtstag immer Wandertage veranstaltet und 
Notpläne gemacht. 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Mertes, die Eltern kön­

nen nicht verstehen, wenn sie ihre Kinder im Frühjahr zum er­
sten Mal zur Grundschule oder zu weiterführenden Schulen 

- angemeldet haben, dass sie nach den Sommerferien mit der 
Situation konfrontiert werden, dass nicht ausreichend Lehre­
rinnen und Lehrer in den Schulen vorhanden sina. 

{Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU) 

Die Eltern können nicht verstehen, dass in diesem Zeitraum 
nach der Anmeldung, wenn klar ist, wie viele Schülerinnen 
und Schüler sich angemeldet haben - Herr Professor 
Dr. Zöllner hat gesagt, dass rund 3 700 zusätzliche Schülerin­
nen und Schüler in diesem Jahr erwartet werden-, die Schul­

behörden und das Ministerium nicht in der Lage sind, das so 
zu organisieren, dass für jede Klasse und für alle Schülerinnen 
und Schüler die entsprechenden Lehrkräfte zur Verfügung 

stehen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mit solchen Entwarnungsmeldungen, wie wir sie heute von 
- Herrn Professor Dr. Zöllner gehört haben, geben sich die El­

tern auch nicht zufrieden. Was -produzieren Sie denri damit? 

ln jeder, Sonntagsrede und in vielen anderen Reden wird die 
Bedeutung der Bildungspolitik, der Ausbildung, der guten 
schulischen Bildung hervorgehoben. Eine solche Erfahrung zu 
Schuljahresbeginn weckt bei den- Eltern_ genau den Eindruck, 
dass das eine hehre Worte sind, während das andere die kon­

krete Situation ist. So entsteht Frust und auch Enttäuschung 
über die Politik. 

Viele, die bei uns angerufen-haben, haben uns gebeten, ihre· 
Empörung darüber auch ins Parlament zu_tragen. 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Mertes, Sie hatten ge­
fragt, wie viele zusätzliche Stellen wir beantragt haben. Na­
türlich haben wir in den vergangenen Jahren, weil wir wuss­

ten, dass in den vergangenen zehn Jahren rund 100 000 zu­
sätzliche Schülerinnen und Schüler zu erwarten waren, in al-

• 
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len Haushal~beratungen die Vorschläge gemacht, wie und 
wie viele zusätzliche Lehrerinnen- und Lehrerstellen zu finan­
zieren sind. Denen sind Sie nicht gefolgt. Sie haben stattdes­
sen die Lern-- und Arbeitsbedingungen für die Schülerinnen 
und Schüler und für die Lehrerinnen und Lehrer ständig ver­

schlechtert. 

(ZÜruf vcin der SPD: Verbessert!) 

-- Nein, Sie haben sie verschlechtert. Ich nenne die Kürzung 
der Stundentafel und viele andere Maßnahmen, von denen 
jede einzelne umstritten war. Sie haben zu einer Sit_uation 
beigetrage-n, in der-deutlich wird, dass das, was an Schule, an 
Qualität und an Bildungsangebot angeboten wird, nicht nur 
nicht ausreichend, sondern unzureichend ist. Die Verbesse­
rung der Unterrichtsversorgung an den Schulen lässt nach 

wie vor aufsich warten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Glocke des Präsidenten) 

Herr Professor Dr. Zöllner, vielleicht noch einen Satz zum 
Schluss: Sie haben aufgrund von Anfragen von uns deutlich 
gemacht, dass die rund 600 zusätzlichen Stellen, zu denen wir 
Sie- auch· durch unsere Anträge und unsere Aktivitäten ge­
drängt haben, bei weitem nicht ausreichen, um das auszu­
gleichen, was an strukturellem Unterrichtsbedarf anfällt. Sie 
selbst haben gesagt; dass Sie, um alleine das ausgleichen zu 
können, 700 zusätzliche Stellen benötigen. Sie bleiben dahin­
ter zurück. Ich habe noch kein \1\Jort zum temporären Unter­
richtsausfall und noch kein Wort zu den zusätzlichen 

Schülerinnen-und Schülerzahlen gesagt. 

Vielen Dank. 

(BeifaJI des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Keller das Wort. 

Abg. Keller,CDU: 

- Herr Präsident, meine sehr geehrten Danien und Herren! 
Noch nie -herrschte zu Schuljahresbeginn an den rheinland­
pfälzischen Schulen ein so großes Chaos wie in diesem Jahr. 

(Beifall der CDU­
Heiterkeit bei der SPD) 

Es geht drunter und drüber. Dafür trägt diese Landesregie­
rung die alleinige Verantwortung. 

(Beifall der CDU) 

.,Schulstart mit Vertretungsstunden und Notplänen" titelte -
zum Beispiel die .. Rheinpfalz". Andere Zeitungen titelten: 
.,Schulstart mit"Hindernissen" - .,Schulbehörde im Feuer der 

Kritik" - .,Klasse 3 a ohne Lehrer" - .,Schulven:valtung nach 
der Umstrukturierung weiterhin außer Tritt". Das sind alles 
üble Falschmeldungen, wenn man den Aussagen des Minis­

ters glauben darf, die er eben bei der Beantwortung - das 
war eher eine Nichtbeantvvortung - der Mündlichen Anfra­
gen gemacht hat. 

(Beifall der CDU) 

Auch über eine Woche nach Schulbeginn kann an vielen 
Schulen des Landes noch kein stundenplanmäßiger Unter- -
richt erteilt werden, weil Rheinland-Pfalzdie Junglehrer da-_ 
vongelaufen sind, das in erster Linie deshalb, weil sie-zum 

Beispiel in Baden-Württemberg und im Saarland ganze Stel­
len angeboten bekommen haben. 

(Staatsminister Zuber: Hessen!) 

Diesen Grund kennt der Minister, nur er gibt ihn nicht zu, 
weil er sich dadurch natürlich im Nachhinein ein schlechtes 
Zeugnis ausstellen würde. 

(Beifall der CDU) 

War die Entwicklung, dass Lehrerinnen und Lehrer wenige 
Wochen vorher, zum Teil sogar noch am ersten Schultag, ihre 
zugesagte Stelle abgesagt haben, etwa höhere Gewalt, wie 
das die Landesregierung gern hätte? Nein, das war keine hö­
here Gewalt, sondern das war vorhersehbar, das war ge_rade­

zu vorprogrammiert. Die CDU hat wiederholt auf diese Ent­
wicklung hingewiesen. Leider hat das nur Erfolg im berufsbil­
denden Bereich gehabt. 

Jetzt rächt sich die sture und unflexible Einstellungspraxis 
dieser Landesregierung. 

(Beifall der CDU) 

Leidtragende sind, wie so oft in den letzten Jahren, die Schü­
lerinnen und Schüler dieses Landes. Sie scheinen aber bei die­
ser Landesregierung überhaupt keine Rolle mehr zu spielen. 

(Beifall der CDU -
Heiterkeit der Staatsministerin Frau Dr. Götte) 

-Frau Dr. Götte, was lachen Sie? Ein Kompliment muss ich Ih­
nen im Nachhinein machen. Dieses Chaos haben noch nicht 
einmal Sie während Ihrer Amtszeit hinbekommen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU) 

Das will schon et\IIJas heißen. 

Viele gute Lehrerinnen und Lehrer mit bei uns dringend be­
nötigten Fächerkombinationen sind abgewandert und hin-
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- ter!assen Lücken. Zur Ehrenrettung derjenigen Lehrerinnen 
und Lehrer,dietrotz--

(Zuruf von der SPD)-

- Herr Mertes, hören Sie eimal zu, hier könnenSie viell~icht 
sogar klatschen. 

- - eines Dreiviertelvertrags ihren Dienst in Rheinland-Pfal-z 
angetreten haben, muss gesagt werden, dass es sich nicht um 
Lehrer zweiter Wahl handelt, die ihren Dienst-angetreten ha­
ben. Dieser drohenden Stigmatisierung müssen wir gemein­
sam entschieden entgegentreten, weil die Politik dieser Lan~ 
desregierungdazu geführt hat, dass sich plötzlich Lehrer, die 
hier bleiben, rechtfertigen müssen, ob sie nicht diejenigen 
sind, die den schlechten Durchschnitt usw. und so fort haben. 

Ich komme zu den Zahlen des Ministers. Rund 100 Stellen sei-
- en noch nicht besetzt, so der Minister am 10. August in der 

Presse. Damit wollte er die Bevölkerung beschwichtigen. 
Heute erfahren wir, es sind jetzt 117 Stellen. Das ist schon et­
was mehr. 

Herr Minister, ich bezweifle auch diese Zahlen. So waren al­
lein an den Ludwigshafener Grund- und Hauptschulen fünf 

- Stellen nicht besetzt. Dazu kommen noch die anderen Schul­
arten. Wenn man das Ludwigshafener Ergebnis auf das Land 
hochrechnet, kommen wir mit Sicherheit deutlich über diese 
117 Stellen, die Sie genannt haben. Es wird wiederum klar, 
dass Sfe- wie schon so oft in der Vergangenheit- Weltmeister 
im Schönrechnen sind. 

(Glocke des Präsidenten) 

Nachher geht es weiter. 

(Beifall im Hause:: 
ltzek, SPD: Es fst einfach schön im Landtag!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordnete11 Frau Brede-Hoffmann das 
Wort. 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Es sprach derWeitmeister im Schwarzreden. 

Herr Abgeordneter Keller, danke schön für diese Beschrei­
bung eines Zustands, die irgendwo Ihren Wunschvorstellun­
gen, um alles schlecht machen zu können, entsprang. Dies 
entspricht jedoch nicht der Realität an den rheinland­
pfälzischen Schulen. 

Frau Kollegin, Herr Kollege, trotz 3 000 zusätzlichen Schüle­
rinnen und Schülern haben wir 600 neue zusätzliche- Lehre-

rinnen und Lehrer in den Landesdienst einstellen können. Wir 
haben alle frei gewordenen Stellen wiederum neu besetzen 
können. 

Wir haben dies so getan, damit in diesen Schulen ein wirkli­
cher Zufluss von jungen Lehrerinnen und Lehrern stattfinden 
konnte. War das nicht auch immer Ihre Forderung, alles ist 
viel zu alt, obwohl ältere Lehrerinnen und Lehrer auch gute 
Lehrerinnen und Lehrer sein sollen, wie man selber weiß? 

Neue junge Lehrerinnen und Lehrer bringe~ natürlich auch 
ganz neue Ideen mit. Wir haben davon in diesem Land_ für 
dieses Schuljahr 1 600 neue junge Lehrerinnen und Lehrer 
einsteifen können. 76 Stellen bei 33 000 Lehrerinnen und Leh­
rer im Landesdienst konnten am ersten Schultag noch nicht 
besetzt werden, weil die Fachkräfte dafür fehlten.- Dies sind 
im Übrigen - der Minister hat darauf hingewiesen - im Ver­
gleich zum Bundesland Hessen 76 Stellen zu 250 Stellen in 
Hessen. Ein Riesenkompliment an die ADD und alle unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Schulaufsjcht. Diese 
haben offensichtlich viel effektiver als die in Hessen gearbei­
tet, sonst wären dort nicht 250 Stellen unbesetzt geblieben, 
obwohl die Dreiviertelstellen niCht angewandt werden. 

Wir haben in Rheinland-Pfalz nicht den großen Exitus auf 
dem Land, der hier beschrieben worden ist. Wir haben das 
(3egenteil. Sie alle haben auch im letzten Schuljahr Zahlen 
darüber erhalten, wie viel junge Kolleginnen und Kollegen 
sich aus den anderen Bundesländern in Rheinland-Ptatz be­
worben haben. Ich habe es gar nicht glauben wollen und ha­
be aller Heimatliebe zum Trotz gefragt: Warum ist das so? 

Dieses war eine größere Zahl als die Gesamtzahl aller 
rheinland-_pfälzischen Bewerbungen. Mehr junge Lehrerin­
nen und Lehrer aus anderen Bundesländern wollten in die­
sem Bundesland arbeiten als die rheinland-pfälzischen Lehre­
rinnen und Lehrer, die--sich insgesamt hier beworben haben. 
Es kann wohl nicht an diesem- System liegen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Es liegtarn System hier!) 

Es liegt daran, dass es in der ganzen Bundesrepublik bei eini­

gen Fächern schlicht und einfach zu wenig junge Lehrerinnen 
und Lehrer gibt. 

Frau Thomas und Herr Keller, was hat diese Landesregierung 
getan? Sie hat punktgenau-reagiert. Sie hat der Bezirksregie­
rung bzw. den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Schul-

: aufsieht die Möglichkeit geboten, überall dort aufzustocken, 
wo sie aie Fachkräfte nicht finden konnten, weil sie nicht aus­
gebildet für die ganze Bundesrepublik vorhanden sind, und 
junge Lehrerinnen und Lehrer mit vollen Stellen zu versehen. 
Auf diese Art und Weise- Sie konnten es, weil Sie immer alles 
in den Zeitungen verfolgen, in den letzten Tagen lesen- wur­

den zum Beispiel die Fälle in Heidesheim, Nfeder-Oim und 
Klein-Winternheim gelöst. In den Zeitungen wurde jeder Fall 

• 
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als Erfolgsfall mitgeteilt. Überall dort, wo Sie Ihre Überschrif­
ten- über das Chaos fanden, waren dann die Überschriften 

überdie gelösten Fälle. 

Meine Damen und Herren, des Weiteren ist dargestellt wor­

den, dass am zweiten Schultag Wandertag ist. Wie furchtbar, 

meinen Sie. 

_Frau Themas, ich frage Sie als Psychelog in: Was glauben Sie, 

wie Integration in neu gebildeten Klassen besser durchge­

führt werden könnte als dadurch, dass sich Kinder in einer At­
mosphäre eines Ausflugs, der gleichzeitig Lehrgang sein 

kann, kennen lernen? 

{Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch an den Haaren 

herbeigezogen!) 

Hierbei handelt es sich um ein praktisches Instrument, das 
Lehrerinnen und Lehrer nicht erst seit heute, sondern schon 

seit Jahrzehnten anwenden. Mein Sohn ist in die IGS Bretzen­
heim -eingeschult worden. Vorhin vvaren Besucherinnen und 

-Besucher aus dieser Schule hier. ln der zweiten Woche bereits 
_wurde dortdieses Instrument angewandt, um die Kinder mit-

einander bekannt zu machen und um Lehrerinnen und Leh­
rer zusammenzubringen. 

{Beifall bei der SPD) 

Ich finde das gut. Ich hoffe, unsere Lehrerinnen und Lehrer 
lassen sich nicht von Leuten wie Ihnen einreden, dass das 

scheinbarer Unterrichtsausfall ist. Das ist ein pädagogischer 

Unterricht auf höchster Qualität. 

Ich danke den Lehrerinnen und Lehrern dafür, dass sie dies 
praktizieren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Keller, Sie sollten die fortg~laufenen Junglehrerinnen 
und Junglehrer in den nächsten Wochen an unseren ·schulen 
besuchen und sie fragen, ob das, was in Rheinland-Pfalzjetzt 

durch 600 zusätzliche Stellen an unseren Schulen passiert, 

nicht eine wesentliche Verbesserung der Situation darstellt. 
Mehr könnten wir alle und könnte jeder gebrauchen, und 

zwar nicht nur der Staat. 

Jeder Privatbetrieb könnte mit doppelt so viel Mitarbeitern 

wahrscheinlich viellockerer und entsp_annter arbeiten. Natür­
lich könnten wir mehr gebrauchen. Zeigen Sie mir das Bun­
des~and in der Blindesrepublik, das es bei Haushaltssituatio­
nen, wie wir sie alle haben, geschafft hat, 600 zusätzliche 
Stellen als_Dauerstellen bei einem gleich bleibend hohen Ni­
veau an Vertretungsmitteln an unseren Schulen in den Schul­

dienst zu bringen. Das müssen Sie mir erst einmal zeigen. 
Dann reden wir darüber, d_ass das alles viel zu wenig sei. 

Präsident Grimm: 

Frau Kollegin, Sie haben zeitlich deutlich überzogen. 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Null, null steht hier. 

{Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Das istvon null bis 60. 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Ich bitte um Entschuldigung. 

PräsidentGrimm: 

Eine Minute hat 60 Sekunden. 

{Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich werde versu­
chen, nicht zu überziehen- das ist auch dem Thema nicht an­

gemessen - und mich ganz kühl auf die Fakten zu beschrän­
ken. 

{Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Bissehen lauter!) 

- Das muss ausgesteuert werden. Ich "freue mich, dass Sie ein 
derartiges Interesse an meinen Äußerungen haben. 

Ich komme noch einmal zu den Fakten. Ich nehme Bezug auf 

das, was Frau Brede-Hoffmann gesagt hat. 600 neue Lehrer­
stellen, 3 000 Schüler mehr in Rheinland-Pfalz- das ergibt ei­

ne Relation von eins zu fünf. Natürlich wissen wir, dass diese 
Relation in der Realität nicht so umgesetzt werden kann. Das 
macht aber deutlich, dass sich die Unterrichtsversorgung in 

Rheinland-Pfalzverbessern wird. Das ist eindeutig klar. Daran 
beißt wirklich keine Maus einen Faden ab. 

Wir sind gerade durch diese große Zahl von neuen Stellen_in 
einer Situation, dass insgesamt wegen der Schaffung der 600 
neuen Stellen 1 600 Lehrer in Rheinland-Pfalzzum Schuljah­

resbeginn eingestellt werden. Das ist eine riesige Dimension. 
Dies erklärt auch, warum in Einzelfällen, wie auch in derRela-
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tion zu anderen Bundesländern, die Einstellung ni_cht ganz 
termingerecht erfolgen konnte. Das ist eine besondere Her­
ausforderung gerade wegen der Schaffung dieser 600 neuen 
Stellen. Das ist eine riesige Dimension. 

Auch ich möchte betonen, dass die Schulaufsichtdiese Aufga· 
be hervorragend bewältigt hat. Die verbleibenden Besetzun- _ 
gen werden natürlich von Tag zu Tag weiter erfolgen. Dieser 
Restbestand wird natürlich auch eingestellt. Das zur Korrek­
tur dessen, was hier an Eindruck vermittelt wird. 

Dann zum Thema "Wanderungsgewinn, Wanderungsver­
lust". Es ist- natürlich leicht, hervorzuheben, dass eine be­
stimmte Zahl von Lehrerinnen und Lehrern nicht in Rhein­
land-Pfalz, sondern in anderen Bundesländern -eingestellt 
wurde. -Aber der Weg geht auch umgekehrt; er geht au~h 
von anderen Bundesländern nach Rheinland-Pfalz. Dann 
muss man, wenn man statistisch sauber arbeiten-wollte, ein­
mal eine Wanderungsbilanz erstellen. Das ist mit Sicherheit 
nicht einfach. Es ist auch nicht einfach, die Motive der einzel­
nen Lehrerinnen und Lehrer nachzuvollziehen, warum sie 
sich für eine Stelle in diesem oi:ler jenem Land entschieden 
haben. Die Motive sind sehr unterschiedlich. 

Im Vergleich zu anderen- Bundesländern ist die Einstellung in 
Rheinland-Pfalz geradezu zügig erfolgt. Es war eine große 
Leistung. 

Die F.D.P.-Fraktion hat mit Zufriedenheit zur Kenntnis ge­
nommen, dass die Aufstockung auf ganze Beamtenstellen in 
einer Dimension erfolgt ist, die unseren Vorstellungen ent­
spricht. Insgesamt 585 Aufstockungen auf ganze Beamten­
stellen sind erfolgt. Das ist eine bemerkenswert große Zahl. 
Alle die, die in diesem Raum den Eindruck ervvecken wollen, 
dass eine sofortige Umwandlung alle~ Dreiviertelstellen mög­
lich sei, haben entv11eder von der Situation keine Ahnung 

-oder sie reden wider besseres Wissen. Es ist nicht möglich; alle 
Dreiviertelstellen in einem Zug umzuwandeln. 

(ZurufdesAbg. Lelle, CDU) 

Das ist jedem, der die Situation k~nnt, klar. Es ist auch nicht 
denkbar, dass man für eine ganze Lehrergeneration die Tür 

zumacht. Der Abbau der Dreiviertelstellen muss stufenweise 
erfolgen und natürlich bei der gegenwärtigen Arbeitsmarkt­
situation für Lehrer möglichst schnell. Darüber sind wir uns in 
der Koalition auch einig. 

Noch einmal zusammengefasst: Das ist eine besondere Her­
ausforderung. Aber dadurch, dass wir viele neue Lehrerstel­
len geschaffen haben, ist diese Einstellung im Verg~eich zu 
anderen Bundesländern 

(Glocke des Präsidenten) 

hervorragend gelungen. Andere Länder haben wesentlich 
größere Probleme gehabt. 

! 

Insgesamt gesehen: Die Unterrichtsversorgung im nächsten 
Schuljahr wird sich erkennbar verbessern. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Professor Dr. Jürgen Zöllner 
das Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 
Minister für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Keller, es ist richtig, ich trage die Verantwortung für die­
sen Schulbereich und insbesondere auch für die Situation am 
Beginn dieses Schuljahres. Ich bin aber nicht bereit, mich an 
Ihren Interpretationen, sondern nur an den realen Tatsachen 
messen zu lassen. Ich glaube, diesen Tatsachen sollten wir uns 
zuwenden. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Diese Landesregierung und der Minister haben nie in der Öf­
fentlichkeit oder in diesem Parlament versucht, einen ande-_ 
ren Eindruck zu erwecken. Selbstverständlich gibt es Pro­
blemhereiche im Zusammenhang mit der Lehrerversorgung 
und mit den Stellenbesetzungen. Im Wesentlichen s_ind es 
drei Problembereiche, einmal die Tatsache, dass es richtig ist, 
dass wir letzten Endes bei steigenden Schülerzahlen nicht in 
der Lage sind· daraus haben w_ir nie einen Hehl gemacht- die 
wünschbare Zahl von Lehrerinnen und Lehrern in den Schul­
bereich einzustellen. Wenn dies a~er auch öffentlich selbst­
verständlich klargestellt wird, würde ich erwarten, dass dieje­
nigen, die es kommentieren, auch die Tatsache zur Kenntnis 
nehmen, dass nach objektiv vergleichbaren Zahlen das Land 
Rheinland-Pfalz doppelt so viel wie der Bundesdurchschnitt 
in den 90er-Jahren an zusätzlichen Lehrerinnen und Lehrern 
eingestellt hat. Nur ein einziges Bundesland, nämlich Harn­
burg, hat mehr als das Land Rheiriland-Pfalz eingestellt. 

(Beifall bej SPD und F.D.P.) 

Es gilt, dies in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu bringen. 
Oas ist sicher eine entscheidende Messlatte zur Beurteilung 
der Situation. Die Tatsache, dass wir in diesem Jahr - das ist: 
schon mehrfach erwähnt worden- bei einer Größenordnung 
von ca. 3 000 zusätzlichen Schülerinnen und Schülern 600 zu­
sätzliche Stellen geschaffen haben, spricht zumindest dafür, 
ohne -dass man objektiv vergleichbare Zahlen hat, dass wir 
uns nicht am Ende, sondern in der Spitzengruppe der An­
strengungen der Bundesländer befinden. 

So weit zu dem ersten Problembereich. 

• 

• 
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Der zweite Problembereich, der existiert und der überhaupt 
nicht geleugnet wird, ist die Tatsache, dass bundesweit ein 
Problem bei der Einstellung von Lehr~r'inneh und Lehrern in 
Bezug auf einzelne Schularten besteht, zum Beispiel im be­
rufbildenden Bereich und in Bezug auf bestimmte Fächer­
kombinationen. Bekannt ist der Mangel an lnformatikleh­
rern, bekannt ist der Mangel an Musik- und Kunstlehrern, 
und in der letzten Zeit überraschend hinzugekommen ist der 
Mangel an Englischlehrern sowohl im Gymnasial- als auch im 

- Realschulbereich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir aber be­
werten wollen, wie mit diesem bundesweiten Problem diese 
Landesregierung und das Land Rheinland-Pfalzfertig gewor­
den-sind, dann muss man auch feststellen, dass offensichtlich 

die Situation, wie sie bei uns-geschaffen wurde- dafür trägt 
eine Landesregierung die Verantwortung-, dass wir ein flexi­

bles Instrumentarium der Reaktion haben, gezielt bedarfsge- _ 

recht 

(Beifallbei SPD und F.D.P.) 

Zweidrittelarbeitsverträge aufstocken können, um gezielt in 
den Schulen- Fächermangel zu beheben, wo er tatsächlich 
stattfindet, zumindest kein schlechter Weg, sondern, wie sich~ 
jetzt herausgestellt hat, ein möglicherweise sehr weiser Weg 
ist. Da es uns gelungen ist, über den Ansatz in Zeiten eines 

Überangebots an Lehrerinnen und Lehrern, indem wir viele 
mit Dreiviertelstellen einstellen konnten, diese jungen Men­

schen nicht in andere Berufe zu treiben - sie wären für den 
Schulbereich verloren gewesen-, haben wir jetzt die Möglich­
keit, zum Wohl dieses Schulsystems gezielt in Mathematik, In­

formatik undalldiesen Fächern aufzustocken und damit vor­
handene motivierte Lehrerinnen und Lehrerhoher Qualifika­
tion im Schulsystem mehr einzusetzen. 

(Beifall beiSPD und F.D.P.) 

Wir bestreiten nicht, dass 'es Probleme gibt. Das beschreibt 
nur, wie wir mit diesem Problem umgegangen sind. Es mag 
sich dann jeder, auch im Vergleich zu anderen Bundeslän­

dern, ein eigenständiges Urteil bilden, ob dies ein Chaos ist 

- oder nicht. Das ist letzten Endes die Fähigkeit, in schwierigen 
Situtionen verantwortungsvoll mit dem Problem umzugehen. 

Dann gibt es einen dritten Problembereich, den ich nie be­

stritten habe. Es gibt Probleme bei der Einstellung von Lehre­
rinnen und Iehrern im Gegensatz zu anderen Berufgsgrup­
pen, dass offensichtlich - ich-betone- bundesweit ein riesiger 
Wechsel noch am Schuljahresbeginn stattfindet, Zusagen zu­
rückgenommen werden und-ähnliche Dinge mehr. Meine Da­
men und Herren, selbstverständlich gibt es das Problem, dass 

am ersten Schultag eine junge Lehrerin aus Bonn angerufen 
: hat, dass sie tatsächlich nichtden Job im Großraum Mainz an" 
treten wir'!, weil ihr der Weg jeden Tag nach Mainz zu weit 

ist. Natürlich gibt es die Fälle, dass eine Zusage beispielsweise 

aus Berlin zurückgezogen wird, weil es letzten Endes für viele 

attraktiver ist, im Bereich ihres Lebensmittelpunkts eine Stel­
le anzutreten, wenn sie sie durch eine nachträgliche Zusage 
bekommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses-Problern ha­
ben alle. Ich werde dieses Problem noch einmal auf der Ebene 
der Kultusministerkonferenz zur Sprache_bringen. Ich bin 
nicht bereit, auf dem Altar einer jetzt möglicherweise nach 
außen guten Verfahrensweise den Grundsatz der Freizügig­
keit und der Möglichkeiten, dass sich Menschen ihren Berufs­

ort wählen können, aufzugeben. Mit diesem Problem müssen 
wirverantwortungsvoll umgehen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich habe auch nie bestritten, dass­

es spezielle rheinland-pfälzische Probleme bei der Besetzung 
gibt. Es gibt zwei, von denen Sie eines noch gar nicht erwähnt 

haben. Wir waren in einer gewissen Zeitnot. Wir_ haben rela­
tiv spät mit dem Besetzungsverfahren angefangen. 

(Lelle, CDU: Ursache?) 

-Die Ursache ist auch klar. Herr Lelle, auch diese habe ich im 
voraus angekündigt. Auf Wunsch der Lehrerinnen und Leh­
rer, nach Überzeugung der L3ndesregierung und, soweit ich 
verfolgt habe, auch mit eindeutiger Unterstützung der Oppo­
sitionsparteien sind wir den Weg gegangen, über schulschar­
fe Ausschreibungen den Schulen mehr Einflussmöglichkeiten 
bei der Besetzung von Lehrerinnen und Lehrern zu geben. 

Jeder, der damals Beifall geklatscht hat, Herr Lelle und Herr 

Keller, musste wissen: dass dies bedeutet, dass wir dies als 
vorgezogenes Verfahren vor der eigentlichen Besetzung da­
zwischenschieben müssen und es dadurch eine Zeitverzöge­
rung gibt. Meine Damen und Herren, es gehört zur Ehrlich­
keit dazu, dass Fortschritte manchmal auch ihren Preis haben. 
Ich habe immer zu diesem Preis gestanden, und das ist ein 

Grund fürzusätzliche Schwierigkeiten. 

Damit nicht genug. Es gibt die zusätzlichen Schwierigkeiten. 

Wenn eine Lehrerin oder ein Lehrer irgendwo eine volle Stel­

le angeboten bekommen, ist es selbstverständlich, dass sie/er 
diese lieber nimmt als die Dreiviertelstelle, die in Rheinland­

Pfalzzur Verfügung steht. 

Herr Keller, ich habe das nie bestritten. Der Punkt ist, ich bin 
stolz darauf, weil ich die Grundprinzipien und die wichtigen 
Ziele der Politik nicht wie eine geheiligte i~Aonstranz vor mir 
hertragen will und nur darüber rede, wenn es jedoch ans 

Handeln geht und möglicherweise Schwie;rigkeiten auf mich 
zukommen, den Schwanz einziehe. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich bin stolz darauf, weil die Arbeitsplatzproblematik in der 

Bundesrepublik Deutsch~and das zentrale Problem ist und es 

vor diesem Hintergrund verantl!vortungslos ist, hoch qualifi-
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zierte und gut ausgebildete junge Menschen in die Arbeitslo­
sigkeit zu schicken, wenn man sich etwas einfallen lassen 
könnte, um ihnen einen Arbeitsplatz zu geben. Das ist für 
mich kein leeres Stroh, sondern ich war bereit, das dazu zu 
tun, was ic!l dazu tun kann. _Ich kann bei einer vorhandenen 
Stellenanzahl mehr jungen Menschen eine Beschäftigung ge­
ben, wenn ich ihnen Dreiviertelverträge anbiete. Das sind im 
Land Rheinland-Pfalz über 1 000 Menschen, die wir dem 
Schulsystem erhalten haben und die sich nun nicht berufs­
fremd beschäftigen müssen. 

(Beifall der SPD-
Frau Br~de-Hoffmann, SPD: 

Oder arbeitslos sind!) 

Verantwortungsvolle Politik bedeutet aber gleichzeitig, 
wenn es bei einer solchen Grundsatzentscheidung, dle man 
trägt- ich dachte, Sie tragen sie mit-, einen Nachteil gibt, so 
ist es l<lug und weise, die Nachteile, wenn möglich, zu mini­
mieren. Dieses haben wir getan. 

Herr Kuhn hat darauf hingewiesen. Herr Lelle, es sind nicht 
nur die 15 %, die wir, wie versprochen, vorzeitig in volle Be­
amtenstellen übernommen haben. Es sind die gesamten Stel­
len mit schulscharfen Ausschreibungen. Es ist die Erkenntnis, 
dass die Marktlage in der Bundesrepublik Deutschland im be­
rufsbildenden Bereich so ist, dass wir uns die Dreiviertelstel­
len nicht mehr leisten können. Deswegen wandeln wir alle 
Stellen in volle Beamtenstellen um. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­
Keller, CDU: Sie haben aber lange 

-gebraucht, um das zu erkennen!) 

Wir haben im Realschulbereich den gesamten ersten Jahr­
gang auf volle Beamtenstellen überführt. Keiner von Ihnen 
hat das gezielt gefordert. 

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU) 

Das bedeutet. dass jeder, der über diesen Bereich diskutiert, 

feststellen muss, dass wir das Machbare getan haben und so­
mit echte Nachteile durch die Dreiviert-elstellensituation und 
Besetzungsproblematik vermieden haben. Der Beleg _dafür 
ist, es war symptomatisch, dass in der Aufzählung Ihrer gro­

ßen Vorbilder Hessen nicht mehr vorgekommen ist. Das ist of­
fensichtlich! 

(Beifall bei SPD und F.D.P. --
Zuruf von der CDU: Das siild Altlasten!­

Mertes, SPD: Die Altlasten-sind auf 
Schweizer Konten, das ist wahr!) 

Wenn ich den Zeitungsberichten glauben soll, haben die be­
nachbarten Bundesländer die gleichen, wenn nicht größere 
Schwierigkeiten, ihre Probleme durch eine Vollzeitbesetzung 
zu ändern. 

Im Übrigen sind es nicht 117, wie Sie gesagt haben. 117 wa­
ren die Absagen. Herr Keller, man muss schon genau zuhö­
ren. Es waren zumStichtagam 8. August nur 76 Stellen; die in 
Rheinland-Pfalznicht besetzt waren. Ich gehe davon aus, dass 
es jetzt noch weniger sind. Das bedeutet, dass wir dieses Pro­
blem verantwortungsvoll im Griff haben. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Ich bin nicht zufrieden. Aber ich 
meine, die objektiven Tatsachen sprechen für sich, dass wir 
verantwortungsvoll mit dem Problem umgehen; denn zufrie­
den kann man nur sein, wenn es überhaupt keine Probleme -
mehr gibt. 

Aber es ist sicherlich der falsche Weg, ein Chaos herbeireden 
zu wollen, wenn offensichtlich alle denkbaren Möglichkeiten 
besser genutztwerden als in den Bereichen, die vor vergleich­
baren Problemen stehen und damit nicht fertig geworden 
sind. 

Ich sage ein Letztes: Wenn wir dauernd in allen verschiede­
nen Bereichen, aus welchen Motivationen auch immer, das 
Problem der so genannten Dreiviertelstellen herausheben, 
betätigen wir uns im Sinne der selbsterfüllenden Prophezei-­
ung verantwortungslos dafür, dass eine Situation herbeigere­
det wird, die nach objektiven Tatsachen nicht der Realität 
entspricht. Das kann letztlich nur auf Kosten des Schulsystems 
gehen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Keller, CDU: Aha! Ach so! -
ZurufdesAbg. Lelle, CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Herr Zöllner, es ist immer eine gu­

te Art, mit eigenen Mängeln umzugehen, sie festzustellen, zu 
erkennen und zu benennen. Aber es bleibt dabei: Sie haben 
soeben in Ihren Ausführungen dargestellt, was die Landesre­
gierung tut, ist eigentlich eine Mängelverwaltung im Schul­
wesen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn ich dies auf den Punkt bringen kann, ist es das. 

Sie sagen, wir verwalten den Mangel mit dem einen oder an­
deren Instrument möglicherweise auch ganz gut. Das ha~en 

wir Ihnen in verschiedenen Bereichen durchaus zugestanden. 
Im Unterschied zur CDU haben wir nicht die Dreiviertelstellen 
für Lehrer zum Hauptthema dieser Aktuellen S:_tunde ge­

macht. Ich glaube, damit liegt die CDO auch auf der falschen 
Linie. 

·-

• 



--
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Es gibt Wanderungsbilanzen. Vor einem Jahr gab es ein(;! um­
fängliche Anfrage unsererseits dazu, die breit erörtert wurde 
und in der deutlich wurde, dass-die -Zuwanderung aus ande-

- ren Bundesländern-höher ist als die Zahl der Lehrerinnen und 

Lehrer, die sich aus Rlieinland-Pfalz in andere Bundesländer 
bewerben. Herr Kuhn, damals haben Sie sich übrigens noch 
nicht so gern auf diese Ant11Vort bezogen. Mitt-lerweile gab es 

-dlesbezüglich bei Ihnen einen Gesinnungswechsel. Damals 
haben Sie gesagt, damit könne man nicht argumentieren; 

vielmehr müsse man mitder Qualitätargumentieren. 

Sie wa_ren heute ganz nah an der CDU, die sagt, diejenigen, 
die in Rheinland-Pfalz bleiben, sind noch die Dummen, die 
woanders riieht mehr unterkommen. Gefährliche Argumen­
tation für die Lehrerinnen und Lehrer, die an rheinland­
pfälzischen Schulen unterrichten! 

(Lelle, CDU: Das haben Sie getan, 
aber nicht wir!) 

-Lesen Sie nach, was von Ihnen in der Zeitung zitiert wurde! 

(Bruch, SPD: Aber nicht 
von Herrn Kuhn!) 

o Ich glaube, das Problem sind nicht die Dreivierteiste IIen, son­
-dern das Problem ist, dass es Ihnen grundsätzlich nicht gelun­
gen ist, die tatsächlic_h not11vendige Anzahl an Lehrerinnen 
und Lehrern in die rheinland-pfälzischen Sc!'JUien zu holen 
und sie auch zu bezahlen. Sicherlich haben Sie im Vergleich 

zu-anderen Bunqesländern aufgeholt. Aber Sie sind damit 
11icht an der Spitze, sondern Sie mussen immer sehen, von 

-welchem Ni_veau al.ls Sie gestartet sind. Meine Damen und 
Herren von der CDU, dieses Ausgangsniveau haben Sie mit zu 
verantworten. 

Ich möchte sagen - das ist unsere Linie -, es ist notvvendig, 
deutlich mehr Geld in die Hand zu ne-hmen und. deutlich 
mehr Lehrerinnen und Lehrer zu beschäftigen, wenn man ei­
ne solche Mängelverwaltung feststellt. Ich weiß; Sie sagen 
gern, sie wollen immer nur mehr und mehr. Aber wir haben 

Ihnen in den vergangenen Beratungen über den Doppelhaus­
haltVorschläge gemacht. wie man es finanzieren kann. 

(Bruch, SPD:-Aber das waren doch 
keine seriösen Vorschläge!) 

Wir ha~en Ihnen auch Vorschläge darüber gemacht, wie man 
es umsetzen kann, wenn man im Bildungsbereich tatsächlich­
eine Priorität setzen will und 1Nenn man das umsetzen will. 
Sie behaupten in anderen politischen Debatten immer, wie 

wichti!;J schulische Bildung und Ausbildung für unsere Kinder 
und Jugendlichen sowie fürderen Zukunft ist.-

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
ZurufdesAbg. Bruch, SPD) 

Meine Damen und Herren, das Chaos wird nicht herbeigere­

det. Uns wurde d_as Chaos beschrieben. Genau das haben wir 
hineingetragen. Wir haben Sie aufgefordert, sich genau da­
mit auseinander zu setzen. 

(Schwarz, SPD: Sind Sie denn auch 
einmal dieser Beschreibung nach­

gegangen, Frau Thomas?) 

-Herr Schwarz, wenn Sie dies tun, indem Sie sagen, ich habe 
auch immer g_ern Wandertage gemacht, wenn Sie noch nicht 
einmal davor zurückscheuen, solche Maßnahmen als pädago­
gisches Konzept darzustellen, 

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD) 

·dann sollten Sie sich vielleicht einmal den einen oder anderen 
Schulalltag im Einzelnen anschauen. 

(Schwarz, SPD: Ich· erinnere mich noch, 
dass wir früher zu CDU-Zeiten 

· Wanderklassen hatten!) 

Wenn Sie sich auf die 600 Stellen oerufen, stelle ich fest, tat­
sächlich veranschlagt waren 400. Nun sind 200 dazugekom­
men. Ich finde, dann sollten Sie sagen, dass dies nicht die Lei­
stung des Landes Rheinland-Pfalz ist, sondern dass dies quasi 
denjenigen Lehrern abgeknapst wurde, die die Altersermäßi­
gung nicht mehr bewilligt bekommen. Mit diesen Alterser­
mäßigungen wollten Sie gegenrechnen, was im Bereich der 

Altersteilzeit anfängt. Das Ist nichts, was das Land zusätzlich 
aufgebracht hat, sondern diese 200 zusätzlichen Stellen sind 

Leistungen,-die die Lehrerinnen und Lehrer erbracht haben. 
Dann sollten Sie dies tatsächlich einmal bej_den Adressaten 
benennen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Professor Dr. Zöllner, ich würde Sie heftig unterstützen, 
wenn Sie es hinbekommen könnten. 

(Ministerpräsident Beck: Es ist immer 
anderer Leute Geld, über 

das wir hier reden!) 

Ich würde Sie wirklic:h heftig unterstützen, wenn Sie es im 
Kreis Ihrer Kollegen in der Kultusministerkonferenz schaffen, 

zu einer anderen Einstellungspraxis zu kommen. Ich glaube, 
dass es gut wäre, wenn man sich bundesweit-zumindest für 
den Schuljahresbeginn auf einen einheitlichen Stichtag oder 
einen einheitlichen Einstellungstermin ei_nigen könnte. Damit 
würde man nicht die Konkurrenz zwischen den [.ändern auf­
heben, was icli überhaupt nicht möchte, aber man würde zu­

mindest die Lehrerinnen und Lehrer, die sich bewerben, dazu 
bringen, sich frühzeitig im Interesse der Schülerinnen und 
Schüler zu entscheiden. 

(Glocke des Präsidenten) 
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Ich glaube, das ist eine Anforderung, d!e man stellen kann. 
Dafür würde sich das Engagement auch lohnen. 

Vielen Dank. 

(Bei:fall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Lelle. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr-Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zu­
nächst zwei Anmerkungen zu Herrn Kuhn und zu Frau 
Brede-Hoffmann machen. Sie haben erneut den- untaugli­
chen Versuch unternommen, alle Einstellungen_als Verbesse­
rungen darzustellen. 

(ltzek, SPD: Ist es keine 
Verbesserung?) 

Dies ist aber nicht der Fall. Wiederbesetzungen sind keine 
Verbesserung der Situation an den Schulen. 

-(Beifall bei der CDU) 

Sie sind keine Verbesserung der Klassenstärke und in Bezug 

auf die Schüler-Lehrer-Relation sowie die Vertretungsmög­
lichkeiten. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Sie müssen 
einmal genauer zuhören!) 

Herr Professor Dr. Zöllner, wenn Sie erneut den Eindruck er­
weckt haben möchten, dass Rheinland-Pfalz Spitze ist, aann 
kann ich Sie nur darauf hinweisen, Sie sollten sich einmal die 
Statistik der Bundesregierung über die Bildungsausgaben 
vornehmen. Da nimmt Rheinland-Pfalz einen hinteren Platz 
ein. 

Herr Professor Dr. Zöllner, wir waren es, die vor wenigen Mo­
naten gefordert haben, dass wir angesichts der derzeitigen 
Situation alle Lehrer wieder auf volle Planstellen einstellen 
sollten. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Dann sollen 
wir keine neuen Lehrer einstellen? Alle 

arbeitslos werden lassen? Ja toll!) 

Es ist nicht so, wie Sie eben dargestellt haben, wir hätten dies 
nicht getan. 

Herr Professor Dr. Zöllner, es ist bezeichnend, dass Sie in der 
Darstellung der Ursachen des derzeitigen Zustands einen Fak­
tor ausgeklammert haben. Dazu haben Sie bezeichnender­
weise nichts gesagt, nämlich zu den Sonderfaktoren, die in 
diesem Jahr durch die ADD hinzugekommen sind. Sie haben 
selbstverständlich Recht, dass es Gründe gibt, die Sie nicht be-

einflussen können, die seitens der Lehrer vorhanden sind. Da­
gegen kann man auch kaum etwas unternehmen-. Darauf 
zielt unsere Kritik nicht ab. Unsere Kritik geht auch nicht ge­
gen die Bediensteten der ADD, was ich hier noch einmal klar 
und deutlich sagen möchte. Wir wissen, dass diese sehr enga­
giert arbeiten, dass sie sogar Überstunden machen, um das 
Chaos zu beherrschen, von dem Herr Keller zu Recht gespro­
chen hat. 

Lassen Sie mich einmal auf diese Sonderfaktoren kommen. Es 
_ ist zum Ersten die innere Struktur der ADD. Die Bediensteten 

selbst beklagen lange Aktenlaufwege. Sie bekl<1gen die Um­
ständlichkeit und die Verzweigung der Verwaltungswege. Es 
gibt Leute, die das Ganze inzwischen mit einer Karawane ver­
gleichen. Sie kommt zwar irgendwann an, es fragt sich aber 
nur wann. Dies ist eine Folge Ihrer Verwaltungsreform. Das 
war vorhersehbar. Zu Recht hat ein mir bekannter SPD­
Spitzenpolitiker gesagt: Ich sage dazu nichts mehr; Ich lasse 
die -Karre an die Wand fahren. - Genau dies ist jetzt eingetre­
ten. 

Zum Zweiten möchte ich darauf hinweisen, dass die ADD na­
türlich von nicht ausreichendem Vemraltungspersonal gebeu­
telt ist und deshalb Schwierigkeiten entstehen. ln den letzten 
Jahren haben Sie be-ispielsweise massiv die Schulräte abge­
baut. Jetzt brauchen wir uns nicht zu wundern, dass die Ver­
teilung nicht mehr funktioniert. Einen Grund der Schwierig­
keiten sehe ich darin, dass in Trier eine ganze Reihe neuer 
Leute die Schulvorgänge bearbeitet, die zwangsweise keine 
ausreichende Sachkenntnis besitzen, was man ihnen persön­
lich nichtzum Von.vurf machen kann, aber es ist nachvollzieh­
bar, die auch ohne Erfahrung im Schulbereich sind. Sie müs­
sen immer wieder bei denen nachfragen, die kompetent sind. 
Das Ganze verzögert natürl_ich dann auch Abläufe.-

Es ist kein Einzelfall, dass deshalb auch Bewerbungen mona­
telang irgendwo liegen geblieben und nicht b~arbeitet wor­
den sind, dass Bewerbungen für eine Hauptschule im Bereich 
der Grundschule monatelang geführt werden. Es gibt noch 
ähnliche Vorkommnisse. 

Herr Professor Dr. Zöllner, natürlich stimmt es, dass wir uns 
auch im Wettbewerb mit den anderen Ländern befinden und 
dass dies Folgen in Bezug auf Entscheidungen der Lehrer hat. 

Es ist aber die Frage, wie wir damit umgehen, wie wir als 
Land in dem Bereich Auswege finden. Ich habe gehört, man 
denkt nun an Konventionalstrafen für Bewerberinnen und 
Bewerber, die kurzfristig abspringen. Das hielte ich wirklich 
für abwegig. Ich kann davor nur warnen. 

(Bruch, SPD: Warum?) 

- Herr Bruch, würden Sie sich in Ihren Entscheidungen gegen _ 
Ihre eigenen Interessen wenden? 

(Bruch, SPD: Würden Sie einmal für 

die Interessen der Schülerinnen 
und Schüler reden?) 

• 
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Dies wird doch hier verlangt. Es ist doch verständlich, dass je­
mand seine Entscheidung danach trifft, ob er in der Nähe sei­

nes Heimatorts bleibt, ob er Rücksicht auf seine Frau oder sei~ 

nen Mann und deren Beruf nimmt. Hier Konventionalstrafen 

anzudenken, finde ich lächerlich. Sie werden auch ohne Zwei­

fel nicht das bewirken, was sie bewirken sollen. Herr Kuhn, in 

diesem Punkt kann ich Sie nur auffordern, nicht nur Presseer­

klärungen abzugeben; sondern- sorgen Sie dafür, dass die 

Landesregierung da_s umsetzt, was sie sich selbst _vorgenom­

men hat, nämlich meh! und verstärkt auf volle Planstellen 

einzustellen. 

Präsident Grimm: 

(Glocke des Präsidenten­
Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich freue mich," als Gäste im Land~ 

tag Schülerinnen und Schüler des Berufsbildungswerks Neu­

wied, Mitglieder der Deutschen Steuergewerkschaft und eine 

Seniorengruppe aus dem Rhein-Lahn-Kreis begrüßen zu dür­

fen.-Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteilenun HerrnAbgeordneten Dr. SchmidtdasWort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 

einige Anmerkungen zu meinen Vorrednern. Herr Kollege 
Lelle, _dass die CDU Probleme mit Reformen hat, ist nichts 
Neues. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Das hören wir bei jeder Angelegenheit. Ihre Hinweise auf die 

ADD sind schon ein wenig. merkwürdig. Anzuerkennen ist, 

dasstrotzdieser Umstellung und unter Berücksichtigung des 

Umfangs der Wiederbesetzungen und der Neueinsteilungen 

Akzeptables geleistet wurde. Ich verkenne nicht, dass es ei­

_nen gewissen Verbesserungsbedarf gibt. Ich denke, wir wer­

den das im nächsten-Halbjahr auf die Reihe bekoi!Jmen. 

Herr Keller, Sie stilisieren einige Einzelfälle zum Chaos. Das 

sind wir von Ihnen gewohnt. Bei diesen Zahlen, die in Rede 
stehen, ist es natürlich, dass es Probleme gibt, auch bei der 

veränderten Situation auf dem Arbeitsmarkt der Lehrer. Der 
Minister hat darauf hingewiesen. Ich glaube, das ist_auch ein 
Stück nachvollziehbar. 

Ich möchte noch eine weitere Anmerkung zu Frau Kollegin 
Thomas machen. Sie sprechen von Unterfinanzierung und 

von Mängelverwaltung. Richtig ist, d~ss_wir in der Bundesre­

publik insgesamt im Bund, aber auch in den Ländern durch-

aus darüber nachdenken müssen, wie vvir verantwortungsvoll 

mit unseren Finanzen umgehen. _Das ist überhaupt keine 
Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir habe!') an diesem Pult schon öfter gesagt, nicht alles ist 

mit Geld zu machen. Gleichwohl stellen wir 600 Lehrer zu­

sätzlich ein. Ich möchte einmal darauf hinweisen, das sind 

fast 50 Millionen DM pro Jahr- dies nicht nur für ein Jahr fest­

geschrieben, sondern für viele Lebensjahre einschließlich der 
Pensionierung dieser 600 zusätzlichen Kräfte, die wir mit be­
schlossen haben. 

(Ministerpräsident Beck: Es sind 

100 Millionen DM, Herr Kollege!) 

Zu sagen, das ist uns finanziell nichts wert, ist wohl doch ein 

bisschen abwegig. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das habe ich nicht gesagt! Ich habe 
gesagt, es reicht nicht aus!) 

Richtig ist aber, wir müssen insgesamt verantwortungsvoll 
mit dem Geld umgehen und Schwerpunkte setzen. Dies ha­

ben wir im Hinblick auf unsere Maßgabe, dass wir die Unter­
richtsversorg ung insgesamt verbessern wollen, getan. 

Das Ganze ist kein neues Thema. Wir haben dies von Schul­
jahr zu Schuljahr_wieder neu debattiert. Diese Landesregie­

rung und die sie tragenden Fraktionen haben ein längerfristi­

ges Konzept. lc~ erinnere zum Beispiel an KOSI, in dem wir 
schon vor Jahren bestimmte Richtlinien festgelegt haben, die 
wir jetzt Schuljahr für Schuljahr umsetzen. 

Frau Kollegin Thomas_, dann von Mängelverwaltung zu reden 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist nicht nur so, dass wir Jahr für Jahr die Unterrichtsversor­

gung verbessern, sondern es kommt hinzu, dass wir die Quali­

tät an_unseren Schulen verbessern. 

(Lelle, CDU: Die war ganz 

schön schlecht!) 

HiQzu kommt, dass wir_ die EigenprQfilierung unserer Schulen 
verbessern und die Schulorganisation insgesamt auch auf 
neue Füße gestellt haben. Ich erinnere nur an das Erfolgsmo­

dell der Regionalen Schule mit dem wohnortnahen Angebot 
für qualifizierte Sch ulabschlüsse. 

Ich komme zu unserem Thema im engeren Sinn. Ich denke, es 

ist nachvollziehbar, dass -bei der Wiederbesetzung aller Stel-
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len- Herr Lelle, Sie haben gesagt, das ist nichts Besonderes; es 
gibt viele Bundesländer, die dies nicht auf die Reihe bekom­
men- auch Probleme auftreten. 

(Lelle, CDU: Welches?) 

Hier in Rheinland-Pfalzerfolgt dies nicht nur in diesem Schul­
jahr, sondern auch bereits im letzten Schuljahr. Wir nehmen 
noch zusätzliche Stellen in die Hand. Ich erinnere an Hessen, 
die noch vor der Wahl großartig getönt haben. Sie haben 
nicht nur Schwierigkeiten bekommen, die Lehrer zu finden, 
sondern auch das Geld zusammenzubekommen. ln Hessen 
gab es Eingriffe, die wirklich an die Qualität des Sch1,1lsystems 
gehen. Sie haben bei einer zusätzlichen Schülerzahl von fast 
6 000 Schülern lediglich 300 zusätzliche Lehrer in diesem 
Schuljahr eingestellt. Wir haben es bereits gehört, auch dabei 
haben sie Schwierigkeiten, die entsprechenden Leute zu fin­

den. 

Ich denke, bei diesen neuen Einstellungen sollten wir ein 
Stückehen stolz darauf sein, dass wir es bei der Finanzlage in 
unserem Land hinbekommen haben. Dies hat dazu geführt, 
dass wir eine Verjüngung des Lehrkörpers haben, die noch­
mals durch die Dreiviertelstellen potenziert ~'llird. Das sind zu­
_sätzlich 1-000 Lehrer, die wir sonst nicht vom Arbeitsmarkt 
hätten einstellen können. Wir erleben damit auch Innovatio­
nen, die junge Lehrer von der Ausbildung her mitbringen, die 
auch in den Schulen Platz greifen können. Das sollten wir da­
bei nicht verkennen. Wir wollen dies. Desiialb ist auch so ver­
fahren worden.-

Meine Damen und Herren, mit diesen Dreiviertelstellen ist es 

eine Frage der Zeit. Wir si~d gut beraten, damit flexibel um­
zugehen. 

Herr Kollege Lelle, Sie würden_ es vermutlich gar nicht anders 
machen. An der Stelle, an der es Engpässe gibt, zum Beispiel 
im berufsbildenden Bereich, haben wir schon in einzelnen 
Mangelfächern volle Verträge vergeben. Wir sincfsoweit, 
dass wir es in der berufsbildenden Schule durchgängig ma­
chen. Der Minister hat es dargestellt, wie wir bei anderen 
Schulen verfahren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das ist eine sinnvolle Sache. Wenn wir das von heute auf mor­
gen in Gänze tun würden, würden wir -jegliche Flexibilität 
vergeben. 

Es ist also nicht so tragisch. Der Minister hat gesagt, bereits in 
der ersten Woche ist viel~s abgearbeitet worden von diesen 
76 Lehrern. Ich selber habe inzwischen drei Schulen besucht. 
Dort läuft das recht vernünftig. Einige Neuerungen kann 
man feststellen. Der Schulalltag stellt sich doch ein bisschen 
anders dar, als es der eine oder andere wahrhaben will. 

Danke schön. 
(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 

das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Kollegin 
Thomas; es ist zunächst einmal respektabel, dass Sie die Leis­

- tungen, wenn auch nicht in allen Bereichen, der Landesregie­
rung im Bildungssektor anerkannt haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Sie haben das getan. Es is! respektabel. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ich sage Ihnen gleich noch etwas dazu!) 

Das dient einer differenzierten Betrachtungsweise, die wir ei­
gentlich be~bsichtigen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ich argumentiere immer differenziert!) 

Ich teile aber nicht Ihre Einschätzung der gegenwärtigen Si­
tua:tion. Da haben wir das Problem der selektiven Wahrneh­
mung. Ich persönlich lebe auch in einem Umfeld. Ich habe 
drei Kinder im Schulbereich. Ich kenne die Schulsituation in 
meiner Stadt rechtgenau.Ich muss Ihnen widersprechen. Die­

ser Eindruck hat sich bei mir mit Sicherheit nicht verfestigt. 
Übrigens hat man in dieser Schule auch einen Wandertrag 
am zweiten Tag veranstaltet. Das macht sie aber schon seit 
15 Jahren, glaube ich. Das ist kein indiz dafür, dass sie Proble­
me hatten: 

Die Probleme werden im Sinne der selektiven WahrJ1ehmung 
natürlich sehr unterschiedlich gewichtet und dargestellt. Das 
ist auch im Leben so. Das muss man anerkennen, dass die Op­

position natürlich dazu neigt, die Dinge schwarz zu malen. 
Das registrieren wir auch. 

Wir haben dann das Problem, mit dem Wünschbaren und 

Machbaren angemessen umzugehen. Auch dabei sind wir_un­
terschiedlicher Meinung. Natürlich haben wir auch Wünsche, 
die über das hinausgehen, was wir im Augenblick leisten kön­
nen. Daran· besteht kein Zweifel. Dass Sie selbstverständlich 
das Wünschbare umsetzen wollen, verstehe Ich auch. Aber 

wir tragen die Gesamtverantwortung für dieses. Land. Bei den 
begrenzten Ressourcen, die wir haben, müssen wir damit ver­
antllvortüngsvolf umgehen. Das tun wir. Mit Sicherheit 

kommt der ·Schulbereich in diesem Gesamtkomplex ni_cht 
schlechtweg. 

Herr Lelle, ich möchte Ihnen widersprechen. Ich habe-nie den 
Eindruck erweckt, dass wir insgesamt 1 600 neue Lehrerstel-

---
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len geschaffen haben. Das sage ich noch einmal zur Redlich­
keit. Es sind 600: Es gibt aber 1 600 Einstellungen von Perso-

. . 
nen insgesamt, also auch die Wiederbesetzungen. 

Ich möchte das, was Sie zur ADD gesagt haben, genau um­
kehren, das heißt, es ist hoch anerkennenswert, dass in der 
Phase der Umstrukturierung diese Behörde, die ADD, in der 
Lage war, diese riesige Aufgabe, die eine Sondersituation 
darstellt, wie mehrfach dargelegt wurde, so zu bewältigen. 
Wenn zu diesem Z~itpunkt weniger als 5 % am ersten Tag 
noch nicht realisiert waren - - - ln anderen Bundesländern 
sind es mehr. Diese haben auch nicht die Schwierigkeit, eine 
Vervvaltung neu zu strukturieren. Ich habe nicht verschwie­
gen, dass es nicht einfach ist, auf eioen Schlag eine funktio­
nierende neue Struktur zu schaffen. Es ist geadezu ein Beleg 
dafür, wie weit diese Umstrukturierung vorangeschritten ist, 
sonst hätte diese riesige Aufgabe so nicht bewältigt werden 
können. 

Herr Lelle, Sie haben die kurzfristigen Absagen thematisiert. 
Ich will" nicht fordern, dass entsprechende Restriktionen statt­
finden sollten. Ich möchte aber auf eines hinweisen: Wenn 

-
ich einen Vertrag unterzeichnet habe und mich- als Lehrer_ 
verpflichtet habe, eine bestimmte Stelle anzunehmen, dann 
sollte man davon ausgehen,-dass ich diese Verpflichtung, die­
sen Vertrag einhalte. Wir haben nicht nur in der Bundesliga 
das Problem, dass Doppelve_rträge abgeschlossen werden. 
Das ist ein Phänomen, das wir mit Sicherheit nicht begrüßen 
können. Das hat mit Freizügigkeitnichts mehr zu tun. Wenn 
wir soweit kommen, dass angehende Lehrer in mehreren 
Bundesländern gleichzeitig Verträge abschließen und ohne 
·jede Reaktion am letzten Schultag möglicherweise drei bis 
vier Absagen machen, dann haben wir natürlich ein zusätzli­
ches Problem. Man muss lernen, damit umzugehen. 

Danke. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Für die Fraktion· BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich noch 

einmal der Abgeordneten Frau :rhomas das Wort: 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Kuhn, ich muss doch noch einmal ein paarTöne zu dem 
sagen, was Sie geäußert haben. Ich weiß gar nicht, warum Sie 
sich so wundern. Wir argumentieren immer differenziert in 
der Bildungspolitik. Wir haben durchaus das, was es an Neue­
rungen gab, auch kritisch begleitet. Wenn es neue Einstellun­
gen gab, haben wir dies vor allen Dingen begrüßt. Aber wir 
sagen auch, es reicht nicht aus. Wir haben einzelne Instru­
m-ente sehr kritisch begleitet. Ich glaube, wir kommen unse­
rer bildungspolitischen Verantwortung mehr nach, als Sie das 

tun. Ich habe das Gefühl, die F.D:P. und Sie vorneweg entzie­
hen sich im Moment der bildungspolitischen Verantwortung. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf von der SPD) 

Während im ganzen Land diskutiert wird, funktioniert der 
Unterricht, sind genügend Lehrer und Lehrerinnen an allge­
meinbildenden Schulen, an berufsbildenden Schulen usw. 
vorhanden, ergeht sich Herr Kuhn, als hätte er mit all diesen 
Problemen nichts zu tun, in Überlegungen, wie man bei den 
teuren Schulbuchpreisen etwas-ändern und die Eltern entla­
sten könnte. Das ist ein gutes Ansinnen. Sie und ich waren 
noc_h nicht im Landtag, ·aber Wenn Sie im Protokoll nachlesen, -
müssen Sie feststellen, dass damals die F.D.P. die Lernmittel­
freiheit mit aufgehoben hat;. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Dr. Ku hn, F.D.P .) _ 

Ferner ist das Instrument, das sie vorge5chlagen haben, völlig 
untauglich ist. Was ist das für ein Vorschlag, wenn Sie die Bin­
dungszeit für Bücher verlängern wollen? Damit tragen Sie 
doch nur dazu bei, dass im Zeitalter des -lnternets und der 
dauernden Flut neuen Wissens noch mehr Schülerinnen und 
Schüler längermit altim Büchern lernen müssen. Das ist doch 
im Prinzip Ihr Vorschlag. 

(ZurufdesAbg. Kuhn, F.D.P.) 

Noch pikanter ist es doch, wenn man beklagt, dass es einen 
Anteil von 3 % strukturellem Unterrichtsausfall und einen 
viel höheren Anteil an temporärem Unterrichtsausfall gibt, 
dann aber die F.D.P. nichts besseres zl.l tun hat als zu sagen, 
die besten Lehrer im Land ziehen wir zusammen, wir wollen 
eine Eliteschule. Was interessiert uns in der F.D.P. denn, was 
in den einzelnen anderen Schulen stattfindet? Wi_r suchen 
uns die besten zusammen, und eigentlich müsste man hier im 
Land nach einer Eliteschule suchen. 

Ich will deutlich machen, dass wir für die individuelle Förde­

rung der Schüler und Schülerinnen sind und natürlich auch 
fiir die individuelle Förderung der Hochbegabten. Aber ich 
halte dieses Instrument, für das Sie noch von der CDU Unter­

stützung bekommen,- für völlig untauglich und für vÖllig 
uriangebracht in dieser Argumentation. Es wäre zehnmal 
besser, wenn Sie es vorantreiben würden, dass einzelne Schu­
len eine klarere Profilbildung machen können und damit 
werben können. Dafür gjbt es Ansätze. 

(Lelle, CDU: Das hat mit Hoch­
begabung nichts zu tun!) 

- Natürlich. Sie, Herr Kuhn,versU<;hen, dem Bildungsminister 

den Unterrichtsausfall aufzubürden, und v~ollen dann überall 
im Land so kleine Sahn~häubchen hinterlassen. Ich sage lh-
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nen, Sie stehlen sich aus der Verantwortung für die Bildungs­
politik dieser Regierung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das musste in diesem Zusammenhang einmal festgestellt 

werden. 
(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Kuhn, F.D.P.: Ich muss mein Lob 
wieder zurücknehmen!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal Herrn Abgeordneten Josef Keller das 

Wort. 

Abg. Keller, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Diskussionvonseiten der Vertreter der Regierungsfraktionen 
und der Regierung war wie gehabt. 

(Franzmann, SPD: Hervorragend!­
Frau Brede-Hoffmann, SPD: Ihre auch!) 

Wenn man die Regierungsvertreter und die Vertreter der Re­
gierungsfraktionen hört, dann ist eigentlich alles in Butter. 
Dann bräudite man sich gar nicht aufzuregen. Ich sage Ihnen 
jetzt einmal - Herr Ministerpräsident, hören Sie bitte einmal 
gut zu, ich helfe Ihnen doch- · 

(Ministerpräsident Beck: Es läuft alles 
wie geschmiert, Herr Keller, 

das wissen Sie doch!) 

- Ich helfe Ihnen doch. Ja? Das sage ich jetzt auch als CDU­
Vertreter aus Ludwigshafen, der durchaus respektable Erfol­
ge über Ihre Parteigenossen erzielt hat und demnächst noch 
erzielen wird. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Hochmut kommtvor dem Fall. So haben es die Ludwigshafe­
ner Sozialdemokraten in den letzten Jahrzehnten immer ge­

macht. Sie haben gemeint, sie wüssten, wo die Bevölkerung 
der Schuh drückt. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben alles ignoriert. Jetzt haben sie die Quittung bekom­
men. Demnächst bekommen sie die weitere Quittung. 

(Ministerpräsident Beck: Schauen 
Sieeinmal in den Spiegel!} 

So wird es hier auch weitergehen. 

(Beifall bei der CDU} 

Herr Kollege Dr. Schmidt hat die Sache auf den Punkt ge­
bracht. 

(Zuruf von der SPD: Sind wir 
hier im Stadtrat?) 

Er hat nämlich gesagt: Alles nicht so tragisch.-

Ich verspreche Ihnen eines, diese Aussage werden wir landes­
weit verbreiten. Ich habe eine gewisse prophetische Gabe. ln 
Ludwigshafen hat sich das wiederholt bewiesen. 

(Heiterkeit im Hause und 
Beifall bei der CDU} 

Dann wird diese Regierung hoffentlich auch tragisch enden. 

Herr Minister, Sie. haben_ zu BE!ginn Ihrer zweiten Ausführun­
gen gesagt, dass Sie sich an Tatsachen messen lassen und 
nicht an Interpretationen. 

(Staatsminister Prof. Dr. Zöllner: 
Ich habe nur eine gemacht!} 

Nun ist es einmal so, Tatsachen sind nun einmal die Grundla­
ge für Interpretationen, aber die_ Tatsachen stehen an erster 
Stelle. Jetzt messe ich Sie einmal an diesen Tatsachen. Sind es 
keine Tatsachen, dass zu Schuljahresbegirin massive Vertre­
tungen notwendig waren? Sind es keine Tatsachen, dass Klas-. 
senzusammengelegt wurden? Sind das keine Tatsachen, dass 
Klassen aufgeteilt oder nach Hausegeschickt wurden? 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist ein wahrhaft geglückter Start. Wenn jetzt die sehr ge­
schätzte Kollegin Frau Brede-Hoffmann meint, jetzt wieder . 
das Ganze, dass gleich zu Schuljahresbeginn Wandertage an­
gesetzt wurden, also nach sechseinhalb Ferienwochen dann 
dies die erste pädagogische Glanztat ist, dass man den Kin­
dern sagt, .,Jetzt gehen wir wieder hinaus ins Grüne", dann 
verstehe icli diese Pädagogik nicht. . 

(Beifall der CDU) 

Das ist natürlich der Ausfluss dieser Spielschule, die Frau 

Dr. Götte zu verantworten hat. Nur mit Spielschule. können 
wir unsere Kinder nichtfür.die Zukunft fit machen. 

(Beifall der CDU) 

Die Schule ist in erster Linie dazu da, dass die Kinder etwas 
lernen. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Sind wir 
wieder bei der Kuschelecke vom 

Herrn Böhr angelangt?) 

Verursacht wurde dieses Chaos zu Schuljahresbeginn - der 
Herr Minister hat es jetzt auch ein bisschen zugegeben -

--
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durch die Einstellungsbedingungen dieser Landesregierung. 
Wir haben sie in der Vergangenheit im berufsbildenden Be­
reich gedrängt. Der Opposition konnten Sie natürlich-nicht 
folgen. Das verstehe ich noch. Aber dann ist der Kollege Kuhn 
von der F.D.P. hingegangen und hat unsere Fo-rderung aufge­
griffen. 

(Kuhn, F.D.P.: Ach!) 

Natürlich hat dann·diese Oppositionsforderung eine ganz an­

dere-Qualität bekommen. Dann klappte es plötzlich. Lieber 
Herr Kutin, auf Sie ist in vielen bildungspolitischen Dingen 
Verlass. Üben Sie jetzt bitte einmal weiter Druck auf den Mi­
nister aus, dass er jetzt endlich einmal kapiert, dass es auch 
Fächerkombinationen gibt, die i'llir dringend brauchen, und 
wir uns nicht den Luxus ~rlauben könnE!n, dass die Baden- -
Württemberger und vielleicht auch die H~ssen- wen ich jetzt 

· genannt habe, ist unerheblich-. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

wir wissen nur~ ich habe auch das Saarland genannt; das ha­
ben Sie nicht genannt -, egal wo die hingehen, wir müssen 
verhindern, dass Lehrer, die bei uns ausgebildet wurden und 
die wir hier dringend brauchen, abwandern. 

(Beifall der CDU) 

Dann müssen Sie die Einstellungsbedingungen attraktiver 
machen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Wenn Sie das nicht hinbekommen, dann sind ·sie fehl am 
Platz. 

Danke schön . 

(Beifall der CDU -· 
Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD, 

begibtsich zum Rednerpuit) 

Präsident Grimm: 

Wie Sie sehen, spricht nun die Abgeordnete frau Brede­
Hoffmann für die SP_D_-Fraktion. 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Entschuldigüng. Heute habe ich es mir irgendwie beim Herrn 
Präsidenten verdorben. Herr Präsident, Entschuldigung. Ich 
danke für die Worterteilung. 

Herr Keller, wenn Sie jetzt einen Schulaufsatz- das gilt übri­

gens auch für Frau Thomas- über die Aussprache zu meiner 
Mündlkhen Anfrage hätten schreiben sollen, dann hätten Sie 

von sich selbst als Lehrer ganz bestimmt eine Fünf oder viel­
leicht sogar eine Sechs bekommen. Frau Thomas hätte ihren 
Aufsatz zurückbekommen, und da hätte druntergestandi:m: 
Warum schreibst du eigentlich nicht zu dem Thema, zu dem 
wir heute diskutieren wollten? 

Die Hochbegabten waren· heute wirklich ni"cht das Thema. 
Aber Sie haben es nett formuliert. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜN~N: 
Ich weiß, darüber reden Sie nicht 

gern, Frau Brede-Hoffmann!) 

Eigentlich stehlen wir uns heute ein bisschen die Zeit, indem 
wir über Dinge diskutieren, die wir demnächst machen wol­
len. Schade drom! 

(Dr. Altherr, CDU: Ihre Ausführungen 
werden gar nicht gelesen!) 

Herr Keller hat den schönen Satz über seine Rede geschrie­
ben: .. Das ist ja unerheblich". Die meisten Ihrer Argumente 
waren es leider auch. Ich habe verzweifelt versucht, mir et­
was von Dingen aufzuschreiben, die Sie uns vorwerfen, mit 
denen man sich jetzt wirklich heftig auseinander setzen 
könnte. Das ist mir im Moment nicht gelungen. Das muss ich 
deutlich sagen. 

(Keller, CDU: Das kann aber 
an Ihnen liegen!) 

Ich komme zu Herrn Lelle; demn er hat ein Thema angespro­
chen, das ich im Rahmen dieser Anfrage relevant finde: Wie 
gehen wir mit Kolleginnen und Kollegen aus dem Schulbe­
reich um, die Verträge unterschrieben haben und sie dann 
nicht einhalten? 

Herr Lelle, Ihre Partei vergleicht sonst immer Dinge mit der 
Privatwirtschaft und findet das wichtig-und richtig, dass wir 

dort auch hinschauen, wie das alltägliche Leben ist. Ich den­
ke, das ist gar nicht so verkehrt als Ansatz. Wie ist denn das. 
alltägliche Leben in der Privatwirtschaft, wenn jemand einen 
Arbeitsvertrag unterschreibt und dann an äem Morgen, an 

dem er die Arbeit antreten soll, im Betrieb maximal anruft, 
vielleicht auch gar nichts tut, urid die Stelle einfach nicht an­
tritt? Der Privatbetrieb nimmt das so hin wie einen schlechten­
Regen und sagt: Macht nichts, der Mensch möchte nicht kom­
men. 

Scheinbar soll Vater Staat- in dem Fall die Schulverwaltung -
in Ihren Augen auch einfach sagen: Das ist aber schade, dass 
Sie nicht kommen, wir hätten Sie so gern gehabt, aber wenn 
Sie es denn nicht wollen, alles Gute für Ihr Leben.- Ich denke, 
so kann man mit dem Thema nicht umgehen. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 
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Wie man reagiert, das ist die Aufgabe der Kultusministerkon­
ferenz. Dem kön-nen wir hier siCherlich nic:ht vorgreifen. Aber 
dass man reagieren muss, dass dieses Problem diskutiert wer­

den muss, nicht das Problem, das Herr Kollege Rosenbauer 
angesprochen hat, dass es Kolleginnen und Kollegen gibt, die 
irgendwo anders als im Land Rheinland-Pfalz arbeiten wol­
len, obwohl sie hier eine Ausbildung finanziert bekommen 

haben- ganz richtig bemerkt-, das ist sicherlich nicht das Pro­
blem. Aber dass man mit denen umgehen muss, die sagen: 
Ich unterschreibe etwas, aber ich komme dann nicht, weil es 

irgendwo anders etwas schöner ist, das sage ich eui:h aber 
nicht-, ist klar. Ich hoffe sehr, dass wir uns darüber einig sind 
und dass die Kultusministerkonferenz eine adäquate Reak­
tion dazu erarbeitet, dass wir uns mit dem Thema das nächste 
Mal nicht mehr beschäftigen müssen. 

Ich finde es aber wirklich ganz erstaunlich in einer Zeit von 
Forderung nach Mobilität, die wir übrigens an 15jährige Aus­

zubildende stellen, zu sagen, Lehrerinnen und Lehrer, die in 
Rheinland-Pfalz ausgebildet worden sind, dürfen dann auch 
nur hier arbeiten. Am besten schließen wir irgendwelche To­
re zu, damit die nicht davonlaufen. Europa ist eine der Aufga­
ben, die wir alle zu bewältigen-haben. Mobilität ist eine der 
Selbstverständlichkeiten, diewir von uns sei bst erwarten. 

Jung ausgebildete Menschen sollten das Recht darauf haben 
zu sagen, nicht in diesem Bundesland, sondern in einem an­
deren suche ich mir einen Arbeitsplatz. Wir begrüßen näm­

lich - Gott sei Dank - auch freudig diejenigen, di_e d!eses 
Recht, aus anderen Bundesländern kommend, bei uns wahr­

nehmen und bei uns arbeiten. Unsere jungen ausgebildeten 
Lehrerinnen und Lehrer sollten dieses Recht auch behalten. 

Deshalb finde ich auch eine Frage, wie-viel haben der junge 
Mann X und die junge Frau Y das Land Rheinland-Pfalz geko­
stet, die jetzt in Bayern oder Schleswig-Holstein arbeiten, 

schon ziemlich nahe gehend an das Grundrecht auf freie Be­
rufswahl. Ich finc;fe es nachgerade erstaunlich, dass Sie das in 
einer Mündlichen Anfrage unterbringen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Noch ein paar Worte zu dem, was Schulrealität in Rheinland­
Pfalz ist: Es ist Ihnen offensichtlich völlig entgangen, dass 
zehn neue Regionale Schulen entstanden sind, wir dafür Leh­
rerinnen und Lehrer dorthin geschickt haben, wir dort die Or­

ganisationsstrukturen durch zusätzliche Stunden stützen und 
wi~dort ordnungsgemäß die im Aufbau befindlichen Schulen 

unterstützen. Das haben Sie offensichtlich nicht gemerkt. 

Was Sie offensichtlich auch nicht gemerkt haben, zum(ndest 

hat es Ihnen scheinbar keiner erzählt: Wir haben in diesem 

Jahr- ich begrüße dies außerordentlich - bei den 600 Stellen, 
die neu und-zusätzlich gekommen sind, einen Sch~verpunkt 
auf das berufsbildende Schulsystem gelegt, ein Schulsystem, 
das einen großen Teil unserer jungen Menschen qualifiziert, 
in diesem Land und für dieses Land künftig qualifiziert arbei­
ten zu können. 

(Glocke des Präsidenten) 

Wir werden dort - das können Sie in den nächsten Wochen 

hoffentlich lesen - Unterrichtsausfälle minimieren. Das ist 
richtig und wichtig. 

(Beifall der SPD und bei der F.D.P.) 

Präsident Gri_mm: 

Ich erteile noch einmal Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Sehr geehrte Frau Thomas, Sie sind jetzt auch bildungspoliti­
sche Sprecherin geworden. Es ist eine schwierige Aufgabe. 
Diese Doppelfunktion ist mir auch wohl vertraut. Ich erkenne 
es an, dass man am Anfang ein paar Probleme hat. Aus die­
sem Grund möchte ich etwas richtig stellen. 

Übrigens: Das partielle l.:ob, das Sie-auch meistens differen­
ziert äußern, mt,JSS ich im Hinblick auf das, was Sie zum 
Schluss gesagt haben, wieder zurücknehmen. Aber ich möch­
te etwas richtig stellen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Es sollte auch kein Lob sein!) 

-Entweder haben Sie es nicht genaugelesen oder Sie streuen 

hier Botschaften, die absichtlich und bösartig die Dinge ver~ 
fälschen. 

Wir haben- unserer Fraktion und anderen ist es seit längerer 
Zeit zugetragen worden- in derTat ein Problem; was die Ein_:__· 
führung neuer Schulbücher anbelangt. Das möchten wir gern 
einmal untersucht haben, und zwar nicht mit der Intention, 
mögli_chst lange alle Schulbücher zu erhalten, um zu verhin-

-dern, dass unsere Schüler sich angemessen informieren. Das 

ist eine bösartige Unterstellung. Vielmehr wollen wir über­
prüfen lassen, ob der Verdacht gerechtfertigt ist, dass nach 
der Aufhebung dieser Bindung häufig zu schnell und ohne 

- Not neue Schulbücher eingeführt werden mit der Folge, dass 

Familien mit mehreren Kindern nicht mehr in der Lage oder 
nicht mehr so häufig in der Lage sind wie früher, die Schuloü­

cher der Geschwister zu gebrauchen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Missglückter Versuch, populär zu sein!) 

Diese Belastung der Familien, wenn sie vermeidbar ist, wollen _ 
wirverhi_ndern und diesen Familien helfen. 

(Be_ifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

-· 

• 
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Wenn Sie das so perfide herumdrehen, wie Sie dies eben ge­
tan haben, dann muss ich noch einmal sagen, dann ist dieser 
positive Eindruck bei mir total---

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

·- Sie haben erst einmal die völlig fa~che Information gege­
ben, und dann haben Sie diese noch herumgedreht, als wä­
ren wir als Fraktion daran interessiert, dass die Schüler in die­
sem Land nicht mehr angemessen lernen. Also bitte~ lassen 

Sie dies in Zukunft sein, oder wir müssen uns ein bisschen 
schärfer auseinander setzen. So geht das nicht. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh ja!) 

Was ich noch sagen-wollte: Da versucht die CDU, möglicher­
. weise verständlicherweise, irgendeinen KeH hineinzutreiben. 

Das ist nicht notwendig oder nicht von Erfolg gekrönt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Ich will dies noch einmal deutlich darstellen: Wir sind· uns in 
der Koalitior{völlig einig, was die Einstellungspraxis anbe­
langt. Es wurde deutlich gesagt; das Bildungsministerium rea-

. giert angemessen, wohl überleg~ und auch mit unserer Un­
_terstützung auf die Einstellungssituation, auch im Hinblick 
auf die Schaffung von Beamtenstellen. Ich habe eben die 
Zahlen vom Mai.- weit über 500- genannt. Wir sind, was die 

Konzeption anbelangt, völlig einer Meinung. 

Danke. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

·Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich-schließe die Aussprache. 

Meine Damen und Herren, gestern hat bei der Diskussion 
über Gewalt gegen Rechts Herr Kollege Dr. Braun ausweislich 

des Protokolls oehauptet, dass Herr Kollege Creutzmann 

über eine Zählgemeinschaft der F.D.P. mit den Republikanern 
einen Ausschusssitz im Verwaltungsrat der Sparkasse über 

den Kreistag Ludwigshafen erhalten habe. 

Dazu möchte Herr Kollege Creutzmann eine persönliche Er­
klärung gemäß § 33 der Geschäftsordnung des Landtags ab­
geben. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Vorwurf des Abgeordneten Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN, in. d~r Plenarsitzung vom 16. August 2000, ich hätte im 
Kreistag Ludwigshafen über den Weg einer Zählgemein­
schaft mit dE!n Republikanern einen Sitz im Verwaltungsrat 
der Kreissparkasse Ludwigshafen erhalten, ist falsch. 

1.: Ich habe einen Sitz im Verwaltungsrat der Kreissparkasse 
Ludwigshafen aufgrund einer Koalitionsvereinbarung zwi­
schen CDU, F.D.P. und FWG erhalten. 

2.: ln seiner Sitzung am ·18. Oktober 1999 hat der Kreistag 
über den Wahlvorschlag der Mitglieder und Stellvertreter des 

Verwaltungsrats der Kreissparkasse ausweislich des Proto­
kolls des Kreistags wie folgt abgestimmt: 39 Ja- und eine 

-Neinstimme. 

(Schweitzer, SPD: Er sollte sich einmal 
entschuldigen, der Dr. Braun!) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, wir kommE!n nun zum nächsten 
Tagesordnungspunkt. 

-Bitte? 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Zu §33!) 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Sie möchten dazu eine persönliche Erklärung abgeben. 

Herr Dr. Braun, bitte schön. 

. Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr.Präsident, meine Damen und Herren! Nach § 33 der Ge­
schäftsordnung des Landtags kann ich noch einmal erklären, 

was der Hintergrund meiner gestrigen Ausführung war. Er ist 

_dem Protoko!l der Ratssitzung des Kreistags zu entnehmen, 

Der Vorsitzende der CDU-Fraktion, Herr Elster, sägte - ich zi­

tiere-: .. -Eine Einbeziehung der Republikaner in eine Zählge­
meinschaft würde deren Mitgliedschaft_ in lediglich zwei Aus­

schüssen garantieren." 

Dazu führt Herr Creutzmann aus - ich zitiere -: "Herr 
Creutzmann führt aus, dass es nach den Grundsätzen der De­
mokratie nicht angehen könne, bei Fraktionen mit gleicher 

. Sitzstärke die_se unterschiedlich zu behandeln und eine dieser 

Fraktionen auszugrenzen." Gemeintsind die Republikaner. 

Nicht Herr Creutzmann persönlich hat den Sitz erhalten, san­

gern natürlich die Koalition. Es werden keine persönlichen 

Sitze ve;geberi. Eine Zählge[TJeinschaft von SPD und GRÜNEN 
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war angekündigt. Dann hätte der Verwaltungsrat eine Ver­
teilurm von fünf zu vier Sitzen gehabt, und der eine Sitz wäre 
gelost worden, wenn keine Zählgemeinschaft von keiner Sei­
te bestanden hätte. Daraufhin haben FWG, F.D.P. und CDU 
eine solche Zählgemeinschaft gemacht, sodass die Verteilung 
im Verwaltungsrat sechs zu drei Sitze ergibt. Es ist auch so 
protokolliert, dass dies sechs zu-drei Sitze sind. 

Herr Creutzmann, ich möchte dies so richtig stellen, indem ich 
Sie auffordere, dafür zu sorgen, dass-Ihre Zählgemeinschaft, 
die Sie hatten, einen Sitz zurückgibt. Es ist mir egal, ob das 
der Ihre ist oder einer Ihrer CDU-Mitglieder im Kreistag. Sie 
müssen dafür sorgen, dass Sie nicht von den Republikanern, 
mit Unterstützung der Republikaner, einen Sitz erhalten. 
Welcher Sitz dann zurückgegeben wird, ist zweitrangig. Aber 
der Sitz, der aufgrund dieser Zählgemeinschaft dazugewon­
nen wurde, muss meiner Meinung nach zurückgegeben wer-

- -
den. Ich nehme auch an, dass dasdie Meinung des gesamten­
Parlaments ist. 

Vielen Dank. 

(Dr. Altherr, CDU: Nein, 
das ist sie nicht!) 

Präsiderit Grimm: 

Zur Erwiderung erteile ich Herrn Abgeordneten Creutzmann 
das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Abgeordneter Dr. Braun, das ist falsch. Sie haben das 
Protokoll einer Sitzung des Kreistags zitiert, die am 6. Sep­
tember 1999 stattgefunden hat. Ich wiederhole, dass in der 
Sitzung am 18. Oktober 1999 keine Zählgemeinschaft gebil­
det worden ist. Laut Protokoll ist ein Vorschlag unterbreitet 
worden, der mit 39 Ja-Stimmen und einer Enthaltung verab­

schiedet worden ist. So hat der Kreistag den Verwaltungsrat 
der Kreissparkasse gewählt. 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, damit ist dieser Punkt abgeschlos­
sen. 

_Ich rufe nun Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

AKTUELLE STUNDE 

a) .. Aktuelle Weinmarktsituation" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 13/6043-

b) .,Haltung der Landesregierung zur Aussetzung 
von (zwangsweisen) Rückführungen von 
Bürgerkriegsflüchtlingen in Anbetracht 

der Situation in den Zielländern" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/6046-

Nach dem ersten Teil der Aktuellen Stunde werden wir in die 
Mittagspause eintreten. 

Zu dem ersten Thema spricht für die antragstellende CDU­
Fraktion Herr Abgeordneter Anheuser. 

Abg. Anheuser, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
eingangs die positiven Signale aus dieser Situation herausar­
beiten. Der Vegetationsstand ist witterungsbedingt sehr gut. 
Die qualitativen und quantitativen Ervvartungen an die Ernte­
sind bestens. Nach meiner Einschätzung werden wir wahr­
sc~einlich einen Jahrgang ~vie im Jahr 1959 bekommen. Ich 
gehe aber davon aus, dass das die einzigen positiven Signale 
bezüglich der Weinmarktsituation sind. 

Nach Einschätzung -wahrscheinlich Überschätzung - der Lan­
desregierung wird dieser witterungsbedingte Vorteil nur 
noch von Ihnen reklamiert werden. Mit der frühen Ernte wird 
sehr wahrscheinlich der Bedarf an Federweißem vornehmlich 
durch deutsche Ware besetzt werden. Das wird aber nicht zu 
einer merklichen Besserung führe_!]. 

Zu den Fakten: Der Landesregierung sind die Altbestände 
zum 31. August 1999, die Übermengen aus dem Jahr 1999 
und die Übermengen aus älteren Ernten bekannt. Die Ergeb­
nisse der Ernte 1999 waren prognostiziert, sind aber späte­
stens seit Dezember der Landesregierung bekannt, sodass die 
Ergebnisse sehr wohl hochgerechnet werden konnten. 

Die Absatzzahlen sprechen ein bedeutendes Wort. Sie sind 
so schlecht wie nie zuvor. Die Keller_der 25 000 Weinbaube­

triebe in Rheinland-Pfa_lz sind voll. Wein wird von den Banken 
aber nicht mehr als Sicherungsanlage angesehen. Welche Ak­
tivitäten und Initiativen hat die_ Landesregierung in Angriff 

genommen?- Keine! 

Seit dem 15. Februar 2000 dürfte der Landesregierung be-
- kannt sein, dass die anstehende Änderung des Weingesetzes 

das Dreistufeomodell einführt. Welche Aktivitäten und Initia­
tiven seitens der Landesregierung sind bekannt? - Keine! 
Weshalb wurde nicht versucht, mit den Sektkellereien im 
Land Vereinbarungen zu treffen, um für den Veredelungs­
wein genügend Absatz zu schaffen? 

Meine Damen und Herren, seit der Tagung der .O.ssemblee 
des Regions Europeennes Viticoles (A.R.E.V.) am 19. Mai in 

Griechenland ist bekannt, welche besonderen Maßnahmen 
im Weißweinsektor möglich sind. Auf dieser Konferenz habe 

• 

• 
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ich mich dafür stark gemacht, und die Konferenz hat das so 
beschlossen. Ich habe zweieinhalb Stunden mit dem Direktor 
der Kommission gesprochen. Es ist erarbeitet worden - das 
habe ich der Landesregierung mitgeteilt-, dass Destillations­
maßnahmen und andere Maßnahmen darstellbar sind. Auch 
diesbezüglich hat die Landesregierung keine Aktivitäten und 
Initiativen in Angriff genommen. Wir sind lediglich auf die 
Trinkweindestillation bis zum 1. September 2000 vertröstet 
worden. 

Das führt dazu, dass die heutige Lage der Winzerbetriebe so 
schlecht wie noch nie zuvo~ ist. Ich kenne die Weinmarktsi­
tuation seit dem Jahr 1942. So schlecht wie jetzt ging es der 
deutschen Weinwirtschaft noch nie. Darüber hinaus ist die _ 
Weinwirtschaft in Rheinland-Pfalz noch stärker betroffen als 

_ die anderer Bundesländer. 

Die CDU-Fraktion fordert deshalb ein Notprogramm. Wir hät­
ten _gern unter maßgeblicher Förderung_ des Landes zum 
frühstmöglichen Termin ein professionelles Marketing für 
den Transport, die Erfassung, die Lagerung usw. von Weinen, 
die der Destillation zugeführt werden. Wir fordern Sie auf, 
Platz für die neue Ernte zu schaffen, weil wir ansonsten bei fi­
nanziellen Engpässen in den Betrieben keine Möglichkeit se~ 
hen, voranzukommen. 

(Beifall der CDU) 

Herr Minister, wir fordern Sie nachdrücklich auf: Tun Sie jetzt 
etwas! Bezüglicb dieser Maßnahmen ist es nicht fünf nach 
zwörf, sondern schon halb eins. Wir müssen-endlich auf die 
Winzer zugehen und ihnen genau sagen können, was wir 
noch für den Herbst 2000 retten können, weil sonst eine Hil­
festellurig nicht mehr durchführbar sein wird und die heraus­
ragenden Aussichten für die Ernte im Jahr 2000 in den Betrie­
ben nicht ordentlich verifiziert werden können. 

Vielen Dank. 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Franzmann das-Wort. 

Abg. Franzmann,-SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege An­
heuser, ich nehme Ihnenab-gerade Ihnen ganz besonders-, 
dass Sie sich in hervorragender Weise Sorge um die rhein­
land-pfälzischen Weinbaubetriebe und Winzer machen. Sie 
haben einige Punkte vorgetragen, die aber nicht neu sind, 
weder dem Parlament und insbesondere nicht den Auss_chüs­
sen. 

Im letzten Jahr haben wir injederSitzung des Ausschusses für 
- Landwirtschaft und Weinbau über die Weinbausituation dis-

kutiert und mit der Landesregierung erörtert, welche Maß­
nahmen sie sich vorstellen kann und was wir machen können. 
Herr Kollege Schmitt, im Übrigen sind entsprechende Maß­
nahmen auf Ihre Anfrage von Mitt_e Juli hin.angekündigt 
worden. 

(Schmitt, CDU: Angekündigt 
worden!) 

-Warten Sie doch ab, i~elches Ergebnis der heutige Tag brin­
gen wird. 

Tatsachen sind: 

1.- ln den rheinland-pfälzischen Weinkellern lagern über 
9 Millionen Hektoliter Wein. Das ist mehr als die Ernte eines 
Herbstes. Rund 1,4 Millionen Hektoliter Wein davon lagern 
als Übermengen. 

2. Der Weinabsatz und_ der Weinkonsum sind in den letzten 
Jahren in et\'Va gleich geblieben, die Produktion ist aber ge­

-stiegen. Gleichzeitig ist der Import von Weinen innerhalb und 
außerhalb der Europäischen Union um rund 2 Mfllionen Hek­
toliter angewachsen. 

. 3. Die Kauftrends haben sich verschoben. Darauf können die 
Winzerbetriebe naturgemäß jedoch nur mit mehrjähriger 
Verzögerung reagieren. 

4. Wir haben nicht nur ein Mengenproblem - im Übrigen 
nicht nur wir in der Bundesrepublik Deutschland, sondern in 
der gesamten_ Europäischen Union -, sondern wir haben of- -
fensichtlich auch ein Qualitäts- und Strukturproblem. 

Wenn wir uns diese Fakten vor Augen halten, können wir die 
Folgen an den Fingern abzählen, lieber Herr Kollege Anheu­
ser. Wir wissen, dass nur mit harten Maßnahmen eine Verbes­
serung der Situation erreicht werden kann. Dies bedeutet un­
ter anderem 

1. eine drastische Reduzierung der Mengen - nämlich eine 
Anpassung des AngebotS an die Nachfrage-, 

2. eine Steigerung der Qualität des Angebots an rheinland­

pfälzischen Weinen, um im internationalen Wettbewerb 
noch besser bestehen zu können und 

3. eine Verstetigung des Angebots im Veredelungsbereich 
und damit zwangsläufig auch eine Veränderung der Struktur 
des Weinbaus. 

Ich stimm_e Ihnen zu, dass wir nicht länger zulassen können, 
dass das Gros der rheinland-pfälzischen Winzerbetriebe um 

den verdienten Lohn ihrer Arbeit und den Einsatz der finan­
ziellen Mittel gebracht wird. Ich erinnere aber auch an die 
Diskussion, die wir im Ausschuss und darüber hinaus bei ver­
schiedenen- Begegnungen geführt haben; als es darum ging, -
durch Verordnungen die Mengen zu reduzieren, Herr Minis-
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ter Bauckhage. Es gab diesbezüglich eine Vielzahlvon Ge­
sprächen. Es ist uns nicht gelungen, mithilfe von allen Ver­
bänden die Mengen zu reduzieren. Das ist der entscheidende 
Punkt. 

Das Dreistufenmodell, das glücklicherweise jetzt auch an der 
Mosel nach viel Hängen und Würgen eingeführt worden ist, 
war nicht einfach zu realisieren. Wenn es nicht geschaffen 
worden wäre, hätten die Moselaner in dieser beginnenden 
Periode nocb erheblich mehr Probleme. 

Die Angebote für den Fasswein des Herbstes 1999 decken die 
Gestehungskosten nur zu Bruchteilen. Dazu sind Aufgaben 
zu lösen, die von den Betrieben, Verbänden und Kellereien 

-selbst angegangen werden mÜssen. Ich verweise auf den 
Kommentar von Gerhard Knebel in der Ausgabe der "Deut­
schen Winzerzeitung" der letzten Woche: "WeiChe Vermark­
tungsschiene aber auch immer beschritten wird, Erfolg ver­
spricht nur konsequentes und marktorientiertes Qualitäts­
denken. Gerade in diesem Herbst muss an die Vernunft der 
Winzer appelliert werden, die Erträge eigenverantwortlich 
zu begrenzen." 

Die Möglichkeiten hierzu sind bekannt: Ausdünnen, selektive 
und sehr späte Lese mit natürlicher Mengenbegrenzung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies alles haben wir nicht 
nur im letzten Jahr, sondern in den letzten Jahren immer wie­
der gepredigt. Auch unser Appell an die Winzerbetriebe im 
vergangenen Herbst, auf die Tafelweinschiene zu setzen, in 
dem sie den Wein als Tafelwein ausweisen und dann in die 
Trinkalkoholdestillation geben, ist weitgehend ohne Erfolg 
verhallt. Wir können- das müssen wir leider als Politiker fest­
stellen- nur reagieren, auch wenn wir vorher schon Konzepte 
vorschlagen,· wie wir etwas einvernehmlich regeln wollen, 
und leider auch nur reparieren. 

Im Hinblick auf das, was vorgeschlagen ist, waswir diskutiert 
haben und was wir auch im Rahmen unserer letzten Aus­
schusssitzung an der Mosel diskutiert haben, kann ich nur sa­
gen, dass es noch die einen oder anderen ordnungspoliti­

sshen Bedenken gibt, oie es zu überbrücken gilt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.} _ 

Präsident Grimm:· 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz da~ Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN_: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! ·Ich könnte mich 

jetzt ari dieses Rednerpult stellen und sageri, dass von grüner 
Seite zum Thema Weinmarkt, Mengenregulierung und Quali-

· tätssteigerung alles schon mehr als einmal gesagt wurde, 
dass unsere Vorschläge dazu auf dem Tisch liegen und dass 
die Situation, vor der wir jetzt stehen, nicht eingetreten wä­
re, wenn diesen Vorschlägen gefolgt worden wäre. Wir wis­
sen abe_r alle, dass inderPolitikdas Prinzip gilt, dass man die 
Lästigk_eitsschwelle überschreiten muss, damit die Entschei­
der endlich den Vorschlägen folgen. Also kann ich ~hn_en und 
mir einen Wiederaufguss unserer Forderungen nicht erspa­
ren. 

Ich möchte aberzunächstdrei Anmerkungen machen: 

1. Herr Minister Bauckhage, Sie waren auch einmal Parlamen­
tarier. 

(Staatsminister Bauckhage: Ja!) 

Es gibt eine Broschüre, in der der Inhalt der neuen Landes­
weinordnung abgedruckt ist. Diese Broschüre liegt inzwi­
schen den Betrieben vor. Die Parlamentarier haben die Lan­
desweinordnung noch nicht in Händen. Ich habe mich kundig 
gemacht: Das gilt auch für die Regierungsfraktionen. Ich wa­
ge zu bezweifeln, ob das der richtige Umgang mit dem Parl~­
ment ist, das sich sehr lange und häufig mit dem Thema "Um­
setzung des Bundesgesetzes" beschäftigt hat. Auch wenn das· 
formal kein Fehler wäre, ist das kein guter Stil. Herr Bauckha­
ge, meine Bitte wäre, so etwas in Zukunft vielleicht zu ver­
meiden. 

2. Die CDU hat in der Vergangenheit keinen einzigen ernst­
-haften Vorschlag gemacht, wie die Problematik der vollen 
Keller und der niedrigen Fassweinpreise zu lösen wäre. Meine 
Damen und Herren, das sind keine guten Voraussetzungen, 
um als Fraktion eine Aktuelle Stunde zu beantragen, in der 
man nicht in Form eines Antrags, sondern mündlich ein Not-_ 
programm fordert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein bisschen mehr Einsatz gerade im Sinne unserer Winzerin­
nen und Winzer-wä-re schon gefordert gewesen. 

(Zurufe von der CDU) 

3. Der Ausschuss flir Landwirtschaft und Weinbau - ich erin­

nere an die letzte auswärtige Sitzung an der Mosel - hatte 
mehrheitlich kein Interesse daran, gestaltend auf die neue 
Landesweinordnung einzuwirken. Man hat sich- auch das ist 
nich~ Neues-darauf verlassen, dass die Landesregierung die 
Vorgaben der Anbauverbände umsetzt. Meine Damen _und 
Herren, wofür sind wir eigentlich gewählt? Wir sollten doch 
die Rahmenbedingungen setzen, damit für das, was Herr 
Franzmann gerade wieder angeführt hat und was seit Jahren 
gepredigt wird - wir brauchen mehr Qualität, wir brauchen 
eine Mengenreduzierung -, die politischen Rahmenbedin- _ 
gungengeschaffen werden. 

Was haben wir gemacht? Es hat in der neuen Landesi.'l!einord­
nung nur ein Signal gegeben, nämlich ein neu es Ventil für die 

• 
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großen Mengen durch das neue Segment Verarbeitungswein 
zu öffnen. Jetzt stehen \:Vir vor der Situation, dass die Progno­
se für die Ernte Im Jahr 2000 lautet, dass sie ü~erdurchschnitt­
lich hoch sein wird, wenn auch ·nicht ganz so hocn wie im letz­
ten Jahr. Die Bestände sind nach wie vor hoch. Herr 
Franzmann hat die Bestände genannt. Die Lagerkapazitäten 
reichen nicht aus, und das Preisniveau ist schon so weit unten, 
dass es kaum noch weiter absinken kann. 

Die Vereinbarungen mit den Kellereien bezüglich des neuen 

Segments V~rarbeitungsli"Jein laufen nur zögerlich. Das ist 
auch verständlich, weil diese natürlich gern langfristige Ver­
träge hätten. Wir wissen schließlich, dass es Schwankurigen in 
den Ernten gibt. Deshalb tun sich da auch die Win~er schwer. 

_Wir befinden uns also noch ganz am Anfang. Es ist auch mit 
sehr viel Skepsis zu beurteilen, ob es überhaupt gelingt, mit 
dem deutschen Verarbeitungswein den ausländischen Sekt­
grundwein zum Beispiel ein Stück weit zu verdrängen. 

Der größte Teil der Aufkaufaktion vom letzten Jahr liegt 
noch im Keller. Insofern ist es nicht möglich,dass man diese_ 
Geschichte wiederholt. Dabei s_ind 64 Pfennig ausgezahlt 
worden. Es sollten noch weitere Gelder nachkommen, aber 

· nach Aussage d-er Winzerschaft wird es nicht mehr geben. 

Das einzig gute ist, dass die Übermengenmöglichkeit wegge­
fallen ist. Das gilt aber nur ab der Ernte 2000. Wir haben aber. 
auch noch die Übermengen von 1999, 1998 usw. Die Spätlese 

-liegt inzwischen unter_90 Pfennig pro Liter. Die Auslese wird 
seit Monatennicht mehr nachgefragt. Der Q. b. A. sortendif­
ferenziert liegt zwischen 60 und 65 Pfennig. Die Situation ist 
also hoch dramatis.ch. 

Was passiert jetzt? Wir haben jetzt ein neu es Ventil mit dem 
_ Verarbeitungswein geöffnet. Jetzt wird nach dem nächsten 

Ventil, nämlich der Krisendestillation gerufen. Meine Damen 
und Herren, damit laufen Wir geradewegs imnier weiter auf 

· die Wand zu. Ich frage m_ich; wie hoch der Leidensdruck ei­
gentlich noch werden muss, bis endlich das, was immer wie­
der gepredigt wird, nämlich mehr Qualität und weniger Men­

-ge, 

(Glocke des Präsidenten) 

- ;zum Zuge kommt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey;F_,D.P.: 

-Herr Präsident, meine Damen_und Herren! Die Weinernte des 
letzten Jahres war qualitäts- und mengenmäßig -hervorra-

gend. Auch in diesem Jahr ist wieder- eine ähnliche Ernte zu 
erwarten. Trotz allem steht leider Gottes die Weinwir..schaft 
vor erheblichen Problemen. Es herrscht auf der einen Seite 
ein erheblicher Überhang an Weißweinen, was aber nicht ~ur 
in Deutschland so ist, sondern weltweit, während Rotweine 
verhältnismäßig gut absetzbar sind. Auf der anaeren Seite 
haben wir eine- Struktur in Deutschland, bei der der Fasswein­
markt eine recht hohe Bedeutung hat, womit natürlich auch 
viele Proble_me verknüpft sind, während die FJaschenweinve·r­
markter und Direktvermarkter in diesem Bereich mit weniger 
Problemen zu kämpfen haben. 

Hinzu kommt noch, dass wir erhebliche Mengen an Wein in 
den Kellern haben, egal ob es sich um Übermengen oder um 
Altweine handelt. Das führt dazu, dass derWeinmarkt, insbe-

. 

sondere der Fassweinmarkt, daniederliegt. Das betrachtet die 
F.D.P.-Fraktion mit größter Sorge. Deshalb !laben Wir uns im 
vergangenen Jahr zusammen mit anderen Fraktionen im 
Landtag dafür eingesetzt, -dass wir Strukturveränderungen in 
den Weinbau bekommen und eine Änderung der Denkungs­
art langsam vpranbringen. Ich sa_ge langsam: weil es nicht 
einfach ist, in diesem Bereich eine Denkweise zu verändern. _ 

Wir haben es deshalb sehr begrüßt, dass eine Marktspaltung 
zwischen Q~alitätsweinen auf der einen Seite und so genann­
ten Verarbeitungsweinen auf der a_Dderen Seite möglich ist. 
Wir wissen auch, dass es nicht von heute auf morgen möglich 
ist, dieses Segment umfassend zu bedienen. Wir sind aber der 
Meinung, dass das· eine Möglichkeit ist, um für deutschen 
Wein einen Markt zu gewinnen. 

Wenn man heute Sekt kauft, was heute in Deutschland sehr 
weit verbreitet ist, sollten Wir gemeinsam darauf hinwirk_en, 
dass sich künftig in deutschem Sekt auch deutscher Wein be­
findet und nicht der Sekt nur in Deutschland herg-estellt ist, 
Während das ProduKt aus vielen anderen Bereichen der Welt 
nach Deutschland kommt. 

(Beifall der F;D.P. und des 
Abg. Licht, CDU) 

Es gibt-eine Reihe weiterer Verarbeitungsmöglichkeiten für 
Wein, die wir--- . 

(Licht.-CDU: Bringen wir das 
endlich mal aufden Weg!) 

-Ja, dann lassen Sie uns das doch gemeinsam machen. kli ha­
be gar nichts dagegen. Man muss das doch einmal anspre­
chen.-

Meine Damen und Herren, das ist eine der Möglichkeiten. 

Eine weitere Möglichkeit sind weitere Strukturverändenm­
gen. Ich bin sehr froh, dass das Qualitätsstufenmodell an der _ 
Mosel Eingang gefunden hat und es dort endlich auch ange­
wandt wird, damit ~vir die Maßnahmen, die wir in den restli­
-chen Landesteilen anwenden, endlich auch dort anwenden 
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können; denn dort ist im Fassweinbereich im Augenblick die 
Not am größten. 

Die F.D.P. begrüßt es auch, dass es auf kommunaler Ebene er­
hebliche Anstrengungen gibt, die Winzer davon zu überzeu­
gen, sich in Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften 
zu organisieren, um eine Qualitätssteigerung herbeiführen 
zu können. 

Meine Damen und Herren, ein weiteres Thema, das wir in 
dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen von SPD und F.D.P. 

· thematisiert haben, ist die Frage des Vertragsweinbaus. Es 
geht um die Frage, ob es nicht wieder verstärkt m_öglich sein 
kann, dass Trauben abgeliefert werden. Das alles sind Maß­
nahmen, die längerfristig angelegt sind, aber man muss die­
sen Weg beschreiten. 

Eine kürzerfristig angelegte Maßnahme ist die Destillation, 
die jetzt auch verstärkt durch die Abstufung von Qualitäts­
weinen zu Tafelweinen möglich ist. Ich bin sehr froh darüber, 
dass es in Zusammeoarbeit mit unserem Ministerium, dem 
Bundeslandwirtschaftsministerium und auch der EU-Kom­
mission gelungen ist, für diesen Bereich eine Regelung zu 
schaffen.Ich bin mir auch sicher, dass wir im Bereich derWie­
deraufbaukasse bei Erntebergungskrediten und bei der Un­
terstützung von Kaltgärverfahren eine Strukturveränderung 
bekommen werden. Das ist alles nicht von heute auf morgen 
umsetzbar. Wir haben lange dafür gekämpft. Ich bin mir aber 
sicher, dass uns der Weinbauminister heute Maßnahmen dar­
legen wird, die geeignet sind, die aktuellen Probleme auch 
kurzfristig stärker in den Griff zu bekommen. 

Wir sollten uns alle dafür einsetzen, dass dem Weißwein ins­
gesamt ein stärkeres Augenmerk verliehen wird. Es gibt Be­
strebungen, im Bezeichnungsrecht- ich einnere an das The­
ma .. Klassik" und .,Selektion" - eine Verbesserung herbeizu­
führen. Wir sollten uns auch an der Initiative Weißwein, die 
das Ministerium gestartet hat, insgesamt beteiligen und die 
Winzerinnen und Winzer vor Ort aufrufen, um eine Quali­
tätsoffensive zu bekomm_en, damit, wenn es um die Produk­
tion und die Bestellung der Weinberge geht, gerade jetzt 
noch eingegriffen und herausgeschnitten wird, um qualitativ 
hochwertige Weine zu bekommen, die viel besser mit ande­
ren Weinen aus der neuen Welt und aus Europa konkur_rieren 
können. 

(Beifall der F.P.P. und der_SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Weinbauminister Bauckhage das Wort. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu­
nächst möchte ich etwas zu der Broschüre sagen .. 

Frau Kiltz, ich gebe Ihnen Recht, die Broschüre haben die 
Weinbauverbände zuerst bekommen. Ich bitte um Verständ­
nis und Entschuldigung. 

Ich möchte Ihnen dafür den Grund nennen. Deshalb bitte ich 
um Ihr Verständnis. Wir hatten im Weinbau-Beirat über die 
Problematik gesprochen. Alle sind mit dem Qualitätsstuten­
modell einverstanden. Nach einer langen Bedenkzeit hat der 
Weinbauverband Mosel seine Zustimmung gegeben, dann 
hat er diese wieder zurückgezogen und dann wieder zuge­
stimmt. 

Dadurch mussten wir lange warten, bis wir endlich klare Fak­
ten hatten. Das beklage ich nicht. Ich möchte es nur einmal 
vor diesem Hintergrund ervvähnen. Mir war es wic~tig, dass 
diejenigen, die damit umgehen müssen, zunächst einmal in­
formiert wurden. Ich räume ein, dass dies nicht in Ordnung 
war. Es wird auch nicht mehr passieren. 

Ich möchte noch etwas zu den Lagermengen sagen. Von den 
9 Millionen Litern haben wir 1,5 Millionen Liter Übermengen. 
Vor diesem Hintergrund muss man sich die weinbaupolitische 
Situation betrachten. 

Herr Kollege Anheuser, kein Mensch in der Landesregierung 
reklamiert das Wetter für sich. Es macht uns insbesondere be­
troffen, dass wir nicht.in der Lage sind, die Mengen zu ver­
markten, die derzeit geerntet werden und voriges Jahr ge-

. erntet wurden. Das Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau gibt jährlich 3,5 Millionen DM 
bis 4 Millionen DM für die Imagewerbung a~s. Ich halte das 
für richtig, weil ich weiß, dass der Weinbau mehr als nur die 
Weinernte und die Vermarktung von Wein bedeutet. Er stellt 
auch ein Stück Kulturlandschaft in Rheinland-Pfalz dar. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Deshalb machen wir uns viele Gedanken, wie wir den Über­
gang in den Griff bekommen können und den Winzer, der in 
schwieriger Lage um seine Existenz bangen muss, in dem 
Rahmen, der möglich ist, unterstützen können. 

Wir haben ein Überangebot an Weißweinen. Im gleichen 
Atemzug muss auch gesagt werden, dass wir im Bereich der 

Flaschenweinvermarktung beim Rotwein zwischenzeitlich 
sehr erfolgreiche Marktstrategien entwickelt hab<!n. Die Pro­
blemlagestellt sich dort nicht so wie beim Weißwein dar. Wir 

haben das Problem, dass an der Mosel der Rotwein nicht die 
Rolle spielt wie in allen anderen Gebieten.-

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU) 

- Herr Schmitt, es macht wenig Sinn, dass wir versuchen, ver­
schüttete Milch aufzunehmen. Nachdenklich macht auch, 
wenn man sich die Weltmarktpreise betrachtet und sieht, wo 
Deutschland in der Weinproduktion liegt. Deshalb warne-ich 

immer davor, dass man selbst dazu beiträgt, die Qualität ins 
falsche Licht zu rücken: 

• 
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Rheinland-pfälzische Weine erfreuen sich im ln-und Ausland 
einer hohen Wertsch_ätzurig. Das dürfen wirtrotz der schwie­
rigen Situation nicht aus dem Auge verlieren. Rheinland­
pfälzische Weine haben im Durchschnitt eine hohe Qualität. 

Nach mehreren Herbsten mit niedrigen Erträgen hat die gro­
ße Ernte des Jahres 1999 augenfällig gezeigt, dass ein Zuviel 
in den Kellern sofort negative Auswirkungen am Markt für_ 
Fassware hat. Im letzten Jahr hatten wir es mit einem Natur­
ereignis zu tun, das auch durch_produktionstechnische Maß­
nahmen nichtvöllig im Griffgehalten werden konnte. 

Die Ausnahmesituation in den Kellern der fassweinerzeugen­
den Betriebe mit teilweise erheblichen Übermengen und lei­
der auch nicht lange lagerfähigen Weinen aus einem anson­
sten überdurchschnittlichen Jahrgang machen besondere 
Maßnahmen notwendig. 

Die _rheinland-pfälzische Landesregierung lässt die Winzer 
nicht im Stich. 

{Beifall der-F.D.P. und der SPD) 

Wir- haben uns für eine konsequente- Marktspaltung einge­
setzt und begrüßen, dass das Deutsc~_e Weingesetz in diesem­
Sinne geändertwurde. Wir werdenalldas unternehmen,was 
unternommen werden kann und muss, wobei wir immer wis­
sen müssen, dass wir uns in einem EU-rechtlichen Rahmen be­
wegen müssen. 

Dies funktioniert nur, wenn sich die Europäische Kommission, 
unter Umständen auch der Europäische Ministerrat, mit der 
Sache befassen und unseren Vorstellungen ein Stück entge­
genkommen. Dies ist nur in einem ganz engen Schulter­
schluss mit der Bundesregierung möglich. Deshalb bin ich 
morgen mit Herrn BundeslandwirLSchaftsminister Funke an 
der Mosel, um dort die Problematik zu besprechen. 

Wir konnten nicht-vor dem 6: Juli in der Form aktiv werden. 
Wir waren lange aktiv. Das war im vergangene~ Herbst für 
einen Weinbauminister kein Zuckerschlecken. Wir haben die­
ses Mal alles unternommen, um die ricl")tigen Maßnahmen 
auf den Weg zu bringen und um bei der EU unsere Maßnah­
men anzumelden. 

{Vereinzelt Beifall bei der F.D.P.) 

Sie können sich darauf verlassen, dass darüber hinaus ein en­
ger Kontakt zwischen· dem Bundeslandwirtschaftsminister 
und mir bestanden hat. 

Der Minister!Jräsident hat sich mit dem Landwirtschaftsminis­
ter in Verbindung gesetzt, um alle Möglichkeiten auszuloten, 
die EU-reci:Jtlich kompatibel sind. 

Meine Damen und Herren, wir haben- das wissen Sie- die er­
sten Mostgewichtanhebungenumgesetzt; Ich möchte nicht 
darüber streiten, wo Qualitätswein beginnt und wo nicht. 

Wein mit 51 Grad Öchsle ist auch Qualitätswein. Ich bestreite 
nicht, dass die Lage hier und da sehr schwierig ist. Wir werden 
jn den nächsten Monaten über weitere Maßnahmen spre­
chen müssen. 

Ganz konkret habe ich ein Zwölf-Punkte-Programm erarbei­
ten lassen, mit dem die schwie~ige Situation in einer ganzen 
Reihe von Weinbaubetrieben in Rheinland-Pfalz verbessert 
werden kann. Die Maßnahmen der Landesregierung werden 
kurz- und mittelfristige Elemente enthalten, die ich Ihnen im 
Einzelnen nennen möchte: 

1. Der Weg ist eröffnet, Qualitätsweine herabzustufen und 
nach rückwirkender Änderung der Weinerzeugungsmeldung 
an der Trinkalkoholdestillation ab dem 1. September 2000 
teilzunehmen. Damit haben wir auch dem Anbaugebiet 
Mosel-Saar-Ruwer die Teilnahme ermöglicht. 

{Beifall der F.D.P.) 

Ich sage deshalb klar und deutlich: Wären wir beim Rebsor-
-tenmodell geblieben, was man wollte, wäre nicht einmal die 
Möglichkeit der Destillation eröffnet worden. Es istjetzt noch 
schwer genug, die Abstufung- im Nachhinein zu erreichen, 
Nur die Einführung des Qualitätsstufenmodells ermöglicht 
die Teilnahme an der Trinkalkoholdestillation. Das ist kein 
marktwirtschaftliches Instrument. Es sind Instrumente, um 
die große Not der-Winzer zu lindern. 

ln einer konzertierten Aktion von Weinwirtschaftsverbän­
den, Lehre und Beratung sowie Landwirtschaftskammer wer-­
den wir die Umsetzung mit dem Ziel ermöglichen, möglichst 
große Chargen bereits im September zur Trinkalkoholdestil­
lation anzumelden. 

2. Die Dringlichkeitsdestillation muss eröffnet und auch für 
rheinland-pfälzische Weine zugänglich g_emacht werden. Es 
müssen alle Maßnahmen ergriffen werden, um die großen 
Mengen,_ vor allem die Übermengen, die in den rheinland­
pfälzischen Kellern lagern, der Verwertung zuzuführen und 
för den Ausbau des qualitativ positiv einzuschätzenden 
2000er-Jahrgangs Platz zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, dies ist immer ein Punkt, bei dem 
ma_n aufpassen muss. Sie kennen alle- in Ihren Reihen sitzen 
auch fachleute-das Preisgefüge-bei Trinkweinalkoholdestil­
lation und bei Dringlichkeitsdestillation, ·also Krisendestilra­
tion. Das Preisgefüge istschon miserabel. Wir müssen deshalb 
alles daransetzen, möglichst viele Mengen in die Trinkweinal­
koholdestillation hineinzubringen. Deshalb wäre es falsch, 
jetzt schon zu sagen: Wir müssen beides haben.- Wir müssen 
erst schauen, dass wir möglichst eine große Menge in die bes­
sere Bezahlung bekommen. 

{Beifall bei F.D.P. und SPD) 

3. Die Landesregierung wird e~gänzend aus Landesmitteln ei­
nen Beitrag von 15 Millionen DM zur Verfügung stellen, um 
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die EU-Beihilfen bei der Trinkalkoholdestillation auf knapp 
50 DM/Hektoliter aufzustocken. 

(Beifall bei F.D.P._und SPD} 

Ich sage das deshalb, weil man wissen muss, dass das dann. 
nicht mehr 50 Pfennig sind, sondern 34 bis 36 Pfennig. Des­
halb setzen wir die .15 Pfennig aus Landesmitteln oben drauf, 
um ein Stück abzumildern. Das ist ein Datum, das zunächst 
noch einmal der Genehmigung der Europäischen Union be­
darf. Die Kommission hat kürzlich bel einem gleich gelager­
ten Fall eine solche nationale Beihilfe abgelehnt. Damit ist 
klar, dass eine Zustimmung nur im Agrarministerrat erfolgen 
kimn. Wir sind sehr optimistisch, dies über die Schiene Berlin-· 
Brüssel zu erreichen. Denken Sie nicht, dass dies alles einfach 
zu erreichen wäre. Dann nUtzt es auch nichts, wenn man sich 
auf irgendeinem Weinbaukongress trifft. Dann m.uss man 
schon ein Stück mehr machen. Sie wissen, dass wir Verbünde­
te in Frankreich, in Italien und auch in_ Spanien haben, die die 
gleiche Problematik haben. Ich gehe davon aus, dass der Bun-. 
deslandwirtschaftsminister dies-e Konstellation im Sinn der 
rheinland-pfälzischen Weinwirtschaft nutzen wird._ 

4. Die Trinkalkoholdestillatfon tritt am 1. September 2000 in 
Kraft. Die Durchführung dieser Destillationsmaßnahme muss 
gebündelt werden. Die Institutionen, die für die Umsetzung 
Verantwortung tragen, werden von uns tatkräftig unter­
stützt. So wird das Weinbauministerium eine finanzielle Un­
terstützung bei der Abwicklung der Maßnahme gewähren, 
indem es Oganisations- und Transportkosten übernehmen 
wird. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD} 

Wir übernehmen die Organisations- und Transportkosten 
und werden darüber hinaus auch die notwendige Weman­
und Manpower aus unserem Hause zur Verfügung stellen, 
weil wir wissen, dass es jetzt notwendig ist, zu handeln; 

Meine Damen und Herren, es Ist schon ein Unterschied, ob 
man Resolutionen verfasstund Briefe schreibt oder ob man 
handelt. 

5·. Meine Damen und Herren, Ernteb~rgungskredite für Er­
zeugergemeinschaften und Genossenschaften werden \Vie in 

den letzten Jahren für bis zu 25 Millio_nen Liter über die Wie- . 
deraufbaukasse erteilt. Auch Kellereien, die Most und Trau-

. ben für die Kaltgärung übernehmen, werden bis zu einem 
Volumen von 20 Mil!ionen Litern gefördert: 

6. Die Aufl~ge des ISB-Sonderkreditprogramms für Weinbau­
betriebe mit zinsgünstigen Kred!ten ist zwischenzeitlich ein­
geleitet. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD} 

7. Weinbaubetriebe, die die eigene Kellerwirtschaft aufge­
ben und den Einstieg in eine Erzeuge.rgemeinschaft planen 

oder den Abschluss langfristiger Lieferverträge von Trauben 
nachweisen können, werden in Zukunftfinanziell gefördert. 

(Beifall bei F.D.P_. und SPD} 

Die frei werdenden Mittel können für den Erwerb der Ge­
schäftsanteile beim Beitritt in eine Winzergenossenschaft 
oder eine Erzeugergemeinschaft -genutzt werden. Dieses Pro­
gramm wird zurzeit entwickelt. 

8. Die EU gewährt Lagerbeihilfen für die langfristige Lage­
rung von Tafelwein. Daran können sich auch die deutschen 
Tafelweinerzeuger beteiligen. 

9. Die Umstrukt.urierungsmaßnahmen der EU, die mit lnkraft­
treten der Weinmarktordnung in Gang gesetzt wurderi, die­
nen dazu, die Erzeugung an den Bedarf anzupassen und die 
Strukturverhältnisse derWeinbaubetriebe zu verbessern. 

Bisher war daran gedacht, eine Prämie für Steillagen in Höhe 
von etwa 20 000 DM/Hektar bei der Umstellung zu zahlen. 
Zur Unterstützung der Steillagengebiete soll diese Prämie 
deutlich erhöht werden. 

{Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Ich werde alles daransetzen, diese EU-Mittel im rheinland­
pfälzischen Weinbau umfassend und zeitnah zugänglich zu 
machen. 

10. Zu den positiven Tendenzen in dieser schwierigen Zeit 
zählt die Bereitschaft des rheinland-pfälzischen Weinhandels, 
in Kooperation mit den Erzeugerbetrieben feste Bindungen 
einzugehen und akzeptable Preise- das ist der entscheidende 
Punkt, Herr Kollege Anheuser - für solche Vertragsweine zu 
zahlen. Sie können mir abnehmen, dass ich nichterst seit ge­
stern mit allen Kellereien gesprochen habe. Zurzeit existiert 
eine Reihe.von Pilotprojekten in den Anbaugebieten, die sei­
ten-s der staatlichem Lehr- und Versuchsanstalten in der An-: 
Iaufphase unterstützt werden. Wir erhoffen uns von diesen 
eigentlich guten Ansätzen der vertikalen Kooperation neue 

Wege zur Sicherung der Einkommen der Betriebe und die 

Realisierung einer Erfolgspartnerschaft zwischen dem_ iei­
stungsfähigen rheinland-pfälzischen Weinhandel und den 
Winzern in den Weinanbaugebieten. 

Meine Damen und Herren, diese Entwicklungen finden die 
ausdrückliche Förderung der rheinland-pfälzischen Landesre­
gierung. 

11. Der Auftritt der Winzerbetriebe und Weingüter am Markt 
kann weiter verbessert werden. Wir werden ein Programm 
schaffen, in dem vergleichbar mit der Exportberatung. inno­

vative Marketingberater, die zeitweise in Weingütern arbei­
ten, finanziell unterstützt werden können. 

Zur Verbesserung des Marketings, der Produkt-_ und Ange­
_botsgestaltung in Verbindung mit einem noch besseren Aus-

• 

• 
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schöpfen des Kundenpotenzials müssen die vorhandenen Re­

serven in den Weinbaugebieten aus unserer Sicht noch besser 

genutzt werden. 

12. Die Landesregierung unterstützt mithilfe einer Reihe von 

innovativen und modern gestaltete_n Werbeinitiativen den 

Absatz von rheinland-pfälzischen Weinen im ln-und Ausland. 

Darüber hinaus werden wir im Rahmen dergegebenen finan­
ziellen Möglichkeiten ein Verkaufsförderungsprogramm ini­

tiieren. 

Ich sag noch einmal nachrichtlich, damit wir wissen, was auf 
staatlicher Seite getan wird: 3,5 tiis 4 Millionen DM jährlich, 
Herr ltzek, als ehemaliger Vorsitzender des Haushalts- und Fi­

nanzausschusses. 

(Zuruf von der CDU) 

Herr Kollege Jullien, man muss das alles einmal indas richtige 

Verhältnis setzen. Wer jetzt glaubt; man könnte mit einer 

groß angelegten Werbemaßnahme in-diesem Jahr und im vo­

rigen Jahr die Probleme lösen, der täuscht sich. Dafür braucht 

man einen langen Atem und eine mittelfristige Zeit, zumin­

dest bis dies alles einmal trägt. Das dauert in der Werbung ei­

ne Zeit lang. Sie können sich gern einmal von denjenigen, die 

davon einiges verstehen, beraten lassen. 

Meine Damen und Herren, dieses Maßnahmenpaket, das ich 

Ihnen soeben vorstellen konnte, stützt sich auf EU- und auf 

LandesmitteL Wir werden aber auch die Bundesregierung als 
starken Partner für die Genehmigung von Teilen unseres Pro­

gramms in Brüssel brauchen. Ich gehe davon aus, dass es uns 

gelingen wird, erheblkhe For...schritte am rheinland­

pfälzischen Fassweinmarkt zu erzielen, wenn wir diese Schrit­

te konsequent umsetzen. Für eine langfristige Bereinigung 
der Strukturprobleme reicht dies aber niCht aus, meine Da­
men und .Herren. Vielmehr muss eine solche erhebliche Kraft­

anstrengung der Landesregierung in einen Neubeginn _ein­
münden. Diese Chancen für einen Neubeginn müssen wir 
-konsequent nutzen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Ich wäre sehr dankbar, man würde dann nicht in Populismus 
machen; denn nur dann- ist man ein wirklicher Anwalt der 

_ Winzerinnen und Winzer in diesem Land. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen und Herren, eirYI'VE,Ubeginn findet im Wesentli­

chen im Weinberg statt. ErzeugerbetriebE und Weinhandel 

müssen klare Strukturen, die auf Verlässlichkeiteii·t~~~ Bin­

dungen beruhen, aufbauen. Die Zeiten der Spekulation· tmd 

des Vagabundierens von Fassweinen müssen vorbei sein. Die 

· Profile unserer Qualitätsweine müssen noch verbessert wer­
den. 

Ich setze hierbei auf die neuen Ansätze wie "Selektion" und 
"Klassik", die derzeit im Weinrecht umgesetzt werden und 

die ich möglichst bald der Weinwirtschaft zugänglich machen 

möchte. 

Meine Damen und Herren, die Grundqualitäten müssen wei­

ter verbessert werden. Dies ist eine Au~gabe der Winzer. Sie 

können dazu auf die Beratung und Ausbildung der Lehr- und 

Versuchsanstalten zählen. Ich werde- daran lasse ich keinen 
Zweifel- gemeinsam mit der Weinwirtschaft das'Thema Hek­

tarerträge und Mindestmostgewicht bei Qualitätsweinen er­
neut aufgreifen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Wir müssen einen Rechtsrahmen setzen, der Hilfe zur Selbst­
hilfe ermöglicht und Qualitä-;:, Spezialität und Originalität der 

rheinland-pfälzischen Weine fördert. 

Meine Damen und Herren, der rheinland-pfälzische Wein hat 
gute Chancen, wenn er das Angebot der Marktspaltung kon­

sequent und kontinuierlich nutzt, wenn er weitere Anstren­

gun-gen zur besseren Positionierung seiner Erzeugnisse unter­

nimmt, wenn er die Weinqua!ität no::h weiter steigert und ei­

nen modernen und weltoffenenAuftritt wählt. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung wird sich mit 

Nachdruck dafür einsetzen, dass zum einen die aktuellen Pro­

bleme des Weinmarkts nun entsprechend abgefedert werden 
können und zum anderen der Blick in die Zukunft in Richtung 
a':Jf eine Qualitätsphilosophie bei offenen guten Märkten ge­

lenkt wird. Ich füge hinzu, dass die Landeslehr- und Versuchs­

anstalten momentan in allen Weinbaugebieten Beratungen 

durchführen, um die Winzer zum einen mit der neuen Situa­

tion vertraut zu machen ur~d zum anderen mit den Winzern 
und Winzerinnen die Situation zu erörtern und ihnen die 
Möglichkeiten zu eröffnen, die ich in dem Zwölf-Punkte­
Programm genannt habe, um das Problem abzufedern. 

Meine Damen und Herren, darüber hinaus werden wir selbst­
verständlich als Ansprechpartner zur Verfügung stehen und 
noch einmal mit eigener Woman- und Manpower versuchen, 

bei der Administration der Prob!eme und der Destillation be­

hilflich zu sein. Dies alles war nur deshalb möglich, weil am 
6. Juli die EU-Kommission endgültig entschieden hat, welche 

Destillationswege möglich sind. Sie können sich darauf ver­

lassen, wir haben nicht irgendwo getagt, sondern haben na­

türlich auch unseren Einfluss geltend gemacht, um die Destil­

lationswege so zu ermöglichen, wie sie uns nun zur Verfü­
gung stehen. 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Situation der We_in­

baubetriebe, der Erhaltung ihrer Existenz sowie des Erhalts 

der Kulturlandschaft geht das Land an eine Grenze, die des­

.~alb einfach belegt ist, weil wir für alles von Brüssel eine Zu­

stiniffi.:.'.l19 haben müssen. Sie können sich darauf verfassen, 
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dass wir alles unternehmen werden, um so weit Hilfestellung 
zu leisten, wie uns dies möglich ist. 

(Beifall derF.D.P. und der SPD) 

Das eine ist Handeln, das andere ist Reden, und das Dritte ist 
Populismus. Wir haben uns zum Handeln entschlossen, und 

ich bin sicher, dass wir nur so die Probleme abfedern können; 

lth danke Ihnen fOr die Aufmerksamkeit. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen ur.d Herren, nach der Dauer der AusrOhrungen 
des Weinbauministers steht den Fraktionen~eweils eine Re­
dezeit von fünf Minuten zur Verfügung. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dieter Schmitt das Wort. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer 
die Betroffenheit der Winzerfamilien vor Ort feststellen will, 
wird merken- ob Minister oder Abgeordneter-, es geht ei­
nem; wie wenn man ein oder zwei Jahre lang ohne Gehalt 
oder Einkommen leben musste, -es wäre festgefroren, und wir 

wüssten gemeinsam nicht, was im Jahr 2000 auf uns zu­
kommt. Das ist die Situation vieler Betriebe, damit man ihre 

finanzielle und auch psychologische Situation richtig ein­

schätzt. Es geht in diesem Fall nicht nur um die Winzer, es 
geht um die Erhaltung einer gesamten Region, meine sehr 

geehrten Damen und Herren. Diese Qualität, diesen Stellen­
wert hat diese Debatte. Ich glaube, das ist in einer aktuellen 
Diskussion notwendig. 

Herr Minister, Sie sind lernfähig. Das ist gar k:eine Frage. Das 
erkenne ich an. Exakt diese Forderungen haben wir- das wer­

de ich Ihnen belegen- minutiös bereits vor zwei Monaten auf 
den Tisch gelegt, von 1 bis 12. Heute haben Sie sie angekün­
digt. Anscheinend brauchen Sie den Druck der Opposition, 
den Druck der Winzer, bis Sie reagieren! 

(Beifa[l der CDU) 

Das n-ennt man .,zum Jagen getragen werden", um über­
haupt zu reagieren. Soeben ist gesagt worden, es ist fünf vor 

zwölf, meine Damen und Herren. 

(Staatsminister Zuber: Halb eins!} 

1999 nach der Weinlese haben wir exakt dieses Szenario nicht 
nur aufgezeigt, sondern haben auch vorhergesagt, was auf 

uns zukommt. Es ist notwendig, dass die Politik frühzeitig. 

reagiert. Bis zum heutigen Tag ist dies, außer der. ~~;prä-

chen, den Briefen und Telefonaten, die mich sehr beein~ 
druckt haben, tatenlos erfolgt. Ab dem heutigen Tag haben 
Sie das getan, was wir _immer gefordert haben. Ich erkenne 
dies an. Das ist gar keine Frage. Alles, was für eine Weinbau­
region und für die Winzer notwendig ist, ist eine gute Ange­
legenheit. 

Die Landesregierung ist- aber bisher ihrer Verantwortung 
nicht gerecht geworden. 

(Beifall der CDU} 

Herr Ministerpräsident, es gibt eine Zeit. Man kann nicht ab­
tauchen, wenn die Probleme groß werden, und sich nur bei 
einer Schönwetterlage präsentieren. Darüber haben ir11ir 
schon diskutiert. 

-(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Die Landesregierung ist mitverantwortlich. Wir kennen es, 
wie der ehemal!ge Weinbauminister BrOderie damals aufge­
treten ist. Ich möchte nicht von den Weinköniginnen oder an­
deren Dingen sprechen. Das gestehe ich Ihnen auch zu: Das 
ist Chefsache! Das ist gar keine Frage. ln einer solchen Situa­
tion, in der die Winzer so dastehen, wie ich es vorhin geschil­
dert habe, ist es notwendig, nicht nur Briefe zu schreiben und 
Telefonate zu führen. 

Eine politische Entscheidung ist nicht d_avon abhängig, ob ich 
von der Ministerialbürokratie eine Durchführungsverord­

nung bekomme oder nicht. 

Den Weg nach BrOssel oder nach Berlln gehen Sie oft genug. 

- Berlin trifft im Übrigen noch mehr Schuld als Rheinland-Pfalz, 
weil Herr Funke sich bisher geweigert hat, den Antrag zu stel­
len. Bis zum heutigen Tag ist der Antrag auf Dringlichkeits­
destillation nicht gestellt worden, trotzdieser Ankündigun-
gen. 

(Beifall der CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer möchte hinter­
her erklären, dass er einen Antrag genehmigt bekommt, 

wenn er noch nicht einmal bereit ist, ihn zu stellen? 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir stehen wenige Tage Vor derWeinle~:e, und wir haben bis­
her keine ausführliche Auskunft für die Winzer. Wie muss 
sich ein Winzer vq~~,:ommen? Er wird nun die Trinkalkoholde­
stillation. 'ue.kommen. 

(Ministerpräsident Beck: Sie müssen 

einmal sagen, was Sie wollen!­
Zuruf des Staatsministers Bauckhage} 
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Nun ist es notvvendig, dass er vor Beginn der Herbstlese weiß, 
ob die Dringlichkeitsdestillation nun kommt oder nicht u':ld 
mit welchen Bedingungen sie verbunden ist, damit er kalku-

- lieren kann. 

Wir wissen- genau, mit den 470 000 oder eventuell 
800 000 Hektoliter, die wir bei der Trinkalkoholdestillation 
erreichen, ist dies ein Tropfen auf den heißen Stein. Trotz­
dem ist es richtig, es zu tun, und ich bejahe es inhaltlich voll. 

Herr Minister, ich hoffe, dass morgen die politische Entschei­
dung erfolgt, wenn Herr Funke in der Region ist. Wenn 
Frankreich und Deutschland ein gemeinsames Interesse ha· 
ben, soll mir einer erklären, dass wir weinbaupolitisch nicht 
den Knoten durchschlagen können und auch die Dringlich­
keitsdestillationdurchsetzen können. Wir können es national 
aufstocken und anreichern. Es sind exakt die 15 Millionen. 
Herr Minister, lesen Sie Ihre Briefe. Das habe ich Ihnen zusam-

- men mit dem Weinbauverband Mosel-Saar-Ruwer vor eini­
gen Wochen zugeschickt. Die Zahl ist imponierend. Ich be­
danke mich dafür. Es ist exakt die Zahl, die wir damals für 
notwendig gehalten haben, um überhaupt einmal ein Not­

_programm auf den Weg zu bekommen. 

Nun geht-es zunächst um erste Hilfe, und anschließend 
. kommt das mittel- und langfristige Konzept, das heute allein 

niCht leistbar ist. 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

-Dafür haben wir äann die Anhörung. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich bin sehr dafür, dass wir über die Frage der Qualitätsstei­
gerung reden. 

(Mertes, SPD: Lippenbekenntnisse! 
Das sind alles nur Lippen­

bekenntnisse!) 

Ich bin sehr dafür, ein Bündnis 'für ~ein auf den Weg zu brin­
gen und ein Gesamtkonzept für den Weinbau in unserer Re­
gion, im Land Rheinland-Pfalz zu erarbeiten. Dann würden 

wir der Verpflichtung gerecht werden. Sie sind ihr zwar heute 
durch Ihre Ankündigung teilweise gerecht geworden, aber 
wir mussten Sie zum Jagen tragen. Es ist in der Form, in der 
Sie es getan haben, schon zu spät_gewesen, meine Damen 
.und Herren! 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Christine Baumann das 
_Wort. 

. Abg. frau Baumänn, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und H.erren! Hier wurde gehan­
delt; denn dieses Zwölf-Punkte-Programm der Landesregie­
rung wird mit Blick auf die kommende Weinlese die fast kri­
senhafte Weinmarktsituation entspannen und damit verbes­
sern, insbesondere - dies betone ich ausdrücklich - an_ der 
Mosel. 

Die vorgesehenen Maßnahmen machen Kellerraum frei. Sie 
erleichtern es, die neue Ernte zu lagern und zu bergen. Ich 
denk=~. das Zwölf-Punkte-Programm, das Herr Bauckhage 
soebem vorgetragen hat, war eine ebenso notwendige wie 
gute Reaktion auf einen absehbaren weiteren Preisverfall, 
insbesondere im Fassweinbereich. ln diesem Bereich wird 
Winzerinnen und Winzern direkt geholfen. Wir haben die 
GröR~nordnung gehört. Das sind keine Peanuts, wenn von 
15 Millionen DM Landesmitteln gesprochen wird. 

Ich möchte an dieser Stelle ganz besonders Herrn Minister 
Bauci(hage und Ministerpräsident Kurt Beck herzlich da_nken. 
ln vielen Gesprächen mit den Betroffenen kam diese Lösung 
zustande: Die Lösung hier, aber auch die Gespräche, die in 
Berlin geführt wurden, haben zu guten Ergebnissen geführt. 

Ich d=~nke, die Entwicklung des Weinbaus in Rheinland-Pfalz 
ist auf einem guten Weg. Herr Schmitt hat es hier als Notpro­
gramm bezeichnet. Ich rede in diesem Zusammenhang aber 
nicht gern von Notprogramm. Sie haben es ganz genau ge­
sagt. Ich denke, diese mittelfristigen Maßnahmen sind die, 

die für die Zukunft unserer Winzerinnen und Winzer das 
Wichtige sind. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Unsere Landtagsfraktion unterstützt nachhaltig die Zielrich­
tung. Vor einiger Zeit haben wirschon einen Antrag mit Ra.h-_ 
menbedingungen, die wir festgelegt haben, eingebracht. Wir_ 
müssen uns also nicht verstecken 'und sagen, wir fordern nur __ 
etwas mit dem Mund, nein, wir haben das auch schriftlich 
festgelegt und im Ausschuss diskutiert. Wir wollen einen 
Weir.markt, der sich am Markt orientiert und der deshalb 
kundenorientiert Qualität produziert .. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich denke, alle, die Weinqau ernsthaft betreiben, müssen mir 
Recht geben, wenn ich sage, Qualität ist dabei nicht das, \Iiias 
der Gesetzgeber als Mindeststandard definiert, sondern Qu_C!­
Iität ist genau das, was die Kunden kaufen und immer wieder 
kaufen wollen, nicht nur einmal. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich möchte noch einen Satz dazu sagen. Die Qualitätswein­
winzer fühlen sich eigentlich an .der Nase herumgeführt, 
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\lvenn für Mengen irnmer wieder Notprogramme aufgelegt 
werden. Das müssen wir auch einmal sagen. 

(Mertes, SPD: Sehr richtig!) 

Ich denke; der Qualitätsanspruch erfordert auch ein Umden- _ 

ken~ ith würde sogar sagen ein radikales Umdenken. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Man muss einmal den Weltweinmarkt betrachten. Es g!bt im 
Jahr 1999 auf dem Welt\'V<:inmarkt 275 Millionen Hektoliter. 
Verbraucht wurden aber nur 225 Millionen Hektoliter. Die 
Überproduktion bei der Weltweihvermarktung liegt bei 
20 %. Wir wissen aber auch, dass. der WeinkoQsum weltweit 
konstant bleibt. Er ist nicht nclch oben gegangen. Ich denke, 
wir sollten auch so realistisch sein und nicht für Zuschüsse 

produzieren. 

Meine Damen und Herren, die Forgen der Globalisierung und 

damit der Marktkonkurrenz sind offensichtlich. Der Druck 
auf den heimischen Weinmarkt nimmt zu. Deshalb müssen 
wir offen mit unseren Winzerinnen und Winzern reden. Ich 
lobe nicht gern den Oppositionsführer, aber als er die Tage in 
der Südpfalz war, hat er doch tatsächlich, angesprochen auf 
Überkapazitäten, gesagt:. Die Menge muss runter. -Ich hoffe, 
er hat das in diesem Sinn auch mit der Qualität gemeint. Ich 
ergänze nämlich, die Qualität muss rauf. 

Ich möchte noch einen Landrat aus dem Bereich Mosel zitie­
ren, der in einer Aussc~usssitzung gesagt hat: Die Produktion 
muss dem Markt angepasst werden, nicht der Kunde der 

Menge.-
(Dr. Schiffmann, SPD: Sehr gut!) 

Ich denke, das sagt alles. Wir müssen alle aus dieser Krise ler­

·nen. Wir müssen gemeinsam mit den Winzerinnen und Win­
zern und der Weinwirtschaft langfristige Konzepte ent­

wickeln. 

Präsident Grimm: 

(Glocke cles Präsidenten­
Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Als Gäste im Landtag daii ich den Freundeskreis der selbst­
ständige-n Frauen aus Limburgerhof begrüßen. Ich heiße Sie 

herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kil~z, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Schmitt, Sie 
kommen mir vor wie einer, der erst ausgesprochen fleißig 

mithilft, die Grube zu graben. Dann, wenn das Kind, in dem 
Fall der Weinbau, hineingefallen ist, stehen Sie am lautesten 

daneben und rufen um Hilfe. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und F.D.P.) 

Man kann doch nicht Ober Jahrzehnte hinweg jegliche staat­
lichen Vorgaben Ober Mengenreduzierung und Qualitätsstei­
gerung verweigern und dann, wenn die dadurch verursachte 

Krise vorhanden ist, laut rufen: Bitt·e, jetzt muss der Staat 
aberdie Kosten dafOr Obernehmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
undSPD) 

Herr Schmitt, das ist keine Haltung, mit der man diesem Pro­

blem begegnen kann. MeineDamen und Herren, wir mOssen 
doch sehen, wir haben unterschiedliche Akteure auf dem 
Weinmarkt, die auch auf Signale reagieren. 

(Schmitt, CDU: Ein bisschen mehr 
Fachkenntnisse wäre hilfr~ich!) 

Ich meine die Erzeugerinnen und Erzeuger, die Weinbau­
funktionäre, die man gesondert nennen muss, die Politik und 
die Konsumentinnen und Konsumenten. Wenn fest steht, 
dass die Menge zu groß, die Qualität steigerungsfähig und 
der Preis zu niedrig ist, dann müssen vonseitender Politik Si~ 
gnale kommen, die erstens äuf Mengenreduzierung und 
zweitens auf Qualitätssteigerung gerichtet sind. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bei der Marktspaltung mit dem neuen Segment Verarbei­

tungswein ging das Signal in die entgegengesetzte R_ichtung, 

nämlich Mengenausweitung ohne QualitätsansprOche. Man 
hätte gl_eichzeitig die Hektarhöchsterträge bei den Qualitäts­

weinen höher setzen müssen. Dann wäre das Signal in die -

richtige Richtung gegangen. Das haben Sie sich alle zusam­
men nicht getraut. Das muss man hier einmal feststellen. VVir 

haben es seit langem gefordert. 

(Anheuser, CDU: Dummes Zeug!} 

Sie müssen neue Vertragsweinbaumodelle propagieren, dies 
neben dem, was ich eben schon gesagt habe. Herr Minister, 

man mu~ dann feststellen- dies gilt im Übrigen für die Mehr­
heit dieses Hauses-, Sie taumeln von einem Krisenmanage­
ment und einem Notprogramm ins andere. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Minister, was dabei auf der Strecke bleibt, sind tragfähi­
ge Konzepte fOr die Zukunft des rheinland-pfälzischen Wein­
baus. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 
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Meine Damen und Herren, das wären wirden jungen Winze­
rinnen und Winzern in Rheinland-Pfalz besonders schuldig. 
Ich bitte Sie noch einmal, im Ausschuss eine Debatte über die 
Zukunftsfähigkeit des rheinland-pfälzischen Weinbaus zu 
führen und aufzuhören, immer Krisen zu- produzieren und 
dann nach dem Sta-at zu schreien. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Frey. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

H~rr Präsident, meine Damen und Herren! Das, was Herr 
· Schmitt gesagt hat, hat mich nicht verwundert. Es -ist eine Art 

Fortsetzungsroman des letzten Jahres. 

. (Mertes, SPD: Groschenroman!) 

Ich habe mir gedacht, gut gebrüllt, Löwe. Aber was regen Sie 
_sich denn auf, Herr Schmitt? Es wird jetztdas gemacht,-was 
die Weinwirtschaft, nicht nur die CDU, mit breiter Basis ge­
fordert hat. 

(Schmitt, CDU: Wer hat das gefordert? 
Exakt das, waswir gefordert haben!) 

Es wird jetzt ein Programm aufgelegt. Sie sagen: Ätsch, wir 
waren es.- Wissen Sie; das ist sehr billig und sehr durchsichtig. 
Wenn Sie-die Weinbaupresse der letzten Wochen und Mona­
te angeschaut haben, dann ist das nicht das CDU-Thema, son­
dern es istdas Problem derW_einwirtschaft. Wirsetzen es um. 
Das istdas Entscheidende. 

(Schmitt, CDU: Aber zu spät!) 

Meine Damen und Herren, es ist auch nicht zu spät, Herr 
· Schmitt. Sie haben wieder nicht zugehört. Der Herr Minister 
hat sehr deutlich gesagt, dass zum Th~ma Destillation erst am 
6. Juli überhaupt eine Stellungnahm-e der EU gekommen ist. 

Danach wurde umfassend ·gehandelt. Das~ was hier darge­

stellt worden ist, kann sich doch sehen lassen. Frau-Kiltz hat 
das Notprogramm genannt, dazu werde ich. gleich noch et­

was sagen. Es sind 50 Pfennig im Bereich der Trinkweindestil­
lation. Wir stimmen sicherlich überein, dass das nicht der be­
ste Weinpreis ist~ aber er wird für Mengen bezahlt, die sonst 
nicht vermarktungsfähig wären. Das muss man hier sehen. 
Auf diese Art und Weise kann Wein aus dem Keller gebracht 
werden, der sonst nicht aus dem Keller geholt werden 
könnte. 

Dass-sich das· Land entsprechend positioniert und sagt, wir 
müssen das in Brüssel erst notifizieren lassen, müssen Sie auch 
erkennen. Sie haben doch auch zwei EU-Abgeordnete in lhr~r 

Region, die Ihnen das vielleicht einmal erzählen und erklären 
werden, wie das in Brüssel entsprechend gehandhabt wird. 

(Schmitt, CDU: Also davon braucht 
der Herr Dr. Frey mir nichts 

zu erzählen!) 

-Herr Schmitt, wenn Sie sagen, das ist alles noch nicht festge­
klopft, dann werden Sie der Sache sicherlich nicht übermäßig 
gerecht. 

Frau Kiltz, Sie sagen, wirtaumeln von einem Notprogramm in 
das nächste. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch so!) 

- Das ist nicht so. Sie hätten auch gemau bei den Punkten zu­
hören müssen, die der Minister genannt hat. Er hat ausge­
führt, dasslangfristige Liefer-:=rträge unterstütztwerden sol~ 
len, dass die Förderung von Mitgliedschatten in Winzerge­
nossenschaften und Erzeugergemeinschaften eiiolgen soll, 
dass eine Marketingunterstützung gegeben werden soll. Das 

_sind alles Sachen, die auf Dauer angelegt sind, um auch dau~ . 
erhaft aus dieser aktuellen Krise herauszukommen. 

(Beifall bei SPÖ und F.D.P.) 

Der Minister hat deutlich dargelegt, dass es auch der Wille 
der Landesregierung und natürlich der sie tragenden Fraktio­
nen ist, diese vagabundierenden Mengen dauerhaft vom 
Markt zu nehmen. Es ist also kein Notprogramm für dieses 
Jahr, sondern ein Programm für die nächsten Jahre. 

Ich bin mir sicher, wenn wir gemeinsam daran C)rbeiten, dann 
wird dieses Notprogramm, wie es in diesem Jahr hemt, ein 
dauerhaftes werden. Wir können dann dem rheinland­

pfälzischen Weinbau Perspektiven eröffnen. Ich bin mir si­
cher, dass wir Probleme, die wir auch im Aug_enblick haben, 
dann vfefleicht nicht mehr haben werden. Dieser Hoffnung 

gebe ich mich hin, und zwar auch in Kenntnis dessen, was wir 
Anfang de(80er-)ah.re diskutiert haben, was wir im letzten 
Jahr gehabt haben. Ich bin noch recht jung an Jahren, deswe­

gen auch lioffnungsfroh. Ich bin zwar nicht der Mensch mit 
seherischen Fä_higkeiten, wie das Herr Keller heute früh ge­
sagt hat, aber trotzdem darf man die Hoffnung nicht aufge­
ben. 

- (Beifall bei F.D.P; und SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal Herrn Weinbauminister Bauckhage 
das Wort. 
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Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu­
nächst einmal erkläre ich, unter Druck habe ich mich nie ge­
fühlt. Ich lasse mich auch von niemandem unter Druck setzen, 

um das einmal klar zu sagen. 

(Mertes, SPD: Von Herrn Schmitt 
schon gar nicht!) 

Ich komme zum nächsten Punkt, der mir wichtig ist. Uns geht 
es darum, ein Situationsprogramm - ich will nicht sagen Not­
programm -für die derzeitige Situation aufzulegen, um be­
stimmte Härten und auch den dahinter stehenden Struktur­

wandel abfedern zu können. 

Mir scheint folgender Punkt wichtig: Das eine ist Handeln 

und Geld beschaffen, das andere ist Fordern. Ich sage einmal, 

Fordern ist das einfachere. 

(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

Herr Licht, beim nächsten Punkt bin ich ein bisschen erschüt­
tert, als ob es im Februar noch nicht kalt gewesen wäre. Vor­
hin sagte Herr Schmitt, dass im Januar - - - Verstehen Sie? 
Man hätte schon Ende Dezember erkennen können; wie groß 
die Ernte wird.Jhnen muss ich das wirklich nicht erläutern, im 
Februar war es schon einmal kalt. Ich rede von so genannten 

Spätfrösten. 

(Licht, CDU: Wir haben im Februar schon 

gesagt, wir müssen dafür sorgen, 

dass vordem nächsten Herbst 
die Kellergeräumtsind!) 

Ich komme zum nächsten Punkt. Man kann wirklich erst nach 
der Blüte erkennen, wie die Ernte wird. Das weiß ich als 
Bäcker. Das muss man als Winzer zumindest anerkennen. Die 
Blüte läuft Ende Mai, Anfang Juni. 

(Zuruf desAbg. Licht, CDU) 

Ich verstehe, dass das alles schwer für Sie ist, dass Sie eigent­

lich nur das konstatieren müssen, was ich hier sage. Das ver­

stehe ich alles. 

(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

Herr Anheuser, es geht nur darum, klarzumachen, ab wann 

man handeln konnte. Als gehandelt l._'l!erden konnte, haben 
wir gehandelt. Es kam noch ein Problem hinzu. Das war das 
Problem, dass wir wollten, dass c!Je Mosel an Destillationen 
teilnehmen kann. Wir wollten das. Das war schwierig genug. 
Qualitätswein kann man bekanntlich nicht destillieren. Es 
war schwierig genug, dies zu tun. Das hat lange gedauert. 

Vor meinem letzten Urlaub war die letzte Sitzung des Wein­
baulichen Beirates. Frau Kiltz, übrigens lade ich Sie gern ein, 

dort mit hinzugehen. Wir haben bisher immer weitestgehend 
das gemacht, was die Weinwirtschaft unterm Strich wollte. 
Ergebnisse liegen auf dem Tisch. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das war vielleicht ein Feh I er!) 

Jetzt sage ich noch ein Wort zur Destillation generell. EU­
weit stehen 12,5 Millionen für die Trinkweindestillation zur 
Verfügung. Aufgrund. von Verhandlungen haben wir sehr gu­

te Aussichten, dass wir über unser Vorjahresniveau kommen. 
Ich sage das deshalb, weil so getan wird, dass wir hier geses­

sen und nichts gemacht hätten. 

Darüber hinaus verstehe ich auch den Bundeslandwirtschafts­

minister. Wir haben darüber hinaus die Dringlichkeitsdestilla· 

tion mit 5,3 Millionen. Jetzt muss es doch unser gemeinsames 

Ziel sein, möglichst viel in die Menge - das ist eine taktische 

Frage -der Trinkweindestillation zu bekommen. Das sind ei­
nerseits 23 Pfennig, wenn Sie Glück haben, andererseits 
34 Pfennig plus Landeshilfe, also 50 Pfennig insgesamt. Das 
gilt unter Umständen auch unter Zurückführen der anderen 
Destillationswege. Die EU hat nur begrenzte Mittel zur Ver­
fügung. Das muss man nun einmal verstehen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Wenn man das nicht verstehen kann, muss man sich abmel­

den. Das ist so. Deshalb istdie Taktik richtig. 

(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

Herr Licht, wir verstehen uns doch. Die Taktik ist richtig, zu­
nächst zu schauen, möglichst viel in die besseren Preise zu be­
kommen, ,.möglichst wenig in die anderen". Das ganze Spiel 

machen wir derzeit. Ich garantiere Ihnen, wir werden beides 
tun. 

(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

Wir werden natürlich beides tun. Wir wollen 2~ Pfennig, _was 

fast eine Beleidigung ist. Wir werden alles beides tun, um 
möglichst ein Stück abzufedern. Ich bleibe dabei, wir werden 

auch bei den nächsten Verhandlungen mit den Weinwirt­

schaftsräten und dem Weinbaulichen Beirat versuchen, die 
Strukturen _in eine andere Richtung zu lenken. 

Meine Damen und Herren, ich sagte eingangs, wir liegen mit 

dem Preis an neunter Stelle auf dem Weltmarkt. Das ist un_ge­
rechtfertigt. Das hat etwas mit bestimmten Marktmechanis­
me':l zu tun. Deshalb hätte ich die Bitte, dass Sie uns dabei un­
terstützen. Ich sage in aller Klarheit: Wenn die Mindestmost­
gewichte angehoben werden müssen, hätte ich gern ein 
Stück Flankenschutz. 

(Beifall bei F.D.P.und SPD) 
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Es ist so leicht, zu sagen, in Ordnung, man kann das machen. 
Aber wenn die Betroffenen dabei sind, sagt man.- nein, wir 
lassen es noch einmal. Man muss ein Stück Flankenschutz ha­
ben. Ich garantiere Ihnen, wir ~verden all diese Probleme be­

sprechen. Jedenfalls kann ich lhJ1en sagen, ich habe Verständ­

nis für die Betroffenheit der Opposition. Wir haben gehan­

delt und werden weiter handeln, weil wir wissen, dass die 

Winzer unverschuldet in diese Situation gekommen sind. Das 

ist klimabedingt. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm~-

Ich erteile noch einmal Herrn Abgeordneten Dieter Schmitt 

das Wort. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Präsident, meine- Damen und Herren! Damit hier kein 

Missverständnis besteht: Ich habe vorhin klar gesagt, ich be­
grüße diese fnitiativen, die jetzt gekommen sind, und beken­
ne mich zu der Frage der Destillation. Ich habe lediglich ge­
sagt, dass das unsere Forderung vorher war und dass Sie das 
jetzt Gott sei Dank erfüllen, nicht mehr und nicht weniger. 
Jetztsollte man nichts hineinreden. 

Herr Minister, damit wir nachher wissen, worüber wir gespro­

chen haben: Ich habe die Trinkalkoholdestillation genannt. 
Sie wissen, nur 40% sind möglich. Ich habe gesagt, nutzen 

wfr sie voll aus. Es löst unser Problem nicht. Sie stehen noch in 
der Verantwortung, da haben wir alle Möglichkeiten offen 
für die Fragen d_er Dringlichkeit, Krisendestillation, weil dies 

auch für Qualitätswein möglich ist. Die Winzer brauchen bis 
zum Herbst eine Aussage, ob wir eine Anhebung erreichen 
oder nicht. 

(Zuruf des Abg. Licht, CÖU) 

Nichts anderes habe ich hier gesagt. Ich bitte, mir das nicht zu 
unterstellen. Wer von Wein Ahnung hat, wird sich noch he­
rausstellen. Lesen Sie die Forderung, unsere Anträge. Sie ha-

. ben heute exakt 70 % davon erfüllt. Dafür bedanke ich mich. 

Es ist nur ein bisschen zu spät. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD­

Weitere Zurufe von der SPD) 

ln Zukunft müssEtn Sie zu der Erage, wann Sie die Dringlich­
keitsdestillation umsetzen, noch etwas sagen, nämlich, schaf­
fen Sie es oder nicht. Um mehr oder weniger geht es nicht. 

Dann ringen wir in Zukunft um die Frage, wie das Weinkon­

zept, das Gesamtkonzept für Rheinland-Pfalzaussehen wird. 
Dann wird sich zeigen, wo wir wirklich stehen. Ich lasse mir 

d_as nicht unterstellen, dass ich vorhin etwas anderes gesagt 
hätte. Lesen Sie das Protokoll. Ihr Staatssekretär hat im Fe-

bruar bei der Winzerversammlung gesagt,_die Landesregie­
rung wird dafür sorgen, dass die Keller leer gemacht werden. 
Wir werden dies auf den Weg bringen. 

Mein Gott, man darf sich doch wohl noch selbst zitieren.-

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal der Abgeordneten Frau Kiltz aas 
Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Keine Sorge, ich mache es kurz, ich habe auch Hunger. 

Herr_Bauckhage, jetzt ist er fort. Das muss man sich noch ein­
mal auf der Zunge zergehen lassen, Sie haben -hier gestanden _ 

und gesagt, wir haben doch nur gemacht, was die Weinwirt­
schaft wollte. 

(Staatsminister Bauckhage: Nicht nur!) 

Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Sie_sind 
das Ministerium, der Minister. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

Ich will noch einmal daran erinnern: Wenn Sie sagen, wir ha­

ben gemacht, was die Weinwirtschaft wöllte, dann haben Sie 
das gemacht, was die Fun(stionäre der Anbauverbände woll­
ten. Ich rede mit vielen jungen Winzerinnen -und Winzern. 
Diese wollen in eine ganz andere- Richtung: Nehr:nen Sie das 
bitte einmal zur Kenntnis und lassen Sie uns darüber diskutie­
ren. Vielleicht sind die Funktionäre nicht mehr die frische­

sten, vielleicht hab~n sie nicht mehr die zukunftsfähigsten 
Ideen, also muss man einmal mit den anderen reden. 

(Beifall bei dem B0NDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Das Wort hat noch einmal die Abgeordnete Frau Baumann. 

Abg. Frau Baumann, SPD: 

Herr Schmitt, ich muss einmal auf Ihre letzte_ Äußerung einge­
hen, bei der Sie sagten, es wurde von der Landesregierung­

versprochen, dass die Keller leer gemacht werden. Ich sage 
scherzhaft, vielleicht sollen wir den Keller unter dem Landtag 
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ausbauen und dort alles hineinlaufen lassen. Das kann nicht 
ernsthaft damit_geme_int sein. 

(Schmitt, CDU: Das habe ich 
nicht gesagt!) 

-Das haben Sie vorhin gesagt. Es gibt sehr gute---

(Schmitt, CDU: Ich habe nur zitiert!) 

-Ja, aber Sie haben es ernst gemeint, dass man das so tun sol­
le. Darauf habe ich Bezug genommen. 

Nein, aber ich bin jetZt in der ernsthaften Diskussion; denn 
sie wird bei Winzerinnen und Winzern geführt. ln vielen Be­
reichen - ob das in der Pfalz oder auch an der Mosel ist - hat 
man sich zusammengesetzt und_ nicht nur Forderungskatalo­
ge aufgestellt, sondern sich genau überlegt, wie kc_~nn von 
der Weinwirtschaft, von den Winzern selbst geholfen wer­
den. Es sind Programme aufgelegt worden:. Sie werden nicht 
nur diskutiert, sondern sie sind langsam auch in der Umset­
zung, ob das nun an der Mosel, in Schweich, oder bei uns in 
der Südpfalz ist. Es hat sich sehr viel getan, jedenfalls in der 
Südpfalz. 

Ich _muss eines bemängeln. Ich war auf vielen Versammlun­
gen. Auf einer einzigen habe ich eine CDU-Vertreterin gese­
hen, die aber noch nicht einmal mit diskutiert hat. Das mache 
ich hier auch einmal zum Vorwurf. Fordern kann man, aber 
ernsthaft sich mit denen auseinanderzusetzen, die sich auf 
den Weg machen, das ist meines Erachtens auch notwendig 
und wichtig. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.­
Licht, CDU: Die Kreise an <;!er Mosel haben 

zum Beispiel reagiert, ohne auf die 
Landesregierung zu warten!) 

Ich möchte das ganz einfach einmal sagen, dass sich im Land 
etwas tut und wir alle, die Verantwortung tragen~ das mit un­
terstützen sollten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen· und Herren, die Aktuelle Stunde ist abgelau­
fen. 

(Zurufe aus dem Hause) 

_- Nein, die Aktuelle Stunde ist abgel~ufen. Wir treten in die 

Mittagspause ein. Mein_ Kollege wird die Sitzung um 
14.00 Uhr wieder eröffnen. 

Unterbrechung der Sitzung:13.01Uhr: 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.00Uhr. 

Vizepräsident Heinz: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir kommen nun 
zum zweiten Thema der 

AKTUELLEN STUNDE 

"Haltung der Land~sregierung zur Aussetzung von 
(zwangsweisen) Rückführungen von Bürger­

kriegsflüchtlingen in Anbetracht der 
Situation in den Zielländern" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
_ - Drucksache 13/6046-

Für die antragstellende Fraktion erteile ich der Abgeordne­
ten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! 

(Mertes, SPD: Ja!) 

Es ist nicht gerade ein Privileg, wenn man es so ausdrücken 
soll, direkt nach der Mittagspause zu reden. Aber irgendeiner -
muss anfangen. 

(Staatsminister Zuber: Es ist immer 
ein Privileg, in diesem hohen 

. Hause zu reden! -
Mertes, SPD: Sie haben immerhin 

die Chance, dass noch mehr 
· kommen können!) 

- Es ist immer ein Privileg, in diesem hohen H~wse zu reden; 
wollen wir das einmal so nehmen. Immerhin wird das Ganze 
auch protokolliert. Insofern kann jeder, der jetzt nicht die ·Ge­
legenheit hat, zuzuhören, das auch nachl_esen. 

Meine Damen und Herren, die Aktuelle Stunde zur Rückfüh­
rung von Bürgerkriegsflüchtlingen aus dem Kosovo und aus 

Bosnien haben ·wir aus einem sehr aktuellen Anlass bean" 
tragt. Sicher werden viele von Ihnen genauso wie wir jetzt in 
der letzten Zeit sehr oft von Bürgerkriegsflüchtlingen aus 

diesen Gegenden angerufen oder angesprochen, die Ober ih­
re Lage sehr verzweifelt sind, weilsie eine Ausreiseverfügung 
erhalten haben, und-nicht wissen, wie sie damit umgehen so I- _ 

Jen, weil sie überhaupt keine Perspektive sehen, wie sie jetzt 
zu diesem Zeitpunkt in den Kosovo zurückkehren können. Ich 
sage ausdrücklich, dass das immer Leute sind, die grundsätz­

lich wieder in ihre Heimat zurück wollen, aber jetzt im Mo­
ment ganz große Schwierigkeiten dabei haben. 

Dieses Problem, das sich jetzt sehr deutlich zeigt, fl!ßt auf ei­
nem Beschluss der Innenministerkonferenz von März/April 

• 
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dieses Jahres. Seitdem werden auch in Rheinland-Pfalz, gera­
de was die Kosovo-Flüchtlinge angeht, fast unterschiedslos 
alle von Ihnen aufgefordert, Deutschland kurzfristig zu ver­
lassen, natürlich möglichst ,.freiwillig". Aber die meisten von 
Ihnen wissen sicher auch, wie diese ,.Freiwilligkeit" aussieht. 
Einer Familie zum Beispiel, die mich gerade angesprochen 

hat, die Ende August ausreis~n sollte, wurde eine Verlänge-
__ rung gegeben, wenn sie unterschreibt, dass sie spätestens bis 
31. Dezemb_er ,.freiwillig"- aus Deutschland oder aus Rhein­
land-Pfalz ausreist. Wer weiß, wie das dort unten im Winter 
aussieht, kann natürlich überhaupt nicht verstehen, we~_rum 
man diese Leute mitten im Winter ,.freiwillig" ausreisen las­

sen soll. 

Meine Damen und Herren, es gibt a~er auch- darauf möchte 
ich besonders hinweisen- einen Beschluss im Bundestag, und 
zwar ist dieser Beschluss auf Initiative der Bundestagsabge­
ordneten von _vier Fraktionen - SPD, CDU/CSU, F.D.P. und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - eingebracht worden, in del!l ge­
fordert wird, dass man die Rückführung sowohl nach Bos­

nien, aber auch nach dem Kosovo unter humanitäre Aspekte 
setzen soll, dass vor allem die Abschiebung allein stehem;ler 
Mütter _mit Kleinkindern ausgesetzt werden soll, bis für sie ei­
ne ordentliche Existenzmöglichkeit dort besteht, dass Ju­
gendliche, die hier aufgewachsen sind und weitgehend inte­
griert sind, anders behandelt werden müssten, oder dass man 
auch bei_ Ehepaaren, die aus verschiedenen Ethnien stammen, 
humanitäre Grundsätze anwendet. 

Darüber hinaus fordert dieser Antrag auch, dass vor einer so 

genannten Rückführun_g die_ Existenzmöglichkeiten, die ein 
Mindestmaß an Überlebenschancen gewährleisten, geprüft 
werden.-

Herr Zuber, da kann es nicht angehen- wir haben auch im ln­
·nenausschuss da-rüber geredet-, dass Sie sagen, grundsätzlich 
finden Sie, was dort in diesem Antrag steht, unterstützens­
wert; sich aber dann auf den Beschluss der Innenministerkon­

ferenz zurückziehen und sagen, der Beschluss der Innen­
ministerkonferenz ist ein anderer. 

(Schweitzer, SPD: Was soll er 

denn machen? 

Meine Damen und Herren, Herr Zuber, wir erwarten von Ih­

nen, dass Sie in diesem Bereich auf Bundesratsebene initiativ 
werden; denn dass ein großer Handlungsbedarf besteht, das 

hat dieser Antrag des B1,1ndestags wohl sehr deutlich gezeigt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, viele Flüchtlinge aus dem Kosovo, 
die teifweise schon lange vor dem Krieg, also seit sieben, acht 

oder zehn Jahren in Rheinland-Pfalz-leben, die also schon lan­

ge vor dies~m aktuellen Krieg nach Deutschland gekommen 
sind, sind völlig verzweifelt, weil sie übe(haupt nicht wissen, 

wohin sie geli-en sollen, wenn sie in den Kosovo zurückkom­

men, Es gibt dort kaum Notunterkünfte. Die einzige Struktur, -

auf die diese Menschen zurückgreifen können, ist die Fami­
lienstruktur. Es gibt sonst keine soziale Strukturen, die diese 
Menschen, die dann zurückkommen, auffangen könner::t.:_ Da­
rum muss man zumindest bei einer Ausreise oder bei einer 

Rückfülirung dieser Flüc~tlinge darauf achten, ob es über­
haupt Möglichkeiten gibt, ·ob-Familien im Kosovo-sind, die in 

der Lage sind, diese Menschen aufzunehmen. 

Ich habe von den Organisationen- von Caritas und Diakonie-

_ aus Pristina gehört, wenn_wenigstens ein Zimmer da ist, in 
dem die Familie aufgenommen werden kann, dann ist die_ 
Möglichkeit einer Rückführung zu bejahen. Wenn aber für 
diese Menschen nicht einmal ein Dach über dem Kopf vor­
handen ist und wenn überhaupt keine Familienangehörigen 
für diese Menschen da sind,.dann mussendiese Menschen in 
Zelten übernachten und leben. Das kann man von unserer 
Seite aus wirklich nicht unterstützen. Darum fordern wir, dass 
bei den einzelnen Rückführungen der Flüchtlinge in den Ko­

sovo sehr genau hingeschaut wird, ob dort überhaupt Mög­
lichkeiten der_Existenz bestehen. 

(Glocke des Prä.sidenten) 

-Ich komme zum Schluss .• 

Herr Zuber, wir fordern Sie auf, dass Sie bei uns in Rheinland­
- Pfalz deutlich machen, dass eine Rückführung oder Abschie­
bung von Flüchtlingen in denKosovo im Winter nicht statt­
finden darf und dass die Ausländerbehörden nicht alle 

Flüchtlinge über eine11 Kamm scheren. Es muss für die Men­
schen dort mindestens ein Dach über dem- Kopf vorhanden 
sein. 

Wir fordern Sie darüber hinaus auf, setzen Sie sich auf Bun­

desratsebene initiativ dafür ein, dass der Gruppenantrag des 
Bundestags auch Beschlusslage des Bu_ndesrats wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜf\IDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Redmer 
das Wort. 

Abg. Redmer, SPQ: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben uns ge­

stern Nachmittag hier im Haus über Rechtsextremismus_und 
Gewalt unterhalten. Das war notwendig. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Genau!) 
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Es gab Anlass dazu. Heute müssen wir uns über Bürgerkriegs­
flüchtlinge unterhalten. Auch dazu gibt es Anlass. Ich finde, 
es ist in. der Tagesordnung ganz glücklich, dass das an zwei 
Tagen hintereinander behandelt werden kann. Beides gehört 
zur gesellschaftlichen Wirklichkeit ber uns. So schlimm das 
mit Rechtsextremismus Uild Gewalt ist, so positiv ist das, was 
die Menschen in diesem Land in Bezug a.uf die Aufnahme von 
BÜrgerkriegsflüchtlingen im Lauf der 90er-Jahre geleistet ha­
ben. Das gehört zu den besseren Seiten unserer jüngeren Ge­
schichte. Das darf man ruhig so sagen. Man darf das nicht 
ausblenden, weil- wie gesagt-. beides zusammen erst die ge­
samte gesellschaftliche Wirklichkeit beschreibt. 

Kein Land in Europa hat mehr Bürgerkriegsflüchtlinge wäh­
rend der 90er-Jahre aufgenomm!!n als Deutschland. Das hat­
te zur Folge, dass wirim letzten Jahr im Zuge des Kosovo­
kriegs europaweit Quoten einführen mussten, damit die an­
deren auch ein klein bisschen mehr ihr Päckchen tragen, als 
sie das vorher getan haben. Das zeigt, wie weit wir voran wa­
ren. 

ln Rheinland-Pfalz haben wir insgesamt im Laufe der 90er­
Jahre über 15 000 Flüchtlinge a·ufgenommen. Von diesen 
über 15 000 lebt heute nicht ein!lJal mehr ein Zehntel in 
Rheinland-Pfalz. Es ist schon ein ganz starker Rückfluss er­
folgt. Bei dem Rückfluss ist eine sehr große Freiwilligkeit zu 
beobachten gewesen. Es sind weniger als 2 % abgeschoben 
worden. Ich sage das einfach so, damit das auch einmal deut­
lich wird, wie gearbeitet und miteinander umgegangen wird, 
damit nicht der Eindruck entsteht, es werde nur jeder mit der 
Keule aus dem Land gejagt, der bei uns ist, sonder11 es ist in 
den letzten Jahren wirklich sehr flexibel reagiert worden. 

Das Innenministerium hat dank des Herrn Minister Zuber eine 
ganze Reihe von Initiativen ergriffen, dass zum Beispiel mit­
.einander geredet wurde, dass die einzelnem Initiativen, die 
einzelnen Behörden usw. an einen_ Tisch gekommen sind. Ich 
selbst habe etwa an einer Handvoll dieser Gespräche teilge­
nommen. lc_h denke, das VVC!r ganz vernünftig, dass wir mitei­
ander gesprochen haben - Politik, Behörden, private Initiati­
ven-, um vernünftige Wege der Rückführung zu finden, die 
Gott sei Dank dann auch in den allermeisten Fällen gefunden 
werden konnten. 

Wie gesagt, weniger als 10 % der Bürgerkriegsflüchtlinge 
sind noch bei uns im Land. Bei dieser geringen Zahl derer, die. 
noch hier sind, ist natürlich der Druck gesunken, was Rück­
führungen anbetrifft. Deswegen wird man sicherlich weiter­
schauen können, dass man diesen Menschen entgegen-

. kommt, wo das möglich und sinnvoll ist, und man sich weiter­
hin um flexible Lösungen bemüht. Das haben wir in der Ver­
gangenheit in Bezug auf Altersgruppen, soziale Gruppen, 
Traumatisierte und und und gemacht, auch immer witte­
rungsbedingt. Denken Sie an die Winterperioden. Dann ha­
ben wir uns immer anders verhalten als im Sommer. Es ist 
wirklich sehr flexibel reagiert worden. 

Ich denke, wir können es uns jetzt erlauben, dass wir in der 
Schlussphase weiter sehr flexibel sind. Nur eines muss auch 
ganz klarsein: Es darf kein Signal in demSinne herausgehen, 
dass die, die es bis unter die letzten 10 % gepackt haben, 
pauschal hierbleiben dürfen. Das wäre ein falsches Signal. 
Flexibilität ja, sehr human mit den Menschen umgehen ja, 
aber es darf nicht das pauschale Signal herausgehen, dass die 
Restlichen jetzt alle hierbleiben dürfen; denn das Wäre sehr 
problematisch, wenn wir wieder in eine solche Bürgerkriegs­
situation hineinkämen und wir dann bei uns wieder Men­
schen aufnehmen müssten. 

Wir hatten diese Problematik schon einmal hier im Hause ge­
habt, als Bosnien-Herzegowina langsam abebbte und sich das 
Kosovo als neues Thema auftat. Wir haben immer mit Recht 
darauf hingewiesen, wir müssen die eine Gruppe zurückfüh­
ren, damit wir in der Gesellschaft Aufnahmebereitschaft und 
Kapazitäten haben, um die nächste Gruppe aufnehmen zu. 
können. Das muss bis zu Ende geführt werden, aber mit ei­
ne.m.Höchstmaß an Entgegenkommen .. 

ln diesem Sinne, vielen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Hörter das Wort. 

Abg. Hörter, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist von Herrn 
Kollegen Redmer richtig darauf hingewiesen worden, dass 
sich dieses Land und die gesamte Bundesrepublik in besonde­
rer Weise der Verantwortung für die Flüchtlinge angenom­
men hat. 

Ich darf an den gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD, 
CDU und F.D.P. vom vergangenen November erinnern, mit 
dem wir bewusst zum Ausdruck gebracht haben, dass wir die 
Flüchtlinge hier willkommen heißen, ihnen aber 2uch, wenn 
es die Situation im Kosovo zulässt, Hilfe bei der Rückkehr an-. 
bieten, um nicht zuletzt dort einen erfolgreichen Wiederauf­
bau des Landes zu erreichen. 

Es ist sicherlich bis auf den heutigen Tag bedauerlich, d<!SS die 
GRÜNEN damals die Möglichkeit und die Chance ausgeschla­
gen haben, dies als ein gemeinsames Signal deutlich zu ma­
chen . 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Verehrte Frau Thomas, Sie müssen sich einmal Gedanken 
machen, ob denn nicht- ich habe mir die Protokolle gerade 
dieserDehatte angesehen- auch die Frage des Stils, des Mit-
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einanders der GRÜNEN mit den andereri Fraktionen, eine Rol­

. le spielt. 

Hier spielen Sie die Rolle, die die POS im Bundestag spielt. 

. (Vereinzelt Beifall bei der CDU­
Zurufe des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich denke, dass wir auch bei der Bevölkerung eine hohe Ak­
zeptanz für die Art und Weise, wie die Bürgerkriegsflüchtlin­

ge hier aufgenommen wurden, gefunden haben. Wir wollen 
diese Akzeptanz bei Klarheit dessen, was die Politik gesagt 
hat, nicht gefährden. Deshalb hat natürlich Herr Kollege 
Redmer auch Recht, wenn er sagt, dass die Rückführung jetzt 

entsprechend durchgeführt werden muss. 

Frau Grützmacher, nur, Ihre Argumentation ist verräterisch. 

Im letzten Winter hieß es, im Winter geht es nicht, und jetzt 
heißt es, im Sommer geht es nicht, weil es im Winter wieder 
nichtgeht. · 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
So einfach ist das nicht!) 

Also diese Kette können wir über Jahre weiterführen, und 
wir finden dann nicbt mehr die Akzeptanz, wenn es darum 
ge_ht, wieder Probleme zu lösen. 

Ich weiß aus einer Reihe von Einzelfällen, etwa der Traumati­
si erteil, dass nach ärztlichen Gutachten' dies auch wieder um 
sechs Monate verlängert ·wird. Wenn das Gutachten dann 
entsprechend ausfällt, erfolgt die Rückführung oder es wird 

· _ eine Verlängerung ausgesprochen. 

Also auch seitens unserer Fraktion ein klares Ja zur Rückfüh­

rung bei der notwendigen Prüfung des jeweiligen Einzelfal­
les. Die Linie muss-klar bleiben, damit es auch in der Bevölke-· 
rung weiterhin die Akzeptanz dafür gibt, Bürgerkriegsflücht­

linge oder andere in dieser sicherlich in Europa einmalig 
großartigen Weise aufzunehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Bundesrepu­
blik Deutschland und das Land Rheinland-Pfalz haben im eu­
ropäischen Vergleich eine sehr hohe Zahl von Kosovoflücht­

lingen aufgenommen, und es war für uns auch selbstver­
ständlich, dass wir diesen Menschen in Not beistehen. 

Es war aber von vornherein klar, dass, wenn sich die Verhält­
nisse im Kosovo geändert haben, auch eine Rückführung in 
Betracht kommt. 

Nun kann rrian natürlich trefflich darüber streiten, wann die 
Verhältnisse im Kosovo so sind - dies galt vorher auch für 
Bosnien-Herzegowina so -, dass eine Rückführung erfolgen 

kann. 

Ich bin der Meinung, wir-können nicht warten; bis die Ver­

hältnisse, die wir uns dort für eine weitere Zukunft erwarten, 
eingetreten sind. 

(Frau Grützmach er; BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN: 
Das wollen die Leute auch l')icht!) 

- Frau Grützmacher, aber Sie wollen es. 

(Zuruf des Abg.- Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen das, was wir damals gesagt haben, auch konse­
quent weitergehen und die Rückführüng vorantreiben. Das 
heißt aber nicht, dass gegen humane Gr!Jndsätze verstoßen 
oderwillkürlich gehandelt wird. 

Von den Personen, die inRheinland-Pfalz Zuflucht gesucht 
haben, sei es als Kontingentflüchtlinge, sei es durch illegale 
Einreise, sind bisher etwa 2 400- nach den Zahlen, die das In­

nenministerium vorgelegt hat - ausgereist, und demnächst 
wollen 1 130 ausreisen .. Es haben lediglich 125 Abschiebun­
gen stattgefunden, und das waren auch nur Kosovo-Aibaner 
.und keine weiteren Minderheiten, die im Kosovo leben. Es 
werden auch jetzt diese Minderheiten der Roma, der Aschkali 
und der Serben nicht zurückgeführt. Es werden auch ältere 
Menschen, die ihr Leben in Deutschland verbringen, nicht 
vorübergehend zurückgeführt. Es werden auch keine Trau­
matisierten zurückgeführt. 

All das, was bei Bosnien-Herzegowina von der Innenminister­
konferenz beschlossen worden ist - dies hat der Innenmini­

ster auch im Innenausschuss und aiich gegenüber dem Peti­

tionsausschuss dargelegt-, wird, ohne dass es dafür einen Be­
schluss der Innenministerkonferenz gibt, in Rheinland-Pfalz 

bereits angewandt. Es gibt ein Förderprogramm für Rück­

kehrwillige, und es werden auch allein erziehende Frauen mit 
Kindern vorübergehend nicht zurückgeführt .. 

Ich denke, das ist auch wiederein Zeichen der humanitären 
Politik unseres lnnenministers, der sehr konkret im Einzelfall 

entscheidet, was gemacht wird. Ich denke, mit dieser Politik, 

die wir in Rheinland-Pfalz bereits im Bereich "Rückführung 
von Bosnien-Flüchtlingen" praktiziert haben und jetzt auch 

im Kosovo, si_nd wir im Bundesvergleich ein sehr liberales, ein 
sehr hunianes Bundesland. 

Ich bindem Innenminister dankbar für diese Handlungsweise 

und hoffe, dass, wenn wir wieder einmal in die Lage versetzt 
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werden, Menschen in Not beizustehen, dies auch weiter S!J 

passieren wird. 

Danke. 
(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn lnnenmiilister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

·Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen, 
meine Herren! Lassen Sie mich meine Ausführungen in einen 
Gesamtzusammenhang bringen. 

Das Land Rheinland-Pfalz war erstmals im Zusammenhang 
mit dem Ausbruch der Konflikte im ehe!flaligen Jugoslawien 
im Jahr 1991 mit der Aufnahme einer großen Zahl von BOr­

-gerkriegsflüchtlingen konfrontiert. Zunä~hst waren es 
1 300 Flüchtlinge aus dem heutigen Kroatien. Ihnen folgten 
ab dem Jahr 1993 die Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina 
mit über 13 000 Personen, und zuletzt nahm das Land infolge 
des Bürgerkriegs im Kosovo 706_Kontingentflüchtlinge auf. 
Darüber hinaus wurden 4-55 illegal einreisende Bürgerkriegs­
flüchtlinge aus derri Kosovo registriert. Hinzu kommen- nach 
groben Schätzungen- etwa 9 500 Kosovo-Flüchtlinge, die be­
reits in den vorangegangenen Jahren eingereist waren. 

Ich möchte mich an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich bei 
der rheinland-pfälzischen Bevölkerung und unseren Kommu­
nen in Rheinland-Pfalz bedanken, die in einem Akt beispiello­
ser Solidarität diese Vielzahl von Flüchtlingen aufgenommen 
haben. 

Meine Damen und Herren, es versteht sich von selbst, dass 
Bürgerkriegsflüchtlinge nur auf Zeit Aufnahme bei uns fin­
den können und dass ihre Rückkehr nach Beendigung des 
Bürgerkriegs die Regel sein muss. Selbstverständlich sind in 
diesem Zusammenhang Härten zu berücksichtigen. Dabei 
sind sowohl persönliche Gründe als auch die Situation vor Ort 
in unsere Überlegungen einzubeziehen. Im Interesse einer 
möglichst gleichmäßigen Behandlung aller Bürgerkriegs--
flüchtlinge bedarf es dazu bundeseinheitlicher Vorgaben. Ich 
halte die bisherigen Regelungen grundsätzlich-für ausrei­
chend. Dies erläutere ich noch einmal anhand der bestehen­
den Erlasslage, obwohl das schon vielfältig geschehen ist. 

Hinsichtlich der Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
Bosnien-Herzegowina hatten sich die Bundesländer am 
26. Januar 1996 auf zwei zeitlich versetzte Phasen verstän­
digt. Während in der ersten Phase grunds~tzlich Alleinste­

hende und Ehepaare ohne Kinder zurückgeführt wurden, ge­
hörten Ehepaare mit Kindern bzw.AIIeinerziehende mit Kin­
dern der zweiten Phase an. Mit der Rückführung haben wir 
im- Frühjahr 1997, also vor mehr als drei Jahren,. begonnen. 
Von der Rückführung sowohl in der ersten als auch in der 

zweiten Phase waren bzw. sind weiterhin, das heißt bis zum 
heutigen Tag, ausgenommen 

Personen, die vor dem 15. Dezember ·1995 das 65. Lebens­
jahr vollendet hatten, die hier, jedoch nicht in ihrer Hei­
mat, Verwandte mit Aufenthaltsrecht haben, soweit sie 
nicht auf Sozialhilfe angewiesen sind, 

- Personen, die bereit sind, als Zeugen vor dem-Internatio­
nalen Strafgerichtshof in Den Haag aufzutreten und dort 

auszusagen, 

Personen, die infolge von Kriegsereignissen unter_ einer 
Traumatisierung leiden und aus diesem Grund der ständi­
gen ärztlichen Behandlung bedürfen, 

Personen, die sich zurzeit in einem Weiterwanderungsver­
fahren in die Vereinigten Staaten von Amerika, nach Aus­
tralien oder Kanada befinden und 

- Auszubildende, die ihre Ausbildung vor dem 26. Janu­
ar 1996 begonnen haben bis zum Abschluss ihrer Ausbil­
dung, soweit keine Sozialhilfe in Anspruch genommen 
wurde. 

Über die weitere Behandlung dieser Peisonengruppen wird 
-die Innenministerkonferenz zu einem· späteren Zeitpunkt 
entscheiden. 

Im Übrigen stelle ich klar, dass keiner der Flüchtlinge eine Ga­
rantie erhalten konnte, wieder in seinen ursprünglichen 
Wohnort und nur dorthin zurückkehren zu können; Das ist 

gewiss leidvoll, aber es ist l<ein anderer Zustand, c:ls der, den 
Millionen Deutsche nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
bewältigen mussten. 

Zwischenzeitlich sind in Rheinland-Pfalz die Rückführungen 
nach_Bosriien-Herzegowina sehr weit fortgeschritten. Waren 
es zum Stichtag 1. Oktober 1996 .13 034 Bürgerkriegsflücht­
linge, hielten sich hiervon zum 30. Juni 2000 lediglich noch 
1 238 Personen auf. Als äußerst problematisch stellt sich die 
Rückführung der schwertraumatisierten Flüchtlinge dar. Des­
halb wird sich die Innenministerkonferenz im Herbst mit die­
ser Personengruppe befassen. Sie wissen, dass ich persönlich 
für eine Lösung eintrete, damit diese Menschen ilach Mög­
lichkeit bei uns bleiben können. 

Hinsichtlich der Rückführung der Flüchtlinge aus dem Kosovo 
hat die Innenministerkonferenz beschlossen, unverzüglich 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, damit im Frühjahr 
2000 mit der Rückführung der Kosovo-Aibaner ohne Aufent­
haltsrecht begonnen werden kann. Erst nach der Öffnung des 
Landwegs aufgrund eines entsprechenden Transitabkom­

mens mit den Anrainerstaaten konnte Ende April dieses J.ah­
res mit der Rückführung begonnen werden. Unter Berück­
sichtigung der tatsächlichen Verhältnisse vor Ort ist aber die 

c zwangsweise Rückführung zunächst auf albanische Volkszu-_ 
gehörige aus dem Kosovo beschränkt. Von einer Rückfüh-

• 
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rung der ethnischen Minderheiten, zum Beispiel Serben, 
Roma, Aschkali und andere, wird derzeit noch abgesehen. 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Kriterien, nach denen 
albanische Volkszugehörige nachrangig zurückgeführt wer­
den. Dies betrifft unter besonderen Umstijnden Lebensältere, 
Traumatisierte, Zeugen für den Internationalen Strafgerichts­
hof, in der Ausbildung befindliche sowie im Beruf stellende 
Perspnen und etliche Familien. Frau Abgeordnete Grützma­
cher, das betrifft also auch den Kreis, der vorhin angespro­
chen worden ist. 

Diese differenzierten Regelungen zeigen," dass für die Lan­
desregierung stets die Förderung der frl:!iwilligen Rückkehrer 
im Vordergrund stand und steht. Bisher wurden - Stand vom 
1. August dieses Jahres - lediglich 125 Personen aus Rhein­
land-Pfalz nach Bosnien-Herzegowina und 116 Personen in 
das Kosovo abgeschoben. Das Land Rheinland-Pfalz fördert 
die freiwillige Rückkehr sowohl durch die Beteiligung an den 
Förderprogrammen des Bundes als auch durch weitere Maß­
nahmen. Bemerkenswert ist, dass seitens der Kosovoflüchtlin­
ge schon jetzt eine große Rückkehrbereitschaft vorhanden 
ist. 

Nach Mitteilung der Bundesgrenzschutzdirektion sind seit 
der Einrichtung der UN-Verwaltung im Kosovo im Juni 1999 
allein auf dem Luftweg bereits über 48 000 Flüchtlinge frei­
willig aus der Bundesrepublik Deutschland zurückgekehrt. 
Hinzu kommt eine unbekannte Zahl von Rückkehrern, die 
den Landweg benutzt haben. 

Diese große Rückkehrbereitschaft zeigt sich auch in 
Rheinland-Pfalz. Danach sind von den 706 Kontingentflücht­
lingen bereits 477 und von den übrigen Kosovoflüchtlingen 
bereits 1 902 Personen auf dem Luftweg wieder ausgereist. 
Für weitere 130 Personen wurde der Rückflug bereits ge­
bucht. Darüber hinaus haben sich weitere etwa ·1 000 Perso­
nen für-einen Rückflug angemeldet. Über die Zahl der auf 
dem Landweg ausgereisten Personen liegen mir bisher keine 
Informationen vor. 

Gestatten Sie mir abschließend eine Anmerkung zum Be­
schluss des Deutschen Bundestags vom 6. Juli 2000, der die 

humanitären Grundsätze in der Flüchtlingsr:JOiitik zum Inhalt 
hatte. Ich· stelle hierzu fest, dass wir in Rheinl!3nd-Pfalz einen 
Großteil dieser Forderung bereits erfüllen. Im Übrigen wer­
den wir über diesen Beschluss auf der lnnenministerkonfe-

- renz im November dieses Jahres -beraten. Dabei \Verde ich 
meinen bisher eingeschlagenen Weg fortsetzen, nämlich auf 
der einen Seite aus den genannten Gründen heraus Rückfüh­
rungen konsequent durchsetzen; dabei aber auf der anderen 
Seite menschlich handeln. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Als Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrüße_ ich Mi!­
glieder des CDU-Stadtverbands Münster-Maifeld, Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehr Pellenz, Andernach, und eine De­
legation _von Laborangestellen der Uniklinik Mainz. Herzlich 
w!llkommen im Landtag! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Um einigen Stereotypen in diesem Hause zu begegnen: Auch 
lll(ir wissen, dass Bürgerkriegsflüchtlinge zum großen Teil wie­
der in ihr Heimatland zurückkehren werden :und müssen, 
wenn das Land diese Möglichkeit eröffnet. Mir ist von-so vie­
len Personen, nicht nur von Flüchtlingen, sondern auch von 
Institutionen, von der _Caritas und von der Diakonie, die in Pri­
stina ihre Büros haben, mitgeteilt worden, dass die Situation 
dort unten noch so schwierig und unklar ist, dass es noch so 
viele Probleme mit -den Wohnungen usw. gibt und dass die 
einzelnen· Fälle sehr genau betrachtet werden müssen, und 
zwar auch die Fälle, die außerhalb des Bereichs liegen, den · 
Sie angesprochen haben. 

Zum Schi\JSS haben Sie sehr deutlich gesagt, das begrüße ich 
auch, dass Sie-- wenn ich Ihre Ausführungen richtig interpre­
tiere - im November diesen Gruppenantrag aus dem Deut­
schen Bundestag behandeln werden. Da noch bis November· 
Zeit ist, könnte so-vorgegangen werden, dass die Menschen, 
die unter diesen Gruppenantrag fallen, bis dahin in Rhein-_ 
Iand-Pfaiz vor einer Abschiebung geschützt werden~ 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE G~ÜNEN) 

Das würde den Menschen, die wieder zurück wollen, eine 
große Sicherheit bieten. Vor allen Dingen würcfe.es für die 
Kriegsdienstverweigerer eine Möglichkeit .geben, die auch 

unter die humanitäre Besonderheit dieses Gruppenantrags 
fallen und die in Rheinland-Pfalz immer noch von der Ab­
schiebung bedroht sind. 

Das, was in diesem Antrag des Bundestags steht, nämlich dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung, die von Behörden des 
Heimatlands und von den internationalen Organisationen 
vor Ort mit diesen Menschen abgestimmt worden ist, Mini­
malkriterien berücksichtigt werden sollen, unter änderem 

zu-m Beispiel die Sicherheit vor Minen - auch das sollte man 
nicht vergessen- und ob es eine Existenzmöglichkeit für Per­
sonen uni;i Familien gibt, um ein Mindestmaß an- Überleben­

schancen zu _gewährleisten, wäre ganz wichtig. Mit die~en 
humanitären Grundsätzen, die in dem Gruppenantrag von al­
len vier Fraktionen unterstützt wurden, kommen wir auch in· 
Rheinland-Pfalz in einigen schwen.'lliegenden Fällen ein gan­
zes Stück weiter. 
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Herr Zuber, ich bitte Sie, dass Sie auf die Ausländerbehörden 
in den einzelnen Städten Ihren Einfluss ausüben und ihnen 
sagen, dass in diese Richtung Überlegungen in der Innen­
ministerkonferenz angestellt werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, es liegen mir keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe Punkt 12 derTagesordn!lng auf: 

Regierungserklräu ng 
.. Auswirkungen der Steuerreform auf die B-ürgerinne-n 

und Bürger und die Wirtschaft von Rheinland-Pfalz" 

Dazu erteile ich Herrn Finanzminister Mittlerdas Wort. 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 
14. Juli hat der Bundesrat dem Steuersenkungsgesetz zuge­
stimmt Es wird am 1. Januar 2001 in Kraft treten. Das Gesetz 
bestehtaus drei Elementen: 

1. Der Unternehmensteuerreform, 

2. dem Vorziehen der für das Jahr 2002 vorgesehenen Stufe 
des bereits 1999 beschlossenen Steuerentlastungsgesetzes 
aufdasJahr2001 und 

3. einer weiteren massiven Absenkung-der Einkommensteu­
er in den Jahren 2003 und 2005. 

Mit dem bereits im Jahr 1999 in Kraft getretenen Steuerent­
lastungsgesetz und dem nun VE!rabschiedeten Steuersen­
kungsgesetz wurde beginnend mit dem Jahr 1999 eine Steu­
erentlastung vorgenommen, die ab dem Jahr 2005 ein jährli­
ches Volumen von rund 93 Milliarden DM erreicht. 

(Beifall derSPD) 

Damit ist das größte Steuerreformprojekt, das es je in 
Deutschland gegeben hat, auf den Weg gebracht. 

(Beifall der SPD) 

Zur Abrundung der am 14. Juli beschlossenen Reform ist nun 
das so genannte Steuersenkungsergänzungsgesetz notwen­
dig, das am gestrigen Tag von der Bundesregierung verab­
schiedet wurde. Damit wird die Entschließung des Bundesrats 
umgesetzt, der Rheinland-Pfalz nicht nur zugestimmt hat, 

sondern deren Inhalte im Wesentlichen auf uns zurückgehen. 
Sie gehen ~igentlich ausschließlich auf uns zurück. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat der Steuerre­
form im Bundesrat zugestimmt. Sie hat mit dieser Zustim­
mung ihr Gewicht voll in die Waagschale gewo_rfen und ihre 
politischen Möglichkeiten im Interesse der Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler, insbesondere des Mittelstands, voll ge­
nutzt. Dies war vernünftig und notwendig im Interesse der 
Überwindung des Defätismus aufsteuerlichem Feld, d~_r nicht 
nur zu einem Symbol des Reformstaus in Deutschland gewor­
den war, sondern zunehmend die konjunkturellen Auftriebs­
kräfte -behinderte. Insoweit war es leicht nachvollziehbar, 
dass die Verabschiedung der Steuerreform quer durch die Re­
publik, von den Unternehmern ebenso wie von den Gewerk­
schaften, von den Verbänden-und Kammern ebenso wie von 
der Publizistik, begrüßt wurde. 

Es ,hat sich- auch gezeigt, dass die vom Vorsitzenden der 
CDUJCS_U-Bundestagsfraktion, Herrn Merz, im Ar:schluss an 
eine Sitzung des Vermittlungsausschusses gegenüber der 
Presse abgegebene Erklärung, Rheinland-Pfalz werde im 
Bundesrat der Reform nicht zustimmen, voreilig und falsch 
war. 

(Beifall der SPD) 

Es bleibt dabei: Über das Verhalten der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung entscheidet allein die rheinland-pfälzische 

"Landesregierung und niemand sonst. 

-Gar niemand! 

(Beifall der SPD -­
Mertes, SPD: Gar niemand!) 

Die wese-ntlichen Inhalte des Steuersenkungsgesetzes sind 
folgende: 

1. Das steuerfreie Existenzminimum steigt von derzeit 
13 500 DM bfs zum Jahr 2005 auf 15 000 Dl\:1. Im Falle der Zu­
sammenveranlagung von Ehegatten verdoppeln sich die Be­
träge jeweils. 

2. Der Eingangssteuersatz, der im Jahr 1998 noch 25,9 % be­

tragen hat, sinkt über 22,9 % in diesem Jahr und über 19,9 % 
im nächsten Jahr auf 15 % im Jahr 2005. Dies ist übrigens 
nach dem historischen Höchststand des Eingangssteuersatzes 
im Jahr 1998 der niedrigste Eingangssteuersatz seit 1958. 

(Beifall der SPD und des 
Abg. Kuhn, F.D.P.} 

3. Der Spitzensteuersatz wird von 53 % im Jahr 1998 über 

51 % in diesem Jahr in zwei Zwischenschritten auf 42 % im 
Jahr 2005 zurückgeführt. 

• 
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4. Bezüglich der Besteuerung von Kapitalgesellschaften gibt 
es einen Systemwechsel vom so genannten Vollanrechnungs­
verfahren zum so genannten Halbeinkünfteverfahren. Das 
heißt, der Steuersatz für Kapitalgesellschaften, und zwar so­
wohl für ausgeschüttete wie im Unternehmen verbleibende · 
Gewinne, wird ab dem Jahr 2001 auf 25 % gesenkt .. Die ge­
zahlte Körperschaftsteuer wird im Falle einer Gewini1all_s­
schüttung dem Anteilseigner nicht mehr auf die Einkommen­
steuerschuld angerechnet. Als Äquivalent für diesen Wegfall 
hat der Anteilseigner nur noch die Hälfte seiner Dividenden 

zu versteuern. 

5. Für Personengesellschaften wird die Gewerbesteuer im Er­
gebnis faktisch weitgehend abgeschafft. Durch die Möglich­
keit zur VE!_rrechnung des 1,8-fachen des Gewerbesteuermess­
betrags· mit der Einkommensteuerschuld wird die Gewerbe­
steuer als Sonderbelasttmg wirtschaftlich kompensiert, wobei 
den Kommunen ihre bisherigen Einnahmen aus der Gewer­
besteuer auch in Zukunft voll umfänglich erhalten bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein jahrzehntelanger Kampf mittelständischer Unternehmen 
gegen die Zusatzbelastung aus der Gewerbesteuer wie auch 
gegen die Ungleichbehandlung zu Freiberuflern ist damit 
beendet. 

6 .. Veräußerungsgewinne, die bei Geschäftsaufgabe oder Be­
triebsveräußerungen entstehen, sind ab dem Jahr 2001 bis zu 
100 000 DM generell steuerfrei. Bisher waren das 60 000 DM. ·­
Darüber hinaus gehende Beträge werden mit dem halben 
Steuersatz besteuert. 

Für diese Maßnahme, die Inhalt des gestern verabschiedeten 
Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung ist, hatten die 

Bundesregie!ung und die Länder, die der entsprechenden 
Entschließung des Bundesrats zugestimmt haben, ein steuer­
liches Entlastungsvolumen von 1,75 Milliarden DM unter­
stellt. Der Gesetzentwurf ·der Bundesregierung vom gestri­
gen Tag geht nun von einem Entlastungsvolumen von 2 Milli­
arden DM aus. Insoweit ist die Erwartung des Bundesrats hin­
sichtlich des Entlastungsvolumens mehr als erfüllt. Die Bun­
desregierung hat somit Wort gehalten. Die Ausgestaltung im 

_ Detail wird im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zu be­
raten-sein. 

Meine Damen und Herren, die anhand dieser Eckdaten er­
kennbare Gesamtarchitektur der Steuerreform macht deut­
lich,_Slass die Reform allen Steuerzahlern, den Unternehmen. 
ebenso wie den privaten Steuerbürgerinnen und -bürgern · 

· und insbesondere den Familien mit Kindern, zugute kommt. 

Dies war auch notwendig, weil es bei der Reform entschei­
dend darauf ankam, 

1. die Bedingungen für Investitionen aus dem ln- und Aus­
_land und für mehr Beschäftigung zu verbessern, 

2. die Steuersätze insbesondere für die im globalen Wettbe­
werb stehenden Unternehmen deutlich zu senken und so­
mit ihre Wettbewerbsfähigkeit entscheidend zu ·stärken 
und 

3. die private Kaufkraft und damit die Nachfrage, aber auch 
die Fähigkeit zur eigenen Zukunftsvorsorge durch eine 
drastische Absenkung der Einkommensteuersätze über 
den gesamten Tarifverlauf zu erhöhen. Ganz entschei­
dend ist dabei die Absenkung des Eingangssteuersatzes 

von 25,9% im Jahr 1998 auf 15% im Jahr 2005 und die 
gleichzeitige Anhebung des Grundfreibetrags. Damitwird 
ein erheblicher Beitrag zur Verstärkung und Beschleuni­
gung des konjunkturellen Aufschwungs geleistet, der bis" 
lang noch im_ Wesentlichen auf außenwirtschaftliehen Ein­
flüssen beruht. 

Mit dieser Steuerreform kann sich Deutschland auch i in inter­
nationalen Vergleich gut sehen lassen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

ln der Europäischen Union werden wir spätestens ab dem 
Jahr 2005 zu den Ländern mit der niedrigsten Eingangsbe­
steuerung gehören. 

Ähnliches gilt für den Spitzensteuersatz. Die ab dem 
Jahr 2005 geltenden 42 % werden in der Europäischen Union 
nur noch von Großbritannien und_ Portugal mit jeweils 40 % 

unterschritten, allerdings beginnt in Großbritannien die obe­
re Proportionalzone, ab der aer Spitzensteuersatz. gilt, be­
reits bei 79 400 DM, in Portugal gar ab 61 500 DM, während 
die Spitzensatzbesteuerung in Deutschland erst ab 
102 000 DM greifen wird. 

Meine Damen und Herren, schließlich verbessertsich im inter­
nationalen Vergleich auch die Situation der Kapitalgesell­
schaften. Mit einem Körperschaftsteuersatz von 25 % zuzüg­
lich der Gewerbesteuer und dem Solidaritätszuschlagwerden 
ab dem Jahr 2001 die Gewinne der Körperschaften nur noch 
mit 38,6 % belastet. Damit liegt die Belastung in ~eutschland 

im Vergleich zur EU unter dem Durchschnitt. 

Im Jahr 2005 wird die Gesamtsteuerentlastung gegenüber 
dem Jahr 1998 nicht weniger als 93 Milliarden DM betragen. 
Davon kommen rund-65 Milliarden DM den privaten Haushal­
ten zugute. Die mittelständischen Unternehmen werden um 
rul)d 30 Milliarden DM entlastet, während die Großunterneh­
men trotz der massiven Absenkung des Körpe_rschaftsteuer­
satzes Per Saldo um rund 2 Milliarden DM belastet werden, 
was im Wesentlichen (Iurch die veränderte Bewertung von 
Rückstellungen für die Kraftwerk betreibenden Unterneh­
men und die Versicherungswirtschaft·im Zuge des Steuerent­
lastungsgesetzes 19991200012002 begründet ist. 

Was bringt die Reform für die Familien und für den Mitlei­

ständler ganz konkret? Zwei Beispiele: Einer Familie mit zwei 
Kindern und einem zu _versteuernden Einkommen von 



8608 Lanc!tag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -114. Sitzung, 17. August 2000 

60 o·oo DM verbleiben unter Berücksichtigung des angehobe­
nen Kindergeldes bereits im laufenden Jahr 2 400 DM netto 
mehr als noch im Jahr 19S8. 

_(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Im Jahr 2001 werden es sogar 3 400 DM sein, 

(Dr. Schiffmann, SPD: Hört! Hört!) 

und bis zum Jahr 2005 wird sich-dieser Betrag auf nahezu 

4 800 DM jährlich erhöhen. 

(Beifall der SPD). 

Das zweite Beispiel: -Ein verheirateter selbstständiger Hand­
werksmeister mit einem Gewinn aus einem Gewerbebetrieb 
von 100 000 DM jährlich, was zugleich auch das steuerpflichti­
ge Einkommen sein_soll, hat im Jahr 2001 unter Einbeziehung 
der Gewerbesteuer bei dem für Rheinland-Pfalz durchschnitt­
lichen Hebesatz von 370 % 4 500 DM netto mehr in der Ta­
sche als noch im Jahr 1998. Im Jahr 2005 wird seine Nettoent-

- lastung_6 600 DM bet~agen. 

Bereits diese beiden Vergleiche- viele weitere ließen sich an­
schließen- widerlegen auf recht deutliche Weise die unsinni­
ge Aussage, die Steuerreform komme Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern und den mittelständischen Unterneh­
men nicht zugute. Das Gegenteil ist der Fall: Gerade Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Mittelstand sind 
die Hauptbegünstigten dieser Reform._ 

(Beifall der SPD und der F.D.P.)· 

Der Vorwurf, dass die Unternehmensteuerreform Großunter­
nehmer begünstige und den Mittelsta_nd vernachlässige, wird 
vor allem durch den Vergleich des Körperschaftsteuersatzes 
von 25 % mit dem Spitzensteuersatz der Einkommensteuer 
von 42 % begründet. Ein solcher Vergleich ist natürlich unsin­
nig, da er Äpfel mit Birnen vergleicht. 

Zunächst einmal ist anzumerken, dass zu dem Körperschaft­
steuersatz von 25 % die Gewerbesteuer hinzuzurechnen ist, 
zusätzlich noch der Solidaritätszuschlag, sodass wir es bei der­
Besteuerung von Kapitalgesellschaften mit einer Steuerla;t 
von 38,6 % von der ersten Mark des Gewinns an zu tun ha­
ben. 

Bei der Einkommensteuer hingegen, die für Einzelunterneh­
mer und Personengesellschaften gilt, haben wir es mit einem 
völlig anderen System zu tun. Nach dem steuerfreien Grund­

freibetrag beginnt dort die Steuerbelastung mit einer Ein­
gangsbelastung von 15 % im Jahr 2005 und steigt dann bis 
auf 42% an, die bei einem Einkommen von 102 000 DM grei­
fen. Hinzu kommt der Solidaritätszuschlag, insgesamt also 
44,3%. 

Die durchschnittliche Steuerbelastung von Einzelunterneh­
men und Personengesellschaften in Höhe von 38,6 %, wie sie 
für Kapitalgesellschaften von der ersten Mark an gilt, wird 

- erst bei einem steuerpflichtigen Einkommen für Ledige von 
250 000 DM und von zusammenveranlagten Ehegatten von 
480 000 DM erreicht, Ein solches Einkommen von mehr als 
250 000 DM bzw. 480 000 DM wird jedoch nur von weniger 
als 5% aller Steuerpflichtigen, die gewerbliche Einkünfte ha­
ben, erreicht. Umgekehrt: Für mehr als 95 % alle;- Personen­
gesellschaften und Einzelunternehmer ist die steuerliche Be­

lastung nach der Einkommensteuer günstiger, als sie es für 

Kapitalgesellschaften ist. 

(Beifall der SPD) 

Diese Wirkung ist im Wesentlichen dadurch bedingt, dass die 
Steuerreform die Möglichkeit geschaffen hat, das 1,8-fache 
des Gewerbesteuermessbetrags mit der Einkommensteuer­
schuld zu verrechnen. Lassen Sie mich auch dies an einem Bei­
spiel deutlich machen. 

Ein mittelständisches Unternehmen mit einem Gewinn von 
500 000 DM vor Steuern- vor Einkommen- und Gewerbesteu­
er- hat im Jahr 2000 eine Gesamtbelastung von Einkommen­
und Gewerbesteuer in Höhe von 224 900 DM. Im Jahr 2001 
reduziertsich diese Steuerlast um 20 100 DM, im Jahr 2005 
um weitere 20 850 DM. 

Meine Damen und Herren, istdas nun mittelstandsfreundlich 
oder nicht? 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Nicht selten schließlrch- wird der Vorwurf einer zu hohen 
Spreizung in den Steuersätzen zwischen Kapitalgesellschaf­

ten und Personengesellschaften erhoben. ber Abstand zwi­
schen dem Spitzensteuersatz der Einkort1mensteuer und der 
Gesamtbelastung der Kapitalgesellschaften - so die Feststel­

lung - sei zu hoch. In der Tat, der Spitzensteuersatz ein­
schließlich des Solidaritätszuschlags liegt im Jahr 2001 um 
13 Prozentpunkte höher als die Durchschnittsbelastung der 
Kapitalgeseilschaften. Dieser Wert verringert sich allerdings 
bis zum Jahr 2005 auf etwa 6 Prozentpunkte. 

Wo liegt da·s Problem? In Irland, in Österreich, in Frankreich, 

in Belgien und in Dänemark liegt der Ab;tand zwischen dem 
Körpe~schaftsteuersatz und dem Spitzensteuersatz in der Ein­
kommensteuer jeweils zwischen 14 und 24 Prozentpunkten. 
In den Niederlanden, im viel gepriesenen Musterbeispiel für 
Innovationskraft und lnvestitionsstärke, beträgt dieser Ab­

stand gar 25 Prozentpunkte. Im Vergleich dazu werden wir 
ab dem Jahr 2005 mit rund 6 Prozentpunkten Spreizung den 
niedrigsten Wert in der gesamten Europäischen Union ha­

ben. 

Ich halte diese Widerrede gegen die Steuerreform desnalb 
auch für an den Haaren herbeigezogen. Ich bin auch sicher, 
dass sie für einen Gang nach Karlsruhe, wie hier und dort er-

--
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wogen wird, überhaupt nichts hergeben wird. Dieses Thema 
ist allenfalls als Spielwiese für steuerpolitische Fundamentali­
sten geeignet. Derer allerdings hat es im Gesetzgebul')gsver-

-fahren nicht gemangelt. 

Wir hatten die Situation, dass sich der Vermittlungsausschuss 
von Bundestag und Bundesrat in fünf Sitzungen allein mit 
der Frage des Systemwechsels, dem Übergang vom Vollan­
rechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren, befasst hat. Dabei 
liegt es auf der Hand, dass das bisherige Vollanrechnungsver- _ 

fahren, wenn es auch trotzseiner ungeheuren Kompliziert­
heit und Missbrauchsanfälligkeit zum Teil nützlich gewesen­
sein mag, unter den Bedingungen des freien Kapitalmarkts in 

- Europa keine Zukunft mehr hat. Ein entsprechendes Urteil 
des Euro·p_äischen Gerichtshofs, was sich erst jüngst mit einem 
vergleichbaren niederländiSchen Fall bereits befasst hat, be­

-stätigt dies. 

Der Vorsitzende der so genannten Brühler Kommission, die 
·im Auftrag des Bundesfinanzministers die Steuerreform vor­
bereitet -hatte, näm_lich der Leiter der Steuerabteilung des 
Deutschen Industrie--und Han~elstags, Alfons Kühn, schrieb 
dazu am 23. Juni 2000 im "Handelsblatt" unter der Über-_ 
schrift "Allein dem Halbeinkünfteverfahren -gehört die Zu­
kunft" unter anderem Folgendes- ich zitiere-: 

"Die Brühler Kommission ginq auf der Basis unabhängiger, 
aber doch weitgehend übereinstimmender Schätzung der 
Kreditwirtschaft und der Finanzverwaltung davon aus, dass 
jährlich zwischen 10 und 14 Milliarden DM Körperschaftsteu­
er durch -Gestaltungen ausfallen, die weder von der Verwal­
tung beherrschbar· noch-vom Gesetzgeber zu unterbinden 
sind." 

Meine Damen- und Herren, das Vollanrechnungsverfahren, 
dem ein führender Vertreter der deutschen Wirtschaft das 
soeben zitierte Negativurteil ausgestellt hat, war die Bastion, 
die die Union im Vermittlungsverfahren geradezu als einen 
Glaubenssatz aufgebaut hatte. Ich habe die Reden, die gehal-­
ten wurden, noch alle im Ohr: "Es gi~~ für diese Steuerreform 
im Bundesrat keine Mehrh~it, sie bekommen sie auch nicht" 
oder "Grundlage der Beratung im Vermittlungsausschuss ist 
nicht der Regierungsentwurf, sondern der Gesetzentwurf der 
CDU/CSU" oder "Wir sind nicht bereit, den System-wechsel 

mitzumachen. Wir können hier darüber reden, aber ein Er­
gebnis gibt es nicht..- oder "Wir haben keine Angst, die Re­
form scheitern zu lassen". 

Meine Damen und Herren, über diese Fundamentalbetrach­
tungen hinaus ist es im Vermittlungsverfahren nicht zur Erör­
terung auch nur eines einzigen konkreten Vorschlags oder 
Sachverhalts oder gar eines konkreten Antrags der Union zu 
irgendeinem Punkt, sei es der halbe Steuersatz bei der Be­
triebsveräußerung oder eine Verbesserung im Tarifverlauf 
oder eines konkreten Änderungsvorschlags oder zu was auch 
immer, gekommen. Es ging allein um den politischen Kampf 

und um die Verhinderung der Steuerreform, zu'!lindest zu je­
nem Zeitpunkt. 

Aufseiten der Bundesregierung hat es gegenüber dem im 
Bundestag verabschiedeten Gesetz eine betr~chtliche Bewe­
gungsbereitschaft gegeben. Die rheinland-pfälzische Landes­
regierung hat an_dem endgültig zustande gekommenen-Er­
gebnis einen beträchtlichen Anteil. Ganz konkret darf ich 
nennen: 

1. Die Ansparabschreibung für kleine Unternehmen bleibt, 
entgegen dem ursprünglichen Bundestagsbeschluss, beste­
hen. 

2. Die Regelung des so genannten Mitunternehmererlasses, 
mit dem Strukturveränderungen von-Personenunternehmen 
steuerunschädlich vorgenommen werden können, wird mit 
seir.en wesentlichen Inhalten wieder eingeführt und wird 
nunmehr gar ins Gesetz hineingeschrieben. 

3. Für G_ewinne aus der Betriebsveräußerung und -Betriebs­
aufgabe wird der halbe Steuersatz mit den eingangs von mir 
genannten Modalitäten wieder eingeführt. Mit der Anhe­
bung des Freibetrags von 60 000 Dl\.11 auf 100 000 DM werden 
85 % aller Geschäftsaufgaben und Betriebsveräußerungen 
gänzlich steuerfrei gestellt. 

4. Der Spitzensteuersatz beträgt ab 2005 nicht, wie ursprüng­
lich ir~t Beschluss des Bundestags vorgesehen,43 %, sondern 
42%. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Ergebnis, zu dem bei­
de Koalitionspartner einen wichtigen Beitrag geleistet ha­
ben, können wir uns mehr als sehen lassen - nicht überheb­
lich, aber doch selbstbewusst. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, nichts ist so gut, als dass es nicht 
auch eine Schattenseite hätte. Die Einkommensteuer ist be­
kanntlich auch die Bemessungsgrundlage für die Berechnung _ 
der Kirche_nsteuer. Die Kirchen haben von Anbeginn der Dis­
kussion über die Steuerreform deutlich gemacht, dass sie die 
Kirchensteuerausfälle_ aufgrund der Tarifänderungen selbst­
verständlich mittragen werden. Nicht akzeptieren wollen sie 

jedoch die Reduzi~rung der Einkommensteuer durch die Ver­

rechnung der- Gewerbesteuer mit der Einkommensteuer­
schuld und den Übergang vom Vollanrechnungs- zum Halb­
einkünfteverfahren. 

Ministerpräsident Beck und auch ich haben von Anbeginn der 
Diskussion immer wieder zugesichert, dass die Kirchen in die­
ser Frage -mit unserer Unterstützung rechnen können. Es ist 
nicht hinnehmbar,.dass die Kirchen Einnahmeausfälle durch 
Reduzierung der Bemessungsgrundlage hinnehmen sollen, 

während siCh der Staat für diesem Steuerausfall - das gilt ins­
besondere für den Übergang zum Halbeinkünfteverfahren­
bei der Körperschaf-..steuerschadlos hält. 

(Vereinzelt Beifall bei der F.D.P.) 
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Der in dieser Frage von den Berliner Koalitionsfraktionen 
kürzlich in den Bundestag eingebrachte Gesetzentwurf sieht 
hinsichtlich der verrechneten Gewerbesteuer eine Korrektur 
der Bemessungsgrundlage vor, nicht jedoch bezüglich des 
Über_gangs _zum Halbeinkünfteverfahren. Die Landesregie­
rung wird dies nicht akzeptieren und nicht locker lassen und 
im Interesse der Kirchen spätestens im Bundesrat für eine 
Korrektur dieses Vorhabens eintreten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir dabei erfolgreich sein 
werden. Die Kirchen haben in dieser Frage Anspruch auf l,Jn-. 
terstützung und Solidarität. 

Meine Damen und-Herren, allein im Jahr 2001 werden Wirt­
schaft und private Haushalte um rund 45,4 Milliarden DM 
entlastet. Davon entfallen auf die rheinland-pfälzischen Steu­
erzahler insgesamt 2,2 Milliarden DM- Private und Unterneh­
men. Im Jahr 2005 werden es dann sogar 3,1 Milliarden DM 

sein. 

Dieser Entlastung des Bürgers steht selbstverständlich eine 
entsprechende Belastung der öffentlichen Haushalte gegen­
über. Im Landeshaushalt werden wir im kommenden Jahr ei­
ne Mindereinnahme von rund 860 Millionen DM zu verkraf­
ten haben. Auf die Kommunen kommen 211 Millionen DM 
zu,_ zusätzlich 184 Millionen DM durch die Wirkung des kom­
munalen Finanzausgleichs. 

Diese Belastung in Höhe von 184 Millionen DM wollen wir je­
doch im Jahr 2001 den Kommunen ersparen und-die Verrech­
nung erst im Jahr 2004 vornehmen, sodass ihnen insoweit ein 
Liquiditäts- und Zinsvorteil entsteht und mehr Zeit zur Anpas­
sung ihrer Haushalte bleibt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

In früheren Debatten hat die Landesregierung an dieser Stel­
le bereits zum Ausdruck gebracht, dass wir den Steuerausfall 
ih den kommenden Jahren beherrschen wollen und beherr­

schen werden, ohne unser Konsolidierungsziel, allerspäte­
stens im Jahr 2008 auf Neukredite verzichten zu können, zu 
gefährden. 

Wir haben im Doppelhaushalt 2000/2001 die Steuereinnah­
men sehr vorsichtig eingeplant. Wir haben im vergangeneo 
Jahr eine Rücklage gebildet, und der bisherige Haushaltsver­
lauf bestätigt unsere bereits im Frühjahr zum Ausdruck ge­
brachte Einschätzung, das~·wir auch für dieses Jahr eine!} gu­
ten Haushaltsabschluss er~varten können, sodass die Neuver­
schuldung im kommenden Jahrtrotz der beträchtlichen Be­
anspruchung durch die Steuerreform nicht erhöht werden 
muss.· 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die Steuerreform war notwendig, 
und die Erleichterung über ihre Verabschiedung war allge-

·mein. Nicht alle Wünsche konnten erfüllt werden. Gewiss 
bleibt noch manches wichtige Anliegen offen, auch das Pro­
blem einer durchgreifenden Steuervereinfachung. 

(Beifall bei der F.D.P.-
Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da klatscht der Richtige!) 

Wir sind jedoch mit diesem Entlastungsvolumen schon bis an · 
die Grenze der Belastungsfähigkeit der öffentlichen Haushal­
te herangegangen; denn Finanzpolitik handelt immer von 
zwei Dingen: von Steuerpolitik und Haushaltspolitik. 

(Beifall der SPD) 

Eine verantvvortungsvolle Finanzpolitik hat immer einen fai­
ren Ausgleich beider Interessenlagen sicherzustellen. Das hat 
nicht zuletzt etwas mit unserer Verantwortung für die kom­
menden Generationen zu tun. 

Meine Damen und Herren, man mag es für einen Schönheits­
fehler und mehr halten, dass die Abschreil;mngsbedingungen 
zum Teil verschlechtert werden, zum Beispiel durch die Redu­
zierung der degressiven Abschreibungssätze von 30 % auf 

. 20%. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU) 

- Herr Kollege Dr. Gölter, ich Clarf daran erinnern, dies war 
auch bereits in den Petersberger Beschlüssen vorgesehen, 
wenn auch keine Reduzierung auf 20 %,sondern auf 25%. 

Die darüber hinaus gehende weitere Reduzierung von Ab­
schreibungssätzen nach der allgemeinen Tabelle hat damit ZU 

tun, dass der Bundesfinanzhof es der Politik zur Aufgabe ge­
macht hat, die Abschreibungsdauer der -technischen Nut­
zungsmöglichkeit bei bestimmten Wirtschaftsgütern anzu­
passen. 

Doch neben den Einzelaspekten, so wichtig auch immer sie 
sein mögen, kommt es immer auch und 1iicht zuletzt auf die 

Gesamtwirkung eines Projekts an. Damit sind wir, so denke 
ich, mit dieser Reform auf einem guten Weg. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Mit den Worten: .,Mit der Revitalisierung der Wirtschaft und 
den begonnenen Reformvorhaben ist Deutschland ein hoch 
interessanter Standort geworden", wird der Aufsichtsratsvor­
sitzende der Deutschen Bank und Standortbeauftragte der 
Bundesregierung, Hilmar Kopper, am 14. August 2000 in der 
.,Welt" zitiert. 

(Böhr, CDU: Ja!) 

- Herr Abgeordneter und Fraktionsvorsitzender Böhr, in den 
Nachrichten der Industrie- und Handelskammer Trier vom 
August 2000, die heute Morgen auf meinen Tisch kamen, 

• 

• 
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sind in einem größeren Beitrag zur Steuerreform Zwischen­
überschriften zu finden wie: ,.Positive Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt zu erwarten" und ,.Steuerbelastung sinkt um 
20%". 

- (Böhr, CDU: Ja, macht mal schön!} 

Schließlich darf ich auf die im ,.Handelsblatt" von gestern zi­
tierte Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- -
schung der Bundesanstalt für Arbeit verweisen, wonach in 

diesem Jahr ein Anstieg der Entverbstätigenzahl um 210 000 
und für das nächste Jahr um 250 000 zu erwarten ist. Ich spre­
che in diesem Zusammenhang nicht von einer Verringerung 
der Arbeitslosenzahl. Sie ist durch den demographischen Fak­
tor größer. Zu verweisen ist auch darauf, dass die Direktinve­
stitionen ausländischer Investoren in der Bundesrepublik 
Deutschland wiederdeutlich-zugenommen haben.-

Es ist nicht so, dass ichalldies in erster Linie für eine unmittel­
bare Folge der Steuerreform halte. Dafür ist sie noch zu jung. 
Wohl aber waren auf- steuerlichem Feld Bedingungen zu 
schaffen, die diese zweifellos positiven Ansätze unterstützen 
und verstärken und den Unternehmen auf längere Sicht Pla­
nungssicherheit geben. 

(Beifall der SPD- und der F.D.P.} 

Zugleich bitte ich, nicht zu unterschätzen, dass mit dieser Re­
form ein wichtiges Signal nach ~ußen gegeben wuräe, näm­
lich dass Deutschland, äass die deutsche Politik nach Jahren 
des Stillstands endlich wieder_gestaltungs- und reformfähig 
ist. Dieses Signal wird uns guttun, übrigens nicht nur nach au­
ßen, sondern auch nach innen. 

Ich danke Ihnen fürdie Aufmerksamkeit. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.} 

Vizepräsident Heinz: 

Wir kommen nun zur Aussprache über die Regierungserklä­
rung. Den Fraktionen steht jeweils eine Redezeit von 15 Mi­
nuten zur Verfügung. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Jullien das Wort. 

Abg. Jullien, CDU: 

-Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
L~ssen Sie mich zu Anfang meiner Ausführungen einiges zu 
dieser Regierungserklärung sagen. 

Herr Finanzminister, sie ~cheint Ihnen em1ges Kopfzerbre­
chen und einige Schwierigkeiten- bereitet zu haben; denn 

trotzIhrer Zusage von gestern Abend, wir sollten sie bis heu­
te Morgen ul1110.00 Uhr haben, lag sie bis 14.00 Uhr immer 

noch nicht vor. Es gab Hinweise aus Ihrein Hause, daran wer­
de noch gearbeitet, und sie müsse noch abgestimmt werden. 

(Bischet, CDU: Darin ist viel 
Geheimnis!} 

Meine Damen und Herren, für mich ist dies die Fortsetzung 
des Durcheinanders im Abstimmungsverhalten dieser Landes­
regierung bei der Abstimmung über die Steuerreform im 
Bundesrat, 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD} 

wo es dienstags noch hieß, die Landesregierung werde dieser 
Steuerreform nicht zustimmen, und am Freitag hat sie doch 
zugestimmt, nachdem ,.Oberstrippenzieher" Rainer Brüderle 
tätig geworden ist. 

(Beifall der CDU} 

Wohl kaum einer in diesem Hause wird die Not\lvendigkeitei­
ner umfassenden und ausgewogenen Steuerreform infrage 
stellen. Keiner wird sagen können, aass unser Steuerrecht 
nicht reformbedürftig sei und dass die viel geforderte Verein­
fachung unseres Steuerrechts notwendiger denn je ist. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen diese .überfällige 
Steuerreform nicht nur für die Wirtschaft, vifir brauchen sie 
für Deutschland, wir brauchen sie für uns alle, wir brauchen 
sie für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

(Ministerpräsident Beck: Deshalb 
wolltet Ihr sie verhindern!} 

- Herr Ministerpräsident, wenn man sich im Urlaub befunden 
hat, sollte man zu Dingen, die man nur über das Handy mit- _ 
bekommen hat, keine Stellung beziehen! 

(Ministerpräsident Beck: Ich habe 
mehr dazu beigetragen, als Sie 

davon verstehen!-

Dr. Mertes; SPD: Das ist unglaublich!­
Weitere Zurufe von der SPD -} 

Meine Damen und Herren, ebenso deutlich muss jedoch dar­
auf hingewiesen werden, dass mit diesem Reformwerk, als so 
genanntes Steuersenkungsgesetz bezeichnet, die angestreb­
te und dringend notwendige Vereinfachung des Steuerrechts 
nicht erreicht wird. 

Herr Finanzminister, Sie haben von Licht und Schatten ge­
sprochen. 

(Mertes, SPD: Damit wa-ren 

nichtSie gemeint!} 

Sie haben leider den Schatten'etwas zu wenig belichtet. Las­
sen Sie sich einmal sagen, dass es bei dieser Steuerreform mit 
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Sicherheit Sieger und Verlierer geben wird. Mit Sicherheit 
wird eine gleichmäßige Entlastung für alle Steuerzahler nicht 
erreicht. 

·(Beifall der CDU) 

Wie ist es denn sonst zu erklären, dass höhere Einkommen 
stärker als kleinere entlastet werden_ und dass gravierende 
steuerliche Unterschiede und Benachteiligungen bei Körper­
schaftsteuerzahlern und Einkommensteuerzahlern entste­
hen? Die Dffferenzierung und steuerliche Begünstigung von 
Kapitalgesellschaften im Zuge dieser Steuerreform gegen­
.über Einzelunternehmen und Personengesellschaften ver­
stößt nicht nur gegen äen in der Abgabenverordnung veran­
kerten Grundsatz der Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit der 
Be_steuerung, sondern ist, wie es der frühere Richter am Bun­
desverfassungsgericht; Professor Dr. Paul Kirchhof, formu­
liert,--

(Mertes, SPD: Ja! Ja!) 

- Herr Mertes, hören Sie zu. 

-- aufgnind der außerordentlichen steuerlichen Gestaltung~­
möglichkeiten eine Steilvorlage für das Erfinden und Entste­
hen von so genannten Steuerschlupflöchern und somit nicht 
nur verfassungsrechtlich höchst bedenklich, sondern auch ein 
Verstoß gegen § 42 der Abgabenordnung, der den Miss­
brauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Einzelnen regelt 
und definiert. 

(Beifall bei der CDU) 

Me-ine Damen und Herren, wo liegen nun die Problemberei­
che, die sozialen Unausgewogenheiten der Steuerreform? 
Wo ist die Schieflage dieses Reformwerks? Lassen Sie mich 
hierzu drei Komplexe herausgreifen, die an dieser Steuerre­
form Kritik hervorrufen müssen-und als Schwachpunkte einer 
unausgegorenen Steuerreform zli bezeichnen sind. 

Ich frage Sie: Meine Dall)en und Herren, ist es sozial ausge-
. wogen, wenn im Zuge dieser Steuerreform _ein lediger Ar­

beitnehmer mit einem Jahresbruttolohn von 70 000 DM ab 
dem Jahr 2001 stärker steuerlich entlastet wird als ein verhei­
rateter Arbeitnehmer und Familienvater mit zwei Kindern 
bei gleichem Jahresbrutto? Ist es sozial ausgewogen, wenn 
die steuerliche Entlastung für den verheirateten Arbeitneh­
mer erst ab einem Jahresbrutto von rund 100 000 DM größe_r 
als bei einem ledigen Arbeitnehmer wird? 

(Mertes, SPD: Sie wissen doch genau, 
dass Sie die Unwahrheit sagen! 

Sie müssen die absoluten 

Summen nennen!­
Ministerpräsident Beck: Dummes Zeug!) 

-Man muss.eben das Steuerrecht verstehen. Da gibt es bei Ih­
nen Probleme. 

{Beifall bei der CDU­
ltzek, SPD: Ach ja! Eine Schande 

für den ganzen Berufsstand!) 

Herr Ministerpräsident, mit Äußerungen wie .,Dummes 
Zeug" sollten Sie etwas zurückhaltender sein. Das steht ein­
fach einem Ministerpräsidenten dieses Landes nicht an. 

(Beifall beider CDU) 

Meine Damen.und Herren, vielleicht fäilt Ihnen etwas Über­
zeugung leichter, wenn ich Ihnen die Äußerung eines be-

- kannten Sozialdemokraten hier vorfühie, der sich zu dieser 
Steuerreform wie folgt geäußert hat: Die Steuerreform ent­
lastet den Durchschnittsverdiener zu wenig und den Millio­
när zu stark. 

{Beifall bei der CDUi 

Si_e haben sicherlich diese Äußerung von dem früheren SPD­
. Bundesvorsitzenden und ehemaligen Bundesfinanzminister 
Oskar Lafontaine gelesen, 

_(Heiterkeit des Abg. Mertes, SPD) 

dem aus meiner Sicht nichts mehr hinzuzufügen ist. 

(Mertes, SPD: Wen nehmen 
Sie denn da hera-n?-

Dr. Mertes, SPD: So weit ist es 
schon gekommen!} 

Wie ist es mit dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit und der 
EinheitlichKeit der Besteuerung zu vereinbaren, wenn selbst­
ständig_e Handwerksmeister und mittelständische Unterneh­
mer, die "ihren Betrieb als Einzelunternehmen oder in Form 
einer Personengesellschaft führen, einem höheren Steuersatz 
unterliegen -als KapitalgesellschaftenJ Aktiengesellschaften 

undGmbHs? 

(Mertes, SPD: Das hat der Minister doch 
so langsam erklärt, dass sogar 

Sie es verste_hen konnten, 
Herr Jullien!) 

Kann es richtig sein, Herr Mertes, dass Veräußerungen von 
Anteilen oder Beteiligungen von Kapitalgesellschaften, also 
Großkonzernen, Banken, Versicherungen und Aktiengesell­
schaften steuerfrei sind, während derkleine Handwerksmei­

ster, der zur Absicherung und Finanzierung seiner Altersver­
sorgung seinen Betrieb veräußert oder überträgt, 

(Bruch, SPD: Istdoch 
schon erledigt!) 

• 

• 
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diesen Erlös auch nach der-uns seit gestern vom Bundeskabi­
nett verabschiedeten Regelung immer noch mit dem halben 
Steuersatz versteuern muss, dieser halbe Steuersatz jedoch 
nicht den jeweilig_eri Eingangssteuersatz unterschreiten darf. 
Das ist doch keine mittelstandsfreun-dliche Politik, das _ist ge­
_nau das Gegenteil. 

(Mertes, SPD: Das kostet 
_8 Milliarden DM!) 

Das ist eine gegen den Mittelstand gerichtete Politik; Das ist 
eine Politik gegen kleine und mittlere Handwerksbetriebe. Es 
ist-eine mittelstandsfeindliche Politik. 

(Beifall bei der CDU) 

Bei dieser Steuerreform gibt es mit Sicherheit Gewinner. Die­
se Gewinner sind Großkonzerne und Kapitalgesellschaften, 
Großverdiener und Million~re. Das sind- die Gewinner dieser 
Ste u~rreform. 

(Mertes, SPD: Wir lieben das 
Kapital schon immer!) 

Lassen Sie sich von mir sagen: Diese Steuerreform wird keine 
neuen und zusätzlichen Arbeitsplätze schaffen, sondern -sie 
blockiert und erschwert die Schaffurig von Arbeitsplätzen 
und wird mehr- zu einem Abbau von Arbeitsplätzen führen. 

Wer ist ·noch ein weiterer Verlierer dieser Steuerreform? Die 
Kommunen. Herr Finanzminister, Sie haben ausgeführt, dass 
das Land illJ Zuge von Mindereinnahmen rund 860 Millio-

- nen DM ausgleichen muss. Sie ll_aben aber nicht genau ge­
sagt, wie das Land dies ausgleicht, sondern immer von Ab­
sichten gesprochen. 

(Kuhn, F.D.P.: Das hat er schon 
fünfmal erklärt!) 

Darüber hinaus wird es nach de_n Berechnungen des Land­
kreistags imJ~hr 2001 zu Steuerausfällen bei den Kommunen 
von rund 380 Millionen DM k()mmen. Vom Jahr 2001 an bis 
zum Jahre 2004 werden sich diese Ausfälle auf rund 1.4 Milli­
arden DM belaufen. 

(Mertes, SPD: Wie wäre das denn bei dem Merz­
Entwurfgewesen? Sie wollten doch noch 
viel mehr1 Hätte es dann einen Goldesel 

gegeben? Sie jammern jetzt über 
diese Summe und wollten 

selbst mehr. So ist es!) 

- Herr Mertes, von einem ·Fin<!nzminister k:ann man doch er-
-warten, dass er sagt, wie 860 Millionen DM im Land verkraf-
tet werden. 

Lassen Sie mi_ch ein vorläufiges Fazit zu dieser Regierungser­
klärung und Zl! dieser vorliegenden Steuerreform ziehen. Bei 

dieser vorliegenden Steuerreform bleibt die Steuergerechtig­
keit außen vor. Die eindeutige steuerliche Begünstigung von 
Kapitalgesellschaften gegenüber Einze:lunternehm~n und 
Personengesellschaften wird mit großer Wahrscheinlichkeit 
das Bundesverfassungsgericht beschäftigen. Der Grund~atz 
der Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
wird im Zuge dieser Steuerreform ad absurd um geführt. Die 
vorgesehene Anrechnung der Gewerbesteuer ist mehr als 
fraglich. 

(Mertes, SPD: Wieso das denn?) 

Letztlich ist das ganze Reformwerk alles andere als ein Bei­
trag zur Vereinfachung des Steuerrechts. Es ist genau das Ge­
genteil. Das Steuerrecht wird komplizierter und undurch­
schaubarer. Mit-Sicherheit kann diese Steurreform nicht als 
ein gelungenes und überzeugendes Reformwerk bezeichnet 
werden.-

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile HermAbgeordneten ltzek das Wort. 

Abg. ltzek, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Jullien bleibt nun 
einmal Jullien, nichts dazugelernt. 

(Jullien, CDU: Qualität setzt 
sich durch!) 

Ich habe mir heute Morgen noch einmal das letzte Protokoll 
über die Aktuelle Stunde durchgelesen, als dieses Thema 
auch diskutiert worden ist. Es ist nicht zu glauben~ Herr 
Jullien; Das, was Sie damals gesagt haben~ wiederholen Sie 
heute irri Prinzipwieder. 

(Jullien, CDU: Weil es sich nicht -
geändert hat!) 

l:h erinnere an eine Aussage des Kollegen Böhr, der voller 
Überzeugung gesagt hat: Diese St~uerreform wird durch die 

CDU verhindert werden. - So richtiggehend voller Überzeu­
gung hat er das gesagt. Aber es ist anders ausgegangen. 

(Böhr, CDU: Schlimm genug!) 

Die Vernunft hat gesiegt. Es war ein Sieg der Bundesregie­
rung. 

(Beifall der SPD) 

- -
Es war ein Sieg der Landesregierung. Herr Finanzminister, 
weil Sie Großartiges geleistet haben, möchte ich ·mich bei Ih­
nen besonders bedanken: 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 
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Es war aber auch ein Sieg der Vernünftigen innerhalb der 
CDU. 

{Böhr, CDU: Oje!) 

Es war ein Sieg der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Es 
war ein Sieg für unsere Unternehmen im Land. Es war ein 

Sieg für neue Investitionen. 

{Wirz, CDU: Kommen Sie doch 
einmal zur Sache!) _ 

Es war ein Sieg für den w_irtschaftsaufschwung. Es war ein 
Sieg für neue Arbeitsplätze. Es war ein Sieg der Vernunft. 

{Beifall der SPD) 

Es sind 93 Milliarden DM Steuerentlastung, die größte Steu­

erentlastung in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch­
land. Wenn ich das in Relation zu denjährlichen Steuerein­
nahmen setze, die wir ]998 mit 830 Milliarden DM hatten; 
dann sind das 11 %. Der Staat verzichtet auf 11 % seimir 
Steuereinnahmen, eine enorme Summe. 

Ich widerspreche Ihnen. Es vvidersprechen auch die Fachleute. 
Von diesen 93 Milliarden DM kommen 65 Milliarden DM den 
Arbeitnehmern und Familien zugute, 30 Milliarden DM dem 
Mittelstand. Die großen Unternehmen werden mit 2 Milliar­
den DM belastet, zum Beispiel auch die BASF, die das akzep­

tiert hat, weil ihr ein niedriger Steuersatz wichtiger als eine 

Verhinderung der Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
im Bereich der Abschreibung war. 

Sie spielen sich hier als derjenige auf, der den Mittelstand 
- schützen will. 80 % aller Unternehmen haben ein Einkom­

men von unter 100 000 DM. Das heißt, sie profitieren voll und 
ganz von der Steuerentlastung. Ich nehme einmal einen 
rheinland-pfälzischen Bäckermeister, der 70 000 DM Gewinn 
vor Steuern hat. Er hat im Jahr 1998 13 950 DM an Steuern 

bezahlt. Im Jahr 2005 wird er um 4 300 .DM entlastet, das 
l')eißt,31 %. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­

Schöneberg, CDU: Er zahlt 8 000 DM 
mehr HE;!izkosten!) 

Ein verheirateter Malermeister aus Rheinland-Pfalz, der ei­
nen Gewinn in der Größenordnung von 90 000 DM vor Steu­
ern erzielt hat, hat 1998 21-300 DM Steuern gezahlt. Er zahlt 
im Jahr 2005 5 641 DM weniger, das heißt, er zahlt 26% we­
niger Steuern. 

(Beifall bei der SPD-
Zuruf von der CDU: ln fünf Jahren!) 

Nehmen wir einen weiteren Mittelständler aus Rheinland­
Pfalz, einen Pkw_- bzw. Autohändler mit einem Gewinn von 
100000 DM. Hier beträgtdie Entlastung 17%. 

(Jullien, CDU: 2005!) 
-~ 

Nehmen wir einen verheirateten Inhaber eines Bauunterneh­
mens, Gewinn 250-000 DM. Auch in diesem Fall beträgt die 
Entlastung 22 %. Sie können nicht sagen, ein lediger Arbeit­
nehmer wird stärker entlastet als ein Vel"heirateter. 

(Jullien, CDU: Natürlich!) 

Wenn Sie die Steuerbeträge nebeneinander legen, zahlt na­
türlich ein Lediger wesentlich höhere Steuerbeträge als ein 
Verheirateter. 

(Mertes, SPD: Deshalb ist es 
Heuchelei gewesen!) 

Sie können nicht die Prozente nehmen, sondern Sie müssen 
die Gesamtbeträge nehmen. 

{Jullien, CDU: Aber um die 
Entlastung geht es doch!) 

- Herr Jullien, ich nenne ein paar Beispiele. Das tut weh. Ich 
habe Verständnis dafür. Sie leiden heute noch darunter, dass 
die Steuerreform durchgegangen ist. 

{Beifall bei SPD und F.D.P.) 

-Mit Ihrer Genehmigung; Herr Präsident, zitiere ich jetzt ein­
mal wahllos aus der Presse: " Die Steuerreform ist nach An-_ 
sieht von Experten das Herzstück des Aufschwungs, weil sie 

Industrie und Künden das Vertrauen in die deutsche Wirt­

schaft zurückgibt", oder: "Gelobte S~uer, die meisten gro­
ßen Wirtschaftsverbände begrüßen die geglückte Steuerre­
form der rotgrünen Regierung." Aber es gibt auch andere: 

"Zuerst geht Stoiber die Fassung verloren. Hilflos sahen die 
Unionsstrategen zu, wie rotgrün die Ab)ehnungsfront gegen 
~ie Steuerreform durchbrach", oder:." Kleinverdiener sparen 
am meisten. Maximale Steuerentlastung von 68 %."Zum Bei­

spiel so im "Handelsblatt" vom 17. Juli 2000 zu lesen. "Frapk­
furter Allger:neine", Ihr Hofberichterstatter: "Stimmungs­

hoch der Firmen." IHK: "Steuerreform und Nachfrage sorgen 
für Optimismus", oder "Handelsblatt" vom 20. Juli: "Steuer­
reform versetzt Industrie in Hochstimmung." Das sind Schlag­

zeilen. 

(Beifall bei der SPD ·· 
Mertes, SPD: Das ist es!) 

Das ist ein Durchbruch der verkrusteten Strukturen. Als Sie 
16 Jahre die Verantwortung hatten, hat sich nichts getan, ha­
ben Sie nichts zuwege gebracht. 

{Schöneberg, CDU: Vor 15 Jahren 

blockierten---) 

Ich habe bewusst in diesen Dank auch die rheinland­

pfälzische F.D.P. mit einbezogen. Sie hat mitgearbeitet. Es 
haben auch Unionsländer mitgearbeitet. Besonderen Dank. 
Die Vernünftigen haben gesiegt. -

(Zuruf von der CDU) 

• 

• 
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Das steuerpolitische Ziel ist erreicht worden. Wir haben die 
Steuersätze bei der Lohn- und Einkommensteuer gesenkt. 

Das war schon vor der Steuerreform. Ihnen hat doch das Bun­
desverfassungsgericht in Ihr Buch geschrieben, dass Sie die 

Familien jahrelang vernachlässigt haben. 

(Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

Jetzt erst sind doch durch die Erhöhung des Kindergelds.und 
der Kinderfreibeträge die Familien in die La-ge versetzt wor- -
den, wieder einigermaßen finanziell über die Runden zu 
kommen. 

(Schöneberg, CDU: Weil Sie 
blockiert haben!) 

Zu nennen sind die Reform der Unternehmensbesteuerung 

- zur Stärkung der Innovationskraft der Unternehmen durch 

'Senkung der Steuersätze und die Verbreiterung der Bemes­
sungsgrundlage. 

(Zuruf desAbg. Jullien, CDU) 

Herr Dr. Gölter, wir waren doch in vieleh Gesprächen bei der 
BASF. Das ist ein w[chtiges Unternehmen in Rheinland-Pfalz. ~ 

(Dr. Gölter, CDU: Das bestreite 
ich gar nicht!) 

Gerade diese Ziele sind dort als ganz besonders wichtig er­

achtet worden, nä1111ich dass es hier um eine ganz wichtige 
Sache geht. Ich meine, wir sind tatsächlich in der Lage, das 
heute so zu betrachten. 

Jetzt nehmen wir einmal einen Arbeitnehmer_aus ~udwigsha­
fen, der bei der BASF mit einem Jahresbruttoverdienst von 
60-000 DM beschäftigt ist. Er zahlte im Jahr 1998 5 986 DM, 
zahlt im Jahr 2005 3 192 DM, das heißt, das ist eine Entla­
stung von rund 2 800 DM, das heißt, eine monatliche steuerli­

che Entlastung von 250 DM. Das ist der Erfolg einer solchen 
politischen Entscheidung, wie wir sie gefällt haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN) 

Nehmen wir eine ledige Verkäuferin mit 40 000 DM Brutto­
einkommen. Sie zahlte im Jahr 1998 6 003 DM, im Jahr 2005 
4 181 DM. Natürlich ist sie dann bezüglich des Betrags gerin­
ger entlastet_als bei dem von mir-vorhin genannten Fall. Sie 
hat scho·n vorher weniger Steuern gezahlt. Wenn man-so et­

was miteinander vergleicht, muss man ohne weiteres sagen, 

dass es bisher unterschiedliche steuerliche Belastungen gege­
ben hat. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das war eingroßer Er­
folg, ein großer Tag. Wir sollten denjenigen, die dafür die 

Verantwortung getragen haben, Dank sagen, dass es endlich 
gelungen ist, 

(Zuruf von der CDU) 

dieses Sich-nicht-mehr-Fortbewegen aufzuhalten und im In­
teresse des Arbeitsmarkts und unserer Wirtschaft voranzu­
schreiten. Das ist erreicht worden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und 

v_ereinzelt bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich begrüße zunächst Gäste im rheinland-pfälzischen Land: 
tag, und zwar Soldaten des Stabs- und Fernmelderegi­
ments 310 Koblenz. Herzlich willkommen! 

(Beif<!ll im Hause) 

Für die Fraktion BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN erteile ich der Ab­

geordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Finanz­
minister, ich habe mich auch etwas über die Last-Minute­
Erklärung gewundert, als ich sie gehört habe, weil nicht so 

viel Neu es darin enthalten \var. Sie haben ~or drei Wochen 
angekündigt, dass eine Regierungserklärung kommt. Ich ha­

be gedacht, vielleicht kommt noch etwas fundamental Neu-
- es, das das rechtfertigt. 

(Staatsminister Prof. Dr. Zöllner: 
Steuersenkung !) 

Ich brauche keine Regierungserklärung, um über die Steuer­
reform zu diskutieren. 

Meine Damen und Herren, nach zehn Jahren kontroversen, 

blockierenden und zum Teil ~bsurden Debatten kann jetzt ab 
1. Januar 2001 diese umfassende Steuerreform in Kafttreten. 

Nach der Bundesratssitzung am 17. April2000 ist derWeg da­
für frei geräumt. Ich möchte gern allen Blockierern und Un­
belehrbaren, die aus einer Verzögerung der Entscheidung 

auch krampfhaft parteipolitischen Prqfit ziehen wollten, •--

(Zuruf der Abg. Wirz und 

Dr. Gölter, CDU) 

-Herr Dr. Gölter, Sie haben, eine ~chwere Niederlage erlitt~n. 
Dazu zähle_ i_ch -die CDU-Spitze nicht nur auf Bundeseb_ene, 
auch die hier im Hause. 

(Vereinzelt Beifall bei BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN 
und SPD) 
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Ich kann mich noch lebhaft an den Zwischenruf von Herrn 
Böhr erinnern, als es um die Zustimmung und Beratung im 
Bundesrat ging. Er rief dazwischen: Nie im Leben wird es das 
geben und wird das kommen. 

(Zuruf desAbg. Böhr, CDU) 

Ich zähle zu denen die F.D.P. auf Bundesebene, weil auch sie 
über lange Jahre zu den Blockiereni gehört hat. Daran än­

dert auch letztlich die Zustimmung dieser Landesregierung 

im Bundesrat nichts. 
(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Ich sage nur, schauen Sie sich das bunte Abstimmungsverhal­
ten der F.D.P. in den verschiedenen Bundesländern an. 

Meine Damen und Herren, aber sie mu~~e erkennen, dass 
sich Blockaden und Enthaltungen gegen gesellschaftliche 
Mehrheiten- Herr Creutzmann, das muss man sich einmal an­
hören, wenn man zur F.D.P. gehört- nicht durchhalten lassen. 

Ich erinnere mich no~h an die öffentlich und laut vorgetrage­
nen Appelle von Herrn Finanzminister Mittler, doch dem Ver­

mittlungsergebnis so zuzustimmen. Es wäre_ doch durchaus 

beachtlich. Es kam noch etwas dazu: durch die letzte Ent­
scheidung ein Prozent Steuersenkung im Jahr 2005 und noch 

zwei Sondertatbestände bei den Steuerbegünstigungen. -
Das Ergebnis, das in dieser Sitzung bei der Vermittlung he­
rausgekommen war, istdurchaus beachtlich·. 

Meine Damen und Herren von der F.D.P:, Sie sind mit dieser 
Zustimmung zu diesem Reformpaket auf den fahrenden Wa­

gen aufgesprungen. Sie haben mit dieser Zustimmung ei­
gentlich gezeigt, d?ss Sie die steuerpolitischen Positionen 
und das steuerpolitische Engagement, das die grüne Bundes­
tagsfraktion und Ihre Regierungsmitglieder auf Bundesebene 
gezeigt haben, anerkennen und diesem zustimmen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
ZurufdesAbg. Kuhn, F.D.P.) 

Meine Damen und Herren von den Regierungsfraktionen, 
aber nach der Verkündigung von 60 Millionen DM an Bun­
desmitteln für diverse Straßenbauprojekte habe ich mir dann 
zuerst einmal die Frage gestellt,.ob die Zustimmung ganz un­

eigennützig war, ob es doch noch.andere Zusammenhänge 
gab und ob die Zustimmung wirklich sozusagen für "umme" 
gekommen ist. 

(Bauckhage, F.D.P.: Das ist ein 
Stück Unverschämtheit!) 

-Ich habe diesen Eindruck gehabt. Ich habe nicht dabei geses­
sen, aber die Frage darf man sich stellen, Herr Bauckhage. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Bauckhage, F.D.P.­

Bruch, SPD: So billig würden 
wir es nicht machen!) 

Meine Damen und Herren, mit dieser Steuerreform, die jetzt 
mitden neuen Beschlüssen ein Entlastungsvolumen von rund 
62,5 Milliarden DM bringt- es ist mehrfach gesagt worden, es 
ist die größte Steuerentlastung in der Geschichte dieser Bun­
desrepubljk -, erfüllt die rotgrüne Bundesregierung eines ih~ 

rer zentralen Vorhaben in dieser Wahlperiode. 

Herr Böhr, daran konnten Sie nichts ändern, auch nicht Ihre 
Mitstreiter, dass das auf den Weg gebracht wurde, wovon 
CDU und F.D.P. über Jahre geredet haben. 

(filiertes, SPD: Wer solche Mitstreiter hat, 
dem wünscht man keine Feinde!) 

Für uns ist dabei zentral, dass diese Entlastung zu 50 % auf 
private Haushalte und zu 23 % auf kleine und mittlere Betrie­
be entfällt. Auch-das si[ld Zahlen, die Sie mit Ihren Modellen 
nie vorweisen konnten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Steuerreform entlastet alle Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler. Mit dieser Steuerreform wird die Kaufkraft der 
Haushalte und die Investitionskraft der Unternehmen glei­
chermaßen gestärkt. Damit wird der wirtschaftliche Auf­

schwung weiter an Fahrt gewinnen. Herr Böhr, daran ändern 
auch ihre Kassandrarufe nichts. Es wird auch - was noch viel 
wichtiger ist, so die Prognosen- eine halbe Millionen zusätzli­

che Arbeitsplätze damit verbunden werden, etvvas, was die­
ses Land dringend braucht und wovon auch Ihre Partei, solan­
ge sie in der Bundesregierung-war, geredet hat und was Sie 
nicht geschafft haben. 

Meine Damen und Herren, auch in Richtung F.D.P., 29 Jahre 

gab es einen Spitzensteuersatz von 56% bzw. 53 %. Davon 
waren Sie erhebliche Jahre in der Verantwortung. Dann gibt 

es zwei Jahre Rotgrün, und der Spitzensteuersatz, und nicht 
nur er, sondern auch der Eingangssteuersatz, das steuerfreie 
Existenzminimum und viele andere Dinge wurden nach un­

ten gesenkt bzw. das Existenzminimum nach oben gesetzt, 

wovon Sie, Herr Creutzman~, und viele ihrer "Kollegen immer 
nur gesprochen haben. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜN-EN: 

Geträumt vielleicht!) 

Rotgrün im Bund hat gehandelt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Jetzt ist es sicher, dass diese Reform kommen wird. Das ist 
auch ein Erfolg bündnisgrüner Steuerpolitik und unserer be­

harrlichen Verhandlungen in der Koalition, im Finanzaus­
schuss und auch im Vermittlungsausschuss. 

• 

• 
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Meine Damen und_Herren, bevor nachher die F.D.P. an der 
Legendenbildung stricken will, stelle ich fest, die GRÜNEN--

(Bauckhage, F.D.P.: Oh!) 

-Ja, Herr Bauckhage. 

--waren die treibende Kraftfür die Entlastungen für kleine 
und mittlere Einkommen, nichtdie F.D.P. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-
- -

Bauckhage, F.D.P.: Ach was!) 

Vl{ir haben dafür gefochten, dass die erst für 2003 vorgesehe­
ne dritte Stufe d~ Einkommensteuerreform auf 2001 vorge­
zo!!en wurde und man sich bei den Steuersenkungen nicht al­
lein auf den Spitzensteuersatz fixiert. Wir haben dafür ge­
stritten, dass Finanzminister Eichel, nicht wie er das ur­
sprÜnglich einmal vorhatte, die Reform der KörperschaftSteu­
er zunächst isoliert vorzieht und alles, was mit der weiteren 
Reform der Einkomm-ensteuerverbunden ist, hinten anstellt. 
Das waren einmal Pläne. Die GR0NEN auf Bundesebene ha­
ben dies mit verhindert. 

Meine Damen und Herren, wenn sich Herr Eichel mit seinen 
Plänen so durchge~etzt hätte, dann wäre die Kritik, die die 
CDU heute wieder geäußert hat, auch berechtigt gewesen. 
Heute-istsie nicht mehr bere~htigt. 

Meine Damen und Herren, weil \'liir uns in diesen Verhandlun­
gen und in diesen Auseinandersetzungen immer für Steuer­
gerechtigkeit eingesetzt haben und auch heute noch einste­
hen, fordern wir auch heute, dass die Arbeitnehmer und Ar­
beitnehmerinnen an diesen neuen Regelungen auch teilha­
ben können, die nach der Entscheidung im Bundesrat den 
halben Steuersatz bei Betriebsveräußerungen vorsehen. 
Auch Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, die _Abfin­
dungszahlungen erhalten, muss das recht und billig sein, was 
für Betriebsveräußerungen gilt.-

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie müssten mir schon 
erklären, warum Sie sich für diesen Schritt jetzt nicht weiter 
für zuständig erklären oder-warum es nicht möglich sein soll­
te, die ~ebensbedingungen für Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer zu berücksichtigen, die Abfindungen erhalten­
und die meistens-über eine lange Zeit in einem Unternehmen 
waren und für die diese Abfindungen auch ein Ausgleich für 
die Aufgabe ihrer wesentlichen Erwerbsquel_le sein soll. Wo 
ist der Unterschied zu der Betriebsveräußerung und den Ge­
winnen, die Sie jetzt nur für den halben Steuersatz versteu­
ern lassen? Das müssen Sie mir erklären, wo der Unterschied 

liegt. Ich rede von den Arbeitnehmerinnen, die lange in Un­
ternehmen waren und dann Abfindungen erhalten. Ich rede 
nicht von Bundesligatrainern, die Abfindungen erhalten, weil 

-sie sich ~acb einem halben Jahr als untüchtig herausgestellt 
haben, sondern ich rede von den Arbeitnehmern und Arbeit-

nehmerinnen, die lange in Betrieben gewirkt-haben und de­
nen unserer Meinung nach das gleiche Recht zusteht. Da 
müssen Sie_ über Ihren Schatten springen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Dr. Gölter, CDU) 

Meine Damen und Herren, das istfür uns ein wichtiger Punkt, -

wo noch Veränderungen ;herbeigeführt werden müssen, 
wenn wir diesen Anspruch auf- Steuergerechtigkeit _auch 
glaubwürdig vertreten wollen. Herr Finanzminister, ich freue 
mich auch, dass diese Landesregierung solchen Forderungen, 
die die GRÜNEN im Finanzausschuss, aber auch im Vermitt­
lungsausschuss bereits in Diskussionen eingebracht hatten, 
noch einmal Nachdruck verliehen hat und damit auch dafür 
gesorgt hat, dass manch ein~ Entscheidung dann auch gefällt 
wurde. Ich spreche vom Erhalt der Ansparabschreibungen, 
ein Anliegen der GRÜNEN. Im Finanzausschuss konnten wir 
uns damit nicht durchsetzen. Mit der Hilfe des Finanzminis­
ters Mittler ist es dann letzt~ndlich auch durchgegangen. Ich 
denke, wir haben an einzelnen Punkten;Wenh es um die Fra- _ 
ge des Mittelstands ging, durchaus am gleichen Strang gezo­
gen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch was die zweite Entscheidl!_ng angeht, die Betriebsveräu­
ßerungen und der halbe Steuersatz dafür, haben die GRÜ- _ 
NEN vorher schon im Finanzausschu~s dafür gesorgt, dass der 
Fr-eibetrag angehoben wurde. 

Herr- Mittler, Sie haben schon deutlich gemacht, dass der 

Nachschlag in der Bundesrafsentscheidung lediglieh für lS % 

der Betriebsveräußerungen dann noch geltend war. 85 % 
sind schon vorher über die Freibetragsregelung abgedeckt 
worden, eine Lösung, die wir vorgeschlagen haben. 

Herr Bauckhage, da müssen Sie schon das Zugeständnis ma­
chen, dass Sie im Prinzip diese Vorschläge, für die die GRÜ­
NEN gefochten haben, unterstützt haben und sich auch noch 
einmal mit draufgesetzt haben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen uild Herren, wir verkennen nicht; dass zur Fi­
nanzierung dieser großen Entlastungsbeiträge die Länder, 
die Gemeinden und nicht nur der Bund bei der Gegenfinan­
zierung in erheblichem \.lll)fi:mg beitragen müssen. Der Fi­
nanzminister hat Beträge genannt, was auf Rheinland-Pfalz 
zukommt, die auch deutlich: über den veranschlagten Mitteln 

im Doppelhaushalt fü~ das Jahr 2Ö01 liegen. ·Das heißt, hier 
sind weitere Anstrengungen notvvendig, Einsp~rungen im 
Haushalt ?:U erbringen. Ich will Ihnen sagen, wo ich glaube, 

- dass diese Einsparungen erbracht werden können und müs­
sen. Herr Bauckhage, dabei sind Sie insbesondere gefragt. 
Wenn Sie, wie sie das bisher immer proklamiert haben, Rah­

menbedingungen und steuerliche Rahmenbedingungen 
auch für Unternehmen ändern wollen, wenn Sie mehr Geld in 
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den Betrieben lassen wollen, damit entsprechende Investitio­
nen getätigt werden, da-nn ist das ein Grund mehr, Ihre Sub­
ventionspo!itik von Grund auf zu reformieren. Nein, .,refor­
mieren" kann man nicht sagen, Sie müssen-es vom Kopf auf 
die Füße stellen. Sie müssen erhebliche Teile davon abstrei­

chen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie müssen Ihre Klientelbedienung und Subventionspolitik 
nach dem Gießkannenprinzip aufgeben. Sie müssen dann 
endlich auch einmal dazu kommen, eine Wirtschaftsförde­
rung tatsächlich für den Mittelstand zu machen und nicht zu 
Verhältnissen zu kommen, dass Sie dem Mittelstand 20 Mil­
lionen DM pro Haushaltsjahr zugestehen und auf der ande­
ren Seite einem .,global player" wie General Motors, in zwei 
Jahren mehr als das Dreifache dieses Betrags für nur einen 
Produktionszyklus geben. 

(ZurufdesAbg. Bauckhage, F.D.P.) 

-Herr Bauckhage, an solchen konkreten Ergebnissen wird na­
türlich Mittelstandsfreundlichkeit gemessen und nicht nur 
daran, ob man sich zum Schluss noch mit an eine Steuerre­
form dranhängt. 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bauckhage das Wort. 

Abg. Bauckhage, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
will zunächst einmal ein paar- Sätze zu Ihnen, frau Themas, 
und Ihnen, Herr Jullien, sagen, bevor ich zu dem Kern kom­
me, ·um auch ein Stück der Legendenbildung vorbeu_gen zu 

können. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da mache ich schon einen Unterschied 
zwischen den beiden!) 

Frau Themas, unabhängig von der Steuerreform und unab- _ 
hängig davon, dass Sie zunächst die Frage nach dem Ermitt­
lungsergebnis stellen und sich im Nachhinein noch melden 
und sagen, aber wir waren auch dabei, frage ich mich: Was 
haben Sie eigentlich in der Bundesregierung gemacht? 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.­
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie waren auch dabei!) 

Sie waren Teil der Bundesregierung und haben einen Gesetz­
entwurf in das Vermittlungsverfahren gebracht, der das ein­

fach nicht vorsah. Ich will nicht kritisieren, dass in dem Ver­
mittlungsverfahr~n das eine oder andere hinzukommt. Nur, 

ich kann Ihnen sagen, diese rheinland-pfälzische Landesre­
gierung hat im Vermittlungsverfahren die An5parabschrei­
bung und den Mitunternehmererlass auf den Weg gebracht. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.­
Beifall des Abg. Bruch, SPD) 

- Frau Themas, es macht wenig Sinn, dass Sie nun versuchen, 
_auf das Trittbrett zu kommen. Sie kommen nicht auf das 

Trittbrett. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Dazu sage ich auch etwas. Nun warten Sie doch einmal-ab. 
Dazu sage ich sofort etvvas. 

Dann kommt die spannende Frage- dies sage ich einmal ganz 
klar, um etwas zur Architektur und zur Technik zu sagen -
nach der letzten Runde im Bundesrat. Dort haben-übrigens, 
wie die Verfassungsorgane nun einmal so sind, diese selbst 
entschieden und sich nicht hervormunden lassen. Sie sind 
nicht missbraucht worden, sondern haben selbst entschieden. 
Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat maßgeblich 
mit dazu beigetragen, dass der Spitzensteuersatz von 43 % 
auf 42 % abgesenkt und der halbe Steuersatz für Veräuße­
rungsgewinne bei Personengesellschaften wieder eingeführt 

wurde. 

Man kann lange darum herumreden. Das wäre nicht so ge­
kommen, wenn nicht Herr Kollege Mittler und ich dies ge­
meinsam so gewollt und gemeinsam auf den Weg.gebracht 

hätten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, dies bedeutet zunächst einmal 
mehr. Es ist nicht nur die Frage des Spitzensteuersatzes, son­
dern auch die Frage, dass insgesamt der Tarifverlauf ein an­
derer wird. Man muss auch wissen, dass die Bundesregierung 
zuvor schon den Eingangssteuersatz entsprechend korrigiert 

hat und deshalb der Tarifverlauf wesentlich günstiger wird, 

insbesondere für di~ Personengesellschaft, die wirklich dem 
Mittelstand zuzurechnen ist. Das war für uns als F.D.P. in 

Rheinland-Pfalzder Grund, zu sagen, jetzt sind wir in der La­
ge, den Sprung zu tätigen, und wir haben ihn dann getan. 

Meine Damen und Herren, im Übrigen leben wir nicht irgend­
wo auf einer Insel, sondern wir leben im politischen System, 
natürlicherweise auch bei unterschiedlichen Philosophien der 
Parteien, jeder in seiner Parteiphilosophie. 

Damit war- für mich übrigens entscheidend - die Gleichstel­
lung von P_ersonen- und Kapitalgesellschaften gegeben. Jetzt 
kann man ein Stück darüber diskutieren, wie es oben in der 
Spitze aussieht. Natürlic\1 gibt es ein paar, die noch immer 

nicht so gleichgestellt sind. Aber die letzte Gleichheit wird es 
nicht geben. Die letzte Gerechtigkeit gibt es nicht auf dieser 

• 

• 
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Erde. Mall_ hat im Steuersystem immer, wenn man es so im­
legt, wie wir es angelegt haben, am Schluss ein paar Verwer­
fungen, die unvermeidlich sind. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomnas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Ich sage doch nicht das Gegenteil. Verstehen Sie?- Sie müs~ 
sen doch gar nicht aufgeregt sein. Ihre Aufgeregtheit belegt 
eigentlich, dass Sie nicht bereit sind, sich mit der Sache seriös 

-auseinander zu setzen und jetzt versuchen, daraus im Nach­
hinein noch einm_al nachzukarten, um doch auf das Trittbrett 
zu kommen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Aber das hilft- alles nicht viel weiter. Es war für mich persön­
lich in diesem Kabinett der entscheidende Punkt, dass man 
sagen konnte: Wir haben je~ einen Zustand, bei dem 
Personen- und Kapitalgesellschaften einigermaßen gleichge-_ 
stellt werden. 

(Licht, CDU: Einigermaßen!) 

-Ich komme gleich dazu. 

Das sage ich nicht nur vor dem steuersystematischen Hinter­
grund, sondern auch vor dem Hintergrund, dass ich in der Re­
gel weiß, wovon ich rede. 

Herr Licht, der Mittelstand ist gleichgestellt. Sie müssen die 
Gewerbesteuer berechnen. Verstehen Sie? - Das muss man 
gefälligst tun. 

Die Mehrzahl der Mittelständler hat mehr vom Tarifverlauf 
als vom SpitzensteOersatz. Das muss man auch einmal sagen 
dürfen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD­
Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist politisch schwer zu beeinflussen!) 

- Frau Grützmacher, ich versuche nur, dies einmal systema_­
tisch zu erläutern. 

Dies war für mich der Grund, zu sagen, jetzt ist der Zeitpunkt 
gekommen, dass der andere Teil der Landesregierung der Re­
form zustimmt. Ich komme aus dem Mittelstand.lch bin kein 
geborener Politiker. Ich weiß, bei Privatgesellschaften und 
Privatunternehmen steht rrtehr dahinter als eine Gesell­
schaftsform, nämlich auch eine bestimmte Unternehmenskul­
tur. Das war mir das Wichtigste dabei. 

Jetzt kommen wir einmal zu dem Punkt- dies belegt im Prin­
zip die Hilflosigkeit-, dass Sie sagen, undzwar in perfider Art 
und Weise -das war schon ein Stück unverschämt-: Ich weiß 
nicht, ob andere Mittel g~flossen sind. 

Ich kann Ihnen garantieren; es war die Stärke der rheinland­
pfälzischen Landesregierung, dass wir kein Junktim zu ande­
ren hergestellt haben, sondern klar gesagt haben, wir wolle~ 
eine Steuerreform. Deshalb weise ich diesen perfiden und 
ganz versteckt von Ihnen gemachten Vorwurf auf das Ent­
schiedendste zurück. Wir h~ben und wollen nicht wegen der 
Zustimmung eine Mark kassieren, sondern wir wollen eine 
Reform für die Steuerbürger. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) _ 

Meine Damen und Herren, jetzt kommt der andere entschei­
dende Punkt. Das belegt eigentlich die Situation von Ihnen, 
Herr Jullien. Wenn Sie das Beispiel bringen mit 70 000 DM le­
dig, 70 000 DM verheiratet und zwei-Kindern und _dann sa­
gen, der Entlastungseffekt i~t anders, dann ist zu sagen: Wer 
so etwas sagt, weiß nichts vori dem Steuersystem.- Das ist sys~ 
temimmanent,Weil er auch mehr zahlt. Deshalb wird er mehr 
entlastet. 

{ZurufdesAbg. Jullien, CDU) 

- Wissen Sie, wenn man lhf"!en folgen, eine Steuerreform in 
dieser Art machen und nocti einmal tausenderlei Unterschie­
de machen wollte, dann h~t diese kein System mehr. Dann 
wird sie zur Willkür. 

(Zuruf des Staatssekretärs Dr. Klär) 

Herr Kollege Klär, das geht einfach nicht. Dann wird es zur -
Willkür. Man muss im System bleiben. Das istvöllig logisch. 

Meine Damen und Herren, jeder weiß, wenn ich von der Phi­
losophie spreche, dann ist die Philosophie meiner Partei 
-jetzt komme ich auf die Ausgangsbasis zurück- eine andere. 
Wir sagen 15%,25 %, 35 %. 

- (Frau Thomas, BÜND'r\,)JS 90/DIE GRÜNEN: 
Das sagen Sie schon viele Jahre!) 

-Ich versuche, alles sehr sach_lich darzustellen. Ich verstehe die 
Aufgeregtheit nicht. 

Staatssekretär Sarrazin hat in diesem Hause einmal gesagt 
-dies war in der .,Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vorvie­
len Jahren nachzulesen-: Wenn wir einen Einheitssteuersatz 
von 25 % hätten, hätte der Staat mehr Steuereinnahmen als 
nach dem bisherigen System. Was bedeutet das?- Das bedeu­
tet, dass wir historisch; und zwar farbenlehreunabhängig, in 
der Vergangenheit versucht haben, in diesem Staat zu viel 
über Steuern zu steuern. Nun ist die Frage:·Wie bekomme ich 
den Systemwechsel hin? 

Ich meine, wir wissen dies alles sehr- gut. Ich erinnere jetzt 

einmal an die Godesberger Beschlüsse - nachher sage ich 

noch einen Satz dazu -, als !m Gespräch war, Kapitalbeteili­
gungen und' Kapitalzinsen unterschiedlich zu behandeln. Die 

-Lebensversicherung ist eine andere Kapitalform. Wir kennen 
die Debatten. 
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Meine Damen und Herren, ich will damit sagen: Wie so oft 
steckt der Teufel manchmal im Detail. - Ich hätte mir natür­
lich gewünscht, wir hätten einen Schritt weitergehen und auf 
dieses 15er-, 25er-, wie auch immer, 35er-System einsteigen 
können. Allerdings muss man sagen, dass dies ein schwieriges 
Unterfangen geworden wäre. Ich halte es nach wie vor für 

richtig. 

Der dritte Grund, warum wir in Rheinland-Pfalz und beson­
ders ich dieser Steuerreform zugestimmt haben, w~r. dass ich 
weiß, die Leute waren die gegenseitige Blockade leid. 

(Beifall der F.D.P. und derSPD­
Bruch, SPD: Das ist es!)-

Die Leute und die Menschen in diesem Staat wollten endlich 
. sehen, wie handlungsfähig die Politik ist. Man kann durchaus 

über alles streiten. Man kann darüber streiten, ob man das 
Komma links oder re-chts setzen muss. Aber über eines kann 
man nicht streiten: Hier geht es um ein Entlastungsvolumen 
von einmaliger Größenordnung. 

Meine Damen und Herren, dieses Entlastungsvolumen - da­
rüber kann man lange hin- und herstreiten-wird nicht irgend 
je111and zukommen, sandem ist ein Zurücknehmen des Staa­
tes, undder Steuerzahler wird mehr Geld in der Tasche ha­

ben. 
(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Jetzt weiß man, wo er steht. Jetzt kann man wiederum strei­
ten, ist das für den einen ein bisschen mehr oder ein bisschen 
weniger. Das alles muss man im System unterbringen. 

Ich bin stark dafür, dass wir ein Steuersystem der Leistungsfä­
higkeit beibehalten, also der Leistungsmöglichkeiten. so ist 
das Steuersystem nämlich ange-legt. Kein anderes Steuersys­
tem ist dies. 

Meine Damen und Herren, nun noch ein paar Sätze zur Rolle 
der F.p.P. in Berlin. Jetzt könnte ich mich leicht zurückziehen 

· und darauf vervveisen, dass_ wir in der Opposition gewesen 

sind und uns~re eigenen Vorstellungen eingebracht haben, 
dafür aber keine.Mehrheit gefunden haben. 

Ich bin heute noch zutiefst davon überzeugt: Hätten wir, als 
der Bundesregierung unter Bundesfinanzminister Stolten­
berg der große Wurf der Steuerreform in den Jahren 
1988/1989 gelungen ist, die andere dann fällige Steuerre­
form früher auf den Weg gebracht, um in der Steuerpolitik 
im europäischen und welt1r11eiten Wettbewerb konkurrenzfä­

hig zu sein, hätten wir nicht bis Godesberg gewartet, dann 
· wären wir ein Stück weiter gewesen. - Das räume-ich an die­
_serStelle ein. 

(Beifall der F.D.P.) 

Jetzt kann gefragt werden, wer die Schuld qaran trägt. Die 
Beantv-Jortung der Frage ist müßig. Einerseits war eine 

Blockade gegeben, und andererseits ist es zu spät auf den 
Weg gebracht worden. Jetzt muss man aber auch wissen, was 
in der Zwischenzeit passiert ist. ln der Zw_ischenzeit gab es ei­
ne Bareis-Kommission - ich erinnere an dieser Stelle an das 
Urteil des Bu-ndesverfassungsgerichts-, ~ie eine Steuerreform 
ähnlich-der Godesberger Beschlüsse vorgelegt hat. Dann hat 
der damalige Bundesfinanzminister Waigel - man höre und 
staune - neue Berechnungen durchführen lassen bis hin zur 
Wiedereinführung des so genannten Mittelstandsbauchs, der 
mit Mühe und Not unter Stoltenberg flacher wurde. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, dass wir in 
Rheinland-Pfalz- auch vordem Hintergrund der Situation der -
Unternehmen in Rheinland-Pfalz; denn Rheinland-Pfalz ist 
mittelständig strukturiert- sagen können: Das war ein Schritt 
in die richtige Richtung, es müssen weitere folgen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D._p. und SPD) 

Für uns war einerseits der halbe Steuersatz bei _der Veräuße­
rung ~lar, und andererseits wollten wir den Tarif oben abfla­
chen, aber nicht mit dem Spitzensteuersatz. Für uns war das 
Abflachen der Kurve entscheidend und damit eine Entlastung · 

des Mittelstands auf einer deutlichen Basis. Wenn ich Mittel­
stand-sage, meine ich damit auch den Facharbeiter, meine 
Damen und Herren. Das ist einer von vielen, der davon parti­
ziert, wenn die Kurve flacher verläuft. 

Ein letztes Wort zur ·subventionspolitik: .Frau Thomas, es ist 
schön plakativ populistisch, zu sagen: Dann geben sie dem 
Giganten, und dafür betreiben sie Subventionspolitik in die­
sem Land. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜr~EN) 

Das ist genauso perfide und unseriös, als Sie vorhin sagten, 
dass wir im wahrsten Sinne des Wortes dafür eingekauft wor­
den seien. 

Bei Opel in Kaiserslautern sind derzeit 5 400 Personen be-

. schäftigt. Darauf bin ich sehr stolz. Neulich war ich dort und 
habe mit dem Betriebsrat verhandelt. Es wurde deutlich, wie 
schwierig es ist, wenn die Leute mit der Existenzfrage be­
droht sind. Ich wäre sehr stolz darauf, wenn wir das Zweig­
werk in KaiserSlautern in der Größenordnung halte!l könn­
ten. Was meinen Sie; wie viele Synergieeffekte an den Mittel-

- stand von diesem Unternehmen ausgehen? Ich räume ein, 
dass das natürlich ordnungspolitisch problematisch ist. Wenn 
man aber in einer Welt lebt, in der in Thüringen Unterneh­

men mit einer Steuerfreiheit von 35 % gefördert werden, 
muss man zusehen, dass man Arbeitsplätze in diesem Land 
erhält. Ich bin bereit, dafür flankierende Maßnahmen zu er­
-greifen. 

(Beifall der F.D.P. und dei SPD­
Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 
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Wer das kritisiert, muss sagen, wie er-das machen will. Wer 
das Wort ,.Mittelstand" in den Mund llimmt und nicht bereif 
ist, mit der Mittelstandsförderung-demjenigen den Nachteil 
auszugleichen, den er aufgrundseiner Größe hat, hat es nicht 
verdient, das Wort ,.Mittelstand" in den Mund zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich bin der _Meinung, dass die 
Steuerreform ein richtiger Schritt in die richtige Richtung ist. 

- Ich meine, dass der Herr Finanzminister ein wahres Wort ge­
sagt hat, dass wir in Rheinland-Pfalzein wenig selbstbewusst 
auftreten können, weil wir maßgeblich diese Entlastungen 
fürden Mittelstand erreichen konnten. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 

Vizepräsident_Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Böhr das Wort. 

Abg. Böhr, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen-und Herren! Man muss schon 
ungewöhnliche kl!linatische Vorlieben haben, um an diesem 
Steuerb-eschluss Geschmack zu finden. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Die Debatte ist nicht nur höchst eigenartig, sondern höchst 
aufschlussreich. Die Partei der Sozialdemokraten, der liberale 
Wirtschaftsminister ·und selbstverständlich die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN reklamieren das Gesetz für sich. 

(Mertes, SPD: Nur Sie nicht!) 

Meine Damen und Herren, so viel an Kraut und Rüben, wie 
vorgetragen worden ist, so viel Kraut und Rüben ist dieses 
Gesetz. 

(Zurufe aus dem Hause) 

Deshalb folgt es keinem schlüssigen Konzept einer Steuerre­
form, die wir benötigen. 

(Beifall der CDU) 

Deswegen verdient das auch nicht den Namen einer Reform. 

(Unruhe bei SPD und F.D.P.) 

- Herr Kollege Mertes, das Lachen wird Ihnen übrigens im 
nächsten Jahr vergehen; 

(Mertes, SPD: Da bin-ich sicher!) 

denn dann wird sich.der Nebel lichten, und die wirklichen Fol­
gen des Gesetzes werden offenbar. 

-
(Zu rufder Abg. Frau Thomas, 
- 3ÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Man muss sich das einmal überlegen: Eine Ampelkoalition re­
klamiert gemeinsam ein Steuergesetz für sich. Eigenartig ist, 
dass jeder der drei Redner if! der Tat einzelne Bausteine für 
sich beanspruchen kann. Mein~ Damen und Herren, das ist 
ein steuergesetzliches Tohuwabohu, das stattgefunden hat, 
aber kein schlüssiges Konzept. 

(Beifall der CDU­
Zurufe aus dem Hause) 

Herr Finanzminister Mittler, Sie haben sich redlich Müh_~ ~e­
geben, die Folgen dieses Beschlusses wirtschaftlich, sozial 
-mich h':lt verwundert, dass F:rau Thomas nicht auch noch den 
Begriff .. ökologisch" hinzugefügt hat- als ausgewogen dar-_ 
zustellen.- Ich habe heute Morgen ein langes Gespräch mit ei­
ner Person geführt, die aus dem Umfeld der-Kranzeugen 
kommt, die Sie genannt haben: 

(Pörksen, SPD: Wer ist das?) 

Es war der Steuerexperte des Deutschen Industrie- und Han­
delstages.- Jetzt muss man nur noch wissen, woher er kommt 
und wessen Interessen er vertritt. 

Meine Damen und Herren, der Mann sagt mir: Wir klopfen 
uns auf die Schenkel. Das ist das Steuergesetz, dasdie Großin­
dustrie seit Jahren ervvartet u'nd erhofft hat. So ist es. 

(Beifall der CDU) 

Deshalb brauchen livir die Frage nat:h den Gewinnern dieser 
Steuerreform überhaupt nicpt lange zu diskutieren. Es gibt 
zwei wesentliche Gewinner: Die Großindustrie und die Groß­
banken. - Das sagen sie auch ganz unverhohlen und offen, 
und sie haben Recht mit dem, was sie sagen. 

(Schöneberg, CDU: Genauso ist es!) 

Meine Damen und Herren, deshalb ist der Jubel auch öffent­
lich. Sie haben überhaupt ke(nen Grund, ihre Meinung hinter 
dem Berg zu halten. 

(ZurufdesAbg. Pörksen, SPD) 

Auf der anderen Seite gibt es einige, die jetzt etwas ver-· 
schämt und hin- und hergerissen nicht genau wissen, welche 
Position sie beziehen sollen.: Das sind die Verlierer, nämlich 
der deutsche Mittelstand. 

(Zurufe aus dem Hause) 
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Der deutsche Mittelstand ist der Verlierer dieser Steuerre­

form, meine Damen und Herren. -

(Beifall der CDU) -

Wenn ich das so sage, ist das nicht die ganze Wahrheit. Ich 
werde gleich noch ein paar Zahlen_nennen, aber nicht so viele 
wie Herr Mittler; denn mir stehen weniger Mitarbeiter zur 
Verfügung, um mir solche Zahlen in letzter Minute herauszu­
arbeiten. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

Herr Kollege Mertes, es ist nicht nur der Mittelstand, für den 

Sie in Ihren Sonntagsreden so mannhaft kämpfen. Meine Da­
men und Herren, es ist die große Mehrheit der f.rbeitneh­
merschaft in Deutschland, die von dieser Steurreform nicht, 
aber auch gar nicht profitiert. -

(Beifall der CDU) 

Im Übrigen wurde - das will ich nur als Randbemerkung hin­
zufügen - der komplette finanzwissenschaftliche Sachver­
stand Deutschlands ignoriert. 78 Professoren- wer die Namen 
liest, wird feststellen, dass das_ nicht gerade die dümmsten 
waren-

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

haben diese. ungenießbare Mixtur, die GRÜNE, Rote und Libe­

rale angerichtet haben, für nicht genießbar gehalten. Diese 
78 Professoren hatten ohne Frage Recht und waren auf der 
richtigen Seite: 

(Beifall der CDU) 

Herr Kollege Bauckhage gehört zu denjenigen, die bei jeder 
Gelegenheit die lange Chronologie Cler Steuerdiskussion in 
de-r Bundesrepbulik Deutschland vortragen. Wenn man sich 

aber die Chronologie der letzten Tage vor der entscheiden­
den Sitzung des Bundesrats vor Augen hält, dann glaubt doch 
wohl niemand im Saal, dass es irgendjemandem der Beteilig­

ten um die Sache gegangen ist. 

(Mertes, SPD: Nur Ihnen 

und Herrn Merz!) 

Es ging doch nicht mehr- um die- Sache, meine Damen und 

Herren. Im Vergleich zu dem Verhalten, das der Bundeskanz­
ler und sein Finanzminister an den Tag gelegt haben, hat das 
Verhalten auf einem orientalischen-Teppichbasardie Grund­

satztreue eines katholischen Nonnenklosters! So wurde doch 
jeäe einzelne Stimme verhackstückt und verramscht! 

(Beifall der CDU -
Zurufe der SPD) 

Herr Kollege Mertes, dass Sie mir das nicht glauben, liegt in 
der Natur der Sache. Werm aber der friedliebenste Mensch in 

Person, nämlich der thüringische Mil}isterpräsident, sich so 

verhält, wie er sich in der Sitzung des Bundesrats verhalten 
hat, spricht das doch Bände. Das war doch unwürdig für das 
Verfass-u~gsorgan, vvas sich an diesem Tag abgespielt hat~ 

(Beifall der CDU ·· 
_ Unruhe im Hause) 

Es ging aber nicht um die Sache. Paul_ Kirchhoff, über den Sie 
eben eine abfällige Bemerkung gemacht haben; hat das mit 
den Worten eines Ex-Verfassungsrichters sehr zurückhaltend 
mit dem Regime des goldenen Zügels oder der Wohlverhal­
tensprämie beschrieben ... Die Zeit", bekanntlich das Mit­
gliedsorgan der Christlich Demokratischen Union seit vielen 
Jahren, hat eine Karikatur abgedruckt, die ich Ihrer Aufmerk­

samkeit empfehle. Die Überschrift zieht doch genau die Kon­
sequenz aus diesem Kuhhandel: .,Der nächste Kuhhandel, 
bitte." Hans Eicheis trickreicher .. Kuhh;mdel" um die Steuer­
reform beschädigt den Föderalismus. D3s ist die Wahrheit. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und werwardie Kuh?­

Beifall der SPD) 

-Ja, Frau Grützmacher,.das ist vollkommen richtig. Es gehö­
ren dazu immer zwei. Das Problem ist aber nicht, dass dazu 

zwei gehören, sondern das Problem ist, dass dann öffentlich 

gemacht wird, dass einem Ministerpräsident eines Not lei­
denden Landes ein bestimmtes Angebot unterb-reitet wurde, 
das er abgelehnt hat. Wie wollen Sie das in der öffentlichen 

Diskussion durchhalten? Der Verfall der politischen Kultur 
liegt doch bei dem, der den Kuhhandel anbietet. Das ist doch 
der entscheidende Punkt. 

(Beifall der CDU - _ 
Unruhe bei der SPD) 

Das Ergebnis ist, dass der Mittelstand abgestraft worden ist. 
Das sind die Personengesellschaften. Es musste natürlich von 
denjenigen, die diese Steuerreform verteidigen, unter- die­

sem Gesichtspunkt ihrer Angreifbarkeit natürlich die Bedeu­
tung der Persariengesellschaften in Deutschland relativiert 

werden. Wir haben bereits in mehreren Beiträgen gehört, 

dass das alles nicht so nach der reinen Lehre aussieht. Ich wei­
se nur darauf hin, dass die Personengesellschaften 84 % aller 

Unternehmen in Deutsc:hland ausmachen. Wenn ich das so 

formuliere, ist das nicht ganz präzise; denn man muss sagen, 
es sind noch 84 % aller Unterr1ehmen in Deutschland. Reden 

Sie einmal mit Unternehmen, die als Personengesellschaft or- __ _ 
ganisiert sind. 

Die gedankliche Fantasie ist doch längst in Gang gesetzt wor­
den, wie man diese Benachteiligu-ng aus der Welt schafft, in­
dem man nämlich den Status der Personengesellschaft ver­
lässt. Das steht inzwischen doch in jeder Zeitung. Diese Frage 
ist eben mehr als nur eine steuerpolitische Frage. Da liegt ei-

• 

• 
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ner des Pudels Kerne. Es gent nicht nur um steuerpolitische 
Folgen, sondern es-geht llm unser wirtschaftspolitisches Leit­
bild in Deutschland, nämlich ob ich den abhängigen Manager 
der Kapitalgesellschaft zum wirtschaf-LSpolitischen Leitbild 
nehmen will oder den Unternehmer, der für sein Risiko gera­

desteht. Das istder Mittelstand. 

(Beifall der_ CDU) 

Der Manager-einer großen Kapitalgesellschaft hat eine Per­
sonalabteilung. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es gibt auch kleine Kapitalgesellschaften!) 

- Wenn es um Kündigungen geht, geht das per E-Mail an den 
Chef der Personalabteilung. Der gibt das dann weiter und 

-sagt: Jetzt kündige den 250 Personen. 

(Vizepräsident Schulerübemim mt 
den Vorsitz) 

Der Manager in der Personengesellschaft überlegt sich fünf­
zehnmal, ob er Auge in Auge seinem 20-jährigen Mitarbeiter 
sagt: Ich habe keine Arbeit mehr für dich. Deshalb muss ich 
mich von dir trennen. 

(ltzek, SPD: Das ist jetzt Schwachsinn!) 

Das ist das Rückgrat der deutschen Wirtschaft, und das ist 
Mittelstand. 

(Beifall der CDU) 

Herr Kollege Bauc~hage, Sie kennen die Zahlen, da ich ver­
mute, dass diejenigen, die uns diese Zahlen genannt haben, 
sie Ihnen genauso genannt haben. Die Mehrbelastung der 
Personengesellschaft gegenüber der Kapitalgesellschaft be­
trägt im kommenden Jahr 33 %. Das ist der Entlastungsef­
fe_!<t, von dem- geredet wird. Die Mehrbelastung beträgt 

33%. 

Es gibt übrigens auch heute eine Mehrbelastung, die ich gar 
nicht verschweigen will: Es gibt auch vor dieser Reform eine 
Mehrbelastung, die sich aber auf verhältnismäßig bescheide~ 
ne 5 % beläuft. Im kommenden Jahr, im ersten Jahr, in dem 
diese so genannte Reform gilt, wird die Mehrbelastung der 
Personengesellschaft im VergleiCh zur Kapitalgesellschaft 
33% betragen. Im-letzten Jahr, im Jahr 2005, wird sie immer 

noch bei 15,4% liegen. Das ist ein Kreüz;das die Personenge­
sellschaften schleppen müssen und mit dem sie von dieser 
Ampelkoalition, die für diese Steuergesetzgebung verant­
wortlich ist, allein gelassen werden. 

(Beifall der CDU­
Frau-Thomas, BÜ_!\JDNIS 90/DIE GRÜNEN:' 

Und wie viele sind das?) 

Deshalb kann ich Ihnen nur empfehlen, mit den Leuten zu re­
den; die sich -überlegen, wie sie sich in dieser Situation ein­
richten. Es wird dann niemand glauben, dass das jemand se­
henden Auges als unabänderliches Schicksal entgegennimmt. 
Die reden und diskutieren darüber, wie sie sich anders orga­
nisieren können. Das hat Veränderungen für die_ Struktur un­
serer Wirtschaft in Deutschiand zur Folge. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann_ mir beim besten 
Willen nicht vorstellen, dass die F.D.P. diese Veränderungen 
will. Es fällt mir jedenfalls sehr schwer, mir vorzustellen, dass 
Sie diese Veränderungen wo-llen. Es fällt mir nicht schwer, mir 
vorzustellen, dass die GRÜN~N diese Veränderungen wollen. 
Es fällt aber einigermaßen schwer, mir vorzustellen, dass die 
F.D.P. diese Änderungen wirklich bj:!wusst will oder in Kauf 
nimmt. 

Das, was sich die Unternehf!len, die Personengesellschaften, 
überlegen, werden auf der anderen Seite die Arbeitnehmer 
mit Verwunderung zur Kenntnis nehmen; denn ·auch da gilt, 
dass die Entlastung, von der jetzt schon mehrfach die Rede 
war, Ergebnis einer ganz bestimmten Berechnung ist. Die 
prozentuale steuerliche Belastung eines durchschnittlichen 
Arbeitnehmereinkommens wird im Jahr 2005 größer sein .als 
im Jahr 2001. 

(Ministerpräsident Beck: So ein Quatsch!­
Staatsminister Mittler: Ah!­
Schwarz, SPD: Raus damit!) 

- Ah. Herr Mittler, ich hätte mir gewünscht, dass dieses .. Ah" 
vor Ihrer Beschlussfassung gekommen wäre -und die Erkennt­
nis, dass das so ist, vorher eingesetzt hätte, und nicht erst 
jetzt mit einem erstaunten ,.Ah" vorgetragen wird. 

(Beifall der CDU) 

Sie wird größer sein als im Jahr 2001. Ich rede nur von der 
steuerlichen -Belastung 

(Schwarz, SPD: Jetzt erklären Sie 
das doch einmal!) 

eines durchschnittlichen Arbeitnehmereinkom-mens: Das 

heißt im Klartext: Die kalte )Jrogression frisst alles weg, und 
sie frisst noch mehr weg, als diese so genannte Steuerreform 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Z~,Jrückgibt. Des­
halb wird es ein Wundern geben, wenn man beim Lohnsteu­
erjahresausgleich feststellt, IÄ'ie man vor der Reform gestan­
den hat und wie man nach ~er Reform steht. Im Jahr 2005 
wird der deutsche Arbeitnehmer im Durchschnitt weniger 
von seinem Lohn behalten als: vor Einsetzen dieser Reform. 

I 

Liebe Kolleginnen _und Kollegen, im Übrigen wird im 
Jahr 2005 - das steht nicht nur in der Zeitung, die uns Herr 
Kollege Mertes gestern zur L~ktüre empfohlen hat, sondern 
es steht heute auch in einigen anderen Zeitungen- das Abga-
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benniveau auf Rekordhöhe mit 55 % liegen. Ich rede jetzt 
von den Steuern und Abgaben im Jahr 2005. Daran wird die 
ganze Heuchelei sichtbar. 

Die Reform kann nicht isoliert betrachtet werden ohne ge­
genzurechnen, obwohl die Sozialdemokraten doch die Erfin­
der der Gegenrechnungsmodelle in Deutschland sind --fünf 
Jahre wurden wir wie die Karnickel mit dem Argument ge­
trieben: Das müsst ihr aber gegenrechnen -, weil die Öko­
steuer zur Entlastung gegengerechnet zulasten des deut­
schen Arbeitnehmers ausgeht. Das ist die Wahrheit dieser so 
genannten Steuerreform. Die Belastung wird steigen und 
nicht sinken. Spätestens im kommenden Jahr werden das alle 
merken. 

(Anhaltend Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, ich begrüße Gäste im rheinland­
pfälzischem Landtag, und zwar Schülerinnen und Schüler der 
12. Jahrgangsstufe des Aufbaugymnasiums Alzey. Seien Sie 
herzlich willkommen im rheinland-pfälzischen Landtag! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mertes das Wort. 

Abg. Mertes, ~PD: 

Herr Präsi~ent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Böhr hat eben ·mit großem sprachlichen Auf­
wand gefragt, ob es um die Sache ging. Er hat dann anhand 
des Artikels aus der .,Zeit" den Begriff des Kuhhandels usw. 
durchzelebriert.Ich komme darauf jetzt im Speziellen zurück. 
Dabei hat er verschwiegen, dass die Christdemokratische 
Union in Deutschland ihre personalpolitischen Positionierun­
gen an der_ Frage der Steuerreform, die ,elementar für 
Deutschland ist, abarbeiten wollte. Die Frage, die Herrn Merz -
und Frau Merke! im Deutschen Bundesrat berührt hat, war, 
nicht beannvortet von den Länderregierungen, die im Deut­
schenBundesrat von der CDU präsentiert werden, die Frage 
des Halbeinkünfteverfahrens so lange zu diskutieren, bis kei-

- ner mehr fragt, was es kosten würde, wenn sich die Vorschlä­
ge der CDU im Bundesrat realisieren würden. 

Die Tatsache, dass sie eine Frage wie die der Steuerreform, 
die wir schon einmal in Deutschländ, und zwar mit unserer 

Mithilfe, falsch beantwortet haben- das habe ich schon ein-_ 
mal an dieser Stelle gesagt-, und die Tatsache, dass die Frage 
der Positionierung von Herrn Merz als harter Hund im Bun­

desrat dazu führen sollte, dass Sie die Steuerreform auf den 
September verschieben wollten, 1st geplatzt. 

Meine Damen und Herren, eines gibt es in Europa und 
Deutschland: Alle sagen, dies ist der Schritt weg von der 

deutschen Krankheit zur Reformfähigkeit des deutschen 
Staats. 

(Beifall der SPD) 

Es gibt nur einen Verlierer. Das ist die Christdemokratische 
Union und ihr als Vasalltreu ergebener Christoph Böhr. 

_Ich erspare mir die Presse. Die Internetrecherche ist wirklich 
lustig. Man bekommt alles wieder zu sehen, was man früher 
in Aktenordf1ern nicht mehr gefunden hat. Man kann jetzt 
wunderbarzitieren. Das-möchte ich al)er nicht tun.-

Ich kann aus dem Kopf Folgendes zitieren: --

(Kramer, CDU: Aber richtig!) 

_ ~Das ist keine Frage. 

--.: Herr Siedenkopf hat eine Woche nach diesem ~reitag ge­
sagt, wenn man ihn an jenem Freitagmorgen gefragt hätte, 
hätte er all diesen Dingen zustimmen können. - Nun ist Herr 
Siedenkopf-Entschuldigung -in Sachen 3. Oktober nicht ge­
rade eine Adresse, auf die man sich jetzt mit der CDU bezie­
hen kann. 

(Böhr, CDU: Und warum habt 
ihr nicht gefragt?) 

-Man muss auch Verständnis haben, wenn er den Kohl auslädt 
oder nicht richtig einlädt. Das schmerzt. Auch_ hier ist der gro­
ße Weltenlenker Christoph Böhr wieder auf der Verlierersei­

te. 

(Beifall der SPD) 

Er ist auch auf der Verliererseite, wenn es darum geht, die 
Fragen zu klären, die zum Beispiel die Liberalen eingebracht 
haben. 

Ich könnte jetzt auch Herrn Jullien zitieren. Das tue ich jedoch 
nicht, um Ihre Rep~:~tation nicht endlos zu zerstören. 

Wahr ist, dass wir lange gerungen haben. Wir waren uns auch 
nicht so wahnsinnig einig in dieser Woche, wie man dieses 
Kind schaukein könnte, weil es schwer war. Es war für beide 
Seiten ein Schritt über eiJ1en unbekannten Abgrund, ·näm­
lich: Wie lr ... ird das laufen? 

Am Ende, als wir uns nach der Kabinettssitzung getrennt ha.: 
ben, war uns klar, dass wir falsch gelegen hätten, wenn wir 
als Staat eine Antwort wie 1997 gegeben hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

-Herr Jullien, Sie lachen. Ich biri in der Lage und sage es auch: 

Es kann sein, dass m_an eine Entscheidung, die man noch vor 
drei Jahren für richtig gehalten hat, bei längerem Nachden-

• 
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ken auch einmal für falsch halten kann. - Das ist für Sie ein 
Zustand, den Sie nie erreichen werden. Davon gehen wir alle 
aus. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das gehört auch zu-Christoph Böhrs Wahrheiten. Das, was wir 
jetzt beschlossen haben außer der Mittelstandskomponente, 
dass es zu 75 % - - -

--.Herr Kollege Bauckhage, Petersberg, nicht Godesberg. Nun 
leugnet er dieses Kind, das er vor drei Jahren noch mit in die 
Welt gesetzt hat. 

Meine Damen und· Herren, so v_iel zum Staatenlenker 
__ Christoph Böhr. 

(Beifall der SPD) 

Ich komme jetzt iu den anderen. Es wird darüber gejammert 
- eben wurde damit schon kräftig begonnen-, dass der Staat 
Ausfälle hat. 

Meine Damen und Herren, mit dieser Steuerreform ist Schluss 
mit lustig und StaatSausgaben. Wir können nicht.93 Milliar­
den DM weniger einnehmen und zur gleiche_n Zeit so viel aus­
geben, wie wir es bislang gewohnt waren. 

Herr Jullien, ich weiß nicht, wie Sie sich so etwas vorstellen 
und ob Sie nicht einmal darüber nachdenken. Sie jammern, 
dass die Gemeinden weniger Geld haben werden. 

Meine Damen und Herren, wenn der Vorschlag von Herrn 
.Merz durchg·egangen wäre, wäre die Summe noch größer. 

Wie_ würden Sie dann öffentlich weinen, wenn er das ge­
macht hätte? Man muss sich schon fragen, wo die Geradlinig­
keit i?t. Oder ist Ihnen die Mosel so in Leib un_d Seele gegan­
gen? 

Man kann nicht auf der eirien Seite dafür sein, dass wir ei_ne 
Steuerreform mit 93 Milliarden DM durchsetzen, und dann 
jammern, dass wir weniger Einnahmen haben. Das ist gerade 
so; als wenn man eine Diät macht und darüber jammert, dass 

. man Hunger hat. 

(Beifall bei der SPD-
Dr. Gölter, CDU: Es gibt Leute~ die 
machen das als Selbstbefriedigung!) 

Meine Damen und Herren, das ist ein Zusammenhang, der 
nicht zu leugnen ist. 

Wir haben den Gemeind_en klar gesagt, dass das Geld kostet. 
Ich sage das überall. Es wird einmal bei der Einkommensteu­
ereinnahme direkt originär bei den Kommunen und dann 
beim kommunalen Finanzausgleich rumsen. 

Wir haben ein Angebot gemacht. Wir haben gesagt: Damit 
ihr Planungssicherheit habt, nehmen wir es euch nicht sofort 
über den Finanzausgleich ab.- Wir müssen es gegenrechnen. 
Das steht im Gesetz. Es ist nichts anderes, wie es schon immer 
gewesen ist. 

Meine Damen und Herren, das gehört zu den historischen 
Wahrheiten. Wir können dem deutschen Volk nicht erklären, 

wir wollen euch weniger GeJd abnehmen, und uns zur glei­
chen Zeit in jedes Schlagloch auf irgendeiner Landesstraße 
auf dem Hunsrück oder in der Eifel setzen und sagen: Hier 
muss morgen investiert werden.- Das ist nicht mehr möglich, 
wenn man es mit der Wahrheit ernst nimmt. 

(Bische I, CDU: Früher haben Sie das 
immer so gemacht, Herr Mertes!) 

- Herr Bischel, wir haben 16 Jahre eine Bundesregierung er­
tragen, deren Trümmer wir jetzt mit dieser Reform gerade 
weggeräumt haben. 

(Beifall der SPD) 

Ihre Presseerklärungen sind mir auch präsent. So ist das nicht. 
Aber auch Ihnen möchte ich es nicht antun, das alles zu wie-· 
derholen. Man muss unter dem Kessel ein bisschen Feuer 
scnüren. 

Diese Landesregierung hat es in einem schmerzhaften Pro­
zess geschafft, am Ende die Frage, die die wichtigste war, zu 
lösen: Schaffen wir es, Deutschland in der wichtigsten Frage, 
nämlich in der Ste.uerreform, reformfähig zu machen? 

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung hat es ge­
schafft, und zwar mit der F.D.P., der SPD und mit Ministerprä­
sident Beck. Das istdie entscheidende Frage. 

Ich sage Ihnen eines, weil Sie zelebriert haben, wie das mit 
dem Geld wird: Es gibt ~ichts Gnadenloseres als einen­
Gehalts- oder Lohnzettel am 30. eines Monats.- Auf diesem 
ist all das aufgeführt, was man bekommen und was man 
nicht bekommen wird. Die Gehaltszettel des 30. Januar 2001. 
werden zu Werbeplakaten fürdiese Koalition. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräside!lt Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Herr Mertes, ich glaube, Sie müs­
sen ein bisschen länger warten, bis Sie einen Werbezettel für 
diese Koalition vorweisen können. Das wird nicht am-1. Janu­
ar 2001 kommen. Das würde höchstens.am 30. Januar 2005 
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kommen; weil allein die Absenkung von defTl Spitzensteuer­
satz von 43 Punkte auf 42 Punkte einer Zuarbeit dies.er Lan­
desregierung zu verdanken ist. Alles andere ist ohne Ihre Mit­
wirkung entstanden, also der rotgrünen Regierung zuzuge­
stehen. Das sollten Sie vielleicht einmal registrieren, auch 
wenn Sie nicht unbedingt in allen Punkten ein Freund der 

rotgrünen Koalition auf der Bundesebene sind. 

(Zuruf des Abg. Mertes,SPD) 

Sie sollten bei der Wahrheit bleiben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Bauckhage hat gesagt, die GRÜNEN springen aufs Tritt­
brett. Diese rotgrüne Bundesregierung hat vorgeschlagen 
und dann vorgelegt, den Eingangssteuersatz von 25,9 % auf 

15 % - 11 Punkte- zu senken. Wir haben vorgeschlagen, den 

Spitzensteuersatz von 56 % auf 43 % zu senken. Das sind 
13 Punkte. Das ist kein Trittbrett, sondern ein ganz ansehnli~ 

eher breiter Zug in Richtung Steuerreform. 

Darangibt es ein kleines Trittbrett. Das ist nämlich die Absen­
kung von 43 % auf 42 %. Darauf steht Herr Bauckhage. 
Schauen wir einmal, wo der Motor ist und wer auf dem Tritt­

brett steht. 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

-So ist das, Herr Creutzmann. Das hört man nicht gern, wenn 
man draußen steht. 

Herr Böhr, ich komme zu Ihren Prophezeiungen. Sie tun so, 
als sei der gesamte Mittelstand durch diese Steuerreform be­
nachteiligt. Das ist· nicht so. Sie haben es schon bei der letzten 

Aktuellen Stunde nicht verstanden, dass es um einen Prozent­
satz ging. Es waren 5 %. 

Herr Dr. Gölter, Sie sagen zu Recht, dass es sich um Unterneh­
men handelt, die eine gewisse Größe haben. Dafür gab es 
einmal den Vorschlag des Optionsmodells. 

(Zuruf des Abg. ltzek, SPD) 

Der ist dann auch zerrissen worden. Jetzt gibt es eine weitere 

Absenkung im Tarifverlauf. Aber der Mittelstand wird im We­
sentlichen davon profitieren, dass der Tarifverlauf durch die 

Absenkung der Eingangssteuersätze wesentlich verändert 

wurde. Insofern stimmt diese Prognose nicht. 

Herr Böhr, wenn Sie von der kalten.Progression reden und 
dann schwarze Bilder an die Wand malen, dann bekomme ich 
die kalte Wut. Dann müssen Sie doch einmal sagen: Was 

kommt denn als Alternative? Kalte Progression? Wollen Sie 
·das Einfrieren aller Gehälter?- Das wäre quasi das Einfrieren 
des Einkommens, und dann gäbe es keine kalte Progression. 

Ansonsten ist das eine normale Entwicklung im Laufe der 
Jahre, wenn es eine Einkommenssteigerung gibt, dass sie na-

türlieh auch in der Progression ein Stück hochlaufen. Wenn 
Sie das nicht wollen, und Sie wollen zum Beispiel keine Pro­
gression, dann sollten Sie aber auch deutlich machen, wie Sie 
es dann schaffen wollen, einen permanenten Aufgaben- und 
Ausgabenabbau des Staates zu bewerkstelligen, um die ge­

ringeren Einnahmen zu kompensieren. Dazu habe ich von Ih­

nen noch keinen Vorschlag gehört. 

Ich finde, wenn man sich als Oppositionsführer oder als Frak­
tionsvorsitzender einer großen Oppositionsfraktion hierhin 

stellt; dann kann man nicht nur unken und Kassandrarufe in 
den Wald-hineinrufen, sondern dann muss man mit konkre­
ten Vorschlägen kommen. Damit waren Sie heute außeror­
dentlich sparsam. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 
das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Böhr hat hier 
verkündet, diese Steuerreform hätte den Namen .,Reform" 
nicht verdient. Dann muss ich sagen, dann habe ich die Reak­
tion der Öffentlichl<eit nach der Verabschiedung der Steuer­
reform völlig falsch eingeschätzt. Ich nehme an, dass Sie das 

alles verfolgt haben. Die Medien haben übefeinstimmend die 
Steuerreform, wie sie endgültig mit den Modifikationen ver­
abschiedet wurden, begrüßt. Die Experten waren überwie­

gend derselben Auffassung: Diese Steuerreform musste jetzt 

kommen. 

Ich bin ganz sicher, dass Ihre Äußerung, die Landesregierung 
und die sie tragenden Parteien hätten nur aus taktischen Ge­
sichtspunkten diese Steuerreform mit auf den Weg gebracht, 

zurückzuweisen ist . .Jch sehe das anders. Wir haben alle genau 

verfolgt, mit welcher Einstellung, mit welcher Haltung Sie vor 
der Verabschiedung der Steuerreform in den Verhandlungen 

agiert haben. Es istjedem aufgefallen, dass Sie die Diskussion 

gescheut haben, dass Sie bewusst blockiert haben und dass 
Sie letztendlich daraufgesetzt haben, mögliche1weise in letz­

ter Stunde das zu erreichen, was durch die Koalition in Mainz 
aufden Weg gebracht wurde. 

Dann gibt es eine ganze Reihe Äußerungen von prominenten 

CDU-Politikern. Es wurde bereits schon von meinen KoJiegen 
ein Beispiel genannt: Auch Frau Merke I hat mehrfach gesagt: 

Das hätten wir auch hinbekommen, das war auch unser Ziel.­
Es ist völlig falsch, zu behaupten, diese Steuerreform würde 
von der CDU als eine solch miserable Lösung dargestellt. 
Wenn Sie das hier tun, dann stehen Sir= auch im Widerspruch 
zu vielen prominenten Politikern der CDU. 

• 

• 
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Dann regt mich noch eines auf. Wenn jetzt ohne Erläuterung 
behauptet wurde, große Kapitalgesellschaften würden von 
der von den Sozialdemokraten getragenen Bundesregierung 
einfach so entlastet, dass sei so furchtbar unsozial, dann kam-

- men mir die Tränen. Ich muss dann einmal die Freunde von 
der Sozialdemokratie in Schutz nehmen. Es glaubt doch nie­
mand, dass die Sozialdemokraten aus der Motivation heraus 
große Kapitalgesellschaften schützen und ihnen Geschenke 

machen. 

(Zurufe von der CDU) 

Sie geben sich hier pseudosozial und wissen es besser. Sie 
kennen genau die Gründe, nur, Sie sagen sie nicht. Sie ken­
nen genau die Gründe, warum es zu diesen Entlastungen 
kommt. Es geht um internationalen Wettbewerb, damit auch 
um Arbeitsplätze und um Konkurrenzfähigkeit. Es geht um 
den Wirtschaftsstandort in Deutschland. Es ist also völlig 
falsch, zu behaupten, dass sei eine neokapitalistische An-. 
wandlung der Sozialdemokraten, dies zu tun. Sie spielen sich 

als pseudosozialpolitische Retter auf und produzieren eine Si­
tuation, die es so nicht gibt. Der IY!ittelstand wird in der Tat 
entscheidend und erkennbar entlastet. Das ist in Ordnung. 

Es ist auch kein Verfall der politischen Kultur, zu der wir nur 
im Geringsten beigetragen hätten. Zunächst einmal gibt es 
immer zwei. Greifen Sie sich selbst einmal an die Nase und re­
den mit. Ihren Parteifreunden. Wir haben in Rheinland-Pfalz 
ganz bewusstauf jede Kompensation verzichtet. Herr Minis­
ter Bauckhage hat es-richtig formuliert. Darauf sind wir auch 
stolz. Das hat unseren Einfluss so groß gemacht, weil wir 
nicht wie die Teppichhändler gehandelt haben. Unser Ziel 
war es, die Steuerreform entscheidend zu verbessern. Sonst 
hatten wir kein Ziel. Das hat auch unser politisches Gewicht 
gestärkt. Dafür bin ich sehr dankbar. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P . 
und SPD) 

Das zum Thema .. Verfall der politischen Kultur". 

J:)ie Steuerreform ist nach unserer Einschätzung eine wichtige 
Etappe vom Volumen her, auch von der Struktur her. Sie hat 

· mit Sicherheit Schwächen. Das wird von niemandem bestrit­

ten. Ein solches System auf den Weg zu bringen, ohne dass 

man auch systematische Mängel erkennen könnte, ist in der 
Tat äußerst schwierig und fast unmöglich. Es ist aber eine 

wichtige Etappe, das heißt, wir brauchen neue Ansätze am 
Tag nach der Steuerreform für weitere Entlastungen, die Sie 
kennen. Unsere Vorstellung ist klar. Unser Endziel ist: 15 o/o, 

25 % und 35 o/o; dann ist Schluss, so wie Herr Struck das ein­
mal zu Recht gesagt hat. Das ist unser Ziel. 

H~rr Kollege Mertes hat mit seiner Beurteilung der Kompen­
sation Recht, weil er exakt formuliert hat. Er hat zu Recht ge­
sagt: Diese Ausfälle sind nicht zur gleichen Zeit durch Einnah­
men zu kompensieren. Da hat er Recht. Ich weise darauf hin, 
dass nach unserer Einschätzung- das ist schon sehr oft gesagt 

worden - in der Zukunft die Kompensation einen höheren 
Stellenwert hat, als die Steuersenkung an sich im Augenblick 
verursacht. 

Im Endeffekt wird die wirtschafliehe Ent\lvicklung dazu füh­
ren, dass wir von der absoluten Steuermenge her wesentlich 
mehr Einnahmen haben werden und damit auch unseren 
Staathandlungsfähig machen werden. Das ist im-plantiert in 
unser Ziel, einen weiteren Schritt bis hin zu einer genannten 
dreigegliederten Steuerreform, die noch einfacber wird, zu 
vollziehen. Das muss unser Ziel sein. Die nächste Steuerre­
form muss eine radikale Vereinfachung bringen. Das ist nicht 
gelungen. Das wird auch zugegeben. Man kann nicht alles 
auf einm_al machen. Das muss aber das nächste Ziel sein, radi­
kale Vereinfachung, einfache, niedrige Steuersätze, und 
dann haben wir das Ziel erreicht, um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland wiederfit zu machen. 

Die Kompensationen, die in Rheinland-Pfalz aufgebracht 
werden müssen, sind bekannt. Sie sind mehrfach erläutert 
worden, auch die Systematik, wie hier kompensiert wird. Wir 
stellen fest, an der Schätzung brauchen wir nichts zu revidie­
ren. Die Schätzung hat Bestand. Das zeigt auch, dass wir eine. 
solide Finanzpolitik in Rheinland-Pfalz verfolgen. Dazu wer­
den wir morgen noch etwas sagen. -Diese Schätzung hat Be­
stand. 

Die Kompensation wird seriös gewährleistet, und damit sind 
wir in Rheinland-Pfalz im Gegensatz zu anderen Bundeslän­
dern einen Schritt weiter, da wir keinen Nachtragshaushalt 
brauchen. Dies zeigt, wir haben seriös finanziert. Wir haben 
die Dimension der Steueraus~älle richtig eingeschätzt. Der Fi­
nanzminister hat dies glücklicherweise schon itor sehr langer 
Zeit deutlich gemacht. Rheinland-Pfalz ist also auf doppelt 
gutem Weg. 

Wir haben diese Steuerreform um eine Mittelstandskompo­
nente ergänzt und haben im Land letztendlich auch eine soli­
de Steuer- und Finanzpolitik betrieben. Insofern kann 

-Rheinland-Pfalz mit diesem Ergebnissehr zufrieden sein. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Beck das Wort. 

Beck, Ministerprä!:'ident: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich bin sehr froh darüber, dass diese Debatte 
über weite Strecken - von Ausnahmen abgesehen - im We­
sentlichen mit einem freundlichen Unterton geführt worden 
ist. Ich glaube, dass der Anlass e~ rechtfertigt, mit freudiger 
Miene über diese Fragen zu reden; denn zweifellos wurde 
mit der Verabschiedung der Steuerreform hinsichtlich der 
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Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland und 
damit auch· unseres Landes Rheinland-Pfalz ein Meilenstein 
erreicht und ein Riesenschritt nach vorn gegangen. 

(Beifall der SPD und der F .D.P.) 

Meine Damen und Herren, das ha~en wir in diesem Hause, in 
den Schritten, die wir gehen wollten, teilweise unterschied­
lich, aber als gemeinsame Zielsetzung x-mal betont. 

Jedem von uns wird es so gegangen sein: -Wenn man in den 
vergangenen Jahren im Ausland für den Standort Rheinland­
Pfalzgeworben hat, und es wurden einem immer nominale 

-und reale Steuersätze entgegengehalten, die in Deutschland 
um so viel schlechter seien als anderswo, so hat einem diese 
Tatsache schon ~vehgetan und hat die Bemühungen unge­
mein erschwert. Bei vielen Unternehme:n, insbesondere bei 
denjenigen, die international an den Märkten tätig sind, ha• 
ben wir einen deutlichen Druck gespürt, wesentliche Unter­
nehmensteile und neue Produktionsanlagen nicht aus markt­
bedingten Gründen, sondern aus Wettbewerbsgründen aus 
Deutschland herauszuverlegen. Dies hat uns alle mit großer 
Sorge erfüllt. 

Ich möchte das u-nterstreichen, was mein Kollege Mertes ge­
sagt hat. Diejenigen, die das Vermittlungsverfahren vor drei 
Jahren miterlebt haben, werden es unterstreichen. können. 
Vorhin wurde Bernhard Vogel zitiert. Er könnte bestätigen; 
dass es damals von ihm sowie von mir gemeinsame Bemühun­
gen um eine Lösung gegeben hat. Ich möchte auch nicht be­
streiten, dass es ~ut gewesen wäre, wenn wir eine solch_e Ent­
scheidung schon früher bekommen hätten. Aber ich unter­
streiche in diesem Zusammenhang auch das, \.Ja·s mein Kolle­
ge Bauckhage gesagt hat. Es war damals ein Zeitpunkt, der 
bereits auf die Bundestagswahl zugespitzt war, sodass ein 
vernünftiges Ergebnis, wie es nun erreicht worden ist, damals 
leider nicht erreicht werden konnte. 

Aber es kann doch nicht wahr sein, dass man nun sagt, dies 
sei keine für die Wirtschaft, für die Bürgerinnen und Bürger 
sowie für unser Gemeinlll!esen äußerst positive Entscheidung·, 

- die getroffen worden ist. Es ist die größte Steuerreform, die 
bisher in Deutschland gemacht wurde, und wir freuen uns 
darüber. Wir sollten sie auch nicht kaputtreden, meine Da­
men und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich meine nicht .,kaputtreden" in dem Sinne, dass nicht an je­
dem Vorhaben auch irgendetvvas zu kritisieren wäre und dass 
dies nicht in ein Parlament und in eine solche Debatte gehör­
te. Aber das, was wir derzeit an Signa]~n an die WirtSchaft 
und an die Gesellschaft richten, Ober die nationalen Grenzen 
hinaus, darf nicht so klingen, als hätten wir nicht diesen gro­
ßen Schritt gemeinsam getan und als hätten wir nicht auf 
über 90 Milliarden DM an Steuererleichterungen im steuerli­
chen System verzichtet, auch wenn ein Teil durch Verbreite­
rung der Steuerbasis, aber auch durch das Schließen so ge­
nannter Steuerschlupflöcher refinanziert wird. Auch dies ist 

durchaus ein Wort, das man nur unter dem Tisch aussprechen 
dürfte. Dies war auch gewollt. Es gab tiefe Unvernünftigkei­
te;n auch ·bei Abschreibungsgestaltungsmöglichkeiten, die 
korrigiertwerden mussten. 

Meine Damen und Herren, wir haben in diesem Hause immer 
gesagt- dies können Sie in vielen meinen Reden, aber auch in 
Reden des Finanzministers nachtesen -, das, was hir.sichtlich 
der steuerlithen Entscheidungen notwendig_ ist, muss sich 
auch an Kriterien messen lassen, die wir immer genannt ha­
ben: Zum einen habe ich immer das Beispiel der Familie ge­
nannt, die auf dem Hunsrück wohnt und einer der Ehepart­
ner einen weiten Pendlerweg zurückzulegen hat, da er in 
Mainz arbeitet.- Ich komme darauf zurück. 

Wir haben zum Zweiten immer gesagt, für den typischen mit­
telständischen Betrieb in unserem Land Rheinland-Pfalzmuss 
eine Erleichterung dabei herauskommen, da diese Betriebe 
das Rückgrat unserer Wirtschaft in diesem Flächenland dar­
stellen und entscheidend-dazu beigetragen haben, dass wir 
eine deutlich günstigere Arbeitsmarktsituation haben, als 

· dies in fast allen anderen Bundesländern der Fall ist. Die Brei­
te und .Stabilität dieser mittelständischen Wirtschaft hat dazu 
einen maßgeblichen Beitrag geleistet, und dies wollten wir 
auch bei dersteuerlichen Entlastung berücksichtigt sehen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Schließlich haben wir immer deutlich gemacht, dass als Eck~ 
wert für unsere Orientierung die Gestaltungsfähigkeit der öf­
fentlichen Haushalte auch weiterhin gesehen werden muss 
und dass wir vorhaben- das haben wir uns für diese Legisla­
turperiode vorgenommen, werden es uns aber auch für die 
Zukunft vorneh_men -, die Investitionsfähigkeit der öffentli­
chen Haushalte zu erhalten. Dies wiederum begrenzt natür­
lich die Spielräume einer Steuerreform, da wir ansonsten 
handlungsunfähig werden. 

Wer meint, er kann ständig noch oben draufsatteln, um bei­
spielsweise immer weitere Absenkungen des s·pitzensteuer­
satzes zu erreichen---

Wir waren schon bei einer Größenordnung von 43·auf 42 %, 
was vernünftig war und was wir auch gerne mitgetragen ha­
ben. Aber dabei sind s~hon Belastungen heraüsgekommen, 

die über der 6-Milliarden-Grenze liegen. Je weiter man nach 
unten geht, desto mehr Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 

sind durch den ~pitzensteuersatz in seiner Absenkung erfasst, 
und destoteurer wird dies. 

Wenn ich nun noch den Tarifverlauf absenken würde, so wä­
re es schlicht und einfach unbezahlbar und ungestaltbar. So 
sahen im Übrigen die Vorschläge der Union aus. 

Ich möchte nun einmal versuchen, das, was ich gesagt habe, 
an dem zu messen, was erreicht worden ist, um möglichen Le­
gendenbildungen entgegenzuwirken. Meine sehr geehrten 
Damen· und Herren, wenn ich beim Grundfreibetrag beginne, 
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so deshalb, weil auch an der Legende gestrickt wird, man 
müsse im Zusammenhang mit der Steuerpolitik einen Anwalt 
für die kleinen Leute neu erfinden, und das sei die Union. 

(Zuruf von der CDU: Tja!) 

"Ich möchte deutlich machen, dass der Grundfreibetrag von-
12 300 DM im Jah-r 1998 zukünftig auf 15 000 DM angehoben 
wird. Dies bedeutet, dass viele Leute gerad_e im untersten Ein­
kommenshereich aus der- Steuerpflicht zusätzlich völlig her­

ausfallen. 

- Dies ist zum einen ein Er.tlastungselement für die allerklein­
sten Einkom-men, aber auch für alle anderen; denn es kommt 
allen Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zugute, was als 
Existenzminimum steuerfrei gestellt worden ist. 

(Beifall der SPD) 

Natürlich muss in diesem Zusammenhang der Eingangssteu­
ersatz,-der ab diesem Zeitraum einsetzt, ebenfalls sozial ge­
staltet werden. Meine Damen und Herren, wenn Vllir von ei­
nem Eingangssteuersatz von 25,9 % im Jahr 1998 auf 15 % im 
Jahr 2005 gekommen sein werden, so wird niemand ernst­
haft behaupten, dass die kleineren Einkommen in dieser 
Steuerreform keine Berücksichtigung gefunden hätten. Sie 
wissen ebensogut wie ich, dass dazu die Kindergelderhöhun­

-gen zu rechnen sind und dass man somit zu der Beurteilung 
der Frage kommt, ob die Familfe mit Kindern anständig ent­
lastet ist oder nicht. Ich werde Ihnen einige Beispiele nennen, 
wiesich dies auswirkt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich niochte Ihnen ein paar Beispiele nennen, wie sich das für 
die Familie auswirkt, die normal ihr Geld verdient, normal zur 
Ar(?eit fährt und zwei Kinder hat. Ich möchte zu dieser Rech­
nung die beiden genannten Argumente einbeziehen. Das ei­
ne hat man sich heute trocke[Jgehalten, da zurn 1. Januar des 
kommenden Jal;lres eine Kampagne geplant ist, wie ich heute 
in der Zeitung- gelesen habe. Aber wir können heute schon 

ein-mal darüber reden, das ist gar keine Frage. Ich meine die 

Ökosteuer.lch habe einmal diese Komponente mitberechnen 
lassen und einbezogen, zum Zweiten auch das schöne 
Nominai-/Realverhältnis. Herr Böhr hat dazu Zahlen genannt, 
die vielleicht bei der letzten Mondfinsternis geschrieben wor­
den sind, Herr Kollege. Aber real sind sie I,.'Virklich nicht. Das, 
was Sie hier genannt haben, würde ich einmal von Ihren we­
nigen Mitarbeitern nachrechnen lassen. Es stimmt schlicht 

-und einfach hinten und vorne nicht. 

Schauen wir es uns einmal an; wie es aussieht für einen ver­
heirateten Schlosser mit zwei Kindern und einem Jahresbrut­
toeinkommen von 60 000 DM. Das ist in unserem Land durch­
aus nicht unrealistisch. 

(Abg. Böhr, CDU, verlässt 
seinen Platz) 

Herr Kollege Böhr, ich bedauere es, dass wir häufig Debatten 
ohne Sie in diesem Hause führen. Es ist nichtsclilimm. Nur, Sie 
haben mich angesprochen, und ich hätte Sie auch gern ange­
sprochen. 

{Böhr, CDU: Ihr Bedauern ist 
Ihnen anheim gestellt!) 

- Das ist wahr, das ist mir anheim gestellt. Ich darf es aber 
auch ab und zu einmal ausdrücken. 

(Böhr, CDU: Jederzeit!) 

- Das ist nett. 
(Beifall bei der SPD) 

Schauen wir uns einmal an, wie das aussieht unter Einbezie­
hung des Kindergelds für diese Familie. Einbezogen ist ein 
Pendelweg von 20 Kilometern. Ich komme noch auf einen 
Pendelweg - immer einfache Strecke, weil das steuerrelevant 
ist- von 80 Kilometern, damit niemand sagen kann, er rech­
net schön. wfr haben eine Entlastung ab dem Jahr 2001. Wir 
haben jetzt eine Belastung dieser Familie, wenn ich die-steu­
erlichen Regelungen und das Kindergeld nehme, von -
706 DM. Im Jahr 2001 wird es eine Entlastung geben. Das Kin­
dergeld wird die Steuern überschießen. Insofern werden sie 
einen Transfer vom Staat von netto 2 200 DM bekommen. 
Wenn ich bei diesen 20 Kilometern die Ökosteuer gegenrech­
ne, und zwar den Stand, wie er geplant ist, immer Gesetzesla­
ge, wie sie derzeit ist, sind ~ies 412 DM. Dagegen ist eine Ent­
lastung der Rentenbeiträge von 388 DM zu rechnen. Das 
heißt, dass wir nach wie vor eine Entlastung von 2 176 DM ha­
ben. Es ist also ein Überschuss von 2 176 DM, den diese Fami­
lie hat. Das ist gegenüber 1998 eine Entlastung von 2 882 DM. 

Wenn ich die Rechnung fortsetze und rechne sie für das Jahr 
2005, dann kommen wir unter dem Strich, wobei die gleichen 
Kriterien unterstellt sind, also eine Erhöhung der steuerlichen 
Belastungen, die bereits beschlossen sind, und Entlastungs­
faktoren, auf eine Summe von 4 034 DM mehr in der Tasche 

als jetzt. Wenn sie nominal und real rechnen und zugrunde 
legen, dass die Preissteigerung im Jahr bei etwa 1,4% liegt 
-dabei ist mehr der Satz dieses Jahres angenommen als der in 
den letzten Jahren wirklich reale Durchschnitt -, dann kom­
men sie auf eine Differenz zwischen dem, was nominal und 
dem, was real an Entlastung vorhanden ist, die sich etwa auf 
160 DM beläuft, was gegenzurechnen ist, was also in der jet­
zigen Situation in Abzug zu bringen ist. 

Dies ist zu den Horrorzahlen zu sagen, die vorhin hier verbrei-
- tet worden sind. Ich denke, wir sollten einfach bei den Fakten 

bleiben. Es wird im Protokoll stehen. Sie können es nachrech­
nen lassen. Es wurde ·im Finanzministerium vom Kollegen 
Herrn Dr. Deubel gerechnet. Da bin ich ganz sicher, dass es 
richtig ist, was er gerechnet hat. 

(Beifall bei der ~PD) 
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Jetzt nehmen wir einmal jemanden, der ein bisschen besser 
verdient und, um besser zu verdienen, auch bereit ist, einen 
noch weiteren Fahrweg auf sich zu nehmen und 80 Kilometer 
zur Arbeit fährt. Es ist ein Chemiefacharbeiter, verheiratet, 
zwei Kinder mit einem Einkommen von 100 000 DM. Das gibt 
es auch. Das sind zum Beispiel Leute, die aus der Westpfalz 
aus Kusel bis nach Ludwigshafen fahren. Es ist ein einfacher 
Fahrweg von 80 Kilometern. Ich nehme die gleiche Rech­
nung. Es kommt unter dem Strich _bei der ganzen Geschichte 
-wieder alles gegengerechnet-zwischen 1998 und 2001 eine 
Verbesserung von 3 594. DM für diese Familie heraus. Im Jahr 
2005 werden es 5 117 DM sein. Auch dort beträgt die Real­
Nominal-Differenz knapp 600 DM, die noch einmal gegenzu­
rechnen wäre. Dies zu der Legendenbildung, das Ganze wäre 
sozusagen im Jahr 2005 schon alles aufgefressen. 

Ich möchte Ihnen auch gern ein Beispiel eines verheirateten 
Malermeisters und dessen Situation bei einem durchschnittli­
chen zu versteuernden Gewinn vor Steuern von 90 000 DM 
nennen. Nun sage niemand, das hätte nichts mit der Realität 
zu tun. Zumindest wenn ich mit den Leuten rede, sind wir im 
Regelfall in dieser Größenordnung und nicht in der Regel in 
der Größenordnung, in der der Spitzensteuersatz greift. Dort 

. haben wir eine Entlastung unter dem Strich in der Größen­
ordnung von 5 641 DM anzusetzen. 

Ich möchte jetzt die Beispiele nicht noch weiter fortsetzen. 
Ich habe noch eine ganze Reihe anderer Beispiele, die alle 
spitz gerechnet sind nach der Kunst unserer Steuerbeamtin­
nen.und Steuerbeamten. Lassen Sie uns also mit der Mär auf­
hören, die Wirkung würde sich nicht so entfalten, wie wir 
dies in diesem Land von diesem Rednerpult aus zum Maßstab 

unseres politischen Handeins gemacht hC!ben. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damen und Herren, wer wüsste es nicht, oder wer soll­
te es de.nn verschweigen, dann spielen natürlich auch Grund­
orientierungen unterschiedlicher Parteien bei der Frage eine 
Rolle, wie wir uns bei einem so großen Steuervorhaben am 
Ende verhalten. Wir haben über· diese Fragen intensiv kom­

muniziert. Ich war ein bisschen weit weg, aber glauben Sie 
mir, ich habe intensivst mit komr_nuniziert, so weit die Akkus 
der Handys getragen habe. Der Kontakt zum Bundeskanzler 
war während dieser ganzen Zeit einwandfrei, auch der Kon­
takt zum Finanzminister. Der Kontakt zum Koalitionspartner 
war einwandfrei während dieser Zeit. Wir haben die Möglich­
keit gehabt, die Interessen unseres Landes und die grundsätz­
lichenAbwägungen und Einordnungen vorzunehmen. 

Dass es durchgesetzt worden und ri~htig platziert worden ist, 
ist im Wesentlichen das Verdienst des Kollegen Mittler. Wir 
haben das platziert, was letztendlich als maßgebliche Verbes­

serung noch einmal für die Personengesellschaften, also für 
den Mittelstand einzuordnen ist. Ich werde Ihnen kein Ge­
heimnis verraten, wenn ich Ihnen sage, kurz nach der Opera­

tion, also kurz nach der Abstimmung, nein, es war am Sams­
tagmorgen, hat mich Herr Eichel angerufen und hat mir ge-

sagt: Ihr wart mir die Teuersten!- Frau Thomas, das hat sich 
aber nicht darauf bezogen, dass v11ir irgendwo um etwas ge­
feilscht haben, was uns aus anderen Gründen zustand, son­
dern wir haben nur über diese inhaltlichen Fragen gerungen, 
dabei allerdings eine Menge herausgeholt, weil wir das für 
richtig gehalten haben. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

. Wenn .wir eine Chance haben, dann haben Herr Kollege 
Bauckhage und ich sie auch genutzt, dass wir nämlich über 
Luft im Investitionsplan für Straßen im Bundeshaushalt reden 
können. Dies ist jetzt, weil eben durch die schon eintretende 
psychologische Wirkung der Steuerreform, aber auch durch 
ein allgemeines und sich schon vorher ankündigendes Anzie­
hen der Konjunktur·dort Luft entstanden ist. Dann wären wir 
geradezu leichtfertig, würden wir uns nicht melden. Wir ha­
ben uns gemeldet. Sie können davon ausgehen, in anderen 
Fragen stehe ich auch mit der Bundesregierung in engem 
Kontakt. Wenn es eine Chance gibt, dann heben wir den Fin­
ger, dann wollen wir auch im Interesse unseres Landes mitre­
den. Das hat überhaupt nichts mit politischen Kompensa­
tionsgeschäften zu tun. Das möchte ich ein für alle Mal und 
ganz deutlich gesagt haben: Alles andere, wenn es behauptet 

. \Vird, ist eine glatte Lüge. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich bezichtige Sie nicht der Lüge, ich möchte es nur darge­
stellt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir das, was 
wir an Maßstäben gehabt haben, jetzt einmal darauf abklop­
fen, wie die Wirkungen sein werden, dann möchte ich doch 
auch einige Bemerkungen dazu machen. Ich komme zunächst 
zu der Verzweiflungsattacke der Union, die schon im Bundes­
rat losging und jetzt fortgesetzt wird, die politische Kultur in 
Deutschland wäre beschädigt worden. Ich möchte gar nicht 
so weit zurückschauen und einmal fragen, wie bestimmte 

Entscheidungen beispielsweise mit Aufträgen für Fregatten 
zu früheren Zeiten schon zustande gekommen sind. 

(Böhr, CDU: Wie denr:, Herr 
Ministerpräsident?) 

Aber ich möchte noch eines deutlich machen. 

(Böhr, CDU: Wie denn, Herr 
Ministerpräsident?) 

-Lesen Sie es doch nach, Sie wissen es doch so gut wie ich. 

(B.öhr, CDU: Wie denn, Herr 
Ministerpräsident?-

Mertes, SPD: Lesen Sie es doch nach!­
Weitere Zurufe von der CDU) 

• 

• 
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- Nein, ich rede doch gar nicht von ,.Bimbes" oder so etwas. 
Ich rede davon, dass bestimmte Aufträge an bestimmte Werf­
ten vergeben worden sind und dafür bestimmte Verhaltens­
weisen zu bestimmten Zeiten in der Landesregierung zustan- _ 
de gekommen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen sich nicht aufregen. Es ist nicht alles auf Sie ge­
münzt. Darum geht es gar _nicht. Davon habe ich geredet. Es 

wardoch so. Das weiß dochjeder in Deutschland. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich finde, dass wir 
nicht das Recht haben, zu kritisieren, wie Herr Kollege 
Diepgen sich in dieser Frage entschieden hat. Ich finde auch 
nicht; dass wir das Recht haben, zu kritisieren, wie Herr Kolle­
ge Perschau und Herr Kollege Scherf sich in dieser Frage ent­
schieden haben. Das Gleiche billige ich auch der brandenbur­
gischen Landesregierung zu. Ich gehe davon aus, dass sie in 
der Sache de-n Weg für vertretbar gehalten haben. So ist es 
mir auch bestätigt worden. 

Unter dem Gesichtspunkt einer Interessenlage in ihrem Land 
haben sie eine Entscheidung getroffen. Ihnen war es nicht 
wert, in die Solidarität der Parteiraison in dieser Interessenla­
ge gezwungen zu werden. Das ist die künstliche Aufregung 
über das Vertun von irgendwelchen Spielregeln oder irgend­
welcl]en verfassungsgemäßen Vorgehensweisen im Bundes­
ratnicht wert, was hier abgezogen wird. Ich muss sagen, das 
sollte man ein bisschen herunterhängen. Ich habe manchmal 
auch Verständnis. Ich rege mich auch manchmal auf. Aber in­
soweit habe ich auch Verständnis, dass sich Herr Kollege Vo­
gel aufgeregt hat. Wenn man sich selbst in die Gewissheit re­
det, man könne andere wider besseres Wissen in die Partei­
raison gegen das Interesse des Staates zwingen, und man 
läuft: damit auf, dann kann man sich innerlich so enttäuscht 
fühlen, dass man solche Reaktionen an den Tag legt. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­
Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

So ist das zu erklären und nicht anders. 

Lassen_Sie- mich über diese politische Frage, über die Frage 
von aufgestell~n Taktiken, die manchmal danebengehen 
können, hinaus ein Wort zu der P,.uswirkung auf unsere Wirt­
schaft sagen. Ich bin sehr zuversichtlich. Aus den in den letz­
ten Wochen und Monaten im Land geführten Gespräche im 
Zusammenhang mit der Steuerreform -- auch in den Wochen 
seit sie entschieden ist- ergibt sich, dass sich diese Entschei­
dung sehr positiv auf das Investitionsverhalten der rheinland­
pfälzischen Wirtschaft auswirken wird. Das ist für uns ein 
wichtiges Datum, wie-immer man das im Einzelnen politisch 
bewertet. Ich möchte darüber hinaus sagen, dass ich davon 
ausgehe, dass der Trend, der sich in Rheinland-Pfalz Gott sei 

Dank auch im_ letzten Jahr schon abgezeichnet hat, nämlich 
eine positive Beschäftigungsbilanz, fortsetzt. Es ist nicht nur 

die drittgünstigste Arbeitsmarktbilanz, sondern auch eine 
positive Beschäftigungsbilanz. Das war bundeswelt bei wei­
tem nicht so. 

Ich gehe davon aus, dass sich dieser Trend durch diese Ent­
scheidung verstärkt. Insoweit können wir auch am Arbeits­
markt in den kommenden Jahren zu einer weiteren Verbesse­
rung kommen. Ich denke, das kann niemand kalt lassen, 
wenn wir dort endlich die Kurve zu einer Beschäftigung fin: 
den, die die nominale Arbeitslosenzahl in einer Größenord­
nung von unter 5 % sieht. Nach deri heute geltenden Spielre­
geln kann das de-facto als Vollbeschäftigung betrachtet wer­
den. Das muss unser Ziel sein. Wir haben realistische Chancen, 
dies in den nächsten Jahren zu erreichen. 

Es gibt eine _Reihe von Arbeitsamtsbezirken in Rheinland­
Pfalz- nicht nur in den Ballungsregionen -,die bereits heute 
in den Größenordnungen von 6 %, 6,4 %, 6,5 %, 6;7 o/o Ar­
beitslosigkeit liegen_. Dort können wir es schaffen, unter die 
Fünf-Prozent-Marke zu kommen. Das wird unsere einzuset­
zenden Kräfte umso stärker in die Regionen leiten, die es 
schwerer haben und denen wir noch stärker als bisher helfen 
können. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 
bei der F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage ein letztes 
Wort zu den öffentlichen Haushalten. Ich glaube schon, es ist 
ein bemerkenswertes Datum. Was an Solidarität zwischen 
der kommunalen und landespolitischen Verantwortung ge­
fordert ist, konnten wir ohne äußeren Druck als Entscheidung 
der Landesregierung - ohne dass wir deshalb von Oberbür­
germeistern, von Landr~ten gedrängt werden mussten - sa­
gen: Immerhin werden 184 Millionen DM über einen Zeit­
raum von mehr als zwei Jahren nicht im kommunalen Finanz­
ausgleich verrechnet. - Das sind erhebliche Zinsverluste für 
das Land. Aber das ist ein Zeichen der Solidarität an die Kom­
munen. Das darf man auch aussprechen und deutlich ma­
chen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich denke, darüber hinaus ist heute auch eines klar gewor­
den: Es hat Kassandrarufe bei der Verabschiedung des Dop­
pelhaushalts 2000/2001 gegeben. 

(ZurufdesAbg. Jullien, CDU) 

- Verehrter Herr Kollege JulliE:n, lese[J Sie einmal nach, was 
Sie gesagt haben, nämlich dass dieser-Haushalt danebenge­
hen werde. Lesen Sie es einmal nach. Ich kann Ihnen heute sa­
gen: Diese Operation, die uns - - - Es ist genannt worden. 
Weit über 800 Millionen DM wird es auch im kommenden 
Jahr an zusätzlichen Steuereinnahmeausfällen geben, die 
ausgeglichen werden müssen. Mit unserer Vorsorge, mitden 

Maßnahmen der Personalbewirtschaftung über die Personal­
budgets und den vorbeugenden Maßnahmen, um die allge-. 
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meine Ausgabenentwicklung im Griff zu behalten, werden 
wir aUskommen und müssen nicht zusätzlich eine Vollbrem­
sung in Bezug auf das Ausgabeverhalten des Landes machen. · -

Ich möchte in Erinnerung rufen, was Herr Kollege Mertes hier 
gesagt hat. Es wird jetzt nicht "Wünsch dir was" gegeben. 
"Wünsch dir was" ist vorbei. Das geht nicht, dass man überall 
alles verspricht. Wir müssen aber nicht zusätzlich auf die 
Bremse treten. Wir haben sogar die Luft - wie Herr 
Bauckhage, denke ich, dies mit einem ·eindrucksvollen Pro­

gramm für die Winzer deutlich gemacht hat-, diese Notwen­
digkeiten zu erfüllen und das in Ordming zu halten. 

Das \'l[ird auch für 2001 gelten. Wir brauchen keinen Nach­
tragshaushalt. Wir brauchen keine Haushaltssperre, weder in 
2000 noch in 2001. Die Regierung ist stolz darauf, und darauf 
können die- sie tragenden Regierungsfraktionen stolz sein, 
dass sie es geschafft habe·n, eine Steuerreform, eine so große 
Entlastung der -Bürger, jnsbesondere der Familien mit Kin­
dern, der Wirtschaft zu verkraften und auf der anderen Seite 
die notwendigen Investitionen und Impulse der öffentlichen 
Hand weiterzugeben und die Nettoneuverschuldung über 
die mittelfristige Finanzplanung in diesem Land auf nu!! zu 
fahren. Das ist für ein Land wie Rhein!and-Pfa!z eine gewalti­
ge Leistung. Das wollen wir auch einmal reklamieren dürfen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für meine Begriffe 
bleibt angesagt, dass wir die sich ergebenden Chancen noch 
mehren, indem wir die Kräfte bündeln und zusammenneh­
men und dass wir das große Sozia!werk, nä!lllich die Renten­
versicherung, für die kommenden 20 bis 30 Jahre stabilisie- · 
ren. Diese Chance besteht in Deutschland. Wenn wir das ge­
schafft haben, können wir wirklich sagen, wir haben den Re­
formstau durchbrachen. Diese Bundesrepublik Deutschland 
und unser Land Rheinland-Pfalzwerden auch durch unser ei­
genes Zutun im Reigen der Nationen, der Wirtsch~ftsnatio­
nen und_ auch im Reigen der Regionen in Europa und darüber 
hinaus in Zukunft eine führende Rolle spielen können. Darum 
ist es gegangen. Das ist erreicht. Diese Chance haben wir. 

Ich bitte Sie herzlich, diese Chance nichtdurch Ihr Schlechtre­
den zu mindern. 

(Anhaltend Bei_fa[( der SPD 
und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Heim Abgeordneten-­
Dr. Gölter das Wort. 

Abg. Dr. Gölter, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Da 
der Ministerpräsident am Schluss seiner längeren Ausführun-

gen der Versuchung nkht ganz widerstehen konnte, in die 
Rede eines Ministerpräsidenten anlässlich der Beratungen 
des eigenen Haushalts überzugehen, muss ich Ihnen Folgen­
des sagen: Wenn Sie sagen, "Wünsch dir was" ist vorbei, 
dann sind das die bösen Leute draußen. - Wir müssen festhal­
ten, dass diese Landesregierung seit 1991 in einem atembe­

raubenden Tempo 20 Milliarden DM zusätzliche Schulden ge­
macht hat. 

(Beifa!! der CDU) 

EntSchuldigung, in einem atemberaubenden Tempo hat das 
Land Rheinland-Pfalzseine Position in der Leiter nach oben 
verbessert, wenn Sie höhere Verschuldung-als Verbesserung 
akzeptieren. Jetzt'einfach zu sagen ·· das gilt auch für Sie, 
Herr Ko!!ege Mertes -,"Wünsch dir was", das sind irgendwo 
dann draußen doch ein bisschen die Bqsen, die ununterbro­
chen an den Ecken standen. 

- (Mertes, SPD: Ich habe doch -
noch gar nichts gesagt!) 

Natürlich gibt es die Eckenste_her, angefangen bei Bürgermei­
stern und Landräten sowie Oberbürgermeistern von a!!en 
Parteien und auch-bei Abgeordneten. Aber dass das auch ein 
Stück Verantwortung der Politik und dieser Landesregierung 
ist und war, dass wir jetzt nicht einfach sagen kÖnnen: 
"Wünsch dir was" usw. ist vorbei, ihr werdet euch noch wun­
dern", finde ich, dann machen Sie es sich zu einfach. 

Herr Ministerpräsident, Sie machen es sich auch zu einfach, 
wenn Sie "schlechtreden" sagen. Glücklicherweise ist durch 
das Grundgesetz und die Landesverfassung die uneinge­
schränkte Jubelbekundung noch nicht vorgeschrieben. 

(Beifa[( der CDU) 

Meine Damen und Herren- Herr Ko!!ege ltzek, hören Sie ein­
mal zu -,'ich habe für Ludwigshafen aus persönlichen Grün-

- den- da kommt meine Mutter her- und für den Kollegen lt­
zek ein hohes Maß an Sympathie, aber die Art und Weise, wie 
hier nach dem Model! germanischer Heldensagen usw. gefei­
ert wird;ist- entschuldigen Sie bitte- ein bisschen zu einfach. 
Das geht doch über ganz begründete, systematische Einwän­
de hinweg. Ich finde, systematische Einwände bei allen Pro­
blemen, wie es in den letzten Jahren gelaufen ist, hier-vorzu­
tragen, auch in die politische Diskussion einzubringen, auch 
im Blick auf die Zukunft, ist völlig legitim. Das kann man nicht • 
als schlechtreden bezeichnen. 

Meine Damen und Herren, wir wünschen uns, dass es diesem 
Land Bundesrepublik Deutschland gut geht. Das ist unser 
Land. Aber trotzdem brauchen wir den Diskurs, den Streit 
über den Weg der letzten Jahre. Dazu gehört: auch die -
Blockade, die 1998i1999 vorgenommen worden ist. Wir brau- -
chen die Betrachtung, was in der Zukunft richtig ist. 

• 

• 



• 
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Dazu will ich ein paar Bemerkungen machen, wobei ich -mir 
zu Beginn ein Zitat erlaube. Ich nenne gleich die Quelle. ,.Wir 
sind für die Beseitigung der steuerlichen Ungleichheit zwi­
schen Einzelfirmen, Personengesellschaften und Kapitalge­
sellschaft-en," -Achtung! - ,.soweit der geweJbliche Betrieb 
durch die Einkommensteuer stärker belastet ist, als es durch 
die Körperschaftsteuer wäre." 

Programm der SPD Juli 1954, Berlin. 

(Kram er, CDU: Hört, hört!) 

Es war sicher nicht alles richtig, was man damals geschrieben 
hat. Es ist sicher vieles zu Recht aufgegeben worden, aber es 
war nicht alles falsch, was damals geschrieben worden ist. Die 
Passage zum grundsätzlichen_ Verständnis von der Gleichmä­
ßigkeit, der Gleichwertigkeit Wirtschaftlicher Tätigkeit und 
Besteuerung war richtig. Vor diesem Hintergrund kann __man 
manchmal schon ein bisschen Verständnis dafür.haben. Ich zi­
tiere jetztdas ,.Handelsblatt" vom 20. Juni und einen konser­
vativen Journalisten, Hans Mundorf. E.~:_meint, die SPD sei auf 
dem Weg zum programmatischen Nihilismus. 

(Mertes, SPD: Keine Schweinerei!) 

-- Keine Schweinereien, gell. Jetzt übernehme ich plötzlich die 
Position, die zurzeit einige in der SPD, allerdings vorläufig 
noch recht unerfolgreich, vortragen. Aber das nur am Rande. 

Meine Damen und Herren, der Herr Staatsminister der Finan­
zen hat gemeint, kritische Einwände gegen die Steuerreform 

mit der Pauschalbezeichnung ,.Fundamentalisten" abtun zu 
können. Das istseine Sache. 

Nur eben noch ganz nebenbei, irgendwann sollte uns - den 
Oppositionsfraktionen - die Landesregierung sagen, ob Re­
gierungserklärungen vorher zugeschickt werden oder nicht. 

Dies sollte einfach im Sinne des Umgangs miteinander ge­
schehen. Bitte nehmen Sie es mir nicht übel- ich sage das so-, 

_ ich habe- es 14 Jahre so gehalten, wenn die Regierungserklä­
rung am Vortag um 15.00 Uhr nicht auf dem Tisch der Oppo­
sition lag, habe-ich selbst angerufen und begründet und ge­

-__ sagt, wann sie kommt. ·Ich finde, es gibt ein paar solcher Din­

ge im Umgang miteinander. 

Jetzt war die Regierungserklärung nicht gerade von umwer­
-fender Neuheit. Wie sollt-e sie es auch seih-. Aber trotzdem ha­
be ich einfach die Bitte, dass uns die Landesregierung irgend­
wann sagt, wie sie es diesbezüglich ·mit der ()pposition hält, 
weil wir dann auch ein bisschen wissen, wie die Landesregie­
rung die Opposition grundsätzlich einschätzt. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, der große Mainzer Kardinal Volk 
hat in jeder Rede immer wieder gesagt: ,.Umgang ist das hal­
be Leben." Aucli das gehört dazu. Meine Damen und Herren, 

vor allen Dingen, wenn jemand Stil proklamiert, sollte er sich 
selbst an ein Minimum von Stil halten. -

(Beifall der CDU -
Frau Schneider-Forst, CDU: So ist es!) 

Jetzt komme ich noch einmal zu dieser Frage der Fundamen­
talisten zurück. Dann ist Herr Kirchhof ein Fundamentalist. 
Das ist ein bisschen merkwürdig. Es widerstrebt auch ein biss­
chen der allgemeinen Einschätz_!.lng. Kirchhof hat gesagt, 
dass diese Steuerreform einen Impetus in die Kapitalgesell­
schaft enthält, und dies sei tendenziell die anonymere Form­
der Wi rtschaftsorganisation. 

Meine Damen und Herren, darauf muss man doch hinweisen. 
Natürlich hat der Manager auch unternehmergleiche Funk­
tionen. Aber wenn er den Laden an die Wand gefahren hat, 
bekommt er den ,.goldenen Handschlag",_ oder der Herr Bun­
deskanzler kommt, und die Millionen werden gezahlt. Er 
geht doch kein persönliches-Risiko in Deutschland mehr ein. 
Die abgesichertste Berufsgruppe in Deutschland sind die Ma­
nager der großen Unternehmen, meine Damen und Herren. 
Das ist nun einmal so. 

(Beifall der CDU) 

Es gibt doch die Beispiele. 

(Schwarz, CDU: Warum regst 
du dich auf, Schorsch?) 

- Entschuldigung, weil ich auch von meiner Herkunft her- da 
spielt eine Backstube auch eine gewisse Rolle- die Personen­
gesellschaft und die persönliche Haftung für .einen funda­
mentalen Punkt halte und sehe, dass in den Kapitalgesell­
schaften diese persönliche Verantwortung in den letzten Jah­
ren in vielen Fällen nichtwahrgenommen worden ist._ 

(Schwarz, SPD: Wir haben es zwischen­
zeitlich auch in Personengesellschaften I) 

Meine Damen und Herren, entschuldigen Sie bitte, der Ein­
zelhandelskaufmann oder die Offene Handelsgesellschaft 
tun das Gleiche wie die Kapitalgesellschaft, und sie müssen 
mit ihr steuerpolitisch konkurrieren. Das ist ein Problem. 

Meine Damen und Herren, wenn von Personengesellschaften 
die Rede ist, dann denken viele an den Bäckermeisterum die 
Ecke und denken, das sind die Kleinen. Es gibt Große in 
Deutschland. Es gibt einen ganz Großen in Rheinland-Pfalz 
auf dem Feld der Chemie. Was diesbezüglich gedacht wird 
oder so etwas, sollte die Landesregierung vielleicht qann 
auch einmal in diesem Zusammenhang interessieren. 

Meine Damen und Herren, der Vorstandsvorsitzende der Fir­
ma Merck---

(Glocke des Präsidenten) 
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Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Dr. Gölter, gestatten Sie eine Zwisch_enfrage des 

Herrn Kollegen Schwarz? 

Abg. Dr. Gölter, CDU: 

Nein, die ist nicht ernst gemeint. Das sehe ich seinem Gesicht 
an. Ich kenne den Herrn nämlich. 

(Heiterkeit im Hause) 

Dazu ist mir das Thema zu ernst, dass wir Spielelien miteinan­
der treiben können. Ich habe viel für Spielchen übrig und ma­
che das manchmal selbst, aber-entschuldigen Sie bitte, darum 

--geht es mir jetzt im Augenblick nicht. 

In der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" hat der Vorstands­
vorsitzende der Firma Merck einen Artikel veröffentlicht. Da­
raus darf ich einmal zitieren: "Dass ein persönlich haftender 
Gesellschafter deutlich stärker ausgeprägt den Unternehmer­
typus verwirklicht als der Vorstand einer Kapitalgesellschaft, 
dürfte unbestritten sein," 

Das ist natürlich auch ein Fundamentalist- das weiß ich-, alles 
Fundamentalisten, wobei mit dieser Aussage nicht dem Vor­
stand die Unternehmerische Position bestritten werden soll. 

"Rechtfertigt die Übernahme der persönlichen Haftung der 
Eigentümer einer Personengesellschaft, dass diese steuerlich 
gegenüber einer Kapitalgesellschaft diskriminiert werden? 
Sollen vielleicht Personengesellschaften wegen des FehJens 
der paritätischen Mitbestimmung bestraft werden?" 

Am Schluss dieses Artikels kommt er zu der Bewertung, dass 
"eine ganze Reihe von Regelungen schlicht und ergreifend" 
-das Wortsteht hier- "pervers in ihren Auswirkurigen sind". 

Meine Damen und Herren, das heißt, hier ist ein dramatisches 
Problem. Kirchhof sagt- d·eshalb ist es gut, dass sich das Ver-_ 
fassungsgericht irgendwann damit beschäftigt-, dass hier die 
Gleichheitsfrage, die Freiheitsfrage und die Vereinigungsfrei­
heit angesprochen sind. Kirchhof verweist auf die frühere 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, dass die 
Rechtsform - Herr Kollege Kuhn - keine Rechtfertigung für 
Belastungsunterschiede sein darf. 

Damit sind wir an einem ganz fundamentalen Punkt. Dieser 
Punkt muss weiter geklärt werden. Es ist so, auch wenn Sie es 
nicht gern hören, dass die Unternehmen bei dieser Steuerre­
form _besser behandelt werden als der persönlich haftende 
Unternehmer. Es ist so, dass Gewinne in_ einer bestimmten 
Form - nämlich im Unternehme~) als höherwertige Besteue­
rung verbleiben; das ist auch eine Grundfrage gesellschafts­
politischen Verständnisses - besser besteuert werden als ent­
nommene Gewinne. 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund bleibt ein 
ganz grundsätzliches Problem. Das ist auch ein Teil der Stra­
tegie der Union gewesen. Ob die dann in allen Details usw. 
geschickt war, ist eine andere Frage. Das hilft uns hier jetzt 
alich nicht weiter. 

Ich habe noch eine kurze Bemerkung_ bezüglich der Beispiele. 
Ich bin in der glücklichen Situation, selbst keine Beispiele aus­
rechnen zu können. Die Beispiele widersprechen sich zum 
Teil. Aber alle Argumente, die von den Befürwortern dieser 
Koalition vorgetragen worden sind, haben die inflationäre 
Entwicklung, die Lohnsteigerung und die Steuerprogression 
nicht einbezogen. 

(Itzek, SPD: Doch!) 

Insofern wird natürlich auch diese Steuerreform in einer Rei­
he von Jahren anders aussehen, als dies heute der Fall ist. 

(Zuruf des Abg; ltzek, SPD) 

Meine Damen und Herren, Halbeinkünfteverfahren- Vollan­
rechnung: Eines der Probleme liegt wohl darin, dass das Halb­
einkünfteverfahren nur dann auf Dauer funktionieren kann, 
wenn der Einkommensteuertarif, der Spitzensteuersatz, auf 
Dauer auf einem höheren, wesentlich höhren Niveau bleibt 
als der Körperschaftsteuersatz. Insofern ist das Halbeinkünf­
teverfahren natürlich auch in dieser Grundfrage ein Menete­
kel für die Zukunft. Das wird uns noch zu schaffen machen, 
und diese wohl zu vernachlässigenden 78 Professoren, Frau 
Thomas, haben genau darauf hingewiesen, dass der steuer­
systematische Wechsel _vom Anrechnungsverfahren zum 
Halbeinkünfteverfahren bezüglich der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung und der Gleichwertigkeit der Betrachtung wirt­
schaftlichen Handeins der Zukunft fundamental entgegen­
stehen wird. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD­
- Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich will noch eine kurze Bemer­
kung zu dem Stichwort .. Kuhhandel" machen, was ur.s schon 
beschäftigt undzum Teil auch amüsiert hat. 

Herr Ministerpräsident, ich weiß, manchmal muss man reden 
usw. Das ist nicht weiter schlimm. Sie haben eben gesagt, es 

war die Aufregung - wörtliches Zitat - weiß Gott nicht wert. 
Darüber sollten ''"ir noch ein bisschen nachdenken. 

W~s ich jetzt sage, meine ich sehr grundsätzlich und sehr 
nachdenklich. Ich sage Ihnen auch - ich meine es persötalich 
ein bisschen resigniert, weil ich jetztseit über 40 Jahren durch 
die Gegend renne-, ich frage mich schon manchmal, ob es ei­
ne richtige -Lebensentscheidung war, Das hat irgend~•110 auch 
ein bisschen bittere Züge. Das sage ich Ihnen ganz offen, vor 
allem, wenn man Politik auch so leidenschaftlich betrieben 
hat. 
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-Die Finanzhilfen des Bund und der Länder sind in ihrem Ab­
lauf und in den Methoden im Grundgesetz und in Gesetzen 
festgelegt- Artikel104 a und Artikel107 Abs. 2 des Grundge­

setzes. Da gibt es ganz genaue Regeln. 

Meine Damen und Herren, entschuldiggn Sie, das, was da ge­
laufen ist, ist die Gutsherrenart, Es ist noch Suppe da. Will 
noch- jemand einen Nachschlag? Oder war dies etwas ande­

res? 
(Zuruf des Abg. PÖrksen, SPD) 

Natürlich können Sie sagen, brillant gemacht - in Ordnung. 
Aber wer sagt, brillant gemacht, der sagt auch letztlich - ich 
_meine das sehr nachdenklich und sehr grundsätzlich -, dass 
_die Politik in wichtigen Fragen amoralisch handelt. Das ist so. 

Wenn wir- in diesen Tagen überall bed_enkenswerte Reden 
über die Zuwendung z~ diesem Staat und zu dieser Verfas­
sung hören, dann müssenwir selbst auch darüber nachden­
ken, welchen Dingen wir Beifall spenden. 

(Pörksen, SPD: Worüber reden 
Sie eigentlich!) 

Es ist nicht_ einfach, Verfassu~gsfreundschaft und. Verfas­
sungs-patriotismus in Deutschland zu wecken. Aber da ist die 
Frage: Welches Bild geben diejenigen, die oben stehen?- Da­
bei bleibe ich. Insofern steckt hinter der Aufregung von 
Bernd Vogel ein Stück mehr als die Aufregung, die irgend­
wann abklingt, dass das nicht geht, Bund und Länder dam-it 
an die Grenze des geordneten Umgangs miteinander kom­
men und dass vor diesem Hintergrund auch der Fö"deralismus 
sich in einer ganz kritischen Situation befindet. Ich denke, 
dass dieser Vorgang der letzten Wochen--

{Glocke des Präsidenten) 

• --Ich kommesofortzumSchluss. 

--wirklich ein Anlass ist, darüber nachzudenken, dass wir ge­
trennte Steuern, getrennte Verantwortung und mehr Wett­

bewerb brauchl:!!l· Wie wollen Sie Menschen, auch interes­
sierten Menschen in einem Staat klar machen, wie Entschei­
dungen fallen und ~vle etwas läuft, wenn sie solche Dinge se­

hen? 
(ZurufderAbg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde, insofern war das keine Sternstunde der Menschheit. 
Ich darf das sagen. Aber das muss irgendeiner noch sagen, 

-weil alle wissen, dass es so ist, und die Zeitungen haben es al­

le geschrieben, 
(Glocke des Präsidenten) 

und-im Fernsehen konnten wir es beobachten, dass auch das 
persö-nliche Interesse des Herrn Brüderle in den Auseinander­

_setzungen -innerhalb der F.D.P. eine gewisse Rolle gespielt 
hat. 

Herr Bauckhage, dem würden selbst Sie in einer stillen Stun­
de mirgegenüber zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mertes das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will auf ein Ar­
gument des Herrn Kollegen Gölter eingehen, bei dem er sich 
mit der Frag~ des Verhaltens im Bundesrat auseinander ge­
setzt hat. 

Er geißelt die Verhaltensweise, die jetzt beschrieben word:n 
ist, erwähnt aber nicht, dass der-Deutsche Bundesrat von der 
CDU, vom Präsidium der CDU, dazu genutzt werden sollte, 
die Steuerreform auf September zu verschieben, um ein par­
teipolitisch günstiges Klima in der Sommerpause zu er­
zeugen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­
Beifall der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
_Schweitzer~ SPD: Ganz genau!) 

Ist denn das der Teil des Anstands, den Sie-hier einfordern, 
der dann aber bei Ihnen sozusagen per ~abatt gehen kann?­
Da.? geht auch nicht. 

(Beifall der SPD und der Abg. Frau 
Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Punkt 1: Sie sagen nichts dazu, dass die CDU-Vorschläge, die 
im Vermittlungsausschuss - man muss sagen - kursiert sind 
-sie sind nicht sozusagen perPapiervorgelegt worden -, für 
Länder wie unseren geliebten Nachbarn, das Saarland, und 

für den weiten Teil des Ostens, für die Länderhaushalte und 
für die Kommunen; _unfinanzierbar waren. Ist das anständig? 
Ist das eine Zumutung? Ist das das Vorbild, von dem Sie spra­
chen?- Also, ich kann es nicht erkennen. Ich versuche es. Ich 
kann es nicht erkennen~ 

(Beifall der SPD) 

Jetzt gehen wir auf den "Kuhhandel" gemau ein. Sie wissen, 
ich gehe das Thema dann voll durch. 

Eben hat Herr Kollege Böhr sich so geschüttelt, als· es um die 
Frage der Fregatten ging. Sodann soll jeder die Geschichte 
wissen, 
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Bei der Steuerreform der sozial-liberalen Regierung gab es ei­
nen Ministerpräsidenten in Schleswig-Holstein, der später 
auch noch viel Verantwortung für deutsche Finanzen über­
nommen hat, der ein Strukturproblem hatte. Dieses Struktur­
problem ist so_ gelöst worden. Dies konnte man nachlesen in 
der "Wirtschaftswoche", eine Zeitung, die Sie doch ansons­
tengern fürsich bemühen. 

(ZurufdesAbg. Pörl<.sen, SPD) 

Ich will ein Weiteres zu dem - dies wurde auch schon ange­
sprochen " sagen, bei dem Sie so eine gewisse Unanständig­
keit finden, bei dem Sie auch die Verfassung und natürlich 
auch den Richter außer Dienst mit hinzunehmen. Es geht 
nicht um Verfassungsrecht. Es ging um elementare Politik 
Deutschlands mitten in Europa, ob wir weiterhin das Gespött 
unserer Nachbarn wären, reformunfähig zu sein, oder ob wir 
es schaffen würden! eine Reform, die seit zehn Jahren über­
fällig ist und die wir gemeinsam nicht geschafft haben, 
durchzusetzen. Um das ging es, nicht um Juristerei. 

(Beifall b"E;i der SPD) 

Dass ein schlechter Verlierer aus dem Bundeverfassungsge­
richt sozusagen nachtritt, würde ich auch ein Stück unterstel­
len dürfen. Der Mann ist ansonsten ein kluger Mann. Ab~r er 
ist mir teuer, ich könne sogar sagen."zu teuer." 

(Dr. Gölter, CDU: Wieso istdeJ 
ein schlechter Verlierer?) 

-Er ist ein schlechter Verlierer, weil er zum Beispiel vorschlägt 
und sagt, was selbst Herr Koch nicht will, es wäre unmöglich, 
dass dieser Antrag des Bundesrats, der dort_ verabschiedet 
worden ist, nun Gegenstand ein_er Verhandlung im B~ndes­

tag werden sollte. Da sagt selbst Herr Koch, das würde sich 
auseinander ent11vickeln, das könne man nicht tun. Insofern 
ist er ein schlechter Verlierer, weil er die Konsequenz der Ver­
änderung, nämlich das, was zum Mittelstand gemacht wor­
den ist, nicht haben will. Das gehört auch dazu. 

Also, wennSie v~m uns verlangen, wir müssten in dieser Frage 
in uns gehen, dann habe ich nur eine Bitte: Gehen wir alle in 
uns. - Waren alle politischen Spekulationen, diese Steuerre- -
form jetzt zu verhindern und drei Monate später vielleicht in 
einer zweiten Runde umzusetzen, nur von der-Würde des 
Bundesrats und dem Respekt vor dem Verfassungsgericht ge­
tragen?- Sie waren genauso banal wie andere Vorstellungen. 

(Beifall desAbg. Dr.Schiffmann;SPD) 

Es gehört auch dazu, dass wir uns niefit gegenseitig vorhal- -
ten, wer der Moralischere in dieser Frage gewesen ist. 

Meine Damen und Herren, ein letzter Punkt. Natürlich ist die 
Frage der Mittelstandskomponente - - - Sie haben dies in Be­
zug auf die steuerliche Behandlung von Personengesellschaf­
ten und anderen Rechtsformen anges_prochen. Manchmal 

wundert mich das. Sie sind - ich darf dies auch einmal so sa­
gen- ein heller Kopf. Von Ihnen kann man auch etwas lernen. 

(Keller, CDU: Ja, dann tun 
Sie es doch!) 

-Herr Keller, Sie- haben das zehn Jahre lang auch nicht getan. 
Dann lassen Sie mir wenigstens eine Stunde lang Zeit. 

Herr Dr. Gölter, wenn in ganz Europa die Frage nach der Ge­
sellschaftsform mittelständischer Unternehmen anders als in 
den deutschsprachigen oder in den deutsch dominierten Räu­
men beantwortet wird, stellt ·sich die spannende Frage, ob 
wir uns auf Europa einstellen ·oder ob sich Europa auf 

Deutschland einstellt. 

(Dr. Gölter, CDU: Dannsoll 
er es doch sagen!) 

- Entschuldigung, aber das konnten Sie, der gern die "ZEIT" 
· liest- ich beobachte das mindestens einmal pro Woche-, dort 

nachlesen. Insofern ist der Schritt,_ den wir anbieten, auch ein 
Versuch, europatauglicller zu werden. Sie machen daraus den 
Verrata_m Mittelstand .. 

-Herr Ju!lien,-Sie haben auf diese Frage nicht geantwortet. 
Durch Ihre berufliche Tätigkeit könnten Sie mir viel besser er­
klären als ich es je lernen kann, weshalb es sinnvoll ist, Perso­
nengesellschaften umzuwandeln; denn das ist. Ihr' Beruf. 
Dann geben Sie bitte nicht vor, dass das ein Schreckgespenst 

sei, sondern das ist die Realität Ihrer täglichen Arbeit und das 
aus guten Gründen. 

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

Wenn Sie das machen, wird Qas wohl hoffentlich richtig sein. 
Sie __ werden doch wohl nicht Ihre eigene- gut bezahlte, ver­
steht sich- Tätigkeit als falsch interpretieren. 

(Zuruf des Abg_. Jullien, CDU) 

Aus dem "Kuhhandel" wird letztlich nichts anderes als ein 
politisches Geschäft. ln Berlin, Brandenburg und Bremen 
muss es doch Partner gegeben haben, die das nicht als "Kuh­
handel" verstanden haben, sondern als eine politische Situa­
tion, au_s der sie einen Vorteil herausschlagen konnten. Jetzt 
folgt meine Schlussfolgerung: Rheinland-Pfalzhat sich für Sa­
chen eingesetzt, für die gesamte Bundesrepublik, nämlich be­
züglich der Frage, wie der Mittelstand in einigen Punkten zu 
behandeln ist.- Deshalb bin ich der Meinung, dass es keinen 
Grund gibt, uns in diesem Parlament von Ihnen vorhalten zu 
lassen, wir hätten einen "Kuhhandel" betrieben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Ministerpräsident Beck: Richtig 

spannend heute!) 

• 

• 
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Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Mittler das Wort. 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich gehe nur auf 
\1\/enige angesprochene Aspekte ein. 

Zunächst g~he ich aufden Vorwurf der Mittelstanc!sfeindlich­
keit in Bezug auf die Behandlung der Einzelunternehmer,der­
Personengesellschaften und der Freiberufler bei Geschäfts~ 
aufgaben und Betriebsveräußerungen ein. Dafür gilt jetzt ein 
Optic;msmodell. Zunächst gilt ein Freibetrag von 100 000 DM. 
Der darüber hinausgehende Betrag kann der Regelbesteue­
rung untervvorfen werden. Das heißt: Der Gesamtbetrag ge­
teilt durch fünf, dann wird der Steuerbetrag darauf abgele­
sen, mit fünf multipliziert und dann erhält man den endgülti­
gen Steuerbetrag, oder: halber Steuersatz nach dem Freibe­
trag von 1 00 000 DM. 

Diese Regelungen sieht das Gesetz vor. Herr Jullien, ich rufe 
Ihnen in Erinnerung, was in den_Petersberger Beschlüssen 
vorgesehen war: Die Abschaffung des Freibetrags, der da­
mals 60 OOODM betrug und jetzt auf 100 000 DM erhöhtwor­
den ist.- Unter derCDU-Regienmg sollte er abgeschafft wer­
den. 

(Jullien, CDU: Wir hatten ihn 1998 
abgeschafft. Was ist mitden 

_Jahren 1999 und 2000?} 

~ Der ist doch geblieben! l;)er 60 000 DM-Freibetr2g gilt zur­
zeit! 

(Jullien, CDU: Aber nicht der 
halbe Steuersatz!} 

-Ich \villlhnen einmal sagen, was die CDU mit den Petersber­
ger Beschlüssen vorhatte: die Abschaffung des freibetra­
ges. - Die jetzige Regierung hat den Freibetrag· von 
60000 DM auf 100 000 DM erhöht: Damitsind 85% allerVer-­
äußerungsfälle steuerfrei. 

-Darüber hinaus stand in den Petersberger Beschlüssen und in 
dem vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Ge~_etz der 
alten Koalition, dass der halbe Steuersatz für Betriebsveräu­
ßerungen abgeschafft wird. Jetzt ist der halbe Steuersatz 
maßgeblich. Jetzt frage ich: Wer hat mittelstandsfreundlich 
gehandelt? Wer hat sich den Vorwurf der Mittelstandsfeind­
lichkeit zugezogen, den Sie erhoben haben? Sie liegen voll 
daneben, wie zumeist. 

(Beifall der SPD­
ZurufdesAbg. Bracht, CDU} 

Herr Fraktionsvorsitzender Böhr und Herr Abgeordneter 
Dr. Gölter haben die Besserstellung der Großind_!Jstrie ange­
sprochen. Es ist erst einige Monate her, dass Herr Ministerprä­
sident Teufel in einer leidenschaftlichen Rede im Bundesrat 
der Regierung vorgeworfen hat, sie :treibe mit ihrer Steuer­
politik die Großindustrie, die Industrie und die Industriear­
beitsplätze aus dem Land: Jetzt mit einem Mal wird der Re­
gierung vorgeworfen, sie begünstige die Großindustrie in 
unangemessener_ Weise. Vielleicht -überlegen Sie sich noch 
einmal, auf welche d!=!r beiden Argumente Sie sich einlassen­
wollen. 

Herr Dr. Gölter, ich habe ~;elernt, dass auch ein so kluger 
MannwieSie 

(Pörksen, SPD: Oho !} 

- das meine ich so, wie ich es sage - für Argumentationen 
nicht offen ist und dass Sie bewusst- an mangelnder Aufnah­
mefähigkeit kann es nicht liegen- ausblenden, dass für mehr 
als 95 % des Mittelstands, der in Einzelunterneh['flen und Per­
sonengesellschaften organislert ist, die Besteuerung nacn der 
Einkommensteuer günstiger ist als nach der Körperschaft­
steuer. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU} 

Das ist die Situation, die Sie nicht zur Kenntnis nehmen wol­
len. Deshalb wird es schwer sein, dies mit Nachdruck zu ver­
mitteln. 

Meine Damen und Herren, Sie müssen den Vorwurf, im 
_Jahr ?005 sei die prozentuale Belastung des Gehalts höher, 
weil in der Zwischenzeit die ?rogression angestiegen sei, den 
Sie heute nicht zum ersten 11/lal erheben, noch einmal über- -
denken. Der ansonsten von mir hochgeschätzte Abgeordnete 
des Deutschen Bundestags, Rauen, erzählt diesen Unsinn 
auch ständig. 

Wenn Sie diese Wirkung verhindern wollen, müssen Sie den 
linearprogressiven Tarif abschaffen. Gerade diesen linearpro­

gressiven Tarif hat niemand- und zwar aus guten Gründen- -
leidenschaftlicher in den vergangenen Jahren verteidigt als 
der langjährige BundesfinanzministerThe_o Waigel. 

Das passt nicht zusammen mit dieser vorgeschobenen Argu­
mentation. Das ist für die -Leute auch relativ uninteressant. 
Wichtig ist, was ihnen netto in der Tasche bleibt oder- um es 
konkreter zu sagen - was ihnen netto mehr in der Tasche 
bleibt als zuvor. 

Die bittere Klage, die im Hinblick auf das vorgetragen wor­
den ist, was nunmehr verabschiedet worden ist, ist unberech­

tigt. Ich willihnen eine kurze Passage aus der .,Sügdeutschen 
Zeitung" vom 27. Juli 2000 vorlesen, aus einem Gespräch mit 
Kurt Biedenkopf: .,Hätte die Regierung rechtzeitig mitge­
teilt; dass sie den Spitzensteuersatz auf 42% zu senken bereit 
sei, hätten in jedem Fall auch die Länder Baden-Württem-
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berg, Saarland, Sachsen und Thüringen zugestimmt, wahr­
scheinlich auch Bayern;" Wenn diese Steuerreform so des 
Teufels ist, wie sie , auch von Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzen- -
der Böhr, dargestellt worden ist, frage ich mich, weshalb bei 
dieser jetzigen Konstellation Biedenl<opf, Teufel, Müller und 
wahrscheinlich auch Stoiber hätten zustimmen kennen. 

Eine letzte Anmerkung bezüglich des Umgangs miteinander, 
insbesondere in den Verfassungsorganen. Herr Dr. Gölter, Sie 
haben doch Krokodilstränen geweint, wenn Sie über den 
Umgang mit Verfassungsorganen und mit Organen des Bun­
des geredet haben. War es denn ein der Verfassung entspre­
chendes Verhalten, fünf Tage lang im Vermittlungsausschuss 
zu filibustern, nichts zur Sache beizutragen, nicht einem ein­
zigen Argument nicht nur nicht zugänglich zu sein, sondern 
auch kein einziges Argument selber vorzutragen, nur mit 
dem "Ziel, die Reform zu verhindern? 

Im Vermittlungsausschuss ist noch nicht einmal der Hauch ei­
nes Versuchs eines Vermittlungsergebnisses unternommen 
worden. Nein, das ist schon so, wie das Hans Eichel dem baye­
rischen Ministerpräsidenten in der abschließenden Sitzung 
des Bundesrats im Hinblick auf das Aufjaulen einiger CDU­
Ministerpräsidenen- übrigens auch des-thüringischen Minis­
terpräsidenten - entgegengehalten hat: Wer fünf Tage kon­
sequent versucht hat, eine Reform zu verhindern, darf sich 
nicht darüber wundern, dass eine Regierung Anstrengungen 
unternimmt, dennoch eine Reform zustande zu _bringen, 

(ZurufdesAbg. Wirz, CDU) 

und zwar mit Ergebnissen, die zwischen frei gewählten Re­
gierungen frei vereinbart werden und die alle im Gesetzblatt 
veröffentlicht werden, sodass nichts unter dem Tisch gehal­
ten wird. Das ist dann die Alternative. 

(Beifall der SPD) 

In Bezug auf die 68 Professoren habe ich großen Respekt vor 
dem, was sie publiziert haben. Wenn wir darauf hören, be­
kommen wir die Unterschriften von 68 anderen Professoren. 
Ich bin mir ganz sicher, dass wir dann ein Problem in Deutsch­
land niemals lösen werden, wir aber von Mal zu Mal geschei­
ter sein könnten. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass diese Reform ihre Wir­
kung voll entfalten wird. 

Ihr Problem ist es, dass die Opposition zum Schluss der Debat­
te auch im Bund bedeppert da steht- die heutige Diskussion 
hat das auch für das_ Land Rhein Iand-Pfalz offenbart-, aber 
damit leben muss. 

Vielen D_ank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
_ Jullien, CDU: Mittler gegen 

den Rest der Welt!) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit sind wir am Ende der Aussprache zur Regie­
rungserklärung angelangt. 

Ich rufe nun die Punkte 18 und 19 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Petitionsausschusses gemä3 § 1 09 
der Geschäf:tsordnung des Landtags 

Jahresbericht 1999 
Besprechung des Berichts cies Bürgerbeauftragten 

(Drucksache 13/5611) auf Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Fraktion 
·der F.D.P. und der Fraktit)n der SPD 
-Drucksachen 13/5618/5623/5626-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Kollegen Hammer, das 
Wort. 

Abg. Hammer, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Bericht des Petitionsausschusses und der Strafvollzugskom­
mission nach § 109 der Geschäftsordnung des Landtags ist 
vielleicht e_in bisschen mit dem Begriff .,Der Petitionsaus­
schuss ist der Kummerkasten des Landes Rheinland-Pfalz" zu 
überschreiben. Nun haben wir gerade in der vorhergehenden 
Debatte von vielen Kümmernissen gehört. Allerdings ist das 
nicht Teil unserer Aufgabenstellung im Petitionsausschuss 

_ und der Arbeit; die wirfür das Parlament leisten. 

Ich will zwei Vorbemerkungen machen. Ich bedanke mich zu­
nächst einmal ganz herzlich für die hervorragende Zuarbeit 

und Mitarbeit des Wissenschaftlichen Dienstes des Landtags 
Rheinland-Pfalz, insbesondere von Herrn Dr. Brink, aber auch 
von Frau Esselborn und - da sie sich zurzeit in Mutterschaf"-LS­
urlaub befindet- von Frau Thiel. Der Petitionsausschuss und 
die Strafvollzugskommission arbeiten in einer Weise fair mit­
einander, wie ich das schon häufiger in den letzten Jahren sa­
gen durfte. 

Eine zweite Vorbemerkung, die ganz aktuell ist: Äußerungen 
von CDU-Abgeordneten zu Vorkommnissen in der JVA 
Frankenthai veranlassen mich doch, ein bisschen dafür zu plä­
dieren, dass wir mit Sorgfalt die Argumente und Gesichts- -
punkte betrachten und dass wir vor allen Dingen auch Fair­
ness widerfahren lassen. Mehr Sorgfalt und Augenmaß- bei 
der politischen Auseinandersetzung hilft auch ein Stück den 
Beschäftigten in den;Justizvollzl!gsanstalten, um ihnen bei ih­
ren schweren Aufgabenstellungen den Respekt zukommen 
zu lassen, den sie verdienen. \'lfenn ein Dienstordnungsver­
fahren eingeleitet ist, sollten wir nicht schon vorab Forderun­
gen stellen. 

• 

• 
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Die_ Strafvollzugskommission hat sich - damit 1:vill ich in den 
Bericht einsteigen- im Jahr 1999 in sieben Sitzungen mit- wie 
dem Bericht des Bürgerbeauftragten zu entnehmen ist -
·219 Eingaben, das sind jnsgesamt 8,5% der-Eingaben, die der 

Petitionsausschuss insgesamt bearbeitet hat, zusätzlich be­

schäftigt. 

Wir haben ein zentrales Problem, das auch in diesem Jahr 
~och einmal zu formulieren ist, nämlich dass durch die gene­
re.lle Überbelegung der Justizvollzugsanstalten unseres Lan­
des auf diedort einsitzenden Strafg-efangenen, aber auch auf 
die Beschäftigen enorme Belastungen zugekommen sind Lind 
dass uns darausaucl) das eine oder andere an Problemstel­
lungen im Ausschuss und in der Kommission beschäftigt hat. 

Die ~äufigsten Eingaben kamen aus dem Bereich Wittlich 
und insbesondere aus Diez. Die Problemerörterungen in der 
Strafvollzugskommission und im Petition~ausschuss mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, aber auch mit der Spitze 
des Ministeriums haben jedoch dazu beigetragen, dass in 
Dienstbesprechungen und in der täglichen Arbeit Verbesse­
rungen angegangen worden sind. 

Wir hab.en im letzten Jahr eine aus dem-Jahr 1988 stammen­
de Vereinbarung zwischen dem Landtag, vertreten durch den 
Präsidenten, und dem Justizminister bezüglich der Kontrolle 
der Abgeordnetenpost neu getroffen . .Zwischen dem Justiz­
minister und dem Landtagspräsidenten ist in diesem Verfah­
ren sichergestellt worden, dass die Post von Strafgefangenen 
an Abgeordnete und die Post von Abgeordneten zurück an 
Strafgefangene unQeöffnet bleibt. 

Ich will zum Bereich der Strafvollzugskommission vielleicht 
die Aussicht geben, dass nach der Fertigstellung der Justiz­
vollzugsanstalt in Wöllstein, die für das nächste Jahr in_s Auge 
gefasst ist, auch eine spüroare Entlastung der von mir eben 
noch einmal beschriebenen Zustände der Überbelegung er­
folgen kann. 

Der Petitionsausschuss hat sich in-elf Sitzungen im Jahr 1999 
mit - so kann man das dem Bericht des Bürgerbeauftragten 
entnehmen - insgesamt 2 816 Eingaben beschäftigt und sie 
abgeschlossen. Der_ Schwerpunkt lag bei vier Bereichen. Ich 
nannte bereits den. Strafvollzug. Hinzu kommt der Bereich 
der Baugenehmigunge_n, der soziale Bereich und das Auslän­
den;vesen, das anteilsmäßig den größten Bereich ausmacht. 

-Wir haben auch das eine oder andere Kuriose bei unse-rer Ar­

beit erlebt. So hatten wir beispielsweise eine Eingabe, bei der 
:.. eine Gemeindeverwaltung, nachdem ein Eigentümer auf 

Veranlassung der Gemeindeverwaltung sein Grundstück ge­
pflastert hatte, um einen Parkplatz für seinen Pkw zu schaf­
fen, anschließend die Auffassung vertreten hat, auf seinem 
Grundstück sei jetzt die Pflasterung wie im öffentlichen Ver­
kehrsraum ·gegeben, weshalb dieser Parkplatz ein öffentli­
cher Parkplatz sei: Der Bürgerbeauftragte und seine Mitar-

heiterinnen und Mitarbeiter haben die Gemeindeverwaltung 
von der Kuriosität dieses Gedankengangs überzeugt, wo­
durch eine positive Regelung erreicht werden konnte. 

Wir beschäftigen uns auch mit internationalen Fragen. Ich sa­

ge das mit einem kleinen Griff ans Ohr, der Humor bedeuten 
soll. Wir· haben das. Gesetz zur Ordnung des Handwerks, -in 
dem die Handwerkermeisterprüfung in Deutschland und die 
Anerkennung in Luxemburg und der Abschluss der Iuxembur­
gischen Meisterprüfung durch deutsche Staatsbürger gere­
gelt ist, als Erschwernis angesehen. Zu diesem Bereich muss 
eine Regelung gefunden werden. Das wird nicht mehr den 
Petitionsausschuss, sondern die Parlamente zu beschäftigen 
haben. 

Die Bürgerinnen und Bürger wenden sich mit ihren Eingaben 
an den Petitionsausschuss oder- so ist das in Rheinland-Pfalz 
geregelt- direkt an den Bürgerbeauftragten. Wenn man ar­
beitet, gibt es aber nicht immer nur Freude. Es gibt auch Be­
schwerden. Der Petitionsausschuss beschäftigt sich mit den 
Beschwerden, die vqn den Bürgerinnen und Bürgern gegen 
den Bürgerbeauftragten vorgetragen werden. 

Ich möchte ein Beispiel nennen, nämlich die Massenpetition 
Heerwagen wegen des Munitionslagers in Hallschlag. Wir ha­
ben diese Beschwerden behandelt und gemeinsam mit dem 
Bürgerbeauftragten die Bedenken der Bürger_innen und Bür­
ger, die Beschwerden geführt haben, ausräumen können. 
Letztlich hat keine der Beschwerden Bestand gehabt. 

Ich möchte die Tätigkeit in vier Punkte aufgliedern. Den er­
sten Punkt, die Beschwerden gegenüber dem Bürgerbeauf-_ 
tragten, habe ich bereits angesprochen. Bedanken möchte 
ich mich in diesem Zusammenhang für die gute Vorarbeit 
durch den Bürgerbeauftragteri, die gute Zusammenarbeit 
mit den Beschäftigten im Büro des Bürgerbeauftragten und 
bei dem sehr stark belasteten Mitarbeiter, Herrn Schöpflin, 
für seine Kompetenz in den ausländerrechtliehen Fragen. Er 
ist für die Kolleginnen und Kollegen Ratgeber und Hinweis­
geber und weiß, wo man unter Umständen noch eine Chance 
finden kann, wenn man siCh im kommunalen Umfeld um Fra­
gen des Ausländerrechts bemüht. 

Ein herzliches DankeschPn auch an Herrn Weichlein, der uns 
aufgrund seiner langjährigen Erfahrung mit ruhiger Souverä­
nität in unserer Ausschussarbeit unterstützt. 

Ich möchte ein Beispiel nennen, bei dem wir überdie gute Ar­
beit des Bürgerbeauftragten und seiner Mitarbeiterinnen­
und Mitarbeiter hinaus mit unserer Arbeit als Petitionsaus­
schuss erfolgreich waren. Ich nenmrden Fall Ali Keben.c. Hier-­

bei geht es um einen ausländerrechtliehen Fall. Der Bürgerbe­
auftragte. hatte keine Möglichkeit mehr gesehen, auf dem 
Weg des normalen Vorgehens eine Hilfestellung zu organi­
sieren. 

Wir haben als Petitionsausschuss die Gelegenheit genutzt . 
und. beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 



8640 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -114. Sitzung, 17. August 2000 

Flüchtlinge in Nürnberg die besondere Konstellation vorge­
tragen, dass das Oberverwaltungsgericht ein Urteil eines Ver­
waltungsgerichts aus formalrechtlichen Gründen nicht korri-

-- gieren konnte, aber den Sa-chverhalt für den-Ausländer als 

noch nicht ausreichend aufgeklärt gesehen hat. 

Wir haben in Nürnberg erfahren können, dass es eine Mög• 
lichkeit gibt, nämlich - wenn ich mich richtig erinnere - den 
§54 des Ausländergesetzes. Aus diesem geht hervor, dass sich 
das Bundesamt noch einmal mit einer solchen Frage beschäf-_ 
tigen kann. Das hat zum Erfolg geführt; denn Herr Kebenc 
hat wegen der Gefahr der politischen Verfolgung und der 
Gefahr für Leib und Leben in seinem Heimatland in der Zwi­
schenzeit eine Duldung erhalten. Das ist ein Beispiel für die 
engagierte Arbeit des Ausschusses. 

Bei dem nächsten Bereich, den ich ansprechen möchte, geht­
es um die Legislativeingaben. Hierbei handelt es sich um die 
Eingaben~ die durch die Verwaltung des Landtags mit der Un­
terstützung der Landesregierung bearbeitet werden und das 
Ziel haben, Gesetze, Gesetzesvorschriften und Verwaltungs­
vorschriften im Sinne der Eingabe stellenden Bürgerinnen 
und Bürger zu verändern. 

Ich möchte zwei positive Beispiele nennen. Der Kollege Ernst 
von der CDU-Fraktion hat die Legislativeingabe 11/1999 

- Änderung der Landesverordnung über die Lernmittelfrei­
heit vom 14. März 1994- ein!:;Jebracht. Wir haben festhalten 
können, dass das zuständige Ministerium nach langem Nach­
haken eine Regelung gefunden hat, die so aussieht, dass al­
lein erziehenden Elternteilen, das heißt, so genanntem Rest­
familien, ab dem Schuljahr, das jetzt begonnen hat, die glei­
chen Möglichkeiten wie Eltern,- die in elterlicher Gemein-­
schaft zusammenleben, eingeräumt wer9ert Das ist ein posi­
tives Beispiel unserer Arbeit.-

Zweites Beispiel: Eine Verbandsgemeinde im nördlichen Teil­
von Rheinland-Pfalz hat die flächendeckende Erhebung von 

Kirchensteuern bei Nicht-Kirch~n-Mitgliedern bzw. Mitglie­
dern anderer religiöser Gemeinschaften als legitim angese­
hen. Dies ist durch das Petitionsverfahren korrigiert worden. 
Die Verbandsgemeindeverwaltung ist in der Zwischenzeit da­
von überzeugt, dass ihr Verhalten von damals nicht rechtens 
war und das neue Verfahren für die Bürgerinnen und Bürger, 

die davon betroffen sind, von Vorteil ist. 

Wir haben im letzten Jahr ein Instrument bei der Bearbeitung 
von Eingaben gefunden, die an den Bürgerbeauftragten ge­
richtet waren, bei denen es sich jedoch um keine Legislativ­
eingaben gehandelt hat: Mit der Unterstützung von Herrn 
Dr. Stahnecker haben wir herausgefunden, dass der Bürger­
beauftragte bei staatsanwaltschaftliehen Ermittlungen keine 
Einwirk.ungsmöglichkeiten hat, das Parlament aber - in die­
sem Fall der Petitionsausschuss - durchaus diese Möglichkelt 
besitzt. 

Wir haben in zwei so genannten Parlamentseingaben eine 
Veränderung des Verhaltens in der Form herbeiführen kön-

nen, dass in Zukunft die Strafgefangenen illre Sparbücher 
und Guthaben auf ihren Konten br:sser vermittelt bekom­
men. Dadurch ist eine Verbesserung der Information in den 

- Justizvollzugsanstalten gewährleistet. 

Der Petitionsausschuss hat im Berichtszeitraum bei zwei ln­
formationsbesuchen seine Arbeitsweise überprüfen können.­
Einen Besuch habe ich bereits angesprochen, nämlich den 
beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Elücht­
lfnge. 

Außerdem haben wir "uns im Bayerischen Landtag über die 
Vor- und Nachteile der öffentlichen Behandlung von Einga­
ben informiert. Unser intensives ZuhÖren, unsere Beobach­
tungen und Gespräche haben uns letztlich davon überzeugt, 
dass unsere Vorgehensweise, als einziger Ausschuss nicht öf­
fentlich zu tagen, den petitionseinreichenden Mitbürgerin­
nen und Mitbürgern und ihren Interessenlagen besser ent­
spricht als das Verfahren, das Bayern praktiziert .. Wir möch­
ten nicht schlauer als Bayern sein, sondern nur empfehlen, 
dass wir ~~eiterhin bei dem rheinland-pfälzischen Verfahren 

bleioen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Abschließend möchte ich noch einen wichtigen Punkt anspre­
chen. Manchmal fragt man sich, ob es sich bei Bürgerinnen 
und Bürgern um _Querulanten oder um Menschen handelt, 
die immer das Gleiche vortragen. Wir haben in diesem Zu­
sammenhang eine Eingabe gehabt, die von dem Petenten 
mit dem gleichen Sachverhalt wieder vorgetragen wurde. 
Wir haben diese zu einem GeriChtsveliahrengettieben. 

Der Verfassungsgerichtshof des Landes Rheiriland-Pfalz in 
Koblenz hat die Auffassung des PetitiÖnsausschusses und 
auch der Landtagsverwaltung geteilt, dass ein Petent ohne 
Änderung der Sachlage keinen Anspruch hat, dass seine Ein­
gabe ein zweites Mal das gesamte Petitionsverfahren durch­
läuft. Dies ist nun klar geregelt und ist eine große Hilfe für 
die zukünftige Arbeit. 

' 
Zum Schluss möchte ich mich - ich glaube, das sagen zu dür­
fen- auch im Nam·en des Ausschusses für die kooperative urid 
gute Zusammenarbeit bei dem Innenminister des Landes, 
Herrn Zuber, der für die ausländerrechtliehen Angelegenhei­
ten zuständig ist, und dem Justizminister, Herrn Mertin, be­
danken. Ich nenne in diesem Zusammenhang auch noch ein­
mal Peter Caesar, mit dem ich über achteinhalb Jahre als Vor­
sitzender der Strafvollzugskommission zusammenarbeiten 
durfte. 

Bedanken möchte ich mich auch bei der Staatskanzlei, die uns 
bei der Bearbeitung der Legislativeingaben hilfreich zur Seite 
steht. Bei der Landtagsverwaltung habe ich-mich vorab schon 
bedankt. Ein herzliches Dankeschön auch an m-eine Kollegin­
nen und Kollegen im Petitionsausschuss für das engagierte 

• 

• 
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Arbeiten im vergangenen und in diesem Jahr. Bis zum Ende 
der Legislaturperiode viierdenwir im fnteresse der Bürgerin­
nen und-Bürgerdes Landes Rheinland-Pfalz weitertätig sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CpU-Fraktion erteile ich· der Abgeordneten Frau 
Müller das Wort. 

Abg~ Frau Müller, cqu: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Alle Jahre wieder 
nehmen wir dte Gelegen~eit wahr;. auf unsere Arbeit, insbe­

sondere auf die Arbeit des Petitionsausschusses; aufmerksam 
zu· machen. Wir sind auf diese Arbeit stolz; denn der Peti­
tionsausschuss isttrotzseiner stillen Arbeit der Ausschuss mit 
dem größten Kontakt zu den Problemen der Bürgerinnen 
und Bürger. Bei uns läuft wirklich alles zusammen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist für mich als Politikerin 
und auch für uns.alle eine befriedigende Aufgabe, den Bür­
gerinnen und Bürgern unmittelbar zu helfen, die ich im Land­
tag gern wahrgenommen habe. Populismus ist bei uns_erer 
Arbeit nicht angesagt, weder vom Bürgerbeauftragten noch 
von uns im Ausschuss, wobei der eine oder andere schon die 
Gelegenheit wahrnimmt, sich auch in dem einen oder ande­
ren Fall öffentlich darzustellen. Ein bisschen Populismus hätte 
-mir wahrscheinlich auch nicht geschadet, aber das geht na­
türlich mit mir heim. D·er Arbeit im Ausschuss war es nicht ab­

träglich; denn wir müssen schon zwischen populistischer Pau­
schalkritik und berechtigten Beschwerden im Einzelfall, auf 
die der Kollege Hammer eingegangen ist, unterscheiden. 

Es gilt ganz besonders, unseren Ermessensspielraum im Peti­
tionsausschuss auszuloten. Dieser ist insbesondere auch bei 
den ausländerrechtliehen Eingaben sehr gering. 

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei allem Aufstöhnen von 
Bürgermeistern und Landräten sowie losgelöst aus dem 

Dunstkreis der Stammtische, seien wir doch einmal ehrlich: 
Sind wir nicht alle froh, dass es einen Ausschuss gibt, eine In­

stitution, an die man persönliche Einzelfälle, bei denen man 
nicht weiterkommt, einfach weiterreichen kann? 

(Beifall im Hause) 

Auch wenn wir in diesen ausländerrechtliehen Dingen eine 
Abschiebung nicht verhindern können, so erreichen wir doch 
häufig bei einer toleranten Verwaltung eine Milderung des 
Abschiebeverfahrens, zum Beispiel dass Kinder ih;e Schule 

beenden können, dass eine Krankheit auskuriert wird. Aber 
eine individuelle Vergünstigung, wie sie oft auch gewünscht 

wird, können wir uns in einem rationellen Rechtsstaat ein­
fach nicht leisten. Insofern v;,ar unser Besuch beim Bundesamt 
für die Anerkennng ausländischer Flüchtlinge in Nürnberg 
sehr wichtig für unsere Arbeit. Mit dem, was auch jetzt mit 
der Abschiebung von Bürgerkriegsflüchtlingen auf uns zu­
kommt, haben wir im nächsten halben Jahr noch einiges zu 
tun. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bürgerbeauftragte 
rückt jedes Jahr die Schwerpunkte seiner ~rbeit und auch der 
bearbeiteten Petitionen in seinem Bericht in den Vorder­
grund. Ob das aber hinsichtlich der geringen Zahl der Einga­
ben zum Immissionsschutz und insbesondere zum Schorn­
steinfegerwesen gemessen an der Anzahl der Gesamteinga­
ben so gerechtfertigt oder gelungen ist, bezweifle ich. Ich 
halte die öffentlich entfachte Diskussion, wie sie zurzeit ge­
führt wird, für nicht geglückt; denn ein handwerklicher Be­
ruf, wie der des Schornsteinfegers, der übe-rwiegend 
öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnimmt und in fast jeden 
Haushalt kommt -wir haben in Rheinland-Pf~lz Millionen 
Haushalte-, hat es nicht verdient, auch bei F~hlverhalteri ein­
zelner, so wie es jetzt geschehen ist, diskreditiert zu werden. 

{Beifall bei der CDU) 

Es ist unverkennbar.- dass die Bürgerinnen und Bürger di_e 
Aufgaben- und Gebührenbelastung zunehmend als er­
drückend empfinden. DO!;h dies jetzt gerade a"n den Schorn­
steinfegergeb~hren· festzumachen, ist überzogen. Deshalb 
teilen wir auch nicht diese Pauschalkritik an den Vertretern 
des Schornsteinfegerhandwerks. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeit im -Petitionsaus­
schuss schafft auch das Bewusstsein für das, was wir im Land­
tag und auch in den kommunalen Gremien vor Ort beschlie­
ßen. Wir müssen immer wieder feststellen, dass zwischen. Ge­
setz, Recht und Satzung auf der einen Seite und der Realitäts­
tauglichkeit im alltäglichen Leben oftmals LOcken klaffen 
oder zumindest Missverständnisse vorprogrammiert sind. 
Hier haken wir a~ch mit unseren Legislativeingaben an die 
Landesregierung nach oder geben diese Eingaben an unsere 
Fachausschüsse weiter. 

Mit Petitionen, die in das kommunale Selbstverwaltungsrecht 

eingreifen, tun wir uns natürlich besonders schwer. Aber oft 
reiChtschon das Nachfragen des Bürgerbeauftragten oder ei-

. nes Petitionsausschussmitglieds bei einer Behörde, um Abhil­
fe bei den Petenten zu schaffen, weil auch eine gewisse Sen­
sibilisierung stattfindet. Das zeigt auch die Vielzahl der erle­
digten Eingaben. 

Natürlich können wir bei manchen Anliegen von Petenten 
nicht helfen, wenn zum Beispiel jemand eine landwirtschaft­
liche Halle im Außenbereich genehmigt bekommt, sie an- · 
schließend gewerblich nutzt und glaubt, die Gemeinde wür­
de ihr ganzes Planungsgebiet an diese Halle anpassen. Dabei 
können selbst wir nicht helfen. 
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Die Fragen der kommunalen Abgaben und der Abfallbeseiti­
gung- waren sowieso eigentlich immer mein persönliches 
Steckenpferd. Sie sind 1999 nicht angestiegen, aber trotzdem 
haben wir noch in vielen Fällen Aufklärungsarbeit zu leisten. 
Der Bürgerbeauftragte und auch- wir gleichen in vielen per-· 
sönlichen Gesprächen vor Ort immer noch sö manches Infor­
mationsdefizit der Verwaltungen aus. 

Wir haben uns auch einen Überblick von der Arbeit und der 
Verfahren der Petitionsausschüsse anderer Bundesländer ver­
schafft. Die Teilnahme - Herr Kollege Hammer hat darauf 
hingwiesen-an der Sitzung des bayerischen Landtags hat uns 
gezeigt, dass die Probleme zwar in den anderen Ländern­
_ähnlich sind, die Beh~ndlung und Verfahrensweisen der Peti­
tionen ist aber dort sehr viel anders. Ich möchte das ohne 
Wertung auf einen Nenner bringen: Mehr Öffentlichkeit für 
die Petitionsausschussmitglieder in anderen Ländern, aber 
auch mehr Arbeit durch Nichtvorhandensein eines Bürgerbe­
auftragten als Anlaufstelle und Filter.- Bei uns klappt die Zu­
sammenarbeit. Die Erfolgsbilanz im Rechenschaftsbericht do­
kumentiert unsere gemeinsame Arbeit. Vielen Dank an dieser 
Stelle für alle Beteiligten. 

(Beifall bei CDU und-F.D.P.) 

Zum Schluss möchte ich noch ein paar Sätze zum Strafvollzug 
sagen. Ich habe mir in den vergangenen neun Jahren Einblick 
in alle Gefängnisse verschafft. Ich weiß, welche verantwor-­
tungsvolle Arbeit dort von den B-eamtinnen und Beamten ge­
leistet wird. Bei noch so vollen Gefängnissen und Mehrar­

beitsstunden können wir Fehlentwicklungen, wie wir sie jetzt . 
in Frankenthai und vorher bei der Methadonabgabe erleben, 
einfach nicht hinnehmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie haben fatale Folgen, wie wir alle festgestellt haben. 

Die Petitionen aus-dem Strafvollzug bewegen sich nach wie 
vor auf hohem Niveau. Entlastu-ng gibt es w:ahrscheinlich erst, 
wenn die Überbelegung dezimiert werden kann. Herr Kolle­
ge Hammer, wir alle erhoffen uns eine Entspannung durch 
den Neubau in Wöllstein. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin mir auch nach neun 
Jahren Petitionsarbeit nicht sicher, ob dem Parlament und 
der Politik immer bewusst ist, über welch wirksames Instru­
ment es in der Gestalt des Petitionsausschusses und des Bür­

gerbeauftragten verfügt, nämlich Unzufriedenheit und Poli­
tikverdrossenheit abzubauen und die viel zitierte Bürgernähe 
tatsächlich zu praktizieren. Ich glaube, es lohnt sich, darüber 
nachzudenken. 

Vielen Dank. 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
Abgeordneten Dr. Braun das Wort. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zu- -
nächst einmal natürlich auch von unserer Seite der Dank an 
den Bürgerbeauftragten und sein Büro. Die Petitionen, die 
bearbeitet werden- die Zahlen wurden genannt: fast 4 000 
wurden bearbeitet, 3 000 konnten abgeschlossen werden -, 
verursachen eine·Arbeit, wenn man bedenkt, dass inhaltlich 
gearbeitet wird, die man sich gar nicht vorstellen kann. Es ist 
allein schon eine große Arbeit, diese Petitionen zu beantwor­
ten. Aber man sieht, dass jede einzelne Petition auch inhalt­
lich, sachlich angemessen bearbeitet wird. Dafür vielen Dank 
an das Team des Bürgerbeauftragten und an den Bürgerbe':. 
auftragteri selbst. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben heute die letzte Aussprache zu einem Bericht des 
Bürgerbeauftragten in dieser Legislaturperiode. Deshalb eini­
ge grundsätzliche Anmerkungen. 

Der Petitionsausschuss in Rheinland-Pfalz ist bestimmt ein 
starker Ausschuss, da er durch den Bürgerbeauftragten un­
terstützt wird und viel Arbeitschon im Vorfeld geleistet wird, 
da der Bürgerbeauftragte _vorher sachlich abklären kann, 
welche Petitionen überhaupt eine Cha.nce und welche nur ei­

ne geringere Chance haben, eine positive Antwort zu finden. 

Allerdings leidet dadurch natürlich der Petitionsausschuss 
selbst -.das möchte ich einmal ehrlich ansprechen - an einer 
gewissen Schwäche, da wir als Mitglieder des Petitionsaus­
schusses hauptsächlich die Fälle zu bearbeiten haben, die oh­
neliin schon mit höchster Wahrscheinlichkeit nicht mehr ein­
vernehmlich abgeschlossen werden können.- Das heißt, wir 
haben die Dinge zu bearbeiten, die der Bürgerbeauftragte 
nicht erfolgreich bearbeiten konnte. 

ln diesem Bereich ist die Politik gefragt. Es ist erforderlich, 
dass wir im Petitionsausschuss immer wieder nachhaken und 
bei bestimmten Problemen immer wieder hinterher sind. 

Ich möchte zur Verdeutlichung zwei Probleme ansprechen. 
Herr Hammer, Sie haben Hallschlag genannt, die von der An­
zahl der Petenten sicherlich umf<:~ngreichste Petition. Wenn 
ich es richtig weiß, sind es über 400. Die Sanierung in Hall­
schlag können wir im Petitionsausschuss natürlich- nicht ge­
nau bestimmen, und wir können auch nicht ge;nau sagen, wie 

sie stattfinden soll. Aber man sieht an den derzeitigen Pro­
blematiken, die vor Ort bestehen, man sieht an der Umsied­
lung der Menschen vor Ort wie auch an den ungelösten Pro­
blemen des Trichters, \VO <:las meiste Material lagert: Es ist 
nicht einfach möglich, dass die Landesregierung ihre Lösun-

• 
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gen vorschlägt, Petitionen eingereicht werden und anschlie­
ßend gesagt wird, die Landesregierung wird gefragt, ob ihr 
eigenes Handeln so in Ordnung ist .. 

Deswegen ist es wichtig, im Petitionsausschuss immer kritisc::h 
nachzufrage[l, was inhaltlich in der Petition steht. Wir be~ 
kömmen-Petitionen, die manchmal für und manchmal gegen 
eine Ortsumgehung sprechen, wo sich Bürgerinitiativen an 
uns wemden und von uns den Rat einholen wollen, was sie 
tun sollen, da alles andere schon versagt hat.~ 

Deswegen muss man jede einzelne Angelegenheit abwägen. 
Wir können die tausend Petitionen, die uns vorgelegt wer­
den, natürlich nicht immer bis ins Letzte ausleuchten. Deswe­
gen werden sie unter den einzelnen Abgeordneten aufge­
teilt. Ich habe bisher die Erfahrung gemacht, dass jeder sehr 
sorgsam mit den Petitionen, die er vorgelegt bekommt, um­
geht. 

Der zweite Punkt ist die unendliche Geschichte von Abschie­
bungen, ·von Hoffnungen von Menschen, die nicht auf Dauer 
in Deutschland leben dürfen und die sich dann an den Peti­
tionsaussc:huss wenden, um zu erreichen, dass sie nicht zu die­
sem Zeitpunkt in dieser Situation oder überhaupt nicht abge­
schoben werden. 

Ich möchte noch einmal darauf verweisen, dass wir im Parla­
ment selbst eine Debatte nach § foG der Geschäftsordnung 
des Landtags hatten, in der wir ei_nen Entscheid de5 Petitions­
ausschusses noch einmal diskutiert haben und in der auf mei-

- nen Antrag hin versucht wurde, zu beleuchten, was in diesem 
Fall möglich ist, bei dem es um zwei -kurdische Geschwister 
ging, die abgeschoben werden sollten. _ 

Ich möchte auch sagen, in diesem Fall wurde von einem Mit­
glied des Petitionsausschusses, von Herrn Schreiner, zum Teil 
unsäglich argumentiert, indem er sagte, man solle sich lieber 
um rheinland-pfälzische Bürgerinnen und Bürger kümmern 
als um Mei]SChen, die ohnehin auf der Liste der Abschiebung 
stehen. Ich habe das damals nicht noch einmal angesprochen. 
Aber ich möchte heute sagen, ich halte das für völlig verfehlt, 
und ich hielt es auch damals für völlig verfehlt. Ich glaube, so 
kann man rnit ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbür­
gern oder Einwohnerinnen und Einwohnern nicht umgehen, 

auch wenn es keine Staatsbürger sind, Herr Schreiner. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
ZurufdesAbg. Schreiner, CDU) 

-Wollen Sie eine Zwischenfrage stellen? Dann benutzen Sie 
das -Mikrophon! 

(Schreiner, CDU: Nein, das will ich nicht! 
Si~ haben mirdamals nicht zugeh-ört, 

und ich habe keine Hoffnung, 
-dass Sie mir heute zuhören!) 

Herr Schreiner, ich - zitiere aus dem Protokoll vom 
11. Mai 2000: ,.Herr Dr. Braun,", sagt Herr Schreiner, · .. ich 
wünsche mir, dass Sie häufiger mit der gleichen Inbrunst für 
rheinland-pfälzische Bürger fm Petitionsausschuss eintreten, 
die um ihre Baugenehmigung kämpfen oder denen der 
Stadtbus durchs Wohnzimmer fährt." Dann haben Sie ent­
sprechend gesagt, die anderen Fälle sind weniger wichtig. 
Das stimmt eben nicht. Alle Fälle sind gleich wichtig.Die Fäl-

- le, die die Ausländer-betreffen, sind genauso wichtig. Sie sind 
diesbezuglieh vielleicht auf einer Linie mit dem- Oberbürger­
meister der Stadt Landau, Herrn Dr. Wolff, der gedacht hat, 
ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger in Deutschland 
hätten gar kein Recht auf Petitionen. Herr Schreiner, das ist 
njcht so, vielleic~t_lernen Sie das auch noch. 

Im Bereich dieses einen Verfahrens können wir doch einen Er­
folg vermelden, obwohl damals der Petitionsausschuss und 
das Parlament abgelehnend reagiert haben. Deswegen war 
es richtig, diese Petition im Parlament zu besprechen, damit 
wir sehen, es gibt noch Wege, auch wenn schon alles hoff­
nungslos aussieht. Das Bundesamt in Nürnberg hat entschie­
den, die Geschwister dürfen bleiben. Das konnte nur so ge­
schehen, weil es ein Kirchena5yl gab, ansonsten wären c:fie 
Geschwister abgeschoben worden, Das konnte nur so gesche­
hen, weil es ein-Petitionsverfahren gab, das die Abschiebung 
zunächst einmal aussetzt. 

Das ist richtig, und das muss beibehalten werden. Darum_bit-­
te ich die Abgeordneten, die heute zuhören und die das Pro­
tokolllesen können, also alle Mitglieder des Landtages: Wer­
ben Sie vor Ort dafür, dass dies~s Verfahren beibehalten 
wird, dass Petitionen ln Rheinland-Pfalz eine aufschiebende 
Wirkung haben. Wir können damit Menschen aus Not retten, 
und dies war ein Beispiel dafür. Wir können damit Menschen 
aus Not und Gefahr retten: Ich glaube, es istwichtig, dass der 
Petitionsausschuss dieses Recht hat. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deswegen möchte ich auch noch einmal erwähnen, das Pa_rla­
ment, das Ministerium und auch die Landesregierung müssen 
darüber wachen, dass der Petitionsausschuss und de; Bürger­
beauftragte ernst genommen werden. Es gibt erste Anzei­
chen, dass die Bürgermeister mancher Städte, wie beispiels­

weise Herr Deubig in Kaiserslautern, überhaupt nicht mehr 
ant1111orten, wenn der Bürgerbeauftragte sie anschreibt. Das 
kann nicht sein, das darf nicht sein, und das untergräbt die 
politischen Möglichkeiten dieses Parlaments. 

Es istdarauf hinzuweisen, der Petitionsa_usschuss und der Bür­
gerbeauftragte haben das Recht nachzufragen, und sie ha­
ben auch das Recht auf eine Antwort. Es kann nicht sein, dass 
Kommunalpolitiker sagen, das geht uns nichts an, sollen die 
doch machen, was sie wollen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPO) 
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Insgesamt wünsche ich mir vom Petitionsausschuss, dass er 
auch bei seiner nächsten -Zusammensetzung so weiterarbei­
ten kann.--Dieser Ausschuss arbeitet am längsten. Auch nach 

_ der Wahl werden wir uns noch treffen. Wir werden auch 
dann noch entscheiden müssen und entscheiden dürfen, wie 
es mit den Petitionsverfahren weitergeht. Der Petitionsaus: 
schuss sollte aber auch mehr Selbstbewusstsein und mehr 
Mut haben, die Landesregierung mit einzubeziehen und 
zweifelhafte Petitionen an die Landesregierung zu verwei­
sen. Das Parlament hatsein Recht. Es gibt diesen Petitionsaus­
schuss aus bestimmten Gründen, nämlich um Verwaltungen 
mit zu kontrollieren, und zu diesen Verwaltungen gehört 
auch die Landesregierung. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Dröscher das 
Wort. 

Abg. Dröscher, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Landesverfassung gewährleistet jedermann das Recht, sich 
mit Eingaben an den Landtag zu wenden. Der Landtag hat 

die Entgegennahme, die sachliche Prüfung und die Beant­
wortung dieser Petitionen dem Petitionsausschuss übertra­
gen, der dabei vom Bürgerbeauftragten und seinen Mitarbei­

terinnen und Mitarbeitern unterstützt wird. 

Die Inanspruchnahme des Petitionsrechts ist für die Bürgerin­
nen und Bürger des LandesRheinland-Pfalz in den vergange­
nen Jahrzehnten- im Jahr 1999 feierten wir das 25-jährige Ju­
biläum- der Einrichtung der Stelle des Bürgerbeauftragten -
selbstverständlich geworden. 1999 waren es fast 3 000 Einga­
ben aus allen Städten und Landkreisen unseres Landes, aber 

auch aus anderen Bundesländern und aus dem Ausland. Zu­

sammen mit einigen hundert Gesprächen bei den Sprechta­
gen des Bürgerbeauftragten belegt dies eindrucksvoll diese 

Selbstverständlichkeit, dass im Land Rheinland-Pfalz jeder­
mann das Recht hat, sich mit Eingaben an uns zu ~venden. 

Im Durchschnittsind es sechs von 10 000 Eimoyohnern des Lan­
des, die dieses Recht in Anspruch nehmen, wobei die Bürge­
rinnen und Bürger der Stadt Mainz und aus dem näheren 
Umfeld mit mehr als zehn von 10 000 Einwohnern die absolu­
te Spitze darstellen, während die Einwohner der Region 
Frankenthai mit 1,9 Einwohnern am wenigsten petitionsfreu­
dig sind. Man kann nun darüber streiten, ob es die größere 

Leidensfähigkeit der Frankenthaler oder weniger Grund zu 
Beschwerden ist; Dies istsicherlich eine Mentalitätsfrage. 

(Zuruf von der CDU: Das liegt 
am guten Abgeordneten!­

Rösch, SPD: Das sieht man am 
Kollegen Dr. Schiffrnann!) 

Die Schwerpunkte lagen wie in den vergangenen Jahren mit 
12,5 % im Ausländerwesen, beim Sozialhilfegesetz, beim 
Strafvollzug und etwas weniger als in den vergangenen Jah­
ren beim Bauaufsichtsrecht. ln diesem Bereich hat sich die 
neue Landesbauordnung sicherlich bewährt. 

lnsg~samt sind die Schwer-punkte dieser Eingaben sicher auch 
ein Barometer für gesellschaftspolitische Probleme und für 
die Qualität von Gesetzen und Verordnungen. Die Diskussion 
holt uns jeweils ein. 

Das Ergebnis bei fast 3 000 Petitionen ist zunächst einmal auf 
den ersten Blick sehr gut; denn von den abgeschlossenen 
2 907 waren nur 720 nicht einvernehmlich. Wir als Ausschuss 
bekommen natürlich diese nicht einvernehmlichen Sachen 
auf den Tisch. Da kann manchmal die Frustration schon wach­
sen. Meine Erfahrung aus den vergangeneo Jahren ist, dass 
diese Petitionen, die mit dem Vorschlag eines nicht einver­
nehmlichen Abschlusses auf die Tage~ordnung des Ausschus­
ses kommen, vom Bürgerbeauftragten und seinem Team 
sorgfältig und teilweise mit einem erheblichen Arbeitsauf­
wand auf alle Möglichkeiten der Hilfe für die Petenten abge­
klopft worden sind. Das erleichtert-wesentlich die Arbeit der 
Ausschussmitglieder, die diese Vorgänge vertreten müssen. 

ln diesem Zusammenhang ein herzliches Dankeschön an Uli 
Galle und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für diese 
Unterstützung und Zuarbeit 

(Beifall bei SPD, F.D.P. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Land­
tagsverwaltung, die den Ausschuss ebenfalls nach Kräften 
unterstützen. 

Das Ergebnis zeigt a_ber auch, dass die Möglichkeiten des Aus­

schusses begrenzt sind. ln vielen Fällen müssen wir doch ak­
zeptieren, dass auch Anliegen von Petenten, denen wir gern 

in einer schwierigen Situation helfen würden, nicht entspro­
chen werden kann. Das sind weniger die Fälle, die in der Pres­
se groß berichtet werden, wie das Falschparken auf dem ei­

genen Grundstück oder das mit den Schornsteinfegern. Das 
sind in vielen Fällen auch ganz schwierige und dramatische Si­
tuationen, die einfach nicht bereinigt werden können. 

Vielleicht ist das auch der Grund dafür, dass die Arbeit dieses 
Ausschusses- das wurde von den Vorrednern bereits erwähnt 
-eher im Verborgenen geschieht und dass es auch nicht so at­
traktiv zu sein scheint, diesem Ausschuss anzugehören und 

• 
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dass auch die Besprechung des Berichts von der einen Sitzung 
auf die andere verschoben wurde. Deshalb besteht heute 
auch der Bedarf an Werbung für diese Arbeit. 

Wir haben heute im zweiten Teil der Aktuellen Stunde ge- -
hört, dass die Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
Bosnien und dem Kosovo aufgrund der hohen Rückkehrbe­
reitschaft zügig geschieht. Das ist ein gutes Ergebni?. 

· Im Petitionsausschuss haben wir es aber dann gerade mit den­
Menschen zu tun, die aus teilweise sicher sehr subjektiven 
Gründen nicht zurück wollen. Für mich persönlich und für an-· 
dere Mitglieder des Ausschusses sind es oft auch die schwie­
rigsten Momente, wenn wir in solchen Situationen nicht hel­
fen können.- Aber es muss auch gesagt ·werden, dass-außer­
halb des Petitionsrechts immerhin im vergangeneo Jahr mehr 
als 40 % der Petitionen, die in diesem Zusammenhang ge­
stellt wurden, erfolgreich abgesc!tlossen wurden, das heißt, 
dass der Bürgerbeauftragte und sein Team helfen konnten 
und diese ausländischen Mitbürger durchaus Hilfe erhalten. 

Wir fiaben mit dem Ausschuss- das steht in einem engen Zu­
sammenhang mit den ausländerrechtliehen Fragen - im Fe­
bruar 2000 das Bundesamt für die Anerkennung ausländi­
scher Flüchtlinge in Nürnberg besudit. Im Mai- hat der Ar­
beitskreis der SPD-Fraktion auch die Auße-nstelle in Trier be­
sucht. Die Vorredner haben es schon gesagt. _Es war beein­
druckend. Mich hat besonders beeindruckt, dass bei diesen 
Besuchen in Nürnberg dieses lnformatiomzentrum des Bun­
desamts vorhanden war, was in hohem Maße Asylinforma­
tionsmöglichkeiten, Datenbanken, ·lnformationsschriften, 
ausländische Rechtsvorschriften, Informationen über Partei­
en, Gewerkschaften, ethnische und religiöse Gruppen, sowie 
Serviceleistungen des Bundesamts hat. Es war beein­
druckend. Wir haben eine ganze Reihe von Möglichkeiten, 

· uns dort beraten-zu lassen, wenn wir uns mit solchen Fragen 

befassen. 

ln _Trier war es vor allem die Information über die Tätigkeit 
der Einzelentscheider, die nachher oft auch eine Rolle in den 

Eingaben spielen. So weit zu diesen Besuchen. 

Über den Besuch in München ist auch gesprochen worden. 

Neben den aktuellen Sorgen und Nöten der Bürgerinnen und 
Burger desland es, die das in der Verfassung festgelegte Peti­
tionsrecht in Anspruch nehmen, werden wir mit Sicherheit 
weiterhin die Entvvicklungen im Bund, in anderen Bundeslän­
dern und in Europa beachten müssen. Europa wird für· uns 
immer wictitiger.Aus der Erfahrung der letzten Jahre bin ich 

- ·sicher, dass das rheinland-pfälzische Modell mit Petitionsaus­
schuss, Bürgerbeauftragten und der guten Zusammenarbeit 

:dabei auch eine wichtige Rolle spielen wird und als Beispiel in 
der einen oder anderen Form übernommen werden wird.-

Das ist noch einmal ein ·Ergebnis, das. Hoffnung_ für die Zu­
kunft macht. Ich hoffe, dass l.vir mit der Arbeit dieses Aus­
schusses auch hier im Parlament in der Zukunft weiterhin Ge­
hör finden. 

Danke schön. 

(Beifall der SPD und bei dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die F;D.P.-Frakti_on erteile ich Herrn Kollegen Dr. Frey das 
Wort. 

Dr. Frey, F.D.P.: 

(Abg. Bruch, SPD, verteilt 
Gummibärchen) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst ein Wort 
des Dankes an den Herrn Kollegen Bruch, der durch das Ver­
teilen von Gummibärehen dafür sorgt, dass ich wenigste-ns 
noch so lange Zuhörer habe, bis sie alle sind. Es sind auch 
Bonbons dabei, wie ich vom Herrn Präsidenten höre. 

Zum Thema: Der Bericht-c;les Petitionsausschusses von Herrn 
Kollegen Hammer und der Strafvollzugskommission wurde 
uns erteilt. Er hat wied~;r sehr eindeutig gezeigt, dass das P-e­
titionsrecht ein Recht aus unserer Verfassung· ist, das für viele 
Bürgerinnen und Bürger in unserem land eine hohe Bedeu­
tung hat- so, jetzt be~ommt die CDU auch noch Gummibär­
chen, dann ist das ganze Haus versorgt, vielleicht-gehen Sie 
auch noch zur Regierung, Herr Kolleg-e, dann kann ich weiter­
reden -: denn wi~ sonst würde sich erklären lassen, dass sich 
so viele Menschen mit Eingaben an den Bürgerbeauftragten 
wenden. 

Es ist auch sehr erfreulich, dass der Bürgerbeauftragte durch 

Außensprechstunden die Bürgerinnen und Bürger in unserem 
land aufsucht, um auch denjenigen, die sich schriftlich nicht 

so artikulieren können, die nicht so mobil sind, die Gelegen--

heit zu ge~en, sich mit ihren Beschwerden an diese Institu­
tion zu wenden. Es ist weiterhin erfreuHch, dass in fast zwei 
Dritteln der Fälle in irgendeiner Form weitergeholfen wer­
den konnte. 

Im Bericht-des Jahres 1999 sind wieder drei Schwerpunkte· 
sichtbar, wie sie auch in den letzten Jahren in dem Bericht ih-

-ren Niederschlag gefunden haben. Das ist der Berekh der 
Ausländera_ngelegenheiten, der Bereich der Sozialhilfe. und 
der Bereich des Strafvollzugs. Di~se Probleme hatten wlr be­
reits in den-letzten Jahren. Aber im Bereich der Ausländeran~ 

g·elegenheiten ist sehr deutlich, dass sich die Problemlagen in 
. . 

vielen Bereichen verschärfen. 
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Wir arbeiten heute das ab, \vas wir Anfang der neunziger 
Jahre als Zuwanderungsbewegung hatten und stellen fest, 
dass wir in vielen Bereichen mit dem rechtlichen Szenario, das 
wir zur Verfügung haben, nicht immer das erreichen können, 
was wir eigentlich erreichen möchten. Deshalb ist es gut, dass 
wir eine Altfallregelung haben, die in vielen Bereichen huma­
nitäre Entscheidungen ermöglicht. Aber wir stellen doch fest, 
dass wir eine Regelung in Form eines Zuwanderungsgesetzes 
dringend brauchen. 

Ich bin sehr froh, dass es einen Besuch beim Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge gab. ln Nürnberg 
wurde uns sehr deutlich die Arbeit dieser Behörde vorge­
führt. Herr Braun, es hat mich gefreut, dass Sie meine Argu­
mentationen im Fall Orak aufgegriffen haben, nämlich auf 
diese _Institutionen zurückzugreifen, wenn es darum geht, 
Einzelfälle zu überprüfen und nicht zu sagen, das muss der 
Landtag machen. Das haben Sie noch im Mai getan. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Es war so. Ich-mache Ihnen gar keinen Vorwurf. Ich bin froh, 
dass Sie mittlerweile eingesehen haben, dass dieses Amt oft 
besser arbeitet. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Ich will Sie doch gar nicht angreifen. Ich bin doch froh, dass -
diese Einsichtauch Früchte getragen hat. 

Ich bin auch froh, dass wir in München waren; denn dort 
konnte man sehen, wie in anderen Bundesländern diese Aus" 
Iänderangelegenheiten behandelt werden. Ich muss sagen, 

-ich bin stolz darauf, dass wir in Rheinland-Pfalz sind; denn 
hier herrscht ein ganz anderes Klima, als das in Bayern der 
Fall ist. 

Meine Damen und Herren, der Bereich der Sozialhilfe ist für 
viele Bürgerinnen und Bürger weiterhin ein Buch mit sieben 

Siegeln, weil viele Bürgerinnen und Bürger damit überfordert 

sind, die Einzelleistungen, die in diesem Bereich vom Gesetz­
-geber vorgesehen sind, auch in Anspruch zu nehmen. Deswe-

-gen sollten wir uns auch im politischen Bereich überlegen,ob 

es nicht Sinn macht, eine Vereinfachung für die Bürgerinnen 
und Bürger, die auf diese_Leistungen angewiesen sind, in 
Form eines Bürgergelds- oderwie auch immer- zu schaffen. 

Der letzte Schwerpunkt ist der Bereich des Strafvollzugs. Es 

wird auch der Bericht der Strafvollzugskommission diskutiert. 
Es gibt eine weiterhin hohe Anzahl von Eingaben, die natür­
lich auf den Belegungszahlen basieren, auf der Tatsache, dass 

viele Freizeiträume in den Justizvollzugsanstalten nicht mehr 
zur Verfügung stehen und das Angebot in diesem Bereich Iei-

derzurückgefahren ·werden musste. Aber ich glaube, dass wir 

uns als Petitionsausschuss und als Strafvollzugskommission 
der Probleme der Gefangenen, aber auch der Mitarbeiter, in 

umfassender Weise angenommen haben. 

"Ein letztes Wort zur Zusammenarbeit des Petitionsausschus­
ses und des Bürgerbeauftragten mit Behörden und_Kommu­
nen. Der Eindruck, den: ich im letzten Jahr gewonnen habe, 
war, dass diese Zusammenarbeit ganz überwiegend gut 
klappt. Ich bin Herrn Dr. Braun dankbar, dass er auch den Fin­
ger in die Wunde gelegt hat, was den Fall Kaiserslautern an­
geht. Wir-hatten schon mit anderen Gebietskörperschaften 
unsere Probleme im letzten Jahr, aber anhaltend ist es 
Kaiserslautern. Vielleicht lässt sich auch im Bereich der Kom­
munalpolitik einmal eine Änderung herbeiführen. 

Abschließend ein Wort des Dankesanall die, die mit den Pe­
titionsverfahrenzu tun haben, das Büro des Bürgerbeauftrag­
ten, der Bürgerbeauftragte selbst,-die Staatskanzlei, die Mi­
nisterien, der Wissenschaftliche Dienst, alle Kolleginnen und 

Kollegen im Ausschuss. Aber ein persönliches Wort des Dan: 
kes möchte ich am Schluss dieser Debatte an Frau Kollegin 
lngrid Schneider und Frau Müller sagen, die in der nächsten 
Legislaturperiode - das lässt sich bereits heute zu einem so 
frühen Termin schon sagen - diesem Haus nicht mehr ange-

- hören werden, auch nicht mehr im Petitionsausschuss sein 

werden. Für meinen Teil kann ich sagen, dass die Zusammen­
arbeit mit Ihnen beiden sehr gut, sehr innig und über alle Par­
teigrenzen hinweg ar:1 Thema orientiert war. 

(Beifall im Hause) 

!c~ bedauere es, dass Sie nicht mehr kandidieren bzw. aufge­
stellt wurden. Aber ich denke, der Dank aller Kolleginnen 
und Kollegen- das hat der Applaus gezeigt- ist Ihnen gewiss. 

Ich freue mich, dass wir wenigstens noch bis zum Mai zusam­
menarbeiten werden. 

Vielen Dank. -

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache zu den Punk­
ten 18 und 19 der Tagesordnung. 

Wir sind damit am Ende der heutigen Beratung. Ich lade Sie 

herzlich für morgen zur 115. Sitzung um 9.30 Uhr ein .. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 18.23Uhr. 

• 

• 
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